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Vorbemerkung 
Ein Monitoring ist eine indikatorengestützte Langzeitbeobachtung von Entwicklungen. Mit ei-
nem Monitoring soll zum einen Handlungsbedarf aufgezeigt werden, wenn sich abzeichnet, 
dass ein Prozess nicht den gewünschten Verlauf nimmt. Zum anderen sollen sich zeigende 
positive Veränderungen frühzeitig identifiziert werden können, um sie durch ergänzende 
Maßnahmen zu unterstützen und dadurch einen anhaltenden positiven Entwicklungspfad zu 
begünstigen. Die vielfältigen, komplexen und interagierenden positiven wie negativen Aus-
wirkungen des Flughafens Frankfurt auf sein Umfeld legen ein Monitoring derjenigen Pro-
zesse nahe, die vom Flughafenbetrieb in besonderer Weise tangiert werden könnten. Hierzu 
zählt die Entwicklung der Sozial- und Wirtschaftsstruktur in den umliegenden Kommunen des 
Flughafens. 
 
Um Veränderungen der Sozial- und Wirtschaftsstruktur einer Kommune zu erkennen, greift 
man zunächst auf Indikatoren zurück, die in einer Art Null-Messung den Ist-Zustand quantita-
tiv und qualitativ zu beschreiben versuchen. Eine aus der zeitlichen Abfolge der Indikatoren 
erkennbare Veränderung lässt allerdings noch keine zwingenden Schlüsse dahingehend zu, 
welche Faktoren für diese Veränderung verantwortlich sind. Die Sozial- und Wirtschaftsstruk-
tur einer Kommune wird bekanntlich durch eine Vielzahl von Faktoren determiniert, die sich 
teilweise verstärken, teilweise aber auch neutralisieren. So ist auch der Flughafen Frankfurt 
nur einer – wenn auch vermutlich ein besonders wichtiger – unter vielen potentiellen Ein-
flussfaktoren auf die Sozial- und Wirtschaftsstruktur in seinem Umfeld. Aus diesem Grund ist 
es wichtig, von der Mess-Ebene der Kontextindikatoren, die kausale Rückschlüsse nur ein-
geschränkt ermöglicht, das Monitoring auf die Mikroebene von mobilen Haushalten auszu-
weiten, um eine genaue Beschreibung der sozialen Selektivität und der Wanderungsmotive 
zu ermöglichen. Die Ergebnisse einer Wanderungsmotivbefragung erlauben eine kausale In-
terpretation der zu beobachtenden Veränderungen bei den Indikatoren, vermitteln frühzeitig 
eine Vorstellung über die voraussichtliche zukünftige Entwicklung der Sozial- und Wirt-
schaftsstruktur und können somit rechtzeitig Handlungsbedarf anzeigen. 
 
Diese Zusammenhänge hat das Regionale Dialogforum Flughafen Frankfurt (RDF) frühzeitig 
erkannt und nach intensiven Vorarbeiten ein Konzept für die Erarbeitung eines Sozialmonito-
rings entwickelt. Das Konzept sah zunächst eine Pilotphase vor, die wissenschaftlich beglei-
tet und ausgewertet werden sollte. Aus den Erfahrungen der Pilotphase sollten neben ersten 
Hinweisen auf spezifische Auswirkungen des Flughafens Frankfurt vor allem Erkenntnisse 
für eine Hauptphase des Sozialmonitorings abgeleitet werden. Insbesondere wurden Antwor-
ten auf folgende Fragen erwartet: 
 
• Muss der vom RDF erarbeitete Katalog der Kontextindikatoren verändert werden? 
• In welchem Turnus und in welcher räumlichen Differenzierung ist die Erhebung der 

Kontextindikatoren zu wiederholen? 
• Ist eine turnusmäßige Erhebung und Auswertung der Kontextindikatoren ausreichend 

oder muss sie (periodisch) durch Befragungen ergänzt werden? 
• Welche Möglichkeiten der institutionellen Anbindung sind vorhanden (und sollten präfe-

riert werden)? 
• Welcher Aufwand ist mit einem kontinuierlichen Sozialmonitoring im Umfeld des Flug-

hafen Frankfurt verbunden? 
 
Der vorliegende Endbericht gibt auf Basis der während der Pilotphase gesammelten Erfah-
rungen und aus der Sicht der externen wissenschaftlichen Begleitung Antworten auf diese 
Fragen. Der Endbericht gliedert sich in drei Teile. Der erste Teil beschäftigt sich mit der ers-
ten Säule des Sozialmonitorings, den Kontextindikatoren, und wurde federführend von 
 INFRASTRUKTUR & UMWELT unter Mithilfe von Prof. Dr. Hartmut Häußermann erstellt. 
Der zweite Teil beinhaltet die wesentlichen Ergebnisse und Erkenntnisse der Wanderungs-
motivbefragung, die in den Aufgabenbereich des Instituts Wohnen und Umwelt fiel. Asssis-
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tiert wurde das IWU von Prof. Dr. Hartmut Häußermann. Der dritte und letzte Teil schließlich 
enthält die grundlegenden gutachterlichen Empfehlungen zur Ausgestaltung und institutionel-
len Anbindung eines Sozialmonitorings in einer Hauptphase sowie detaillierte Empfehlungen 
zur inhaltlichen und organisatorischen Ausgestaltung der beiden Module „Kontextindikatoren“ 
und „Wanderungsmotivbefragung“. Darüber hinaus finden sich im dritten Teil auch Einschät-
zungen zum personellen und finanziellen Aufwand, der mit einer Fortführung und Auswei-
tung des Sozialmonitorings verbunden wäre. Den drei Teilen sind neben einem Literaturver-
zeichnis Anhänge mit Abbildungen und den Befragungsunterlagen der Wanderungsmotivbe-
fragung beigefügt. 
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1 Methodische Vorarbeiten 
1.1 Überprüfung und Überarbeitung des Katalogs der Kon-

textindikatoren 
Ausgangspunkt der Arbeiten war die „vorläufige Liste von Kontextindikatoren“, die im Rah-
men der Vorarbeiten des RDF zusammengestellt wurde. Diese wurden zu Beginn der Pilot-
phase noch einmal durch die Gutachter eingehend unter den Kriterien der Wissenschaftlich-
keit und Datenverfügbarkeit überprüft. Neben der Aussagekraft spielt mit Blick auf die Be-
grenzung des Erhebungsaufwands die einfache Verfügbarkeit der Daten für die die Festle-
gung eine entscheidende Rolle. 
 
Dazu wurde recherchiert, wo, in welcher Ausprägung und auf welcher räumlichen Ebene po-
tenzielle Daten für ein Sozialmonitoring vorliegen und wie sie für das Sozialmonitoring zur 
Verfügung gestellt werden können. Hiefür wurden die Stellen, die die entsprechenden Daten 
vorhalten, kontaktiert und Möglichkeiten der Datenbereitstellung besprochen. Die Ände-
rungs- und Ergänzungsvorschläge wurden innerhalb des Begleitkreises diskutiert und dort 
abschließend festgelegt. Dabei lag der Schwerpunkt der Überarbeitung in dieser Phase zu-
nächst in der Konkretisierung und Operationalisierung der vom RDF vorgeschlagenen Indi-
katoren. Schon an dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass eine weitergehende Überprü-
fung der Indikatoren auf der Grundlage der Erfahrungen der Erhebungen in der Pilotphase 
erfolgte (siehe dazu Abschnitt 3.1.1). 
 
Tabelle 1 gibt einen Überblick über die festgelegten Indikatoren im Vergleich zum Vorschlag 
aus den Vorarbeiten des RDF. 
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Tabelle 1: Überblick über die festgelegten Indikatoren im Vergleich zum Vor-
schlag aus den Vorarbeiten des RDF 

Bereich Vorschlag RDF Indikatoren für die Erhebung in der Pilot-
phase 

Demografische Grunddaten   

- Bevölkerungsdichte E01 Veränderung der Bevölkerungsdichte 

- Altersgruppen 

- Ältere 

- Kinder und Jugendliche 

E02 Veränderung der Altersstruktur 

- Struktur der Migranten-
anteile 

Einwohnerdaten 

- Anteile der Migranten an 
der Bevölkerung 

E03 Veränderung der Zusammensetzung der Bevölke-
rung nach Nationalität und Migrationshintergrund 

- Wanderungsströme 

- Mobilitätsziffer (Stärke der 
Wanderung; Selektivität, 
z.B. altersbedingt etc.) 

Wanderungen 

- Zielorte der Abwandernden 

E04 Veränderung der Wanderungsbewegungen 

Wirtschaftsstrukturdaten   

Erwerbstätigkeit - Quote der SV-Beschäftigten Wi1 Veränderung der Quote und Struktur der SV-
Beschäftigten 

SGB II - Quote Arbeitssuchender Wi2 Veränderung der Anzahl und Struktur Arbeitsloser 
(SGB II) 

SGB III - Art der Beschäftigung Wi3 Veränderung der Anzahl und Struktur von Perso-
nen in Arbeitsförderungsmaßnahmen (SGB III) 

Kaufkraft - Kaufkraft der Bevölkerung Wi4 Veränderung der Kaufkraftzahlen 
Steuereinnahmekraft   Wi5 Veränderung der Steuereinnahmen 

Sozialindikatoren     

- Wohngeldempfänger Wo1 Veränderung der Zahl der  
Wohngeldempfänger 

- Verkaufspreis 

Wohnen 

- Mietpreisniveau 
Wo2 Veränderung der Immobilienwerte 

 B01 Veränderung der Anzahl von Schülern nach Natio-
nalität sowie mit "nicht-deutscher" Herkunfts-
sprache 

- Übergangsquoten von 
Schulen in weiterführende 
Schulen 

B02 Veränderung der Übergangsquoten von Schulen in 
weiterführende Schulen 

  B03 Veränderung der Schulabbrecherquoten 
- Schuleignungstests B04 Veränderung der Ergebnisse der Schul-

eignungstests 

Bildung 

  B05 Anzahl der Gestattungsanträge 
Kinder und Jugendhil-
fe (SGB VIII) 

  S01 Veränderung der Jugendhilfe- 
maßnahmen (SGB VIII) 

Sozialhilfe (SGB XII)   S02 Veränderung der Anzahl der  
Personen mit Sozialhilfe (SGB XII) 

Quelle: Eigene Darstellung 
 
Im Anhang 1 ist die vollständige Liste, incl. der Festlegungen zur sachlichen und räumlichen 
Ebene der Erhebung dargestellt. 
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1.2 Festlegungen zur Erhebung und Zuordnung des Migra-
tionshintergrundes 

Mit der Zuordnung des Migrationshintergrundes wurde im Rahmen des Pilotvorhabens me-
thodisches Neuland betreten und Pionierarbeit geleistet. Zum Zeitpunkt der Durchführung 
der Erhebung lagen nur in einigen wenigen deutschen Großstädten Erfahrungen bzw. me-
thodische Ansätze dazu vor. 
 
Es herrschte allerdings Einvernehmen, dass diesem Indikator aus sozialwissenschaftlicher 
Sicht eine außerordentlich hohe Bedeutung beigemessen werden muss, die den besonderen 
Aufwand rechtfertigt. 
 
Grundsätzlich wurde vereinbart sich bei der Zuordnung des Migrationshintergrundes an der 
Typologie der Stadt Wiesbaden zu orientieren und diese auf die Erforderlichkeiten und Mög-
lichkeiten im Rahmen des Pilotvorhabens anzupassen. 
 
Abbildung 1: Typologie zur Zuordnung des Migrationshintergrundes (Beispiel Wies-

baden) 

 
Quelle: Landeshauptstadt Wiesbaden, Amt für Wahlen, Statistik und Stadtforschung, 

Migrantinnen und Migranten in Wiesbaden, Wiesbaden 2004. 
 
Da zum Migrationshintergrund selbst in den Melderegistern keine Daten abgelegt sind, muss 
der Migrationshintergrund aus Sekundärinformationen zusammengetragen und in mehreren 
Kaskaden ermittelt werden. Dazu werden anhand der Informationen zum Geburtsort, Na-
men, Geburtsdatum sowie über die Herstellung von Haushaltsbeziehungen die erforderli-
chen Zuordnungen erzeugt. Eine automatisierte Zuordnung stößt insbesondere aufgrund der 
Vielzahl von Ortsnamen und der unterschiedlicher Schreibweisen hier schnell an Grenzen. 
Zur Klärung von Einzelfragen der Zuordnung ist ein enormer Zusatzaufwand erforderlich. 
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Aufgrund des eng begrenzten Zeitrahmens und der knappen personellen Kapazitäten wurde 
vereinbart, einen vereinfachten Ansatz zu wählen, der zunächst nur die einfachen Zuord-
nungsmöglichkeiten über die Angaben zur ersten und zweiten Staatsbürgerschaft nutzt und 
auf umfangreiche „händische“ Nacharbeiten verzichtet. Damit zielt der Ansatz nicht darauf ab 
den Migrationshintergrund vollständig zu erfassen, sondern über die „erste Auswertekaska-
de“ das Gros der Deutschen mit Migrationshintergrund zu erfassen1. 
 
Darüber hinaus wurde vereinbart, dass ─ soweit dies die personellen Kapazitäten bis Ende 
März 2008 zulassen ─ auch über die Herstellung von Mutter-Kind-Beziehungen zu versu-
chen, die "Ausländer der 2. Generation" mit deutscher Staatsangehörigkeit zu identifizierten. 
Dies war den Bearbeitern allerdings aufgrund der hohen Belastungen nicht möglich. 
 
Die Kriterien für den Migrationshintergrund wurden wie folgt definiert: 
 
• 1. Staatsangehörigkeit oder 2. Staatsangehörigkeit: nicht deutsch 
• Geburtsland / Geburtsort: nicht Deutschland (ohne umfangreiche händische Nacharbei-

ten) 
• Geburtsjahr (>1945 in Verbindung mit Geburtsland "Ausland"; Kriterium zum Aussortie-

ren Vertriebener) 
 
Bezüglich des Migrationshintergrundes werden zunächst folgende Gruppen gebildet: 
 
• A-A:   Ausländer im Ausland geboren (1. Generation) 

1. Staatsangehörigkeit = Ausland und Geburtsort im Ausland 
 

• A-D:   Ausländer in Deutschland geboren (2. und 3. Generation) 
1. Staatsangehörigkeit = Ausland und Geburtsort in Deutschland 
 

• DAA:   Doppelstaatler im Ausland geboren 
1. Staatsangehörigkeit = Deutsch und eine 2. Staatsangehörigkeit und Ge-
burtsort im Ausland 
 

• DAD:   Doppelstaatler in Deutschland geboren 
1. Staatsangehörigkeit = Deutsch und eine 2. Staatsangehörigkeit und Ge-
burtsort in Deutschland 
 

• DKA:   Deutsche im Ausland geboren ohne Weltkriegsflüchtlinge 
Staatsangehörigkeit = Deutsch und keine 2. Staatsangehörigkeit und Ge-
burtsort im Ausland (ohne Weltkriegsflüchtlinge: ohne Personen die vor 1947 
in 152-Polen, 164-Tschechien, 155-Slowakei, 162-ehem. Tschechoslowakei, 
154-Rumänien, 165-Ungarn, 159-Sowjetunion oder in der 160- russ. Föderati-
on geboren wurden). In diese Kategorie fallen auch "alte Spätaussiedler". 
 

• DKDM: In Deutschland geborene deutsche Kinder (unter 18) mit ausl. Mutter2 
1. Staatsangehörigkeit = Deutsch und keine 2. Staatsangehörigkeit und Ge-
burtsort in Deutschland und unter 18 Jahren und Mutter im Ausland geboren 
oder mit einer ausländischen Staatsbürgerschaft. 
 

Neben der Zuordnung des Attributes „Migrationshintergrund: ja/nein“ wurde auch eine Infor-
mation zum Migrationshintergrund analog der Festlegungen zur Nationalität erzeugt (Migrati-

                                                 
1 Laut Information von Herrn Bachmann (Stadt Darmstadt) wird gem. den Erfahrungen aus anderen 
Städten der Migrantenanteil durch dieses vereinfachte Verfahren um 5 bis 10 % (absolut) bzw. ca. 30 
% relativ unterschätzt; Telefonat vom 10.07.2008. 
2 Ermittlung nur soweit dies bis Ende März 2008 möglich ist; s.o.. 



 15

onshintergrund: ja; Länderklasse: EU (o. Bulgarien u. Rumänien); USA, Kanada, Schweiz; 
Türkei; Sonstige). 

1.3 Erhebungsleitfaden 
Zur Unterstützung der Datenerhebung durch die Kommunen wurde ein Leitfaden in Form ei-
nes Arbeitshandbuches erarbeitet. Der Leitfaden enthält Festlegungen zur Datenerhebung, 
wie insbesondere: 
 
• exakte Bezeichnung und Beschreibung der zu erhebenden Daten, 
• Datenstände/Stichtage, 
• räumliche Bezugsebene. 
 

Darüber hinaus wurden klare Vorgaben für eine standardisierte Datenerfassung als Grundla-
ge für eine effiziente Zusammenführung, Darstellung und Auswertung der Daten gemacht. 
Dazu wurden 
 
• Erfassungsformulare entworfen, 
• mit den Pilotkommunen abgestimmt und als 
• EDV-Formulare (MS-Excel) zur Verfügung gestellt. 

 
Der Erhebungsleitfaden ist im Anhang 2 dokumentiert. 

1.4 Einrichtung von Statistischen Bezirken für die kleine-
ren Kommunen 

In den kleineren Kommunen sind in der Regel keine Statistischen Bezirke eingerichtet. Damit 
entfällt die Möglichkeit der kleinteiligen, räumlich differenzierten, Zuordnung der Daten. Um 
dies zu ermöglichen, wurde für die Kommunen Raunheim und Kelsterbach im Rahmen der 
Pilotphase nachträglich derartige Statistische Bezirke eingeführt. Die Stadt Flörsheim hat 6 
Bezirke aus 11 Wahlbezirken räumlich zusammengefasst. 
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2 Organisation der Erhebung 
Gemäß Leistungsbeschreibung war geplant, dass die Datenerhebung von den beteiligten 
Kommunen selbst durchgeführt wird. Nach Festlegung der Indikatoren und Konkretisierung 
der zu erhebenden Daten wurde die Vorgehensweise nochmals im Begleitkreis diskutiert. Es 
wurde Einvernehmen darüber erzielt, dass zur Entlastung der Kommunen die Indikatoren, 
deren Daten nicht originär bei den Kommunen gehalten werden durch die Gutachter erhoben 
werden sollten. 

Kontextindikatoren, die durch den Gutachter erhoben wurden: 
Wi1  Veränderung der Quote und Struktur der SV-Beschäftigten 
Wi2  Veränderung der Anzahl und Struktur Arbeitsloser (nach SGB II) 
Wi3  Veränderung der Anzahl und Struktur von Personen in Arbeitsförderungs-

maßnahmen (SGB III) 
Wi4  Veränderung der Kaufkraftzahlen 
Wi5  Veränderung der Steuereinnahmen 
Wo2  Veränderung der Immobilien- und Mietpreise3 
B01 Veränderung der Anzahl von Schülern in den Grundschulen nach Nationali-

tät (Daten der statistischen Landesämter) 
B02 Veränderung der Übergangsquoten von Schulen in weiterführende Schulen 

(Daten der statistischen Landesämter; Zuflussprinzip) 
B03  Veränderung der Schulabbrecherquoten 
S02  Veränderung der Anzahl der Personen mit Sozialhilfe (SGB XII) 

Kontextindikatoren, die durch die Pilotkommunen erhoben wurden: 
E01 Veränderung der Bevölkerungsdichte 
E02 / E03 Veränderung der Zusammensetzung der Bevölkerung nach Altersstruktur, 

Nationalität und Migrationshintergrund 
E04  Veränderung der Wanderungsbewegung 
Wo1 Veränderung der Zahl der Wohngeldempfänger 
B01 Veränderung der Anzahl von Schülern in den Grundschulen nach Nationali-

tät (Ergänzung um Informationen Herkunftssprache) 
B02  Veränderung der Übergangsquoten der Schulübergänge von der 4. in die 5. 

Klasse zu anderen Schulen (Abflussprinzip) 
B04  Veränderung der Ergebnisse der Schuleignungstests 
B05  Anzahl der Gestattungsanträge  
S01  Veränderung der Jugendhilfemaßnahmen (SGB VIII) 

 
Darüber hinaus gab es insbesondere im Bereich der Erhebung der demografischen Grund-
daten eine intensive und weit reichende interkommunale Unterstützung der „kleineren“ 
Kommunen durch die Städte Darmstadt und Mainz. Bei der Erhebung der Bevölkerungsda-
ten E02 bis E04 hat die Stadt Darmstadt die Zuordnung der Daten für die Städte Kelsterbach 
und Raunheim übernommen. Die Stadt Mainz hat diese Erhebung für die Stadt Flörsheim 
am Main durchgeführt. Offenbach am Main hat seine Einwohnerdaten eigenständig ausge-
wertet. 
 
 
 
                                                 
3  Die Erhebung wurde von empirica GmbH, Bonn durchgeführt. 
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3 Evaluation der Erhebung in der Pilotphase 
3.1 Katalog der Kontextindikatoren 

3.1.1 Erhebbarkeit der Daten 

Innerhalb der Erhebungsphase hat sich herausgestellt, dass verschiedene Daten nicht in der 
vorher festgelegten Form erfasst werden konnten. Obwohl im Vorfeld (siehe Abschnitt 1.1) 
die Verfügbarkeit der Daten abgefragt und von den zuständigen Stellen bestätigt wurden, 
gab es bei der konkreten Anfrage tlw. Probleme.  
An dieser Stelle werden die ggf. aufgetretenen Probleme bei der Erhebung der Kon-
textindikatoren, Besonderheiten der Erhebung im Einzelnen erläutert sowie Hinweise für das 
weitere Vorgehen gegeben. 

E01 Veränderung der Bevölkerungsdichte 
Zur Ermittlung der Bevölkerungsdichte sollte der Quotient aus Einwohnerzahlen und 
Gebäude- und Freifläche je statistischem Bezirk als Indikator herangezogen werden. 
Bei der Erhebung zeigte sich, dass auf Ebene der Statistischen Bezirke ohne größeren 
Aufwand nur die Gesamtflächen zur Verfügung stehen.  

Für die Bewertung der Einwohnerdichte ist die Gesamtfläche ungeeignet, da sie auch 
den gesamten Außenbereich umfasst. Damit wären die Bevölkerungsdichten nicht re-
präsentativ, da sie weder innerhalb noch zwischen den Kommunen sinnvoll vergleich-
bare Werte erzeugt.  

Abweichend von der ursprünglich vorgesehen Vorgehensweise, wurde die Dichte auf 
Gemeindeebene auf der Grundlage der Daten der Statistischen Landesämter zur Ge-
bäude- und Freifläche ermittelt. 

E02 bis E04 Veränderung der Altersstruktur, des Migrationshintergrund und der 
Wanderungsbewegungen 
Wie bereits geschildert wurde mit der Zuordnung des Migrationshintergrundes im 
Rahmen des Pilotvorhabens methodisches Neuland betreten. Durch die Unterstützung 
der kleineren Kommunen durch die Städte Darmstadt und Mainz und durch die intensi-
ve Zusammenarbeit der beiden Kollegen aus Darmstadt und Mainz wurde die Erhe-
bung des Migrationshintergrundes mit Erfolg durchgeführt. 

Wi2 Veränderung der Anzahl und Struktur Arbeitsloser 
Der Kontextindikator zu den Arbeitslosen nach SGB II wurde vom Gutachter erhoben. 
Prinzipiell konnten die Daten für die Pilotkommunen über die Bundesagentur für Arbeit 
(BA) problemlos erhoben werden. Lediglich die Städte, die dem sogenannten Opti-
onsmodell angehören, halten die Daten zu den Arbeitslosen nach SGB II z.T. selbst 
bzw. bei den jeweiligen Landkreisen. Dies war bei dieser Erhebung für die Stadt Flörs-
heim am Main der Fall.  

Die Arbeitslosenzahlen differenziert nach Dauer, Nationalität und Altersklasse konnten 
über die BA abgefragt werden. Die „Anzahl der Bedarfsgemeinschaften“ und die „An-
zahl der nicht erwerbsfähigen Hilfsbedürftigen“ mussten vom Gutachter über den Main-
Taunus-Kreis abgefragt werden. Aus diesem Grund konnten die Daten für Flörsheim 
am Main für die „Anzahl der nicht erwerbsfähigen Hilfsbedürftigen“ auch nicht analog 
zu den Daten der anderen Pilotkommunen erfasst werden. Der Main-Taunus-Kreis 
konnte als Altersklasse lediglich die Gruppe der „Personen unter 15 Jahre“ bereitstel-
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len. Dies hatte für die Analyse der Daten aber keine großen Auswirkungen, weil diese 
Altersklasse auch prozentual die größte Zielgruppe darstellt. 

Darüber hinaus musste durch die Erhebung aus zwei verschiedenen Datenquellen der 
Stichtag angepasst werden. Aus diesem Grund wurde als Stichtag der 30.11.2007 
festgelegt. Da die Zahlen innerhalb eines Monats ─ laut Aussage der BA ─ nur gering-
fügig abweichen, ist dies in der Pilotphase zu vernachlässigen. 

Im Hinblick auf die räumlich differenzierte Erhebung dieses Indikators, besteht die 
Möglichkeit für „kleinere“ Kommunen – unter Zugrundelegung eines Straßenrasters – 
die Arbeitslosenzahlen differenziert nach Statistischen Bezirken bei der BA zu erhalten. 
Das Straßenraster zur Einteilung der Bezirke muss von der Gemeinde an die BA 
übermittelt werden. Nach einer einmaligen Einrichtungsgebühr von ca. 1000.-€4 sind 
dann individuelle Datenbankabfragen gegen eine Bearbeitungsgebühr möglich. Dies 
gilt sowohl für die Arbeitslosenzahlen, als auch für die sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigten (s.u.). 

Wi4  Veränderung der Kaufkraftzahlen 
Die Zahlen für die Kaufkraft konnten durch den Gutachter über den Datendienstleister 
„GfK GeoMarketing“ für alle sechs Pilotkommunen auf Ebene der Postleitzahlengebiete 
abgefragt werden. Aufgrund der Nutzungsrechte der GfK Geomarketing durften die 
Zahlen für die Kaufkraft jedoch nur stark eingeschränkt genutzt werden. Die Kaufkraft-
daten durften wie folgt verwendet und in wissenschaftlichen Gutachten veröffentlicht 
werden: 

o als Indexwert 
o als Vergleichswert 
o als Klassenwert 

Eine Veröffentlichung von absoluten Zahlen und Promillewerten ist also im Rahmen 
des Gutachtens nicht gestattet. Dies stellt allerdings aus sozialwissenschaftlicher Sicht 
kein Problem dar, da insbesondere der Vergleichswert ausreichenden Informationsge-
halt hat. 

Wo1  Veränderung der Zahl der Wohngeldempfänger 
Abweichend von der Vereinbarung der letzen Arbeitssitzung des Begleitkreises hat 
sich bei der konkreten Abfrage der Zahlen durch die Pilotkommunen herausgestellt, 
dass die Erhebung auf der jeweils verfügbaren Ebene nicht möglich war. So konnten 
Flörsheim am Main, Kelsterbach und Mainz diese Daten nicht zur Verfügung stellen, da 
die Daten nicht in der gewünschten Form zur Verfügung standen bzw. nicht von ent-
sprechenden Stellen übergeben wurden.  

Eine weitere Schwierigkeit bestand in der Differenzierung der Wohngeldzahlen nach 
Altersklassen. Abweichend von der Aussage vieler Pilotkommunen, die Daten könnten 
nach dem Alter der Empfänger von Wohngeld zur Verfügung gestellt werden, war die-
se Differenzierung leider doch nicht möglich, da die Altersklassen nicht erfasst bzw. be-
reitgestellt werden konnten. 

Sollte der Kontextindikator zum Wohngeld langfristig erhoben werden, besteht zumin-
dest für die hessischen Kommunen die Möglichkeit, die Zahlen auf gesamtstädtischer 
Ebene für die Haushalte über das Hessische Statistische Landesamt (HSL) abzufra-
gen. 

                                                 
4 Laut der Aussage der Bundesagentur für Arbeit 
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Laut Aussage der sechs Pilotkommunen gibt es darüber hinaus keine verwertbare Sta-
tistik, die die Abfrage der geforderten Daten ermöglicht. 

Da dieser Indikator nicht in sozialwissenschaftlich verwertbarer Form erhoben werden 
kann wird empfohlen, auf eine zukünftige Erhebung der Wohngeldempfänger zu ver-
zichten. Das gilt umso mehr, als die Daten zu Sozialhilfeempfängern nach SGB XII (In-
dikator So2) vergleichbare Informationen liefern. 

Wo2  Veränderung der Immobilienwerte 
Gemäß Arbeitsvorschlag und Angebot von empirica sollten folgende Auswertungen 
durchgeführt werden. 

I. Auswertung auf Gemeindeebene: 
• Median, arithmetisches Mittel und 10%-, 25%-, 75%- und 90%-Perzentil für Miet-

wohnungen (in Euro/qm), Eigentumswohnungen (in Euro/qm) und Einfamilienhäuser 
zum Kauf (gesamter Kaufpreis in Euro) 

• Median, arithmetisches Mittel und 10%-, 25%-, 75%- und 90%-Perzentil nach 
Wohnflächenklassen: 

o Mietwohnungen/Eigentumswohnungen (in Euro/qm): unter 50qm, 50 bis unter 
75qm, 75 bis unter 100qm, 100qm und mehr 

o Einfamilienhäuser (gesamter Kaufpreis in Euro): unter 100qm, 100 bis unter 
120qm, 120 bis unter 140qm, 140qm und mehr 

II. Auswertung auf Stadtteilebene (je nach Datenverfügbarkeit für Mainz, Darm-
stadt und ggf. Offenbach): 

• Median und arithmetisches Mittel für Mietwohnungen (in Euro/qm), Eigentumswoh-
nungen (in Euro/qm) und Einfamilienhäuser zum Kauf (gesamter Kaufpreis in Euro) 

III. Zeitreihen 
• Median und arithmetisches Mittel als Zeitreihe für die Jahre 2004, 2005, 2006 und 

2007 

IV. Auswertung einer Referenzregion (Hessen-Süd): 
• Median, arithmetisches Mittel und 10%-, 25%-, 75%- und 90%-Perzentil für Miet-

wohnungen (in Euro/qm), Eigentumswohnungen (in Euro/qm) und Einfamilienhäuser 
zum Kauf (gesamter Kaufpreis in Euro) 

• Median, arithmetisches Mittel und 10%-, 25%-, 75%- und 90%-Perzentil nach 
Wohnflächenklassen: 

o Mietwohnungen/Eigentumswohnungen (in Euro/qm): unter 50qm, 50 bis unter 
75qm, 75 bis unter 100qm, 100qm und mehr 

o Einfamilienhäuser (gesamter Kaufpreis in Euro): unter 100qm, 100 bis unter 
120qm, 120 bis unter 140qm, 140qm und mehr 

Weil für Offenbach in einem Großteil der Anzeigen kein Stadtteilname angegeben war 
und die Fallzahlen damit für eine Auswertung zu gering waren, war eine Stadtteilaus-
wertung für Offenbach (s.o. zu II.) nicht möglich.  

Laut Aussage der Fa. empirica soll zukünftig ─ durch eine interne Datenbankoptimie-
rung ─ die Adresszuordnung der Immobilien deutlich verbessert werden. Dies ist aus 
gutachterlicher Sicht zu begrüßen. 
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B01  Veränderung der Anzahl von Schülern nach Nationalität sowie mit „nicht-
deutscher“ Herkunftssprache 
Die Veränderung der Schülerzahlen an Grundschulen nach Nationalität konnte für 
Darmstadt, Flörsheim am Main, Kelsterbach und Offenbach am Main über das HSL er-
fasst werden. Die Ergänzung um die Herkunftssprache war im Rahmen des Pilotvor-
habens nur für Mainz, Offenbach am Main und Raunheim möglich.  

Die Schwierigkeit bei den hessischen Pilotkommunen lag grundsätzlich in der verfüg-
baren Datenbasis. Schülerdaten werden in der Lehrer- und Schülerdatenbank (LUSD) 
bei den jeweiligen Schulämtern gehalten. Diese Datenbank verfügt über keine Attribute 
wie Geburtsort, Migrationshintergrund, Herkunftssprache. Eine einfache Zuordnung 
war dementsprechend nicht möglich. Die Stadt Raunheim konnte die Daten um die 
Herkunftssprache ergänzen, da nur eine Grundschule ausgewertet werden musste. 
Dies war noch mit einem vertretbaren Arbeitsaufwand zu bewerkstelligen. Für Kommu-
nen mit mehreren Schulen war dieser Aufwand im Rahmen des Pilotvorhabens nicht 
zu leisten.  

Die Stadt Mainz konnte die Zahlen zur Herkunftssprache direkt über die Schulstatistik 
abfragen und darstellen. 

Aus gutachterlicher Sicht wird angeregt, zu prüfen, ob die LUSD-Datenbank um die 
o.g. Informationen ergänzt werden kann. Dadurch wären für ein Sozialmonitoring wert-
volle Informationen zum Migrationshintergrund der Schüler deutlich einfacher verfüg-
bar. 

Sollte dieser Indikator nicht in einer für das Monitoring verwertbaren Form erhoben 
werden können, wird empfohlen, auf eine zukünftige Erhebung der Schülerzahlen zu 
verzichten.  

B02  Veränderung der Übergangsquoten von Schulen in weiterführende Schulen 
Auch die Erhebung dieses Indikators war geprägt von der Datenbasis der LUSD Daten. 
Die LUSD-Datenbank liefert derzeit nur Informationen nach dem Zuflussprinzip (von 
welcher Schulform kommen die Schüler in eine weiterführende Schule. Da außer der 
Schulform von der abgebenden Schule keine weiter gehenden Informationen abgelegt 
werden (insbesondere Name und Adresse der Schule) lassen sich für ein Sozialmoni-
toring aus den Daten nur sehr eingeschränkte Informationen gewinnen. 

Aus sozialwissenschaftlicher Sicht ist es wünschenswert, zumindest beim Übergang 
von der 4. auf die 5. Klasse zu erfassen, von welcher Schule (Basisadresse) der Pilot-
kommune die Schüler auf welche weiterführende Schulart wechseln (Abflussprinzip). 
Da die Grundschulen anders als die weiterführenden Schulen im Regelfall wohnortnah 
sind, lassen sich nur so die gewünschten Informationen gewinnen. 

Im Rahmen der Pilotphase wurde daher versucht – aufbauend auf den zentralen Erhe-
bungen durch die Gutachter (LUSD-Datenbank) – durch die hessischen Kommunen im 
Rahmen einer Nacherhebung die Schulübergangsquoten von der 4. Klasse zu den 
weiterführenden Schulen (5. Klasse) nach dem Abflussprinzip darzustellen. 5 

So war es zumindest für Darmstadt, Flörsheim am Main, Mainz und Raunheim mög-
lich, die Schulübergangsquoten von der 4. Klasse zu den weiterführenden Schulen (5. 
Klasse) darzustellen. Die Stadt Kelsterbach und Offenbach am Main konnten diese Da-
ten im Rahmen der Pilotphase aus kapazitativen Gründen nicht zur Verfügung stellen.  

                                                 
5  Die Stadt Mainz hält die Daten für die Übergänge von der 4. in die 5. Klasse in der gewünschten 
Form und konnte sie unproblematisch zur Verfügung stellen. 
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Für die fünf hessischen Pilotkommunen wurden die Daten der Übergänge 9. und 10. 
Klasse über die HSL Daten ergänzt. Die Stadt Mainz konnte diese Übergänge nicht er-
fassen, da diese nicht auf Schulebene vorliegen. Alle erhobenen Daten lagen nur für 
das Schuljahr 06/07 vor. 

Aus gutachterlicher Sicht wird angeregt, zu prüfen, ob für die LUSD-Datenbank eine 
Auswertung nach dem „Abflussprinzip“ zumindest vom Übergang von der Grundschule 
nach weiterführenden Schulen (s.u.) ermöglicht werden kann. Dadurch wären für ein 
Sozialmonitoring wertvolle Informationen zum Einfuß der Wohnumgebung einfach ver-
fügbar. 

B03 Veränderung der Schulabbrecherquoten 

Das HSL erfasst die sog. Schulentlassenen. Hierbei handelt es sich um alle Schüler, 
die eine Schule verlassen. Es werden alle Schüler „mit“ und „ohne“ Schulabschluss in 
der Statistik erfasst. Als Schulabbrecher werden die Schüler erfasst, die die Schule oh-
ne Hauptschulabschluss verlassen.  

Die Stadt Mainz konnte die Zahlen für die Schulabbrecher als Gesamtzahl auf Ge-
meindeebene zur Verfügung stellen. Raunheim wertete die Schulabbrecher nach der 
Basisadresse der Schule aus. Für alle anderen Kommunen konnten die Zahlen durch 
den Gutachter über die HSL Daten ergänzt werden. Alle erhobenen Daten lagen nur 
für das Schuljahr 06/07 vor. 

Es empfiehlt sich, in einer weiteren Erhebung zumindest für die hessischen Kommunen 
auf die Daten des HSL zurückzugreifen, da in der Datenbasis auch die Schulabgänge 
„ohne“ Hauptschulabschluss erfasst sind. So lassen sich sehr gut die Daten auf Basis-
adresse der jeweiligen Schule, differenziert nach Abschlussart und Nationalität, darstel-
len. 

B04  Veränderung der Ergebnisse der Schuleignungstests 
Die Erhebung der Ergebnisse der Schuleignungstests ist stark abhängig von der jewei-
ligen Stelle, an der diese Daten erfasst werden. Prinzipiell werden alle vorgestellten 
Kinder einer Untersuchung unterzogen. Die Untersuchung und Erfassung der Daten er-
folgt über die Gesundheitsämter der Städte und Landkreise. Dabei gibt es keine ein-
heitlichen Standards. 

Diese individuelle Erfassung der Zahlen führte zu Schwierigkeiten bei der Erhebung 
der Daten. Für Flörsheim am Main werden die Daten beim Main-Taunus-Kreis nicht in 
der angestrebten Form erfasst. Aus diesem Grund konnten von entsprechender Ge-
sundheitsabteilung auch keine belastbaren Daten zur Verfügung gestellt werden. Die 
Stadt Mainz konnte diese Daten nicht erfassen, da in Rheinland-Pfalz keine Schuleig-
nungstests durchgeführt werden. Alle anderen Städte konnten Daten zu den Schuleig-
nungstests bis zur Nationalität liefern. Eine Zuordnung des Migrationshintergrundes 
war leider nicht möglich. 

Für eine regelmäßige Erhebung dieses Indikators müsste in Rücksprache mit den zu-
ständigen Gesundheitsämtern ein Standardfragebogen entwickelt werden, der zumin-
dest die datenschutzrechtlich möglichen Basisdaten erfasst. Dies sollten, wenn mög-
lich, Wohnort, Geschlecht, Nationalität, Geburtsland, (Herkunftssprache) und Art des 
Befundes sein. 
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B05  Anzahl der Gestattungsanträge 
Für die hessischen Pilotkommunen konnten die Zahlen zu den gestellten Anträgen auf 
der Basisadresse der jeweiligen Schule direkt über die Schulämter erhoben werden. 
Anders stellt sich das für die Stadt Mainz dar. In Rheinland-Pfalz sind die Daten zu den 
gestellten Anträgen bei den einzelnen Schulen erfasst. Durch eine individuelle Erfas-
sung bei den Schulen ist nicht gewährleistet, in welcher Form die Daten erfasst bzw. 
archiviert werden. Mainz konnte somit vereinbarungsgemäß keine Daten liefern. 

S01  Veränderung der Jugendhilfemaßnahmen 

In dem durch den Gutachter erstellten Erhebungsleitfaden waren die Erhebungsrichtli-
nien des HSL als anzustrebende Maßgabe genannt worden. Leider konnten sowohl bei 
der Art der Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe als auch bei den Anlässen der Hil-
fe bei Familien mit sozialpädagogischer Familienhilfe keine nach einheitlichen Stan-
dards differenzierten Daten zur Verfügung gestellt werden. 

So konnte Darmstadt, Kelsterbach und Raunheim nur absolute Zahlen zur Jugendhilfe 
nach SGB VIII, ohne eine weitere Differenzierung nach Art des Anlasses liefern. Die 
Städte Flörsheim am Main und Offenbach am Main lieferten eine Art Rohdatensatz 
verschiedenster Maßnahmen und Anlässe. Hier war es für den Gutachter sehr schwer 
zu erkennen, welche Zahlen den gewünschten Attributen entsprechen. Der Stadt 
Mainz war es nicht möglich die gewünschten Daten bereitzustellen.  

S02  Veränderungen der Anzahl der Personen mit Sozialhilfe 
Die Daten zur Sozialhilfe wurden durch den Gutachter über die Statistischen Landes-
ämter erfasst. Das Kapitel 4 „Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung“ 
nach SGB XII wird vom HSL nur für die Kreise und kreisfreien Städte erhoben. Auf zu-
sätzliche Anfrage bei den Landkreisen durch den Gutachter wurde mitgeteilt, dass das 
Kapitel 4 auch dort nur auf Kreisebene erfasst wird. Es war somit nicht möglich, die 
angestrebten Daten für alle Pilotkommunen zu erhalten. In der Pilotphase wurde auf 
eine Erhebung des Kapitels 4. für Flörsheim am Main, Kelsterbach und Raunheim ver-
zichtet. Für die weitere Erhebung dieses Indikators gilt es zu klären, ob es generell 
nicht machbar ist, das Kapitel 4 auf Gemeindeebene zu erheben bzw. ob hierfür mittel-
fristig eine individuelle Auswertung durch die Sozialämter der Landkreise möglich ist. 

Die Zahlen für das Kapitel 8 „Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkei-
ten“ und Kapitel 9 „Hilfe in anderen Lebenslagen“ wurden als Summe erfasst.  

Alle erhobenen Daten lagen nur für das Berichtsjahr 2006 (31.12.2006) vor. 

In einer potenziellen Hauptphase des Sozialmonitorings sollte eine kleinräumige der 
Daten angestrebt werden. Bei der BA besteht die Möglichkeit ─ unter Zugrundelegung 
eines Straßenrasters (s.o.) ─ die Anzahl der Personen mit Sozialhilfe auf Ebene der 
Statistischen Bezirke zu erheben. 

 
Generell kann festgehalten werden, dass dort, wo die Daten zentral erhoben werden konnten 
und wenige Ansprechpartner vorhanden waren, wie zum Beispiel bei den Wirtschaftsdaten, 
keine oder nur leicht zu behebende Probleme auftauchten. Waren dagegen, wie in den Be-
reichen Bildung und Soziales, viele Ansprechpartner beteiligt (oft aufgrund vieler verschiede-
ner Zuständigkeiten) erhöhte sich der Erhebungsaufwand enorm und die organisatorischen 
Probleme vervielfachten sich. 
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3.1.2 Sozialwissenschaftliche Relevanz der erhobenen Indikatoren 

E01 Veränderung der Bevölkerungsdichte 

Veränderungen der Bevölkerungsdichte wären relevant, wenn die Daten sehr klein-
räumig und in Zeitreihe zur Verfügung stünden. Steigerungen oder Abnahmen der Be-
völkerungsdichte könnten dann im Zusammenhang mit anderen Indikatoren als Ver-
besserung oder Verschlechterung der Wohnqualität interpretiert werden. Sie müssten 
allerdings mit der Bautätigkeit und mit Leerstandsquoten abgeglichen werden.  

E02 bis E04 Veränderung der Altersstruktur, des Migrationshintergrundes und der 
Wanderungsbewegungen 

Diese Indikatoren sind für sozialstrukturelle Analysen sehr relevant. Sie gewinnen Aus-
sagekraft allerdings erst im Zeitverlauf. Eine Veränderung beim Anteil der Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund wird hier nicht per se als Anzeichen für eine positive oder 
negative Veränderung gesehen, vielmehr müsste dieser mit Angaben zum Bildungs-
stand, zur beruflichen Qualifikation und zum Einkommen der Wanderer aus der Motiv-
befragung qualifiziert werden. Solche zusammenhänge herzustellen, war im Verlauf 
der Pilotstudie noch nicht möglich. 

Wi2 Veränderung der Anzahl und Struktur Arbeitsloser 

Die Relevanz dieser Indikatoren liegt auf der Hand. Für die Großstädte wären aller-
dings innerstädtische Verschiebungen bei den Anteilen zu berechnen, um festzustel-
len, ob die besonders lärmbelasteten Wohngebiete eine schleichende Erosion ihrer so-
zialen Zusammensetzung durchlaufen. Für die kleineren Gemeinden können Verglei-
che der Entwicklung mit anderen Gemeinden aufschlussreich sein. 

Wi4  Veränderung der Kaufkraftzahlen 

Dieser Indikator kann zu informativen Ergebnissen im Gemeindvergleich führen. Ein 
Abgleich mit der Region Südhessen sollte zusätzlich erfolgen. Bei einem so eindeuti-
gen Indikator kann eine Shift-Share-Analyse abweichende Entwicklungen deutlich ma-
chen. 

Wo1  Veränderung der Zahl der Wohngeldempfänger 

Die reine Zahl der Wohngeldempfänger ist jedoch wenig aussagekräftig, so lange nicht 
erkennbar ist, wie Veränderungen verursacht werden. Eine steigende Zahl von Wohn-
geldempfängern könnte als Zunahme sozialer Probleme interpretiert werden, weil die 
Niveaus von Kaufkraft und Marktpreisen sich auseinander entwickeln. Sinkt aber z.B. 
aufgrund gesunkener Mieten die Zahl der Wohngeldempfänger, müsste man wissen, 
ob dies auf eine gestiegene Kaufkraft zurückzuführen ist – andernfalls wäre dies ein 
Anzeichen für eine Lageverschlechterung. Aufgrund dieser Problematik und der oben 
geschilderten Erhebungsschwierigkeiten sollte auf diesen Indikator verzichtet werden. 

B01  Veränderung der Anzahl von Schülern nach Nationalität sowie mit „nicht-
deutscher“ Herkunftssprache  

Die Anteile von Schülern nach Nationalität sowie mit „nicht-deutscher“ Herkunftsspra-
che“ nehmen in allen Schulen zu. Probleme für die Bildungsfortschritte ergeben sich 
daraus nur, wenn die Anteile von Schülern mit diesen Merkmalen aus ‚bildungsfernen’ 
Schichten einen nicht genau zu bestimmenden Prozentsatz übersteigen und das Lern-
klima in einer Klasse bzw. Schule zu dominieren beginnen. Für die sozialstrukturelle 
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Zusammensetzung von Stadtteilen oder gemeinden kann dies relevant werden, da 
einheimische Eltern mit deutlichen Bildungsambitionen auf derartige Veränderungen 
sensibel reagieren und Wohnorte, wo die Schulen ein negatives Image haben, meiden. 
Diese Indikatoren sind im Zusammenhang mit den wanderungsinduzierten sozialen 
Veränderungen zu sehen. 

B05  Anzahl der Gestattungsanträge 

Übergangsquoten, Schulabbrecherquoten und die Anteile der Gestattungsanträge ge-
ben Auskunft über die Bildungschancen, die mit dem Besuch einer bestimmten Schule 
verbunden sind. Die dadurch bedingten Chancen werden als ‚Kontexteffekt’ interpre-
tiert, der jedoch nicht mit einem ‚Kompositionseffekt’ verwechselt werden darf. Bei ei-
nem Kompositionseffekt lassen sich negative Werte bei diesen Indikatoren allein aus 
der sozialen Zusammensetzung der Elternschaft erklären – bei einem Kontexteffekte 
gehen die negativen Werte jedoch über diesen Zusammenhang hinaus und sind dann 
dadurch zu erklären, dass die soziale Zusammensetzung der Schülerschaft einen ei-
genständigen Einfluss auf das Leistungsniveau hat.  

S01  Veränderung der Jugendhilfemaßnahmen 

In dem durch den Gutachter erstellten Erhebungsleitfaden waren die Erhebungsrichtli-
nien des HSL als anzustrebende Maßgabe genannt worden. Leider konnten sowohl bei 
der Art der Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe als auch bei den Anlässen der Hil-
fe bei Familien mit sozialpädagogischer Familienhilfe keine nach einheitlichen Stan-
dards differenzierten Daten zur Verfügung gestellt werden. 

So konnte Kelsterbach und Raunheim nur absolute Zahlen zur Jugendhilfe nach SGB 
VIII, ohne eine weitere Differenzierung nach Art des Anlasses liefern. Die Städte Flörs-
heim am Main und Offenbach am Main lieferten eine Art Rohdatensatz verschiedenster 
Maßnahmen und Anlässe. Hier war es für den Gutachter sehr schwer zu erkennen, 
welche Zahlen den gewünschten Attributen entsprechen. Der Stadt Mainz war es nicht 
möglich die gewünschten Daten bereitzustellen.  

S02  Veränderungen der Anzahl der Personen mit Sozialhilfe 

Die Veränderungen bei den Anteilen der Transferbezieher nach ‚arbeitslos’ und ‚nicht-
arbeitslos’ sagen viel über die Veränderungen der Arbeitsmarktsituation der Bewohner 
und damit auch über die Veränderungen der sozialen Zusammensetzung der Bewoh-
nerschaft aus. Die Suche nach relevanten Veränderungen sollte sich auf folgende Indi-
katoren konzentrieren: 

- Anteil Bezieher von Sozialhilfe (HLU) (pro Einwohner) 

- Anteil nicht-arbeitsloser Empfänger von Existenzsicherungsleistungen nach SGB II 
und XII (pro Einwohner) 

- Anteil nicht-erwerbsfähige Empfänger von Existenzsicherungsleistungen nach SGB 
II (pro Einwohner unter 15 Jahren) 

Wo2  Veränderung der Immobilienwerte 

Die bisher vorliegenden Daten, die aus Angebots-Analysen in Massenmedien stam-
men, geben erste Anhaltspunkte, bedürfen aber noch einer Selektion und Präzisierung. 
Die Angebote sollten über die Zuordnung der Straßennamen nach Stadtteilen verläss-
lich gegliedert werden. Der zum Teil sehr hohe Anteil von ‚nicht zuordenbaren’ Werten 
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sollte entweder reduziert oder in der Berechnung der Mittelwerte nicht berücksichtigt 
werden. 

Insgesamt sind die Werte zu Mietobjekten für den Zweck des Sozialmonitoring weniger 
geeignet als die Werte für Immobilien, weil bei der Wahl einer Immobilie der Standort 
sehr viel genauer bewertet wird, weil die langfristige Wertermittlung eine Rolle spielt. 
Mieter können rascher und ohne Wertverluste auf veränderte Einschätzungen reagie-
ren. Die Reaktionen auf dem Eigentumsmarkt dürften eine stabilere Tendenz haben 
und sind daher aussagekräftiger hinsichtlich der sozialen Bewertung. 

3.1.3 Empfehlungen zur Modifikation des Katalog der Kontextindi-
katoren 

Grundsätzlich kann festgehalten werden, dass auf der Grundlage der Vorarbeiten des RDF 
und der methodischen Vorarbeiten innerhalb der Pilotphase (siehe Kap. 2.1) ein geeigneter 
Katalog von Indikatoren erarbeitet und erprobt wurde. Für eine Überführung der Erhebungen 
in eine Hauptphase, die mit einer deutlichen Ausweitung des Untersuchungsraums verbun-
den wäre, erscheint es trotzdem sinnvoll, den Katalog mit dem Ziel einer Verbesserung des 
Verhältnisses von „sozialwissenschaftlicher Relevanz“ und Erhebungsaufwand zu überprü-
fen und zu überarbeiten. 
In der folgenden Tabelle sind die Empfehlungen zur Modifikation des Katalogs auf der der 
Grundlage der Evaluation der Erhebbarkeit der Daten, der Einschätzungen zur sozialwissen-
schaftlichen Relevanz sowie des Erhebungsaufwands zusammengestellt und erläutert. 
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Tabelle 2: Empfehlungen zur Modifikation des Katalogs der Kontextindikatoren 
Relevanz für die Fragestellung Festgelegte Kontextindikato-

ren Sozialwis-
senschaftl. 
Aussage-

kraft 

Räumliche 
differen-
zierte Er-
hebung 
möglich 

Relevanz 
gesamt 

Aufwand der 
Erhebung  

Empfehlung Erläuterung 

Demografische Grunddaten       
E01 Veränderung der  

Bevölkerungsdichte 
gering nein gering gering nicht mehr erheben   

E02 /E03 Veränderung der Zusam-
mensetzung der Bevölkerung 
nach Alter, Nationalität und 
Migrationshintergrund 

hoch ja hoch   

E04 Veränderung der Wanderungs-
bewegungen 

hoch ja hoch 

hoch;  
hier gibt es ein gro-
ßes Potenzial zur 
Aufwandsminimie-

rung für eine 
Hauptphase 

weiter erheben;  
auf differenzierte Auftei-
lung nach Geschlecht 

kann verzichtet werden
Potenziale zur Minimie-
rung des Aufwands er-

schließen 

  

Wirtschaftsstrukturdaten             
Wi1 Veränderung der Quote und 

Struktur der SV-Beschäftigten 
hoch Vgl. Wi2 hoch gering weiter erheben   

Wi2 Veränderung der Anzahl und 
Struktur Arbeitsloser (SGB II) 

hoch i.d.R.: nein 
nach Bean-
tragung der 
Kommunen 

über die Bun-
desagentur 

möglich 

hoch mittel weiter erheben; räumli-
che Differenzierung zu-

mindest für größere 
Kommunen anstreben 

Den größeren Kommunen liegen i.d.R. die 
Daten auf Ebene der Stadtteile oder Statisti-
schen Bezirke vor; diese sollten genutzt wer-
den.  
Auch für die „kleinere“ Kommunen besteht die 
Möglichkeit die Arbeitslosenzahlen differen-
ziert nach Statistischen Bezirken bei der BA 
zu erhalten.. Nach einer einmaligen Einrich-
tungsgebühr von ca. 1000.-€ sind dann indivi-
duelle Datenbankabfragen gegen eine Bear-
beitungsgebühr möglich.  

Wi3 Veränderung der Anzahl und 
Struktur von Personen in Arbeits-
förderungsmaßnahmen (SGB III) 

mittel nein gering gering kann entfallen Aus sozialwissenschaftlicher Sicht ergänzt 
dieser Indikator lediglich den Indikator Wi2 
ohne zusätzlichen Erkenntnisgewinn 

Wi4 Veränderung der Kaufkraftzahlen hoch ja hoch gering weiter erheben   
Wi5. Veränd. der Steuereinnahmen hoch nein hoch gering weiter erheben   
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Relevanz für die Fragestellung Festgelegte Kontextindikato-
ren Sozialwis-

senschaftl. 
Aussage-

kraft 

Räumliche 
differen-
zierte Er-
hebung 
möglich 

Relevanz 
gesamt 

Aufwand der 
Erhebung  

Empfehlung Erläuterung 

Sozialindikatoren             
Wo1 Veränderung der Zahl der  

Wohngeldempfänger 
mittel nein gering mittel kann entfallen, wenn 

SO2 weiter erho-
ben wird 

  

Wo2 Veränderung der Immobilien-
werte 

hoch ja hoch gering weiter erheben   

B01 Veränderung der Anzahl von 
Schülern nach Nationalität sowie 
mit "nicht-deutscher" Herkunfts-
sprache 

hoch ja hoch hoch kann entfallen, wenn 
E2/E3 (Alterstruktur mit 
Migrationshintergrund) 

erhoben wird 

  

B02 Veränderung der Übergangs-
quoten von Schulen in weiter-
führende Schulen 

Zufluss-
prinzip: mittel

 
Abflussprin-

zip: hoch 

ja Zuflussprin-
zip: mittel

 
Abflussprin-

zip: hoch 

Zuflussprinzip: ge-
ring 

Abflussprinzip: 
derzeit hoch;  

Abflussprinzip anstreben
Potenzial der Auf-

wandsminderung prüfen

Zuflussprinzip: aus Sicht der aufnehmenden 
Schule 
Abflussprinzip: aus Sicht der abgebenden 
Schule 
 

B03 Veränderung der Schulab-
schlüsse nach Abschlussart 

gering ja gering gering kann entfallen   

B04 Veränderung der Ergebnisse der 
Schuleignungstests 

hoch ja hoch  mittel muss entfallen, wenn es 
nicht gelingt die Daten-
qualität zu verbessern 

gelieferte Daten waren nicht konsistent 

B05 Anzahl der Gestattungsanträge hoch ja hoch mittel weiter erheben   

S01 Veränderung der Jugendhilfe- 
maßnahmen (SGB VIII) 

gering nein gering mittel kann entfallen   

S02 Veränderung der Anzahl der  
Personen mit Sozialhilfe  
(SGB XII) 

hoch nein hoch gering weiter erheben; keine 
gesonderte Erfassung 
nach Kapiteln nötig; 

räumliche Differenzie-
rung zumindest für grö-

ßere Kommunen an-
streben 

räumliche Differenzierung: siehe Bemerkun-
gen zu Wi2  

Quelle: Eigene Darstellung
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3.2 Organisation und Durchführung der Erhebung 

3.2.1 Arbeitsteilung/Belastung für die Kommunen in der Pilotphase 

Die Erhebung der Indikatoren stellte insbesondere die kleineren Kommunen vor eine große 
Herausforderung, da 
 
• die Indikatoren fachgebietsübergreifend sind, 
• die Primärdaten nur tlw. in Händen der Kommunen sind, 
• die Kommunen nur über knappe materielle und personelle Ressourcen verfügen oder 

diese gänzlich fehlen. 
 
Trotz weit gehender methodischer und logistischer Unterstützung der Pilotkommunen durch 
die Gutachter und die Unterstützung der kleineren Kommunen durch die Städte Darmstadt 
und Mainz, kam es zu zeitlichen Verzögerungen bei der Datenerhebung. Insbesondere von 
den kleineren Kommunen wurde zurückgemeldet, dass sie von dem Aufwand in der Pilot-
phase überrascht waren und dass es dadurch zu personellen/kapazitativen Engpässen kam. 
 
Ziel der Pilotphase war es nicht zuletzt, etwaige Probleme bei der Datenerhebung auf-
zuzeigen, damit sie in zukünftigen Erhebungen vermieden werden können. Bei der Bewer-
tung der aufgetretenen kapazitativen Engpässe ist zu beachten, dass 
 

1. eine Ersterhebung von Daten generell aufwändiger ist, da es noch keine eingespiel-
ten Muster und Routinen gibt, 

2. in der Pilotphase des Projektes die Belastung durch die Parallelbearbeitung der Indi-
katorenerhebung mit der Wanderungsmotivbefragung besonders hoch war, 

3. sich bei Umsetzung der Empfehlungen zur Modifikation der zu erhebenden Indikato-
ren eine deutliche Verminderung des Aufwandes für die Kommunen ergibt, 

4. sich die Pilotphase für die hessischen Kommunen mit den Vor- und Nachbereitungen 
zur Landtagswahl überschnitt, 

5. sich die Pilotphase mit dem Erlass des Planfeststellungsbeschlusses zum Ausbau 
des Flughafens (und dessen fachlicher und juristischer Würdigung durch die Kom-
munen) überschnitt. 

Aus Sicht der Gutachter sollten daher die Probleme in der Pilotphase nicht überbewertet 
werden, da sie einerseits durch Sondersituation mit verursacht wurden, die durch geeignete 
Maßnahmen zur zeitlichen Entflechtung vermieden werden können. Darüber hinaus werden 
─ neben der Anpassung des Katalogs der Indikatoren ─ insbesondere bei den demographi-
schen Grunddaten große Potenziale zur Aufwandsminimierung gesehen werden. 
 
Die methodische Unterstützung der Kommunen durch den Leitfaden und die Erhe-
bungstabellen hat sich grundsätzlich bewährt. Dass sich hinsichtlich der Qualität der erhobe-
nen Daten und bezüglich des Erhebungsaufwands bei einzelnen Indikatoren Optimierungs-
potenziale ergeben wurde in Kap. 4.1 bereits erläutert. Gleichermaßen bewährt hat sich die 
Unterstützung der Kommunen durch den Gutachter durch Erhebung derjenigen Daten, die 
zentral d.h. nicht direkt bei den Kommunen gehalten werden. Dadurch konnte nicht nur der 
Erhebungsaufwand für die einzelnen Kommunen verringert werden. Die zentrale Erhebung 
dieser Indikatoren trug insgesamt deutlich zur Aufwandsminimierung bei. 
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Ein spezielles Problem stellen die hohen Anforderungen bezüglich des statistischen Know-
hows bei den Auswertungen zu den Indikatoren E02 bis E04 dar. Da die kleineren Kommu-
nen i.d.R. weder über statistisches Fachpersonal noch über die notwendige Softwareausstat-
tung zur Auswertung der Daten verfügen, wären diese wichtigen Auswertungen ohne die Un-
terstützung der kleineren Kommunen durch die Städte Darmstadt und Mainz nicht möglich 
gewesen. Der Lösung dieses Problems wird eine Schlüsselstellung für eine mögliche Haupt-
phase des Sozialmonitorings zukommen. 

3.2.2 Empfehlungen zur Durchführung von Erhebungen in einer po-
tenziellen Hauptphase des Sozialmonitoring 

Für eine potenzielle Hauptphase des Sozialmonitoring wird vorgeschlagen auch für den ver-
kleinerten Katalog der Kontextindikatoren an der grundsätzlichen Arbeitsteilung der Erhe-
bung festzuhalten, wonach Daten, die zentral bei Bundes- oder Landesbehörden vorliegen 
oder einfach und kostengünstig über Datendienstleister beschafft werden können auch zent-
ral erhoben werden sollten. Im Regelfall ergeben sich an die Erhebung dieser Daten weder 
aus fachlicher noch aus datenschutzrechtlicher Sicht besondere Anforderungen. Der Erhe-
bungsaufwand liegt für alle Kommunen in einer potenziellen Hauptphase bei ca. einer bis 
zwei Personenwochen (zuzüglich der Kosten für Gebühren und Datendienstleister). 
 

Zentrale Erhebung ohne besondere Anforderungen: 
Wi1  Veränderung der Quote und Struktur der SV-Beschäftigten 
Wi26  Veränderung der Anzahl und Struktur Arbeitsloser (nach SGB II) 
Wi4  Veränderung der Kaufkraftzahlen 
Wi5  Veränderung der Steuereinnahmen 
Wo2  Veränderung der Immobilien- und Mietpreise 
S02  Veränderung der Anzahl der Personen mit Sozialhilfe (SGB XII) 

 
Solange es für Hessen nicht gelingt, die Übergänge von der 4. in die 5. Klasse aus der zent-
ralen „Lehrer- und Schülerdatenbank“ (LUSD) nach dem Abflussprinzip und mit weiter ge-
henden Informationen zum Migrationshintergrund (Herkunftssprache) zu erfassen, erscheint 
hier eine Erhebung durch die Kommunen unerlässlich. Gleiches gilt für die Gestattungsan-
träge. Darüber hinaus wird empfohlen, die räumlich differenzierten Arbeitslosenzahlen durch 
die größeren Kommunen direkt erheben zu lassen. Da diese i.d.R. ohnehin über entspre-
chende Vereinbarungen mit der Bundesagentur für Arbeit verfügen ist eine Erhebung für die-
se Kommunen damit weder mit einem finanziellen noch mit einem personellen Mehraufwand 
verbunden. 
 

Erhebung durch die einzelnen Kommunen: 
B02  Veränderung der Übergangsquoten der Schulübergänge von der 4. in 

die 5. Klasse zu anderen Schulen nach dem Abflussprinzip 
B05  Anzahl der Gestattungsanträge  
Wi27 Veränderung der Anzahl und Struktur Arbeitsloser (nach SGB II) 

 
Aufwändig ist dabei insbesondere die Erhebung des Indikators B02, da die Informationen di-
rekt bei den einzelnen Grundschulen abgefragt werden müssen8. Der Aufwand für diese Er-
hebungen hängt daher stark von der Anzahl der Grundschulen ab. 

                                                 
6  Für die restlichen Kommunen 
7  Große Kommunen, die Zugang zu räumlich differenzierten Daten haben 
8 Aufwand je Schule max. 2 h. 
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Wie oben dargestellt wurde, kommt der der Erhebung der demographischen Indikatoren und 
insbesondere der Erhebung des Migrationshintergrundes eine besondere Bedeutung zu. 
Diese Erhebung stellt sowohl aus fachlicher Sicht als auch aus Sicht des Datenschutzes be-
sondere Anforderungen. Gerade hier bieten sich erhebliche Potenziale der Aufwandsmini-
mierung durch die Zusammenarbeit der Kommunen. Aus gutachterlicher Sicht ist es drin-
gend geraten, diese Potenzialen auch für eine Hauptphase zu nutzen. Nur so kann eine ef-
fektive und qualitativ hochwertige Erhebung gewährleistet werden. 
 

Zentrale Erhebung mit besonderen Anforderungen an Datenschutz und Know-
how: 

E02/ E03 Veränderung der Zusammensetzung der Bevölkerung nach Alters-
struktur, Nationalität und Migrationshintergrund  

E04  Veränderung der Wanderungsbewegung 
 
Welche Potenziale hier vorhanden sind zeigt die Grobabschätzung des Erfassungs-
aufwandes für die o.g. Indikatoren durch die Stadt Darmstadt. Danach wird der Aufwand für 
die Erhebung und Darstellung der o.g. Daten für eine Kommune mit ca. 2 Arbeitstagen ab-
geschätzt9. Dieser Aufwand würde sich bei Übergabe von Standarddatensätzen durch die 
einzelnen Kommunen an eine zentrale Stelle und dortige zentralisierter Auswertung nach 
Einschätzung der Stadt Darmstadt nur weit unterproportional erhöhen und läge maximal in 
der Größenordnung einer Personenwoche. Demgegenüber wäre bei Einzelauswertung durch 
die Kommunen – wenn diese dazu fachlich und technisch überhaupt in der Lage wären (s.o.) 
– jeweils nach entsprechender Einarbeitung in das Thema und die Softwaretools mindestens 
mit den o.g. 2 Arbeitstagen zu rechnen. Dazu kämen Mehraufwände für die Zusammenfüh-
rung der Daten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
9 Telefonat mit Herrn Bachmann, Stadt Darmstadt, am 10.07.2008. 
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4 Zusammenführung und Analyse der erhobe-
nen Daten 

4.1 Methodische Vorbemerkungen 
Generell entfalten Indikatoren ihren Informationswert erst in Zeitreihen, d.h der wichtigste Er-
kenntnisgewinn liegt darin, Veränderungen sichtbar werden zu lassen.  
 
Da in der Pilotphase keine Zeitreihen erhoben werden, muss sich eine erste Analyse darauf 
beschränken 
 
• die Relevanz der erhobenen Daten zu bewerten und 
• auf Auffälligkeiten im Sinne von „unerwarteten“ bzw. „nicht selbst erklärenden“ Ergeb-

nissen hinzuweisen. 
 
Im Anhang 3 sind sämtliche erhobenen Daten dokumentiert. 

4.2 Darstellung räumlich differenzierter Daten 
Zur Unterstützung der ersten sozialwissenschaftlichen Analyse wurde für ausgewählte, 
räumlich differenziert erhobene Daten, eine Anreicherung der mit „Lärmbelastungsklassen“ 
vorgenommen. Dabei wurde folgende Definition verwendet:  

Ein Teilraum wird der Lärmbelastungsklasse zugeordnet, in der er ganz oder überwie-
gend liegt. 

Die Grundlage dazu bilden die Fluglärmisophonen (16h-Tagespegel – unterteilt in die 
vier Klassen „unter 50 dB(A)“, „50 bis unter 55 dB(A)“, „55 bis unter 60 dB(A)“ und „60 
dB(A) und mehr“), die in entsprechenden Lärmrastern vom Hessischen Landesamt für 
Umwelt und Geologie (HLUG)10 zur Verfügung gestellt wurden. Diese o.g. Raster wur-
den auch für die Verschneidung der Datensätze der Motivbefragung verwendet. 

 
In tabellarischer Form werden folgende Daten dargestellt: 
 
• Migrantenanteile an der Gesamtbevölkerung nach Lärmklassen 
• Wanderungssaldi nach Lärmklassen 
• Übergängen 4./5. Klasse (Abflussprinzip) nach Lärmklassen 

 
Darüber hinaus sind folgende Daten kartographisch dargestellt: 
 
• Migrantenanteile an der Gesamtbevölkerung 
• Migrationshintergrund: Erkenntnisgewinn durch Kleinräumigkeit 
• Wanderungssaldi für die Stadt Darmstadt 
• Wanderungssaldi für die Stadt Mainz 

 
 
 
 
                                                 
10  Quelle: Rasterdaten für die sechs Pilotkommunen in der Rhein/Main-Region mit der Genehmigung 
zur projektgebundenen Auswertung; Übergeben durch das Hessische Landesamt für Umwelt und 
Geologie (Az.: I 4 53 f 06 / 2008); Wiesbaden 14. April 2008. 
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Tabelle 3: Migrantenanteile an der Gesamtbevölkerung nach Lärmklassen 

absolut
in % 
der EW absolut

in % der 
EW

Gesamt 141.058 23.183 16,4% 34.585 24,5%
unter 50 dB(A) 113.296 19.137 16,9% 27.386 25,7%
gesamt 74.356 12.567 16,9% 19.111 25,7%
50-55 dB(A) 27.762 4.046 14,6% 7.199 25,9%
55-60 dB(A) -- -- -- -- --
>60dB (A) -- -- -- -- --

Gesamt 117.899 35.592 30,2% 35.592 30,2%
unter 50 dB(A) 7.681 3.567 46,4% 3.567 46,4%
gesamt 117.119 35.486 30,3% 35.486 30,3%
50-55 dB(A) 55.247 15.129 27,4% 15.129 27,4%
55-60 dB(A) 54.971 16.896 30,7% 16.896 30,7%
>60dB (A) -- -- -- -- --

Gesamt 14.883 4.431 29,8% 5.107 34,3%
unter 50 dB(A) 6.265 1.397 22,3% 1.634 26,1%
gesamt 12.912 4.052 31,4% 4.677 36,2%
50-55 dB(A) 8.557 3.010 35,2% 3.448 40,3%
55-60 dB(A) 61 24 39,3% 25 41,0%
>60dB (A) -- -- -- -- --

Gesamt 14.976 4.054 27,1% 5.732 38,3%
unter 50 dB(A) -- -- -- -- --
gesamt 14.976 4.054 27,1% 5.732 38,3%
50-55 dB(A) -- -- -- -- --
55-60 dB(A) -- -- -- -- --
>60dB (A) 14.976 4.054 27,1% 5.732 38,3%

Gesamt 20.011 2.004 10,0% 4.369 21,8%
unter 50 dB(A) -- -- -- -- --
gesamt
50-55 dB(A) -- -- -- -- --
55-60 dB(A) 15.776 1.761 0,111625 3.773 0,239161
>60dB (A) 4.235 243 5,7% 596 14,1%

Gesamt 197.464 31.473 15,9% 54.676 27,7%
unter 50 dB(A) 126.328 18.896 15,0% 33.502 26,5%
gesamt 93.638 16.054 17,1% 27.275 29,1%
50-55 dB(A) 58.274 10.538 18,1% 17.575 30,2%
55-60 dB(A) 12.862 2.039 15,9% 3.599 28,0%
>60dB (A) -- -- -- -- --

Gesamt 506.291 100.737 19,9% 140.061 27,7%
unter 50 dB(A) 73.390 13.016 17,7% 19.217 26,2%
gesamt 215.893 38.731 17,9% 61.164 28,3%
50-55 dB(A) 94.593 17.594 18,6% 28.222 29,8%
55-60 dB(A) 28.699 3.824 13,3% 7.397 25,8%
>60dB (A) 19.211 4.297 22,4% 6.328 32,9%

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

Gesamt

Kelsterbach

Mainz

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

Flörsheim

Raunheim

Darmstadt

Offenbach

E02/E03 - Bevölkerung nach 
Lärmklassen

deutsch mit 
Migrationshintergrund 
oder nicht-deutschEinwohnerzahl

nicht-deutsch

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

 
Quelle: Eigene Darstellung 
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Tabelle 4: Wanderungssaldi nach Lärmklassen 

absolut
in % 
der EW absolut

in % 
der EW absolut

in % 
der EW

Gesamt 141058 2211 1,6% 1817 1,3% 394 0,3%
unter 50 dB(A) 113296 1709 1,5% 1414 1,2% 295 0,3%
gesamt 74356 977 1,3% 976 1,3% 1 0,0%
50-55 dB(A) 27762 502 1,8% 403 1,5% 99 0,4%
55-60 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
>60dB (A) -- -- -- -- -- -- --

Gesamt 117899 516 0,4% -429 -0,4% 945 0,8%
unter 50 dB(A) 7681 138 1,8% 12 0,2% 126 1,6%
gesamt 117119 519 0,4% -427 -0,4% 946 0,8%
50-55 dB(A) 55247 312 0,6% -204 -0,4% 516 0,9%
55-60 dB(A) 54971 66 0,1% -237 -0,4% 303 0,6%
>60dB (A) -- -- -- -- -- -- --

Gesamt 14883 161 1,1% 53 0,4% 108 0,7%
unter 50 dB(A) 6265 22 0,4% 12 0,2% 10 0,2%
gesamt 12912 141 1,1% 55 0,4% 86 0,7%
50-55 dB(A) 8557 136 1,6% 37 0,4% 99 1,2%
55-60 dB(A) 61 3 4,9% 4 6,6% -1 -1,6%
>60dB (A) -- -- -- -- -- -- --

Gesamt 14976 220 1,5% 16 0,1% 204 1,4%
unter 50 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
gesamt 14976 220 1,5% 16 0,1% 204 1,4%
50-55 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
55-60 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
>60dB (A) 14976 220 1,5% 16 0,1% 204 1,4%

Gesamt 20011 105 0,5% 67 0,3% 38 0,2%
unter 50 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
gesamt 105 0,5% 67 0,3% 38 0,2%
50-55 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
55-60 dB(A) 15776 46 0,3% 29 0,2% 17 0,1%
>60dB (A) 4235 59 1,4% 38 0,9% 21 0,5%

Gesamt 197464 1570 0,8% 758 0,4% 812 0,4%
unter 50 dB(A) 126328 1080 0,9% 592 0,5% 488 0,4%
gesamt 93638 817 0,9% 344 0,4% 473 0,5%
50-55 dB(A) 58274 280 0,5% 100 0,2% 180 0,3%
55-60 dB(A) 12862 210 1,6% 66 0,5% 144 1,1%
>60dB (A) -- -- -- -- -- -- --

Gesamt 506291 4783 0,9% 2282 0,5% 2501 0,5%
unter 50 dB(A) 73390 945 1,2% 779 1,0% 166 0,2%
gesamt 215893 2779 0,8% 1031 0,3% 1748 0,5%
50-55 dB(A) 94593 1230 0,8% 336 0,2% 894 0,6%
55-60 dB(A) 28699 325 0,4% -138 -0,2% 463 0,6%
>60dB (A) 19211 279 1,5% 54 0,3% 225 1,2%

Lärmbel. 
Gebiete

Gesamt

Kelsterbach

Mainz

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

Flörsheim

Raunheim

Lärmbel. 
Gebiete

Bev. ohne 
Migrations-
hintergrund

Bev. ohne 
Migrations-
hintergrund

Lärmbel. 
Gebiete

Einwohner-
zahl

Wanderungs-
saldiE04 - Wanderungssaldi nach 

Lärmklassen

Darmstadt

Offenbach

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

 
Quelle: Eigene Darstellung 
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Tabelle 5: Übergänge 4./5. Klasse (Abflussprinzip) nach Lärmklassen 

absolut
in % 
der Üg. absolut

in % 
der Üg.

Gesamt 1108 170 15,3% 666 60,1% 59 8,9%
unter 50 dB(A) 867 132 15,2% 536 61,8% 46 8,6%
gesamt 645 113 17,5% 354 54,9% 34 9,6%
50-55 dB(A) 241 38 15,8% 130 53,9% 13 10,0%
55-60 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
>60dB (A) -- -- -- -- -- -- --

Gesamt
unter 50 dB(A)
gesamt
50-55 dB(A)
55-60 dB(A)
>60dB (A)

Gesamt 134 74 55,2% 35 26,1% 14 40,0%
unter 50 dB(A) 26 12 46,2% 9 34,6% 4 44,4%
gesamt 108 62 57,4% 26 24,1% 10 38,5%
50-55 dB(A) 108 62 57,4% 26 24,1% 10 38,5%
55-60 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
>60dB (A) -- -- -- -- -- -- --

Gesamt 161 64 39,8% 59 36,6% 13 22,0%
unter 50 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
gesamt 161 64 39,8% 59 36,6% 13 22,0%
50-55 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
55-60 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
>60dB (A) 161 64 39,8% 59 36,6% 13 22,0%

Gesamt 209 124 59,3%
unter 50 dB(A) -- -- --
gesamt 209 124 59,3%
50-55 dB(A) -- -- --
55-60 dB(A) 175 106 60,6%
>60dB (A) 64 18 28,1%

Gesamt 1631 412 25,3% 849 52,1% 114 13,4%
unter 50 dB(A) 577 98 17,0% 343 59,4% 34 9,9%
gesamt 1193 346 29,0% 589 49,4% 97 16,5%
50-55 dB(A) 920 281 30,5% 428 46,5% 65 15,2%
55-60 dB(A) 134 33 24,6% 78 58,2% 15 19,2%
>60dB (A) -- -- -- -- -- -- --

Gesamt 3243 1733 53,4% 200 11,5%
unter 50 dB(A) 1470 888 60,4% 84 9,5%
gesamt 2316 1152 49,7% 154 13,4%
50-55 dB(A) 1269 584 46,0% 88 15,1%
55-60 dB(A) 309 184 59,5% 15 8,2%
>60dB (A) 195 77 39,5% 13 16,9%

Gesamt

(ohne Offenbach und 
tw. Flörsheim)

Lärmbel. 
Gebiete

Übergänge 
4./5.Klasse  
Gesamt

nicht-deutsch

Flörsheim

Lärmbel. 
Gebiete

Mainz

Lärmbel. 
Gebiete

Kelsterbach

Raunheim

Lärmbel. 
Gebiete

Darmstadt

Lärmbel. 
Gebiete

Offenbach

Lärmbel. 
Gebiete

nicht-deutschÜg. 
4./5.Klasse  
nach 
Gymnasien

B02a - Übergängen 4./5. Klasse 
(Abflussprinzip) nach Lärmklassen

Lärmbel. 
Gebiete

in % an 
Gesamt-
Üg.

 
Quelle: Eigene Darstellung 
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Abbildung 2: Migrantenanteile an der Gesamtbevölkerung 

 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Am Beispiel des Indikators „Migrantenanteile“ wurde untersucht, inwieweit eine Erhebung 
und Auswertung der Daten auf einer kleinteiligen räumlichen Ebene einen Erkenntnisgewinn 
bringt. Dafür bot sich die Auswertung der Stadt Mainz an, da 
 

1. für Mainz eine Auswertung des Migrationshintergrundes auf der Ebene der statisti-
schen Bezirke durchgeführt wurde. 

2. die statistischen Bezirke in Mainz sehr kleinteilig sind, 
 
Die folgende Abbildung zeigt den Vergleich zwischen der Auswertung auf Ebene der Stadt-
teile und der Auswertung auf Ebene der statistischen Bezirke. Für die Auswertung auf Stadt-
teilebene ergibt sich ein sehr homogenes Bild. Erst bei der Betrachtung der statistischen Be-
zirke werden kleinräumige Unterschiede erkennbar, die eine handlungsorientierte sozialwis-
senschaftliche Analyse deutlich belastbarer machen. 
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Abbildung 3: Migrationshintergrund: Erkenntnisgewinn durch Kleinräumigkeit 

 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
 
 
 
 
Abbildung 4: Wanderungssaldi für die Stadt Darmstadt 

 
Quelle: Eigene Darstellung 
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Abbildung 5: Wanderungssaldi für die Stadt Mainz 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

4.3 Sozialwissenschaftliche Analyse 
Im Folgenden werden einige der Indikatoren im Vergleich der beteiligten Gemeinden be-
trachtet. Dies dient nur einer ersten Orientierung zur Überprüfung der grundsätzlichen Aus-
sagefähigkeit der Daten im Hinblick auf die soziale Situation in den entsprechenden Ge-
meinden. Da die Pilotphase des Sozialmonitorings darauf angelegt ist, festzustellen, ob es 
lärmbedingte Sonderentwicklungen in einer Gemeinde oder in Teilen einer Stadt gibt, ent-
steht eine verwertbare und empirisch belastbare Aussage dann, wenn Zeitreihen vorliegen. 
Die folgenden Hinweise und Thesen zeigen jedoch bereits, dass die meisten der bisher ge-
sammelten Indikatoren aussagekräftig sind im Hinblick auf Unterschiede zwischen den Ge-
meinden. 
 
Wenn das Monitoring fortgesetzt und auf weitere Gemeinden ausgedehnt wird, können auch 
statistische Methoden zur Messung von Abweichungen eingesetzt werden, wie z.B. eine 
Shift-Share-Analyse. Mit dieser Methode könnte ermittelt werden, ob sich die Entwicklung ei-
ner Gemeinde (bzw. einzelner Indikatoren) signifikant von der Entwicklung des Durchschnitts 
oder von der Entwicklung im südhessischen Raum unterscheidet. Eine solche Analyse ist 
natürlich abhängig von der Datenverfügbarkeit, die aber zumindest bei den Daten aus der 
amtlichen Statistik gegeben ist (vgl. Abschnitt 1.1). 
 
Die vorliegenden orientierenden Auswertungen sind ausschließlich bivariat. Korrelations- und 
Regressionsanalysen können Hinweise auf die Bedeutung der einzelnen Faktoren und auf 
regelhafte zusammenhänge geben sowie möglicherweise die Anzahl der zu erhebenden In-
dikatoren reduzieren, was für die Praktikabilität einer langfristigen Beobachtung von hoher 
Bedeutung sein kann. 
 
Einige der Kontextindikatoren bedürfen einer weiteren Qualifizierung, um im Hinblick auf die 
Fragestellung aussagekräftig zu werden. Das gilt für das Wanderungsvolumen und für Be-
völkerungsmerkmale, wie z.B. ‚Migrationshintergrund’. Die Daten zum Migrationshintergrund 
müssen zusammen für jede Gemeinde in Kenntnis der Ergebnisse der Wanderungsmotivbe-
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fragung interpretiert werden. Weder der Anteil von Bewohnern mit Migrationshintergrund 
noch deren Veränderung können ohne weitere Hinweise dazu, in welcher sozialen Situation 
die Personen befinden, sinnvoll interpretiert werden. Möglichkeiten dazu ergeben sich beim 
geplanten Sozialmonitoring dabei aus einer kombinierten Auswertung der Kontextindikatoren 
und der Wanderungsmotivbefragung. Diese gibt nämlich genauere Aufschlüsse über die so-
zialen Merkmale der weg- und zuziehenden Bewohner. Mit diesem Hintergrund könnten die 
Kontextindikatoren qualifizierter ausgewertet werden. Auffälligkeiten beim Wanderungsvolu-
men müssen mit den Gemeinden besprochen und interpretiert werden. 
 
Bei den Daten zum Gemeindevergleich werden einige Diskrepanzen sichtbar, deren Ursa-
chen im Rahmen des Pilotvorhabens nicht hinreichend erklärt werden konnten, weil dafür 
entweder zusätzliche qualitative Informationen vor ort erhoben werden müssten. Auch unter-
schiedliche Erhebungsverfahren könnten eine Ursache sein. Wo möglich, wurde dies zwar 
geklärt, aber in dieser Hinsicht bleiben bisher doch Reste von Unsicherheit. 
 
Im Folgenden werden Unterschiede zwischen den Gemeinden anhand ausgewählter Indika-
toren deskriptiv dargestellt. Die Auflistung der Gemeinden erfolgt bei den jeweiligen Indikato-
ren nach einem Ranking der Werte. Innerstädtische Differenzierungen sind dabei noch nicht 
berücksichtigt. Für einige Werte können Klassifizierungen nach dem Ausmaß der Lärmbelas-
tung berichtet werden. 

4.3.1 Arbeitslosigkeit 

Anteil der arbeitslosen Personen unterhalb der Pensionsgrenze (unter 65) 
 
Die Arbeitslosigkeit schwankt in den betrachteten Kommunen zwischen 3,7% (Flörsheim) 
und 7,6% (Offenbach). Nahe an dem Wert für Flörsheim liegen die Gemeinden Kelsterbach 
(4,3%), Mainz (4,4%). Etwas höhere Werte verzeichnen Darmstadt (5,8% und Offenbach 
(7,6%). 
 
Tabelle 6: Daten zur Arbeitslosigkeit in den Pilotkommunen 

 Anteil der Arbeits-
losen zwischen 25 
und 65 an Einwoh-
nern zwischen 16 

und 65 in % 

Anteil der Lang-
zeitarbeitslosen an 

den Einwohnern 
zwischen 16 und 65 

in % 

Anteil der auslän-
dischen Arbeitslo-
sen an den auslän-
dischen Einwohner 

Flörsheim 3,6 0,5 0,5 
Kelsterbach 3,9 2,1 2,1 
Mainz 4,1 1,4 1,4 
Raunheim  5,3 2,1 2,1 
Darmstadt 5,5 2,3 2,3 
Offenbach 7,7 2,4 2,4 

Quelle: Eigene Darstellung 
 
Die Rangfolge bei den Anteilen der Arbeitslosen ändert sich, wenn man die Gemeinden nach 
den Anteilen bei den Langzeitarbeitslosen auflistet, kaum. Lediglich Mainz und Kelsterbach 
tauschen die Plätze. Diese Rangfolge bleibt bestehen, wenn man das Ranking nach dem 
Anteil der ausländischen Arbeitslosen an den ausländischen Einwohnern aufstellt. Ähnlich 
sind die Unterschiede bei der Arbeitslosigkeit der Ausländer. 
 
Die Indikatoren zur Arbeitslosigkeit zeigen einen hohen inneren Zusammenhang. Sie variie-
ren kohärent. Dennoch sollte man zunächst nicht auf eine Reduktion auf nur einen Indikator 
vornehmen, da sich die Situation in den Gemeinden in Zukunft durchaus verändern kann. 
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4.3.2 Transferempfänger 

Anteil der Empfänger SGB XII an der Bevölkerung insgesamt in % 
 
Raunheim  1,0 
Kelsterbach  1,0 
Flörsheim  1,2 
Mainz   1,8 
Darmstadt  2,3 
Offenbach  2,8 
 
Obwohl Raunheim bei den Arbeitslosigkeitsdaten zu den stärker belasteten Gemeinden zähl-
te, ist der Wert bei den SGB XII-Empfängern im Vergleich am niedrigsten. Der Wert ist in Of-
fenbach fast dreimal so hoch. Die Großstädte haben, wie allgemein üblich, die höchsten 
Werte, diese müssten allerdings innerstädtisch differenziert werden. Die Unterscheidung in 
einzelne Kapitel des SGB XII hat sich als nicht aussagekräftig erwiesen. 

4.3.3 Schulsituation und Schulübergänge 

Anteile von ausländischen Schülern in % 
 
Flörsheim  11,7 
Darmstadt  16,7 
Mainz   22,2 
Raunheim  32,7 
Kelsterbach  36,7 
Offenbach  38,7 
 
Die Unterschiede bei diesem Indikator sind sehr groß, wobei für die Großstädte Mainz und 
Darmstadt ein Vergleich nur mit stadtteilbezogenen Daten gezogen werden sollte. Um so 
auffälliger ist der hohe Durchschnittswert für Offenbach, dem die Werte der kleineren Ge-
meinden Raunheim und Kelsterbach allerdings kaum nachstehen. Besonders auffällig ist, 
dass in Raunheim der Anteil der Schüler mit einer nicht-deutschen Herkunftssprache mehr 
als doppelt so hoch ist wie der Anteil der ausländischen Schüler. Solche Angaben liegen nur 
für drei der Pilotkommunen vor, die Diskrepanz ist in Mainz weit geringer und in Offenbach 
sogar zum Teil umgekehrt: mehr ausländische Schüler als Schüler mit einer nicht-deutschen 
Herkunftssprache. Das ist wohl durch die lange Aufenthaltsdauer vieler ausländsicher Fami-
lien zu erklären, deren Kinder bereits im Kindergarten und in der Vorschule Deutsch gelernt 
haben. Dass auch Messfehler hier eine Rolle spielen, kann allerdings nicht ausgeschlossen 
werden. 
 
Übergänge ins Gymnasium 
 
Bei den Übergängen ins Gymnasium als Anteil an den 6-15jährigen Einwohnern gibt es gro-
ße Unterschiede zwischen den und innerhalb der Kommunen. Während in Darmstadt die 
höchste Quote bei 6,9% liegt, erreicht Raunheim mit 13,9% den Spitzenwert. Eine zweistelli-
ge Quote gibt es sonst nur noch in einer Schule in Kelsterbach. 
 
Während die Quoten in Darmstadt durchweg relativ niedrig liegen, zeigen sich in Mainz gro-
ße Unterschiede: drei Schulen liegen nahe bei 10%, vier weitere im Bereich von 6 und 7%, 
die sechs übrigen kommen über 4% nicht hinaus. 
 
Bei den Übergängen von ausländischen Schülern (als Anteil an den Einwohnern mit Migrati-
onshintergrund zwischen 6 und 15 Jahren) zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen den 
beiden kleineren Gemeinden Kelsterbach und Raunheim einerseits, und den Großstädten 
Darmstadt und Mainz andererseits. Mit wenigen Ausnahmen erreichen die Quoten in Darm-
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stadt und Mainz oft nicht einmal 2 %, während es in Kelsterbach Anteile von 16,7 und 10,7% 
(mit einem drastischen Unterschied zur dritten Schule: 2%) erreicht werden. 
 
Wie die teilweise großen Unterschiede zu erklären sind, bedürfte noch genauerer Recher-
chen. Es könnte sich um einen Kompositionseffekt in den Schulen handeln, denn leistungs-
schwache Schüler werden, wenn sie mit leistungsstarken zusammen lernen, ‚mitgezogen’. 
Die soziale Segregation der Schüler, die gerade in Großstädten in der Regel größer ist als 
die der Bewohner allgemein, wirkt sich auf das Leistungsniveau der Schüler insgesamt aus. 
Mit einer Veränderung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung müssten sich dann 
auch die Unterschiede zwischen den Schulen verändern. Eine Langzeitbeobachtung kann 
hier aufschlussreiche Ergebnisse liefern. 
 
Wenn, wie für Raunheim angegeben wird, über 70% der Schüler eine nicht-deutsche Her-
kunftssprache haben, stehen die Schulen vor besonderen Herausforderungen. Dass in 
Raunheim gleichzeitig die zweithöchsten Übergangsquoten ins Gymnasium bei nicht-
deutschen Kindern unter 15 Jahren festgestellt werden, ist erstaunlich. Wie das möglich ist, 
kann nur durch genauere lokale Recherchen ermittelt werden. 
Die zukünftige Beobachtung der Schulübergänge kann sich auf die Übergänge ins Gymnasi-
um beschränken. 
 
Klassifiziert man die Übergangsquoten nach Lärmbelastungsklassen, dann zeigen sich keine 
linearen Zusammenhänge. In Darmstadt und Flörsheim nehmen die Übergangsquoten mit 
zunehmender Lärmbelästigung ab, aber in Mainz ist dies nicht der Fall. Ob sich ein einheitli-
ches Muster herausbildet, bleibt abzuwarten, wobei die Übergangsquoten natürlich nur indi-
rekt von der Lärmbelästigung abhängig sein dürften. 

4.3.4 Kinderarmut 

Anteil der Kinder in Haushalten mit Transferbezug an den Einwohnern unter 15 Jahren 
in % 
 
Mainz   17,5 
Kelsterbach 13,3 
Raunheim   17,8 
Darmstadt  20,9 
Flörsheim  23,2 
Offenbach  34,6 
 
Hier gibt es die größten Unterschiede zwischen den Gemeinden. Flörsheim, das bei den In-
dikatoren zur Arbeitslosigkeit stets den ersten Platz einnahm, rutscht hier ganz nach unten – 
nur Offenbach hat einen höheren Wert und liegt wie bei den anderen Indikatoren an letzter 
Stelle. In Offenbach ist der Anteil doppelt so hoch wie in Mainz. 
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4.3.5 Bevölkerung mit Migrationshintergrund 

Tabelle 7: Bevölkerung mit Migrationshintergrund 

 

1 

Anteil der Bev. mit 
Migrationshin-

tergrund in % der 
Bevölkerung insge-

samt 

2 

Anteil der türkisch-
stämmigen Bewohner 

in % der Bewohner 
mit Migrationshin-

tergrund 

3 

Anteile Auslän-
der in % der Be-
völkerung insge-

samt 

Darmstadt 24,5 15,7 16,4 
Raunheim 38,3 32,2 27,1 
Flörsheim 21,8 15,2 10.0 
Kelsterbach 34,3 23,3 29,8 
Mainz 27,7 16,6 15,9 
Offenbach 30,2 n.vf. - 

Quelle: Eigene Darstellung 
 
Die Anteile der Bevölkerung mit Migrationshintergrund streuen von 21,8% in Flörsheim bis 
38,8% in Raunheim. Der bloße Anteil sagt allerdings noch wenig über damit verbundene 
Probleme in einer Gemeinde aus. Dafür wären genauere Informationen über die Sozialstruk-
tur der Migrantenbevölkerung notwendig. Das Herkunftsland wäre dafür ein erster Hinweis, 
weil Qualifikationen und Integrationsprobleme zwischen Migranten aus EU-Ländern und z.B. 
aus der Türkei erheblich differieren dürften. 
 
Die Anteile der türkisch-stämmigen Bewohner an allen Bewohnern mit Migrati-
onshintergrund sind mit um die 70% in allen Gemeinden ähnlich hoch. Daraus lassen sich 
also keine Schlüsse auf die soziale Zusammensetzung der Migranten-Bevölkerung ziehen. 
Die Differenz zwischen dem Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund und dem An-
teil der ausländischen Bewohner liegt bei den meisten Gemeinden um 11 Prozentpunkte. 
Auffällig ist die geringe Differenz in Kelsterbach (4,5 Prozentpunkte). Daraus könnte man auf 
kürzere Anwesenheitszeiten schließen, weil weniger Einbürgerungsanträge gestellt und auch 
seltener Familien gegründet werden. Dies müsste aber in lokal spezifischen Recherchen ge-
nauer geklärt werden. 
 
Eine mögliche Auswirkung der Lärmbelastung könnte in wachsenden Anteilen von Bevölke-
rung mit Migrationshintergrund in diesen Gebieten bestehen – wobei auch hier der Vorbehalt 
gemacht werden muss, dass dieser Bevölkerungsteil nicht per se einkommensschwach oder 
am Wohnungsmarkt diskriminiert sein muss. 
 
Betrachtet man alle in die Beobachtung einbezogenen Gebiete dann nimmt der Anteil der 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund mit wachsender Lärmbelastung zu. Das ist in Darm-
stadt und Kelsterbach der Fall, nicht aber in Offenbach, Mainz und Flörsheim. Warum die 
Unterschiede in Flörsheim – und zwar in gegenläufigem Sinne – so hoch sind, muss wohl mit 
lokal spezifischen Faktoren erklärt werden. 
 
In Mainz und Darmstadt, wo die Anteile nicht mit der Lärmbelastung steigen, ist dieser Faktor 
bisher nicht ausschlaggebend für einen Wegzug von Bewohnern ohne Migrationshin-
tergrund. Wie die Wanderungsmotivbefragung gezeigt hat, steht bei der Wohnstandortwahl 
dieser Faktor nicht an erster Stelle. Die Wohnungsmarktsituation in einer Stadt insgesamt, 
die Baustruktur und andere Lagemerkmale spielen hier eine große Rolle. Ob sich die Lärm-
belastung dennoch als ein wirksamer Faktor bei der sozialen Strukturierung der Bevölkerung 
erweist, ist eine spannende Frage für die Langzeitbeobachtung. 
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4.3.6 Wanderungssaldi 

Außer in Offenbach sind die generell positiven Wanderungssaldi in den Gebieten mit höherer 
Lärmbelastung höher – außer in Offenbach. Warum das so ist, könnte nur mit genaueren 
Ortskenntnissen interpretiert werden. 
 
So viel kann man sagen: Bisher geben die Daten keinen Hinweis darauf, dass zunehmende 
Lärmbelastung zur Meidung der davon betroffenen Gebiete führt. 
 
Betrachtet man nur die Wanderungssaldi der Bevölkerung mit Migrationshintergrund, so 
zeichnet sich ein Zusammenhang zwischen Lärmbelastung und positivem Wanderungssaldo 
dieser Bevölkerungsgruppe ab: in Kelsterbach, Flörsheim und Mainz wird der Saldo um so 
positiver, je höher die Lärmbelastung ist. In Offenbach allerdings verzeichnen die Migranten 
negative, und die Einheimischen positive Wanderungssalden – unabhängig von der Lärmbe-
lastung. 
 
Die Frage muss daher wohl nicht lauten, ob die Lärmbelastung auf Ausmaß und Zusammen-
setzung der Bevölkerung in den betroffenen Gebieten hat, sondern unter welchen umstän-
den welcher Einfluss erkennbar wird, denn – wie auch in der Wanderungsmotivbefragung 
deutlich wurde – die Entscheidung Über einen Wohnstandort ist von vielen Faktoren abhän-
gig, so dass lineare Zusammenhänge kaum zu erwarten sind. 

4.3.7 Immobilienwerte 

Die Preise für Miet- und Eigentumswohnungen liegen pro qm in Kelsterbach am höchsten, 
gefolgt von den Großstädten Mainz und Darmstadt – wobei sich bei den Eigentumswohnun-
gen Flörsheim noch vor die Großstädte schiebt. Offenbach und Raunheim bieten in beiden 
Fällen die niedrigsten Preise und liegen damit jeweils unter dem Durchschnitt der Pilotkom-
munen. 
 
Tabelle 8: Mietpreise 2007 pro qm (Mittelwert) 
Kelsterbach, Stadt 8,71 

Darmstadt, Stadt 8,41 

Mainz, Stadt 8,39 

Flörsheim am Main, Stadt 7,80 

Raunheim, Stadt 7,40 

Offenbach am Main, Stadt 7,20 

  

RDF-Gemeinden 8,21 

Hessen-Süd/Reg.bez. Darmstadt 8,06 
Quelle: empirica-Preisdatenbank (IDN ImmoDaten GmbH) 
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Tabelle 9: Eigentumspreise 2007 pro qm in € (Mittelwert) 
Kelsterbach, Stadt 2.135 

Flörsheim am Main, Stadt 1.880 

Darmstadt, Stadt 1.863 

Mainz, Stadt 1.819 

Offenbach am Main, Stadt 1.578 

Raunheim, Stadt 1.578 

  
Pilotgemeinden 1.815 

Hessen-Süd/Reg.bez. Darmstadt 1.903 
Quelle: empirica-Preisdatenbank (IDN ImmoDaten GmbH) 
 
Dies sind Ausgangswerte. Ob sich eine Differenzierung dieser Preise entlang der Unter-
scheidung ‚lärmbetroffen’ / ‚nicht lärmbetroffen’ ergibt, muss die Langzeitbeobachtung zei-
gen. Dass es solche Einflüsse möglicherweise gibt, zeigt die Betrachtung der innerstädti-
schen Differenzierung von Darmstadt. 
 
Tabelle 10: Darmstadt – Mietwohnungen Preis pro qm Wohnfläche 2007 (letzter 

Preis im Quartal) 

 Anzahl Mittelwert

West 370 9,11 

Bessungen 1.074 9,04 

Mitte 153 8,99 

Nord 198 8,79 

Ost 100 8,36 

Eberstadt 408 8,33 

Lärmbelastet:  

Arheilgen 216 9,04 

Kranichstein 377 8,25 

Wixhausen 100 7,62 
   

Gesamt 5.243 8,49 
Nicht  
zugeordnet 2.247 8,06 

Quelle: empirica-Preisdatenbank (IDN ImmoDaten GmbH) 
 
 
Die niedrigste Preise werden hier in den lärmbelasteten Stadtteilen erzielt; 
nur Arheilgen liegt über dem Durchschnitt der Stadt. 
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Tabelle 11: Darmstadt: Eigentumswohnungen Preis pro qm Wohnfläche 2007 (letz-
ter Preis im Quartal) 

 Anzahl Mittelwert

Nord 140 2.115 

Ost 47 2.096 

Bessungen 681 2.051 

Mitte 61 1.951 

West 212 1.845 

Eberstadt 261 1.810 
Lärmbelastet:   

Arheilgen 98 1.848 

Wixhausen 12 1.880 

Kranichstein 301 1.700 
   

Gesamt 3.781 1.868 
Nicht  
zugeordnet 1.968 (52%) 1.809 

Quelle: empirica-Preisdatenbank (IDN ImmoDaten GmbH) 
 
Bei den Eigentumswohnungen liegen die Preise in sämtlichen lärmbelasteten Stadtteilen un-
ter dem Mittelwert, aber im Stadtteil West und in Eberbach ebenfalls. Auch hier gilt, dass 
Geschichte, Image, Baustruktur, Lagequalitäten und Eigentümerstruktur (sowie die Anteile 
an sozialem Wohnungsbau) einen erheblichen Einfluss haben und die Lärmbelastung erst 
nachrangig einen Einfluss hat. 
 
Bei Mietwohnungen kann außerdem nicht unterstellt werden, dass die Wohnstandortwahl 
gänzlich eigenen Optionen folgt, sondern durch Belegungsrechte und Einkommen erheblich 
beeinflusst wird – und zudem durch das Mietrecht (Mietspiegel) die Preise reguliert werden. 
Daher ist es sinnvoll, sich bei der Analyse der Entwicklung der monetären Bewertung der 
Gebiete auf die Preise für Eigentumswohnungen und Einfamilienhäuser zu beschränken. 
Diese reagieren zwar langsamer als die Mieten, aber in sie fließen Umweltbewertungen 
nachhaltiger ein. 
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5 Zusammenfassung und Empfehlungen 
Generell entfalten Indikatoren eines Sozialmonitorings ihren vollen Informationswert erst in 
Zeitreihen. Der wichtigste Erkenntnisgewinn liegt demnach darin, Veränderungen über die 
Zeit sichtbar werden zu lassen. Da in der Pilotphase keine Zeitreihen erhoben wurden, lag 
der Schwerpunkt der analytischen Arbeiten nicht in der inhaltlichen, sozialwissenschaftlichen 
Analyse und Bewertung der erhobenen Daten, sondern in der Erprobung und Auswertung 
der Erhebungsmethodik in Bezug auf die potenzielle Aussagefähigkeit im Hinblick auf eine 
längerfristige Beobachtung. 

5.1 Zusammenfassung 
Insgesamt kann festgestellt werden, dass die Pilotphase zum Sozialmonitoring im Umfeld 
des Flughafen Frankfurt/Main sowohl methodisch als auch inhaltlich wichtige Erkenntnisse  

• zur Durchführbarkeit der Erhebung, 

• zur inhaltlichen Ausgestaltung der Erhebung (Katalog der Indikatoren),  

• zum Aufwand und zur Organisation der Erhebung 
 
erbracht hat. 
 
Diesbezüglich können folgende Ergebnisse festgehalten werden: 
 
1. Bis auf wenige Ausnahmen zeigt die Erhebung in der Pilotphase, dass die Erhebbarkeit 

der vorgeschlagenen Indikatoren gegeben ist11. 
 
2. Die Erhebung der Indikatoren stellt insbesondere die kleineren Kommunen vor eine große 

Herausforderung, da 
- die Indikatoren fachgebietsübergreifend, 
- die Primärdaten nur tlw. in Händen der Kommunen sind, 
- die Kommunen nur über knappe materielle und personelle Ressourcen verfügen oder 
diese gänzlich fehlen. 
 

3. Die methodische Unterstützung der Kommunen (Leitfaden und Erhebungstabellen) hat 
sich grundsätzlich bewährt. 
Trotzdem ergeben sich sowohl hinsichtlich der Qualität der erhobenen Daten als auch 
beim Erhebungsaufwand noch deutliche Optimierungspotenziale. Diese Potenziale sind 
zu heben, wenn die Erhebung auf einen größeren Untersuchungsraum ausgeweitet wer-
den soll. 
 

4. Mit der Zuordnung des Migrationshintergrundes wurde im Rahmen der Pilotphase metho-
disches Neuland betreten und bundesweit Pionierarbeit geleistet. 
Die gewonnenen Daten haben eine zentrale Bedeutung für das Sozialmonitoring im RDF 
aber auch weit darüber hinaus für die originären Planungsaktivitäten der Kommunen. 

 
5. Eine erste orientierende sozialwissenschaftliche Analyse der erhobenen Daten gibt erste 

empirische Hinweise auf Thesen zu den Zusammenhängen zwischen Lärmbelastung und 
Sozialstruktur. Belastbare sozialwissenschaftliche Aussagen und damit die Überprüfung 
der Thesen lassen sich aber erst auf der Grundlage von Zeitreihen machen. 

                                                 
11  Neue Herausforderungen tauchten insbesondere bei den Bildungsindikatoren auf. Diese betrafen 
insbesondere den Erhebungsaufwand der aus sozialwissenschaftlicher Sicht relevanten Daten. Hier 
könnte durch eine Umstellung der amtlichen Schulstatistik bzw. der LUSD eine wesentliche Vereinfa-
chung erzielt werden. 
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Die kartographische Auswertung der erhobenen Indikatoren lässt räumliche Muster und 
deutliche Unterschiede innerhalb und zwischen den Kommunen erkennen. Auf der Grund-
lage von Zeitreihen können daraus Entwicklungstendenzen und Handlungsoptionen bzw. 
-erfordernisse abgeleitet werden.  

5.2 Empfehlungen 
1. Angesichts der viel versprechenden Ergebnisse wird von gutachterlicher Seite eine Fort-

führung der Kontextindikatoren im Rahmen des Sozialmonitorings über die Pilotphase 
hinaus angeraten. Dabei wird eine jährliche Erhebung empfohlen. Gerade Veränderungen 
der Sozialstruktur vollziehen sich gewöhnlich langsam und schleichend, wodurch die Ge-
fahr besteht, dass sich abzeichnende Verwerfungen nicht oder zu spät wahrgenommen 
werden. 

 
2. Für eine erfolgreiche und effiziente Hauptphase der Erhebung von Kontextindikatoren ist 

es zwingend, das gewonnene Know-how zu nutzen und dabei die Methodik zu verfeinern 
und in der praktischen Anwendung zu optimieren. 
 

3. Trotz methodischer Unterstützung geraten kleinere Kommunen mit der Durchführung der 
Erhebung an ihre Kapazitätsgrenzen, wenn sie nicht substanziell unterstützt werden. Die 
Erhebungsarbeit der Kommunen sollte sich daher auf die Indikatoren beschränken, bei 
denen die Primärdaten in der Kommune gehalten werden. 

 
4. Gerade für die Zuordnung des Migrationshintergrundes wird daher eine zentralisierte 

Auswertung aus gutachterlicher Sicht dringend empfohlen. Da in diesem Zusammenhang 
mit personenbezogenen Daten gearbeitet wird, ergeben sich besondere Anforderungen 
aus Sicht des Datenschutzes. Die im Rahmen der Pilotphase praktizierte kommunale Zu-
sammenarbeit erscheint dabei als ein im besonderen Maß geeignetes Modell auch über 
die Pilotphase hinaus. 

 
5. Im Hinblick auf ein ausgewogenes Verhältnis von Erkenntnisgewinn und Erhe-

bungsaufwand wird vorgeschlagen, den Kriterienkatalog anzupassen und die Anzahl der 
Indikatoren von 18 auf die folgenden 12 Indikatoren zu verringern. 

• Veränderung der Zusammensetzung der Bevölkerung nach Alter, Nationalität und 
Migrationshintergrund 

• Veränderung der Wanderungsbewegungen 
• Veränderung der Quote und Struktur der SV-Beschäftigten 
• Veränderung der Anzahl und Struktur Arbeitsloser 
• Veränderung der Kaufkraftzahlen 
• Veränderung der Steuereinnahmen 
• Veränderung der Immobilienwerte 
• Veränderung der Übergangsquoten von Schulen in weiterführende Schulen 
• Veränderung der Schulabschlüsse nach Abschlussart 
• Veränderung der Ergebnisse der Schuleignungstests (bedingt) 
• Anzahl der Gestattungsanträge 
• Veränderung der Anzahl der Personen mit Sozialhilfe 

 
6. Aus gutachterlicher Sicht sind mit diesem Satz von Indikatoren alle relevanten Bereiche 

zur Abbildung von Veränderungen im Wirtschafts- und Sozialgefüge im Umfeld des Flug-
hafens Frankfurt abgedeckt.  
Ungeachtet dessen können sich im Rahmen einer Hauptphase ggf. Entwicklungen ab-
zeichnen oder es können Fragen aufgeworden werden, die es angeraten erscheinen las-
sen, entweder den Katalog der Indikatoren zu verändern oder aber die Erhebung der Indi-
katordaten durch Befragungen gezielt zu ergänzen. Dass die Erhebung der Indikatoren 
zur Erkennung und Darstellung von Kausalzusammenhänge bei bestimmten Fragestel-
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lungen sinnvoll durch Befragungen ergänzt werden sollte, wurde im Rahmen der ersten 
sozialwissenschaftlichen Analyse erläutert und im Rahmen der Pilotphase durch die paral-
lel durchgeführte Wanderungsmotivbefragung belegt. 

 
7. Die exemplarische Gegenüberstellung der Auswertungen zu den Migrantenanteilen (Ebe-

ne der Stadteile vs. Ebene der Statistischen Bezirke) macht deutlich, dass die Aussage-
kraft der Daten mit der Kleinteiligkeit der räumlichen Bezugsebene zunimmt. Insofern wird 
empfohlen – soweit dies die Datenlage zulässt – in den Großstädten auf Ebene der Stati-
schen Bezirke zu erheben und auszuwerten. Für die kleineren Kommunen hat sich in die-
sem Sinne die nachträgliche Einrichtung Statistischer Bezirke als sinnvoll erwiesen. 

 
8. Zur Gewährleistung der erforderlichen Qualität und zur Effektivierung der Datenerhebung 

– nicht zuletzt aber auch der Dateninterpretation und -präsentation - sind dafür organisa-
torische und personelle Strukturen erforderlich, die eine Bündelung von Know-how und 
personelle Kontinuität ermöglichen. 

 
9. Auch für die Auswertung der erhobenen Daten ist aus gutachterlicher Sicht eine zentrale 

Lösung zur Minimierung des Aufwands, zur Sicherstellung der Qualität und zur übergrei-
fenden Auswertung und Darstellung zwingend. Bei Ausweitung des Untersuchungsraums 
wird der Aufbau einer (ggf. internetbasierten) Datenbanklösung zur Datenübernahme, 
-haltung, -auswertung und Präsentation dringend empfohlen. 
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6 Vorbemerkung 
Die Wanderungsmotivbefragung stellt den zweiten methodischen Baustein der Pilotphase 
des Sozialmonitorings dar und versteht sich als sinnvolle Ergänzung zum Baustein „Kontext-
indikatoren“. Die Befragung von Zu- und Weggezogenen soll quasi als Frühindikator dafür 
dienen, ob über erhöhte und vor allem selektive Wanderungsbewegungen Veränderungen 
der Sozialstruktur einer Kommune zu erwarten sind. Daneben soll die Befragung Auskunft 
über die Motive und Anlässe der Wanderungen geben. 
 
In der Pilotphase stand vor allem die Konzeption eines effizienten und wissenschaftlich trag-
fähigen Untersuchungsdesigns im Vordergrund. Im Anschluss an die Entwicklung eines Un-
tersuchungsdesigns sollte ein Praxistest zeigen, ob und inwieweit das Untersuchungsdesign 
praxistauglich ist und wo es gegebenenfalls noch Verbesserungspotentiale gibt. Darüber 
hinaus sollten die bei diesem Praxistest anfallenden Befragungsergebnisse im Rahmen einer 
ersten Analyse im Hinblick auf den Untersuchungsgegenstand ausgewertet und interpretiert 
werden. 
 
Mit Blick auf diese Vorgaben liegt das Hauptaugenmerk der nachfolgenden Ausführungen 
auf der ausführlichen Beschreibung des Untersuchungsdesigns bzw. seiner Umsetzung (Ka-
pitel 7) sowie auf der Evaluation des methodischen Vorgehens, bei der insbesondere auch 
Verbesserungsvorschläge für eine Wanderungsmotivbefragung in der Hauptphase unterbrei-
tet werden (Kapitel 8). Kapitel 9 schließlich stellt erste Auswertungsergebnisse vor, die Aus-
gangspunkt für intensivere Analysen auf Basis des Befragungsdatensatzes sein können und 
sollten. 
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7 Festlegung und Umsetzung des Untersu-
chungsdesigns 
7.1 Abgrenzung und Generierung der Grundgesamtheit 

7.1.1 Abgrenzung der Grundgesamtheit 

Als Grundgesamtheit oder auch (Ziel-) Population bezeichnet man in der Stichprobentheorie 
die Menge aller potenzieller Untersuchungseinheiten, über die datenorientierte Aussagen ge-
troffen werden sollen (ähnlich vgl. Stenger, 1986, S. 9). 
 
Im Rahmen der vorliegenden Befragung war die Grundgesamtheit wie folgt definiert 
 
Grundgesamtheit: Gesamtheit aller wandernder Haushalte, die im Jahr 2007 in eine Pilot-

kommune zugezogen bzw. aus einer Pilotkommune in eine andere 
deutsche Kommune weggezogen sind (nur Hauptwohnsitz-
Wanderungen). 

 
Bei dieser Definition sind einige Aspekte besonders zu beachten, die nachfolgend kurz erläu-
tert werden. 
 
Als Untersuchungseinheiten fungieren zunächst einmal wandernde Haushalte, nicht jedoch 
wandernde Personen. Hintergrund für diese Festlegung ist die Erkenntnis, dass Wande-
rungsentscheidungen bei Mehrpersonenhaushalten typischerweise Haushaltsentscheidun-
gen sind, d.h. durch einen Interessenausgleich zwischen den einzelnen Haushaltsmitgliedern 
zustande kommen (ähnlich vgl. Schwarz, 1969, S. 35/36; siehe auch Abschnitt 7.4.2.2). 
 
Die Grundgesamtheit beschränkt sich auf Hauptwohnsitz-Wanderungen. Sie klammert damit 
Wanderungen in Gestalt der Gründung oder Auflösung eines Zweit- bzw. Nebenwohnsitzes 
aus. Die Konzentration auf Hauptwohnsitz-Wanderungen begründet sich damit, dass der 
Hauptwohnsitz gemeinhin derjenige Ort ist, an dem man sich auf Dauer oder auch auf be-
stimmte Zeit niederlässt. 
Die vollständige Ausblendung von Nebenwohnsitz-Wanderungen ist datentechnisch zwar 
leicht möglich, da im Melderegister Haupt- und Nebenwohnsitze eindeutig zu identifizieren 
sind. Allerdings ist diese Vorgehensweise nicht in jedem Einzelfall problemadäquat, da sie 
den Umstand ignoriert, dass die Grenze zwischen Haupt- und Nebenwohnsitz in der Realität 
bisweilen fließend ist. Besonders unscharf ist die Abgrenzung zwischen Haupt- und Neben-
wohnsitz bei sog. Wochenendpendlern, d.h. Personen, die unter der Woche allein in der Nä-
he ihres Arbeitsplatzes wohnen und am Wochenende zu ihrem Ehepartner bzw. ihrer Familie 
zurückkehren. Nach Maßgabe von § 16 Abs. 2 S. 2 des Hessischen Meldegesetzes (HMG) 
ist die Familienwohnung Hauptwohnsitz des Wochenendpendlers, auch wenn Letzterer ge-
wöhnlich mehr Zeit am Nebenwohnsitz in der Nähe des Arbeitsplatzes verbringt als am ei-
gentlichen Hauptwohnsitz. Die obige Definition erfasst allerdings Wochenendpendler, die im 
Jahr 2007 einen Nebenwohnsitz in einer Pilotkommune gegründet haben, ebenso wenig wie 
solche Wochenendpendler mit einem Hauptwohnsitz in einer Pilotkommune, die im Jahr 
2007 eine weitere Wohnung außerhalb ihrer Herkunftskommune bezogen haben. 
Die ausschließliche Fokussierung auf Hauptwohnsitzwanderungen bedeutet im Umkehr-
schluss auch, dass die Umwandlung eines Nebenwohnsitzes in einen Hauptwohnsitz als 
Hauptwohnsitz-Wanderung identifiziert wird und der betreffende Haushalt damit die Ziel-
gruppendefinition erfüllt, obwohl der Haushalt realiter bereits zuvor Bewohner der damaligen 
Neben- und jetzigen Hauptwohnsitz-Kommune war und somit keine „physische“ Wanderung 
stattgefunden hat. 
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Zu beachten ist ferner, dass der Grundgesamtheit keine Haushalte angehören, die ins Aus-
land (oder auch an einen unbekannten Ort) gezogen sind. Die Nichtberücksichtigung derarti-
ger Haushalte ist dem Umstand geschuldet, dass das Melderegister die neuen Anschriften 
nicht enthält, unter denen die betreffenden Haushalte im Rahmen einer Wanderungsmotiv-
befragung angeschrieben werden könnten. 
 
Schlussendlich stellt die Festlegung der Grundgesamtheit auf den wandernden Haushalt ab, 
nicht jedoch auf den Haushalt am Herkunfts- oder am Zielort. Freilich besteht häufig Identität 
zwischen diesen drei Haushalten. Gibt beispielsweise eine Familie ihre Wohnung in A auf, 
um sich in B eine neue Wohnung zu mieten, entspricht der Haushalt am Herkunftsort in Grö-
ße und Zusammensetzung dem wandernden Haushalt sowie dem Haushalt am Zielort. An-
ders verhält es sich dagegen bei Haushaltsauflösungen und -neugründungen. Verlässt bei-
spielsweise ein erwachsenes Kind das Elternhaus in A, um mit seinem Partner eine gemein-
same Wohnung in B zu beziehen, unterscheiden sich die drei Haushalte voneinander. Der 
erste Haushalt, der Haushalt am Herkunftsort, setzt sich aus den Eltern und dem erwachse-
nen Kind zusammen. Den wandernden Haushalt bildet das erwachsene Kind alleine, wäh-
rend im neuen Haushalt am Zielort noch der Lebenspartner des erwachsenen Kindes hinzu-
kommt. Abbildung 6 verdeutlicht graphisch den Fall des Auszugs zweier erwachsener Kinder 
(blau und rot) aus dem jeweiligen Elternhaus zum Zwecke des Zusammenziehens und der 
Gründung eines gemeinsamen Haushalts. Zu beachten ist, dass es in diesem Beispiel zwei 
wandernde Einpersonenhaushalte gibt, jeweils gebildet durch eines der beiden erwachsenen 
Kinder. Sofern die alten Wohnsitze der beiden erwachsenen Kinder bzw. der neue gemein-
same Wohnsitz in einer Pilotkommune liegen, wäre es somit grundsätzlich denkbar, dass 
beide Einpersonenhaushalte in der Befragung getrennt voneinander angeschrieben werden. 
 
Abbildung 6: Graphische Veranschaulichung des Unterschieds zwischen dem 

Haushalt am Herkunftsort, dem wandernden Haushalt und dem Haus-
halt am Zielort am Beispiel des Zusammenziehens zweier erwachsener 
Kinder 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Diese Überlegungen münden in folgender Definition eines wandernden Haushalts. 
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Wandernder Haushalt: Personengesamtheit mit gemeinsamer Herkunfts- und Zielad-
resse. 

 
Zu beachten ist, dass Personen, die nach dieser Definition einen wandernden Haushalt bil-
den, nicht notwendigerweise den gleichen Umzugstag haben müssen12. Der Verzicht auf die 
Vorgabe eines gleichen Umzugstages lässt sich zum einen dadurch begründen, dass es an-
dernfalls nicht möglich wäre, Familiennachzüge adäquat zu berücksichtigen. Zieht beispiels-
weise der eine Ehepartner berufsbedingt vor den Sommerschulferien um, während der ande-
re Ehepartner mit den schulpflichtigen Kindern noch das Ende des alten Schuljahres abwar-
tet und nachzieht, könnte die Familie bei Vorgabe eines identischen Umzugstages nicht als 
gemeinsam wandernder Haushalt identifiziert werden, obwohl die Wanderungsentscheidung 
vermutlich einvernehmlich getroffen wurden und ihr dieselben Motive zugrunde lagen. 
Darüber hinaus würde die Vorgabe eines identischen Umzugstages auch und gerade bei 
zahlreichen nicht-ehelichen Lebenspartnerschaften oder sonstigen nicht-ehelichen Haus-
haltsgemeinschaften (z.B. Wohngemeinschaften) die Zusammenfassung der Haushaltsmit-
glieder zu einem einzigen gemeinsamen wandernden Haushalt verhindern, nämlich dann, 
wenn sich die Haushaltsmitglieder an unterschiedlichen Tagen in ihrer neuen Kommune an-
melden. Eine Anmeldung an unterschiedlichen Tagen ist deshalb nicht ungewöhnlich, weil 
sich grundsätzlich jede meldepflichtige Person selbst bei der Meldebehörde anmelden 
muss13. 
 
Zu beachten ist ferner, dass die verschiedenen Mitglieder eines wandernden Haushalts 
durchaus unterschiedliche Familiennamen haben können. Ein identischer Nachname ist da-
her kein konstitutives Merkmal zur Zusammenfassung wandernder Personen zu einem wan-
dernden Haushalt. 
 
Nach der Festlegung der Untersuchungseinheiten musste bei wandernden Mehrpersonen-
haushalten noch eine Entscheidung dahingehend getroffen werden, welches Haushaltsmit-
glied im Falle einer Aufnahme in die Befragung angeschrieben werden sollte. Idealerweise 
käme hierfür der Haushaltsvorstand in Betracht, der dem Melderegister allerdings nicht zu 
entnehmen ist. Aufgrund dessen einigte sich der Begleitkreis darauf, das jeweils älteste 
Haushaltsmitglied mit der Bitte um eine Teilnahme an der Befragung persönlich anzuschrei-
ben14. 
 
Da Melderegister rein personenbezogen aufgebaut sind und daher keine Haushalte auswei-
sen, musste die Grundgesamtheit für die vorliegende Befragung erst noch generiert werden. 
Hierzu kam ein Algorithmus zum Einsatz, der von der Stadt Mainz programmiertechnisch 
umgesetzt und im Anschluss daran auf die Melderegisterauszüge der Pilotkommunen ange-
wandt wurde. Nachfolgend wird die Funktionsweise dieses Algorithmus sowie die weitere 
Vorgehensweise zur Generierung der Grundgesamtheit erläutert. 
 

7.1.2 Generierung der Grundgesamtheit 

1. Schritt: Bereitstellung von Melderegisterauszügen 
 
Um den Algorithmus zur Haushaltsgenerierung anzuwenden, mussten die Pilotkommunen in 
ihren Melderegistern zunächst zugezogene bzw. weggezogene Personen identifizieren. Zu-

                                                 
12 Eine Ausnahme bilden aus dem Ausland bzw. von unbekannt Zugezogene (vgl. Abschnitt 7.1.2). 
13 Eine Ausnahme von diesem Grundsatz bilden Familien, bei denen die Vorsprache eines volljährigen 
Familienmitglieds genügt und dieses stellvertretend für die anderen Familienmitglieder die Anmeldun-
gen vornehmen kann. 
14 Das jeweils älteste Haushaltsmitglied bildete somit die sog. Erhebungseinheit, d.h. diejenige Einheit, 
über die man sich Zugang zur Untersuchungseinheit, dem wandernden Haushalt, verschafft. 
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gezogene bzw. Weggezogene sind dabei Personen, bei denen der „Tag des Zuzugs“ bzw. 
der „Tag des Auszugs“ im Jahr 2007 lag. 
 
Für diese Personen wurden aus den Melderegistern folgende Melderegistervariablen15 ent-
nommen: 
 
• „Tag des Zuzugs“ (nur bei Zugezogenen) 
• „Tag des Einzugs“ (nur bei Zugezogenen) 
• „Tag des Auszugs“ (nur bei Weggezogenen) 
• „Tag der Geburt“ 
• [„Geschlecht“] 
• [„Staatsangehörigkeit 1“] 
• [„Staatsangehörigkeit 2“] (soweit vorhanden) 
• „Familienname“ 
• „Namenszusatz“ (soweit vorhanden)16 
• „Doktorgrad“ (soweit vorhanden) 
• „Vorname(n)“ 
• „Straße (alt)“17 
• „Hausnummer (alt)“ 
• „Postleitzahl (alt)“  
• „Ort (alt)“ 
• „Herkunftsland (alt)“ (nur bei Zugezogenen) 
• „Straße (neu)“ 
• „Hausnummer (neu)“ 
• „Postleitzahl (neu)“ 
• „Ort (neu)“ 

 
Drei Melderegistervariablen („Geschlecht“, „Staatsangehörigkeit 1“ und „Staatsangehörigkeit 
2“) aus der obigen Liste sind in eckige Klammern gesetzt. Hierbei handelt es sich um Variab-
len, die für die Haushaltsgenerierung selbst nicht benötigt wurden, die aber zum Zwecke der 
richtigen persönlichen Anrede auf dem Fragebogen-Anschreiben (je nach Ausprägung des 
Merkmals „Geschlecht“ „Sehr geehrter Herr XY“ bzw. „Sehr geehrte Frau XY“) sowie bei der 
Konstruktion der Hochrechnungsfaktoren zum Einsatz kamen (vgl. Abschnitt 7.7.2). Darüber 
hinaus stellen diese Variablen Merkmale dar, um die die Befragungsergebnisse ergänzt und 
dadurch die Auswertungsmöglichkeiten des Befragungsdatensatzes verbessert wurden. 
 
2. Schritt: Bereinigung der Melderegisterauszüge um innerstädtische Umzüge und um Weg-
züge nach unbekannt bzw. ins Ausland 
 
Wie bereits an früherer Stelle erwähnt, gehören Haushalte, die ins Ausland gezogen sind, 
nicht der Grundgesamtheit an, da das Melderegister nicht die neuen ausländischen Adres-
sen aufführt, unter denen die Weggezogenen angeschrieben werden könnten. Gleiches gilt 
auch für Personen, die unbekannt verzogen sind. Unter den Weggezogenen wurden daher 
die Daten von Personen, die ins Ausland oder an einen unbenannten Ort gezogen sind, her-
ausgelöscht. 
 

                                                 
15 Die Variablenbezeichnung orientiert sich am EKOM21-System. EKOM21 ist ein kommunales 
Dienstleistungsunternehmen, das bis auf Flörsheim und Mainz die Melderegister der Pilotkommunen 
EDV-technisch verwaltet. 
16 Beispiel: „von“, „zu“. 
17 Der Zusatz „(alt)“ kennzeichnet die Herkunftsadresse, der Zusatz „(neu)“ die Zieladresse, d.h. die 
neue Anschrift. 
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Unter den Zugezogenen wurden dagegen solche Personen entfernt, die nach ihrem Zuzug 
im Jahr 2007 im selben Jahr noch innerstädtisch gewandert sind. Im EKOM21-System sind 
dies Personen, bei denen der „Tag des Zuzugs“ nicht dem „Tag des Einzugs“ entspricht. 
 
3. Schritt: Algorithmische Generierung der wandernden Haushalte 
 
Im dritten Schritt waren nun wandernde Haushalte zu identifizieren, d.h. solche Personen 
zusammenzufassen, die dieselbe Herkunfts- und Zieladresse haben. 
 
Zu einem weggezogenen Haushalt gehören somit alle weggezogenen Personen, die bezüg-
lich der Variablen  
 
• „Straße (alt)“, 
• „Hausnummer (alt)“, 
• „Postleitzahl (alt)“, 
• „Ort (alt)“, 
• „Straße (neu)“, 
• „Hausnummer (neu)“, 
• „Postleitzahl (neu)“ 
und 
• „Ort (neu)“ 

 
dieselben Merkmalsausprägungen aufweisen. 
 
Bei Zugezogenen mit bekannter und in Deutschland liegender Herkunftsadresse kommt der-
selbe (Standard-) Algorithmus zur Anwendung. Bei den von unbekannt oder aus dem Aus-
land Zugezogenen ist der Algorithmus in dieser Form allerdings nicht zielführend, da für die-
se Personen keine Informationen zu den vier Merkmalen „Straße (alt)“, „Hausnummer (alt)“, 
„Postleitzahl (alt)“ und „Ort (alt)“ vorliegen. Stattdessen wurde für solche Zugezogenen ein 
alternativer Algorithmus herangezogen, der die Unkenntnis der Herkunftsadresse dadurch 
auszugleichen versucht, indem er anstelle der unbekannten Herkunftsadresse auf die Melde-
register-Variable „Tag des Zuzugs“ zurückgreift. Einen gemeinsamen Haushalt bilden folglich 
alle von unbekannt oder vom Ausland zugezogenen Personen, bei denen die Ausprägungen 
der Melderegistervariablen 
 
• „Straße (neu)“, 
• „Hausnummer (neu)“, 
• „Postleitzahl (neu)“ 
• „Ort (neu)“ 
und 
• „Tag des Zuzugs“ 

 
übereinstimmen. Es versteht sich von selbst, dass dieser Alternativalgorithmus „unschärfer“ 
als der Standardalgorithmus ist. Beispielsweise scheitert der Alternativalgorithmus bei Fami-
liennachzügen. 
 
All diejenigen Zu- bzw. Weggezogenen, die sich über den jeweils anzuwendenden Algorith-
mus nicht zu (Mehrpersonen-) Haushalten zusammenfassen ließen, bildeten schließlich Ein-
personenhaushalte. 
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4. Schritt: Identifikation des ältesten Haushaltsmitglieds und Einpassung der Haushaltsdaten 
in ein vorgegebenes Tabellenraster 
 
Nach der Zusammenfassung von Personen zu Haushalten wurde anhand des Melderegis-
termerkmals „Tag der Geburt“ bei wandernden Mehrpersonenhaushalten das älteste Haus-
haltsmitglied identifiziert, das als Erhebungseinheit vorgesehen war. Da nur diese Person im 
Falle einer Aufnahme des Haushalts in die Befragung angeschrieben wurde, war die Kennt-
nis der Namen der anderen Haushaltsmitglieder redundant. Die Namensangaben der ande-
ren Haushaltsmitglieder, konkret die Ausprägungen der Melderegistervariablen „Familienna-
me“, „Namenszusatz“, „Doktorgrad“ und „Vorname(n)“ (nicht jedoch die Ausprägungen der 
Variablen „Geschlecht“, „Tag der Geburt“, „Staatsangehörigkeit 1“ und Staatsangehörigkeit 
2“) wurden daher gelöscht bzw. nicht an die Gutachter weitergegeben. In ein von den Gut-
achtern vorbereitetes EXCEL-Tabellenraster trugen die Kommunen im Anschluss an die 
Haushaltsgenerierung die geforderten Haushaltsdaten ein. Dies waren bei den Weggezoge-
nen die in Schritt 1 abgefragten Melderegistervariablen, während bei den Zugezogenen die 
beiden Merkmale „Straße (alt)“ und „Hausnummer (alt)“ mangels (vermeintlicher)18 analyti-
scher Verwertbarkeit entfielen. 
 
5. Schritt: Manuelle Nachbearbeitung durch die Gutachter 
 
Die vorgestellten und programmiertechnisch umgesetzten Algorithmen setzen für die Zu-
sammenführung von Personen zu Haushalten eine exakte Übereinstimmung zwischen zu 
vergleichenden Melderegistervariablen voraus. Bedingt durch unterschiedliche Schreibwei-
sen (z.B. „Straße“ vs. „Strasse“) und Tippfehler bei Adressangaben konnten die EDV-
gestützten Algorithmen jedoch einige Personen fälschlicherweise nicht zu wandernden 
Haushalten zusammenfassen. Dies wurde durch die Gutachter auf Basis der von den Kom-
munen zur Verfügung gestellten Tabellen und unter Zuhilfenahme der Sortierungsfunktionen 
in EXCEL geleistet. Die Nachbesserung musste sich jedoch auf Weggezogene bzw. auf von 
unbekannt oder aus dem Ausland Zugezogene beschränken, d.h. sie war nicht bei denjeni-
gen Zugezogenen möglich, die die Voraussetzungen des Standardalgorithmus erfüllten (be-
kannte Herkunftsadresse!), da bei diesen Personen bzw. Haushalten die beiden Merkmale 
„Straße (alt)“ und „Hausnummer (alt)“, deren Kenntnis zur Anwendung des Standardalgo-
rithmus notwendig ist, unglücklicherweise nicht im an die Gutachter weitergegebenen Tabel-
lenraster enthalten waren (vgl. Fußnote 18). 
 
6. Schritt: Herauslöschung Minderjähriger 
 
Um im Rahmen der Befragung keine Minderjährigen anzuschreiben, wurden im letzten 
Schritt alle Haushalte gelöscht, deren älteste Haushaltsmitglieder den Geburtsjahrgängen ab 
1990 angehörten. 
 
Nach Durchführung dieser sechs Schritte lagen die Grundgesamtheiten der Befragung vor, 
deren Umfänge die nachfolgende Tabelle ausweist. 
 
Tabelle 12: Umfänge der Grundgesamtheiten der Wanderungsmotivbefragung 

nach Kommune und Wanderungsrichtung 
 Darmstadt Flörsheim Kelsterbach Mainz Offenbach Raunheim insgesamt
Zugezogene 6.148 798 506 10.966 4.528 617 23.563
Weggezogene 4.575 616 484 7.161 3.228 531 16.595
insgesamt 10.723 1.414 990 18.127 7.756 1.148 40.158  
Quelle: Eigene Berechnungen 

                                                 
18 Wie sich erst im Rahmen der späteren manuellen Nachbearbeitung (vgl. 5. Schritt) zeigte, wäre die 
die Aufnahme auch dieser beiden Merkmale in das Tabellenraster hilfreich gewesen. 
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7.2 Stichprobendesign bzw. Auswahlplan 
Im Rahmen des Auswahlplans ist festzulegen, wer zu befragen ist. Es ist zu entscheiden, ob 
alle oder nur stichprobenartig ausgewählte Elemente der Grundgesamtheit befragt werden 
sollen, wobei sich im zweiten Fall die Folgefragen anschließen, wie viele Elemente auszu-
wählen sind und nach welchen Kriterien die Stichprobe zu ziehen ist. 
 
Angesichts der relativ geringen Besetzungsumfänge in den drei kleineren Kommunen Flörs-
heim, Kelsterbach und Raunheim (vgl. Tabelle 12) war sich der Begleitkreis einig, dass für 
diese Kommunen nur eine Vollerhebung, d.h. eine Befragung aller im Jahr 2007 zu- bzw. 
weggezogenen Haushalte, die die Zielgruppendefinition erfüllen, infrage kommt. 
 
In den drei einwohnerstärkeren Kommunen Darmstadt, Mainz und Offenbach mit entspre-
chend höherem Wanderungsvolumen sollte dagegen eine Stichprobe genügen. Methodisch 
war von vornherein klar, dass die Stichprobenziehung zufällig erfolgen sollte, d.h. es sollte 
dem Zufall überlassen bleiben, welche Befragungshaushalte in die Stichprobe gelangen. Die 
Zufallsabhängigkeit des Auswahlprozesses lässt sich damit begründen, dass sich nur dann 
die allfällige Unsicherheit beim Übertragen der Stichprobenergebnisse auf die Grundgesamt-
heit auf wahrscheinlichkeitstheoretischer Basis quantifizieren lässt. 
 
Was die Stichprobenumfänge angeht, sollten je Kommune und Wanderungsrichtung 3.000 
Haushalte angeschrieben werden. Angesichts einer erwarteten Rücklaufquote von etwa ei-
nem Viertel sollte dieser Bruttostichprobenumfang groß genug sein, um in jeder Kommune 
und für Zu- wie Weggezogene auch Auswertungen für spezielle Untergruppen zu ermögli-
chen, ohne dass die entsprechenden Auswertungsergebnisse mit einem nicht mehr tolerier-
baren Ausmaß an Unsicherheit behaftet sind. 
 
Eine einfache, auch als uneingeschränkt bezeichnete Zufallsauswahl von jeweils 3.000 
Haushalten war vor allem angesichts einer differenzierten Fluglärmbelastung innerhalb der 
drei „großen“ Kommunen für das vorliegende Projekt allerdings nicht problemadäquat, denn 
die uneingeschränkte Zufallsauswahl kann nicht sicherstellen, dass die Stichprobe auch re-
gional ausgewogen ist. Zufallsbedingt hätte bei einer uneingeschränkten Zufallsauswahl die 
Stichprobe eine regionale Schieflage annehmen können, beispielsweise dann, wenn nur 
oder fast nur Haushalte in die Stichprobe gelangt wären, die aus nahezu fluglärmfreien 
Stadtgebieten weggezogen sind. Dies hätte unweigerlich zur Folge gehabt, dass für diejeni-
gen Haushalte, die aus stärker fluglärmbelasteten Stadtgebieten weggezogen sind, keine 
oder statistisch wenig aussagekräftige Befragungsergebnisse vorliegen. Gerade in Städten 
wie Darmstadt und Mainz, wo das Gros der Wohngebiete vergleichsweise weniger stark flug-
lärmbelastet ist, wäre dieses Szenario gar nicht so unwahrscheinlich gewesen. 
Vergleichbares gilt auch für die Haushaltsgrößen. Vor allem in den Universitätsstädten 
Darmstadt und Mainz dominieren bedingt durch Bildungswanderungen Einpersonenhaushal-
te das Wanderungsgeschehen. Eine uneingeschränkte Zufallsauswahl hätte neben der an-
gesprochenen regionalen Schieflage gerade in diesen beiden Kommunen auch dazu führen 
können, dass zu wenige Mehrpersonenhaushalte und damit zu wenige Familien in die Stich-
probe gelangten und stichprobenbasierte Aussagen für diese Haushaltsgruppen nicht oder 
nur sehr eingeschränkt möglich gewesen wären. 
 
Das geeignete methodische Verfahren, das den skizzierten Schieflagen vorbeugt, ist die sog. 
Schichtung. Hierbei wird die Grundgesamtheit, beispielsweise die Gruppe der aus Darmstadt 
weggezogenen Haushalte, in überschneidungsfreie Teilgesamtheiten, sog. Schichten, zer-
legt und aus jeder Schicht eine eigene uneingeschränkte Zufallsstichprobe gezogen. Die 
Zerlegung der Grundgesamtheit in Schichten erfordert eine strukturierte Liste der Grundge-
samtheit, in der ausnahmslos allen Untersuchungseinheiten weitere Merkmale zugeordnet 
sind, die sich als sinnvolle Schichtungskriterien eignen. Dank der Kenntnis der neuen Adres-
sen der Zugezogenen und der alten Adressen der Weggezogenen sowie dank der Haus-
haltszusammenführung im Rahmen der Haushaltsgenerierung war es im vorliegenden Fall 
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möglich, die gewünschte Schichtung nach den Kriterien „regionale Fluglärmbelastung“ und 
„Haushaltsgröße“ vorzunehmen. 
 
Zuvor musste anhand der Adressen jedoch noch eine Zuordnung zu Fluglärmklassen vorge-
nommen werden. Da diese Zuordnung erst nach dem Abruf der Melderegisterauszüge erfol-
gen konnte, hätte eine zeitaufwändige Geokodierung der Adressen mit anschließender Ver-
schneidung mit definierten Fluglärmisophonen bzw. Schallpegelklassen die anschließende 
Feldphase und daher das Gesamtprojekt zeitlich aufgeschoben19. Aus diesem Grund ent-
schied sich der Begleitkreis dafür, die Zuordnung der Adressen zu Fluglärmklassen zum 
Zwecke der geschichteten Stichprobenziehung nur grob vorzunehmen. Konkret sollten die 
drei größeren Pilotkommunen zunächst ihre Stadtteile bzw. -bezirke mit einschlägigen Lärm-
karten visuell abgleichen und dabei mindestens zwei Fluglärmbelastungsklassen bilden20. Im 
Anschluss daran sollten die Zu- bzw. Wegzugsadressen über die bekannte Stadtteil- bzw. 
Stadtbezirkzugehörigkeit den jeweiligen Fluglärmklassen zugeordnet werden. Zu betonen ist 
an dieser Stelle, dass durch diese unscharfe Zuordnung der Adressen zu Klassen die späte-
re Ergebnisauswertung oder -darstellung in keiner Weise eingeengt wird. Die Schichtung 
stellt kein Hindernis dafür dar, die Befragungsdaten im Rahmen der späteren Auswertung 
nach anderen regionalen Abgrenzungskriterien zusammenzufassen. Die Schichtung stellt le-
diglich sicher, dass in die aus den Teilstichproben zusammengesetzte Gesamtstichprobe ei-
ner Kommune und einer Wanderungsrichtung Adressen und damit Haushalte aus allen 
Schichten gelangen, d.h. im vorliegenden Fall sowohl aus Stadtgebieten mit stärkerer als 
auch aus solchen mit schwächerer Fluglärmbelastung. Um einerseits zu überprüfen, wie 
treffsicher die beschriebene grobe Zuordnung der Adressen zu Fluglärmklassen war, und um 
andererseits bei der späteren Ergebnisdarstellung nicht an die grobe Zuordnung gebunden 
zu sein, entschied sich der Begleitkreis dafür, ex post eine zeitaufwändigere Geokodierung 
der Adressen mit anschließender Verschneidung mit Fluglärmisophonen (16h-Tagespegel – 
unterteilt in die vier Klassen „unter 50 dB(A)“, „50 bis unter 55 dB(A)“, „55 bis unter 60 dB(A)“ 
und „60 dB(A) und mehr“) vornehmen zu lassen. Diese Aufgabe übernahm der Kooperati-
onspartner INFRASTRUKTUR & UMWELT, der die entsprechenden Lärmraster vom Hessi-
schen Landesamt für Umwelt und Geologie (HLUG) zur Verfügung gestellt bekam. 
 
Wie bereits im Vorfeld vermutet, bestätigte sich beim Betrachten der nach den beiden 
Schichtungskriterien „Fluglärmbelastung“ und „Haushaltsgröße (Ein- vs. Mehrpersonenhaus-
halte)“ zerlegten Grundgesamtheiten in Darmstadt, Mainz und Offenbach, dass eine propor-
tionale Aufteilung des Gesamtstichprobenumfangs von je 3.000 auf die Einzelschichten ent-
sprechend der Besetzungsumfänge der Schichten wenig zielführend ist. Am Beispiel der aus 
Darmstadt weggezogenen Zielgruppenhaushalte lässt sich dies belegen (vgl. Tabelle 13). 
 
Tabelle 13: Geschichtete Grundgesamtheit der aus Darmstadt Weggezogenen (in 

Klammern: Anteile in Prozent) 

weniger starke Belastung stärkere Belastung insgesamt

Einpersonenhaushalte 3.124
(68,3%)

490
(10,7%)

3.614
(79,0%)

Mehrpersonenhaushalte 781
(17,1%)

180
(3,9%)

961
(21,0%)

insgesamt 3.905
(85,4%)

670
(14,6%)

4.575
(100%)

Fluglärmklasse (grob)

H
au

sh
al

ts
-

gr
öß

e

 
Quelle: Eigene Berechnungen 

                                                 
19 In der Netzplantechnik, einer verbreiteten Form der Ablaufsteuerung bei größeren Projekten, gehö-
ren Arbeitsschritte, auf die andere Arbeitsschritte aufbauen und die deshalb direkt Einfluss auf die Pro-
jektgesamtdauer haben, zum sog. kritischen Pfad. Im vorliegenden Fall lag der Arbeitsschritt „Schich-
tung“ auf dem kritischen Pfad, da die Stichprobenziehung erst danach vorgenommen werden konnte. 
20 Darmstadt und Offenbach haben zwei, Mainz vier Fluglärmklassen gebildet. 
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Wie Tabelle 13 entnommen werden kann, wären bei einer proportionalen Aufteilung des 
Bruttostichprobenumfangs nur 3,9% von 3.000 Mehrpersonenhaushalten d.h. 117 Mehrper-
sonenhaushalte angeschrieben worden, die aus stärker fluglärmbelasteten Stadtgebieten 
weggezogen sind. Unter Zugrundelegung eines erwarteten Rücklaufs von etwa einem Viertel 
stünden daher nur etwa 40 auswertbare Fragebögen dieser im Hinblick auf das Untersu-
chungsziel besonders interessanten Teilpopulation zur Auswertung zur Verfügung. Dies ist 
jedoch eine zu geringe Zahl, um zu statistisch validen Ergebnissen zu kommen. Auf der an-
deren Seite wären bei einer proportionalen Aufteilung des Bruttostichprobenumfangs 2.049 
(68,3% von 3.000) weggezogene Einpersonenhaushalte aus weniger stark belasteten Stadt-
gebieten angeschrieben worden, wobei unter diesen Haushalten vermutlich ein großer Teil 
von Bildungswanderern vertreten gewesen wären, die hinsichtlich des Untersuchungsge-
genstandes nur von nachrangigem Interesse sind. 
 
Ein ähnliches Muster wie in diesem Beispiel zeigte sich auch für die nach Darmstadt Zuge-
zogenen sowie für Offenbach und Mainz. Da somit eine proportionale Aufteilung des Stich-
probenumfangs im vorliegenden Kontext nicht problemadäquat gewesen wäre, wurde der 
Stichprobenumfang disproportional aufgeteilt, wobei die Aufteilung nach den nachfolgend 
kurz beschriebenen Regeln erfolgte. Aufgrund des relativ geringen Gewichts von Mehrper-
sonenhaushalten wurden grundsätzlich alle Mehrpersonenhaushalte angeschrieben – aller-
dings mit der Einschränkung, dass nicht mehr Mehr- als Einpersonenhaushalte in die Aus-
wahl gelangen dürfen. Auch aus stark fluglärmbelasteten Gebieten, die tendenziell nur 
schwach besetzt waren, wurden grundsätzlich alle Haushalte angeschrieben. Der am Ende 
noch übrig bleibende Bruttostichprobenumfang wurde dann auf die anderen Schichten pro-
portional aufgeteilt. Den ausführlichen Schichtenplan für alle sechs Grundgesamtheiten gibt 
Tabelle 14 wieder. Zu beachten ist, dass mit steigender Ordnungsnummer der Fluglärmklas-
se eine Erhöhung der Fluglärmbelastung einhergeht. 
 
Die Disproportionalität bei der Aufteilung der Bruttostichprobenumfänge von je 3.000 bedeu-
tet freilich, dass einige Haushalte mit einer höheren Wahrscheinlichkeit angeschrieben wur-
den als andere Haushalte. So kamen beispielsweise aus Darmstadt weggezogene Mehrper-
sonenhaushalte mit einer Wahrscheinlichkeit von 100% in die Auswahl, während umgekehrt 
nur etwa jeder zweite Einpersonenhaushalt, der aus weniger stark belasteten Darmstädter 
Stadtteilen weggezogen ist, angeschrieben wurde. Dies hat zur Folge, dass die aus den 
Teilstichproben, d.h. den Schichten zusammengesetzte Gesamtstichprobe in ihrer Struktur 
zumindest in regionaler Hinsicht und mit Blick auf die Haushaltsgrößenstrukturen nicht mehr 
repräsentativ für die zugrunde liegende Grundgesamtheit ist. Dieser Umstand stellt stichpro-
bentheoretisch jedoch kein Problem dar, denn die geforderte Zufallsabhängigkeit bei der 
Stichprobenziehung bedeutet nicht, dass alle Haushalte mit derselben Wahrscheinlichkeit in 
die Stichprobe gelangen müssen. Sie bedeutet damit auch nicht, dass eine Stichprobe in ih-
rer Zusammensetzung strukturgleich mit der bzw. repräsentativ für die Grundgesamtheit sein 
müsste. Aus stichprobentheoretischer Sicht ist lediglich sicherzustellen, dass jeder Haushalt 
mit einer bekannten positiven Wahrscheinlichkeit in die Stichprobe gelangen kann. Reprä-
sentativität der Befragungsergebnisse lässt sich durch geeignete Gewichtungs- bzw. Hoch-
rechnungsfaktoren, sog. Designgewichte sicherstellen, wobei das Designgewicht dem Kehr-
wert der Auswahlwahrscheinlichkeit entspricht. Konkret bedeutet dies, dass Haushalte, die 
mit einer höheren Wahrscheinlichkeit in die Auswahl gelangen, unter sonst gleichen Bedin-
gungen mit einem niedrigeren Hochrechnungsfaktor zu versehen sind als andere Haushalte. 
Die Vorgehensweise bei der Berechnung der Hochrechnungsfaktoren wird an anderer Stelle 
noch ausführlicher erläutert (vgl. Abschnitt 7.7.2). 
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Tabelle 14: Schichtenpläne für Darmstadt, Mainz und Offenbach 

Grundgesamtheit 1 2 3 4 insgesamt
Einpersonenhaushalte 4.431 691 5.122
Mehrpersonenhaushalte 801 225 1.026
insgesamt 5.232 916 6.148

Stichprobe
Einpersonenhaushalte 1.283 691 1.974
Mehrpersonenhaushalte 801 225 1.026
insgesamt 2.084 916 3.000

Grundgesamtheit
Einpersonenhaushalte 3.124 490 3.614
Mehrpersonenhaushalte 781 180 961
insgesamt 3.905 670 4.575

Stichprobe
Einpersonenhaushalte 1.549 490 2.039
Mehrpersonenhaushalte 781 180 961
insgesamt 2.330 670 3.000

Grundgesamtheit
Einpersonenhaushalte 2.306 3.651 3.319 584 9.860
Mehrpersonenhaushalte 307 431 273 95 1.106
insgesamt 2.613 4.082 3.592 679 10.966

Stichprobe
Einpersonenhaushalte 295 489 538 584 1.906
Mehrpersonenhaushalte 295 431 273 95 1.094
insgesamt 590 920 811 679 3.000

Grundgesamtheit
Einpersonenhaushalte 1.415 2.304 1.826 326 5.871
Mehrpersonenhaushalte 339 488 392 71 1.290
insgesamt 1.754 2.792 2.218 397 7.161

Stichprobe
Einpersonenhaushalte 338 586 462 326 1.712
Mehrpersonenhaushalte 337 488 392 71 1.288
insgesamt 675 1.074 854 397 3.000

Grundgesamtheit
Einpersonenhaushalte 2.078 1.583 3.661
Mehrpersonenhaushalte 496 371 867
insgesamt 2.574 1.954 4.528

Stichprobe
Einpersonenhaushalte 1.209 924 2.133
Mehrpersonenhaushalte 496 371 867
insgesamt 1.705 1.295 3.000

Grundgesamtheit
Einpersonenhaushalte 1.300 1.149 2.449
Mehrpersonenhaushalte 396 383 779
insgesamt 1.696 1.532 3.228

Stichprobe
Einpersonenhaushalte 1.180 1.041 2.221
Mehrpersonenhaushalte 396 383 779
insgesamt 1.576 1.424 3.000
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Quelle: Eigene Berechnungen 
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7.3 Befragungsform 
In der Umfragepraxis unterscheidet man vier „klassische“ Befragungsformen, nämlich die 
persönliche bzw. mündliche Befragung („face to face“), die telefonische Befragung, die 
schriftlich-postalische Befragung und die Online-Befragung. Jeder dieser vier Kommunikati-
onskanäle hat spezifische Eigenschaften bzw. Vor- und Nachteile, die es bei der Entschei-
dung für die eine oder andere Befragungsform gegeneinander abzuwägen gilt. In Tabelle 15 
wurde der Versuch unternommen, die Charakteristika dieser vier Befragungsformen anhand 
der Kriterien 
 
• Erreichbarkeit, 
• Teilnahmebereitschaft, 
• Antwortqualität, 
• Aufwand, 
• Dauer der Feldphase 
und 
• Variable Kosten (je Interview) 

 
stichwortartig zu benennen und synoptisch gegenüberzustellen. Die beiden Kriterien Ant-
wortqualität und Aufwand lassen sich dabei in verschiedene Unterkriterien aufspalten. 
 
Insbesondere mit Blick auf den finanziellen Rahmen und den Organisationsaufwand, aber 
auch auf den Befragungsgegenstand (u.a. Motivbefragung unter Vorgabe einer Liste von 
Antwortoptionen) und seine vergleichsweise geringe Komplexität sowie mit Blick auf die po-
tenzielle Durchführbarkeit der Befragung durch die Kommunen einigte sich der Begleitkreis 
auf die schriftlich-postalische Befragungsform, die durch ein Online-Befragungsmodul er-
gänzt werden sollte. Den Befragungsteilnehmern sollte es überlassen bleiben, ob sie den 
postalisch erhaltenen Fragebogen handschriftlich ausfüllen und auf dem Postwege wieder 
zurückschicken oder ob sie sich auf einer Homepage kennwortgeschützt einloggen und den 
Fragebogen online ausfüllen. Mit dem Angebot einer Online-Teilnahme versprach man sich 
eine Steigerung der Teilnahmebereitschaft, da nicht nur ein einziger Kommunikationskanal 
zur Verfügung steht, sowie eine Reduzierung der Ausgaben für das Rückporto. Als weitere 
positive Nebeneffekte des Online-Moduls kamen der Wegfall des Einlese- und Editierauf-
wands und die damit verbundene Projektbeschleunigung sowie der Umstand hinzu, dass das 
Online-Modul – sollte es sich zusammen mit dem Fragekatalog bewähren – für eine poten-
zielle Hauptphase in (nahezu) unveränderter Form wieder verwendbar und sofort einsatzbe-
reit wäre. 
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Tabelle 15: Synoptische Gegenüberstellung der Eigenschaften der vier „klassi-
schen“ Befragungsformen 

Persönliche Befragung
("face to face")

Telefonische
Befragung

schriftlich-postalische
Befragung

Online-Befragung

Erreichbarkeit sehr hoch und kaum 
selektiv

mittelmäßig und
leicht selektiv

(in 60-80% der Fälle ist 
eine Telefonnummer 

recherchierbar)

sehr hoch und
kaum selektiv

niedrig und
relativ stark selektiv 

(Internetzugang 
erforderlich)

Teilnahmebereitschaft relativ hoch bei eher
geringer Selektivität

mittelmäßig und
leicht selektiv 

mittelmäßig und leicht
selektiv (tendenziell
werden eher höhere

Bildungsschichten mit
guter Lese- und Schreib-

kompetenz erreicht)

keine Erfahrungswerte 
vorhanden

Antwortqualität
- Möglichkeit von Rück-
  fragen durch die Befra-
  gungsperson bei Ver-
  ständnisproblemen

ja ja grundsätzlich nein
(eventuell über Hotline)

grundsätzlich nein
(eventuell über Hotline)

- Plausibilitätskontrollen ja
(durch Interviewer)

ja
(durch Interviewer) nein

ja
(in die Antwortmaske 

programmiertechnisch 
eingearbeitet)

- Interviewerbeobachtung ja ja nein nein

- Sicherstellung von
  Anonymität

nein
(Interviewer sitzt

pyhsisch gegenüber)

ja, aber eingeschränkt
(telefonischer Kontakt mit 

Interviewer)
ja ja

- Interviewer-
  beeinflussung ja ja nein nein

Aufwand

- Organisation
sehr hoch

(Interviewerauswahl,
-schulung und -kontrolle)

sehr hoch
(Interviewerauswahl, 

-schulung und -kontrolle; 
Telefonnummern- 

recherche)

gering bis mittelmäßig 
(Druck und Versand der 
Fragebögen, eventuell 

Rücklaufkontrolle)

sehr gering
("Pflege" der Homepage)

- Einleseaufwand
entfällt bei CAPI1,
dafür einmaliger 

Programmieraufwand

entfällt bei CATI2,
 dafür einmaliger 

Programmieraufwand

hoch, insbesondere beim 
manuellen Einlesen

entfällt, dafür einmaliger 
Programmieraufwand

Dauer der Feldphase
variabel gestaltbar (je 

nach Stichprobenumfang 
und Zahl der Interviewer)

variabel gestaltbar (je 
nach Stichprobenumfang 
und Zahl der Interviewer)

mehrere Wochen mehrere Wochen

variable Kosten
(je Interview)

sehr hoch
(Reisekosten und 

Zeitaufwand Interviewer)

hoch
(Zeitaufwand Interviewer, 

Telefonkosten)

gering
(Papier, Druck und

(Rück-) Porto)
keine

1 CAPI bedeutet "Computer Assisted Personal Interviewing". Der Interviewer führt hierbei ein Notebook mit sich, auf dem sich der 
Fragebogen als Datei gespeichert befindet. Die Interviewführung und die Dateneingabe erfolgen EDV-gestützt. 
2 CATI bedeutet "Computer Assisted Telephone Interviewing". Der Interviewer liest die Fragen vom Bildschirm ab und gibt die
Antworten in die Eingabemaske ein. Interviewführung und Dateneingabe erfolgen somit EDV-gestützt.  
 
Quelle: Eigene Darstellung 

7.4 Befragungsinhalt 

7.4.1 Vorbemerkung: Die Sensibilität des Befragungsinhalts 

Der Flughafen und insbesondere sein Ausbau stehen im Mittelpunkt lebhafter und kontrover-
ser Diskussionen. Die einen verweisen auf die negativen Begleiterscheinungen des Flugha-
fenbetriebs, insbesondere in Gestalt des Fluglärms, der oftmals als die Lebensqualität min-
dernd empfunden wird. Die anderen halten dem die positiven wirtschaftlichen Auswirkungen 
entgegen und sehen den Flughafen in erster Linie als Jobmotor und Standortvorteil. Wie 
sensibel die Flughafenthematik ist, beweist nicht zuletzt die Existenz und Notwendigkeit ei-
ner institutionalisierten Diskussionsplattform in Gestalt des Regionalen Dialogforums, das die 
Diskussionsprozesse zu kanalisieren, zu institutionalisieren und zu versachlichen versucht. 
Jede sozialwissenschaftliche Bevölkerungsbefragung, die sich um den Flughafen dreht, 
muss sich daher der Brisanz dieser hochsensiblen Thematik bewusst sein. 
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Die wohl größte Unabwägbarkeit bei derart sensiblen Befragungen mit freiwilliger Teilnah-
meoption wie der hier vorliegenden erwächst aus dem quantitativ bedeutsamen Phänomen 
des sog. (Unit-) Nonresponse, d.h. des in der Umfragepraxis allgegenwärtigen Umstandes, 
dass die übergroße Mehrheit der Erhebungseinheiten ausfällt21. Problematisch ist dabei we-
niger die durch Nonresponse bewirkte Diskrepanz zwischen dem Bruttostichprobenumfang 
und der Anzahl der Antwortenden sowie die damit einhergehende größere statistische Un-
schärfe der Befragungsergebnisse. Dieser Konsequenz lässt sich durch eine entsprechende 
Anhebung des Bruttostichprobenumfangs – wie auch in der vorliegenden Untersuchung ge-
schehen – im Allgemeinen sehr gut begegnen. Nonresponse kann vielmehr dann zum Prob-
lem werden, wenn sich die Erhebungs- bzw. Untersuchungseinheiten, die für die Befragung 
gewonnen werden können, in ihrer Struktur sowie in ihren Einstellungen und Haltungen sys-
tematisch von den ausgefallenen Einheiten und damit auch von allen Angeschriebenen un-
terscheiden. 
 
Nonresponse kann grundsätzlich zwei Ursachen haben. Die eine Ursache, nämlich der Um-
stand, dass nicht alle Angeschriebenen auf dem Postweg zu erreichen sind, ist gerade bei 
schriftlichen-postalischen Befragungen im Allgemeinen unproblematisch. Derartige Ausfälle 
sind i.d.R. unsystematisch und rufen gemeinhin keine strukturellen Unterschiede zwischen 
Befragungsteilnehmern und ausgefallenen Erhebungs- bzw. Untersuchungseinheiten hervor. 
 
Die andere und quantitativ weit bedeutsamere Ursache für Nonresponse, die in ihren Aus-
wirkungen teilweise folgenlos, teilweise aber auch verheerend sein kann, entsteht durch die 
Teilnahmeverweigerung bei erfolgreich Angeschriebenen und lässt sich trotz des Einsatzes 
teilnahmefördernder Instrumente wie Incentives und Nachfassbriefe nicht beseitigen, son-
dern bestenfalls abschwächen. Ob verweigerungsbedingter Nonresponse nun ein Problem 
darstellt, hängt entscheidend von den Gründen ab, die zu einer Verweigerungshaltung füh-
ren. 
Steht die Ursache für eine Teilnahmeverweigerung in keinem Zusammenhang zum Untersu-
chungsgegenstand, bleibt auch diese Form des Nonresponse bis auf die unproblematische 
Verkleinerung des Teilnehmerkreises der Befragung im Allgemeinen folgenlos. Selbst Ver-
schiebungen in der Struktur der Teilnehmer, die durch diese Art von Nonresponse entstehen 
können, lassen sich häufig durch sog. Redressment-Gewichtungen wirkungsvoll begegnen. 
Gibt es beispielsweise altersbedingte Unterschiede in der Partizipationsbereitschaft, lassen 
sich diese Unterschiede durch Redressment-Gewichte wieder ausgleichen. Deren Berech-
nung ist freilich nur möglich, wenn man über Hintergrundinformationen über die Angeschrie-
benen verfügt, bezogen auf das Beispiel also das Alter aller Angeschriebenen kennt. Derar-
tige Redressment-Gewichtungen wurden auch in der vorliegenden Untersuchung vorge-
nommen (vgl. Abschnitt 7.7.2). 
I.d.R. nicht bzw. kaum durch Redressment-Gewichtung korrigierbar sind Teilnahmeverweige-
rungen dann, wenn sie mit dem Befragungsgegenstand korrelieren. Dies ist immer dann der 
Fall, wenn ein enger Zusammenhang zwischen der Wahrscheinlichkeit einer Teilnahme bzw. 
einer Teilnahmeverweigerung und dem eigentlichen Untersuchungsgegenstand besteht. Am 
Beispiel des vorliegenden Untersuchungsgegenstandes lässt sich diese Problematik an-
schaulich erklären. Ziel der Befragung war es unter anderem, den Anteil der fluglärmindu-
zierten Wegzüge zu ermitteln. Sofern Nonresponse nun unsystematisch im Sinne von zufäl-
lig ist, d.h. nicht mit dem Befragungsgegenstand in Verbindung steht, kann dieser Anteil un-
ter Inkaufnahme der allfälligen statistischen Unschärfe verzerrungsfrei auf Basis der Befra-
gungsergebnisse ermittelt werden. Es gibt in diesem Fall keinen Grund zur Besorgnis dahin-
gehend, dass der auf Stichprobendaten basierende Anteil den wahren, aber unbekannten 
Anteil in der Grundgesamtheit systematisch über- oder unterschätzt, auch wenn es zufalls-
bedingt natürlich durchaus zu Abweichungen zwischen beiden Anteilen kommen kann. 

                                                 
21 Im Gegensatz dazu spricht man von Item-Nonresponse, wenn sich Angeschriebene zwar grund-
sätzlich an der Befragung beteiligen, jedoch auf einige Angaben verzichten. 
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Entsteht Nonresponse dagegen beispielsweise dadurch, dass sich Angeschriebene, deren 
Wegzugsentscheidung nichts mit dem Flughafenbetrieb zu tun hatte, durch die Befragung 
nicht angesprochen fühlen und deshalb von einer Teilnahme absehen, während sich flug-
lärmbedingt Weggezogene von der Untersuchung in besonderer Weise angesprochen füh-
len, unterscheiden sich die realisierte Stichprobe und die Grundgesamtheit im Hinblick auf 
die interessierende Fragestellung systematisch und in gemeinhin nicht bzw. kaum korrigier-
barer Weise22. Dies hätte zur Folge, dass der tatsächliche, aber unbekannte und deshalb zu 
schätzende Anteil derjenigen, die fluglärmbedingt weggezogen sind, durch die Stichproben-
daten systematisch überschätzt würde. Besonders verheerend ist dabei, dass man solche 
systematischen Verzerrungen nur sehr schwer identifizieren geschweige denn quantifizieren 
kann. 
 
Mit Blick auf diese Zusammenhänge war sich der Begleitkreis einig, die Befragung von ihrer 
inhaltlichen Ausrichtung eher auf die kommunale Ebene zu verlagern und den Fokus nicht zu 
sehr auf die eigentlich interessierende Flughafenthematik zu lenken. Nach Möglichkeit soll-
ten sich alle Angeschriebenen in gleicher Weise zur Befragungsteilnahme angesprochen 
fühlen. In jedem Fall sollte vermieden werden, dass Haushalte, deren Wanderungsentschei-
dung mit dem Flughafenbetrieb in Verbindung stand, oder Befragungsteilnehmer, die hin-
sichtlich des Flughafens bzw. seines Ausbaus Extrempositionen einnehmen, am Ende über-
repräsentiert sind. Um dieses Ziel zu erreichen, nahm die Gestaltung des Fragebogens eine 
zentrale Funktion ein. Der Fragebogen sollte über die eigentlich interessierende Thematik 
hinaus auch Fragen enthalten, die primär von kommunalem Interesse sind und weniger bzw. 
überhaupt nicht mit dem Flughafenbetrieb in Verbindung stehen. Der Flughafen sollte im 
Fragebogen nur insofern eine Rolle spielen, als er eben in der Nachbarschaft der Kommu-
nen liegt und daher einer unter vielen Faktoren ist, die das Leben in den Untersuchungs-
kommunen beeinflussen. Darüber hinaus sollte der kommunale Bezug der Befragung mit ei-
ner Reihe weiterer flankierender Maßnahmen kommuniziert werden. Hierbei ist zuallererst 
das Anschreiben zu nennen, in dem zwar das eigentliche Untersuchungsziel und der Auf-
traggeber schon aus Datenschutzgründen genannt werden mussten, in dem aber beispiels-
weise bewusst auf Reizworte wie „Fluglärm“ oder „Flughafenausbau“ verzichtet wurde (vgl. 
Abschnitt 7.6.1). Auch das dem Fragebogen beigefügte Begleitschreiben des jeweiligen 
Oberbürgermeisters diente unter anderem dazu, den kommunalen Charakter der Befragung 
sowie das dahinter stehende kommunale Interesse in den Vordergrund zu stellen (vgl. Ab-
schnitt 7.6.2). 

7.4.2 Der Fragebogen 

7.4.2.1 Grundsätzliche Vorgaben 

Eine der schwierigsten Aufgaben in der Umfrageforschung besteht darin, einen allgemein 
verständlichen und ausfüllbaren Fragebogen zu konzipieren, der eine Überprüfung der hinter 
dem Erkenntnisinteresse der Untersuchung stehenden inhaltlichen Hypothesen ermöglicht. 
Die Frageformulierung, die Art der Fragen und die verwendeten Antwortkategorien müssen 
geeignet sein, die erwünschten Informationen zuverlässig und valide zu erfassen (vgl. Porst, 
2008, S. 15). 
 
                                                 
22 Mit dem Befragungsgegenstand korrelierender Nonresponse ist dann ein Stück weit korrigierbar, 
wenn der Untersuchungsgegenstand seinerseits auch mit Variablen korreliert, die für die Redress-
ment- bzw. Designgewichtung herangezogen werden. Besteht beispielweise ein Zusammenhang zwi-
schen der Wahrscheinlichkeit eines fluglärminduzierten Wegzugs und dem Alter eines Befragungsteil-
nehmers, lassen sich systematische Verzerrungen dann eingrenzen, wenn das Alter als Variable im 
Rahmen der Redressment-Gewichtung verwendet werden kann. Ist der Zusammenhang zwischen 
Teilnahmeverweigerung und der Wahrscheinlichkeit eines fluglärminduzierten Wegzugs sogar nur ei-
ne Scheinkorrelation, die allein durch das Alter der Befragungsteilnehmer zustande kommt, ließe sich 
die durch Teilnahmeverweigerung hervorgerufene systematische Verzerrung durch die Redressment-
Gewichtung sogar vollständig beseitigen. 
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Das eigentliche Erkenntnisinteresse der Untersuchung spiegelt sich in den beiden Leitfragen 
wider, auf die die Wanderungsmotivbefragung Antworten geben sollte. Die eine Leitfrage war 
die nach den Wanderungsmotiven, insbesondere, ob und wenn ja zu welchem Anteil Zu- und 
Abwanderungsentscheidungen im Zusammenhang mit dem Flughafenbetrieb bzw. dem ge-
planten Flughafenausbau stehen. Die andere Leitfrage betraf die vermutete oder zumindest 
in Erwägung gezogene soziodemografische und -ökonomische Selektivität der Wanderun-
gen – insbesondere auch im Hinblick auf das jeweilige Ausmaß der regionalen Fluglärmbe-
lastung. 
 
An diesen beiden Leitfragen lehnte sich auch der Fragebogenaufbau an, der in einem ersten 
großen Block Fragen zur Wanderungsmotivation – wohlgemerkt ohne den Flughafenbezug 
zu stark in den Vordergrund zustellen – enthielt, während in einem zweiten und etwa gleich 
großen Block soziodemografische und -ökonomische Merkmale des zu- bzw. weggezogenen 
Haushalts abgefragt wurden. 
 
Bevor nun auf die einzelnen Frageblöcke detaillierter einzugehen ist, seien vorab einige we-
sentliche Grundsätze erläutert, die bei der Fragebogenerstellung beachtet wurden. 
 
Vor allem um beim späteren Einlesen der handschriftlich ausgefüllten und zurückgeschickten 
Fragebögen einen Fragebogenscanner einsetzen zu können und auf diese Weise die Erstel-
lung eines Auswertungsdatensatzes zu beschleunigen, wurde auf sog. offene Fragen ver-
zichtet und stattdessen ausschließlich halboffene bzw. geschlossene Fragen verwendet. Of-
fene Fragen sind solche, bei denen es keine Antwortvorgaben gibt. Die Befragungsteilneh-
mer werden vielmehr angehalten, in eigenen Worten zu antworten. Bei geschlossenen Fra-
gen gibt es dagegen eine begrenzte Anzahl vorformulierter Antwortoptionen, die durch An-
kreuzen auszuwählen sind und daher von einem entsprechend programmierten Fragebo-
genscanner „gelesen“ werden können. Halboffene Fragen, bei der an eine geschlossene 
Frage eine zusätzliche Antwortkategorie „Sonstiges (bitte näher bezeichnen“) angehängt 
wird, sind dagegen dann das Mittel der Wahl, wenn es aufgrund der Vielzahl bzw. der Un-
kenntnis aller potenzieller Antworten nicht praktikabel bzw. unmöglich ist, alle Antwortoptio-
nen explizit aufzuführen. 
Der vollständige Verzicht auf offene Fragen in der vorliegenden Untersuchung ließ sich je-
doch nicht nur im Hinblick auf den Einleseaufwand, sondern auch inhaltlich begründen. So 
hängen die Antworten auf offene Fragen gemeinhin von den Verbalisierungsfähigkeiten und 
der Schreibkompetenz der Befragungsperson ab (vgl. Porst, 2008, S. 54). Gerade Personen 
mit nicht-deutscher Muttersprache und nur rudimentären Deutschkenntnissen könnten von 
offenen Fragen sogar abgeschreckt werden, was zu Antwortverweigerungen bis hin zu einer 
generellen Nichtteilnahme führen kann. Abgesehen davon antworten Befragungsteilnehmer 
häufig auf unterschiedlich hohem Abstraktionsniveau. Während der eine Teilnehmer sehr 
präzise und detailliert eine Antwort formuliert, begnügt sich der andere mit wenig aussage-
kräftigen Allgemeinplätzen. Dies führt bei der zum Zwecke der späteren statistischen Aus-
wertung erforderlichen Kodierung aller und damit auch der offenen Antworten in EDV-
technisch weiterverarbeitbare Zahlen letztlich dazu, dass die verwendeten Antwortkategorien 
ebenfalls allgemein und undifferenziert gehalten bleiben müssen. Ein weiteres und nicht zu 
vernachlässigendes Problem bei der Kodierung der Antworten auf offene Fragen ergibt sich 
daraus, dass die die Antworten kodierende Person beim Kodieren einen gewissen Interpreta-
tions- und Ermessensspielraum hat. Gerade wenn aufgrund einer großen Zahl zu kodieren-
der Antworten mehrere Mitarbeiter einzusetzen sind, lässt sich nicht gewährleisten, dass alle 
Mitarbeiter ein und dieselbe Antwort auf eine offene Frage in gleicher Weise kodieren. 
Schlussendlich ist auch zu bedenken, dass nicht jede Handschrift mühelos zu entziffern ist. 
 
Ein weiterer Grundsatz bei der Fragebogenkonzeption bestand darin, den Fragebogen nicht 
zu stark aufzublähen. Angezeigt war vielmehr, sich auf wichtige Kernfragen zu konzentrieren 
und diese auf wenige Seiten zu komprimieren, um nicht von vornherein Abwehrreaktionen 
der potenziellen Befragungsteilnehmer zu provozieren. Dass kürzere Fragebögen darüber 
hinaus weniger Porto verursachen und schneller einzulesen sind, waren weitere positive Ne-
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beneffekte. Am Ende gelang es, den Fragebogen auf 8 Seiten zu komprimieren, was einem 
Ausfüllaufwand von etwa 10-15 Minuten entsprach. 
 
Ferner sollten zwischen den kommunenspezifischen Fragebögen keine inhaltlichen Unter-
schiede bestehen. Die Fragebögen sollten sich von Kommune zu Kommune vielmehr nur in 
den verwendeten Kommunenbezeichnungen sowie – bei einer Frage – in den Stadtteilbe-
zeichnungen voneinander unterscheiden. Auch die Fragebögen für Zu- und Weggezogene 
sollten bezüglich der Abfrage der soziodemografischen und -ökonomischen Merkmale der 
Haushalte bzw. seiner Mitglieder identisch sein, um im Rahmen der späteren Ergebnisaus-
wertung einen Sozialstrukturvergleich zwischen Zu- und Weggezogenen zu ermöglichen 
(vgl. Abschnitt 9.2). 
 
Unter Beachtung dieser Grundsätze wurden sämtliche Fragen formuliert, die nachfolgend 
detailliert erörtert werden. 

7.4.2.2 Block 1: Fragen zur Wanderungsmotivation 

Nach der ersten Frage, bei der Weggezogene den heutigen Wohnort und Zugezogene den 
Herkunftswohnort sowie das Herkunftsland23 eintragen sollten, dienten die drei darauffolgen-
den Fragen dazu, die Wanderungsmotivation des Haushalts abzubilden. Von vornherein war 
klar, dass die Abfrage von Motiven allgemein ein äußert schwieriges Unterfangen ist, nicht 
zuletzt deshalb, weil sich Individuen häufig gar nicht ihrer wahren Motive für eine Handlung 
oder Entscheidung bewusst sind. 
Bei der Abbildung von Wanderungsmotiven kommen noch mindestens zwei Faktoren er-
schwerend hinzu. Zum einen ist es der Umstand, dass Wanderungsentscheidungen bei 
Mehrpersonenhaushalten typischerweise Haushaltsentscheidungen sind und deshalb das 
Ergebnis eines Interessenausgleichs zwischen den einzelnen Haushaltsmitgliedern darstel-
len (ähnlich vgl. Schwarz, 1969, S. 35/36). Aufgrund dessen stellte der Fragebogen bewusst 
auf die Auszugs- und Wegzugs- bzw. Zuzugsgründe des Haushalts und nicht der Befra-
gungsperson ab. Zum anderen ist zu beachten, dass Umzugsentscheidungen häufig mehr-
stufig angelegt sind und auf jeder Stufe durchaus verschiedene Entscheidungsrationalitäten 
vorliegen können. So bedingt der Beschluss, die alte Wohnung zu verlassen, nicht zwingend, 
auch den Wohnort zu wechseln. Entscheidet sich beispielsweise ein Haushalt allein deshalb 
zu einem Umzug, weil die alte Wohnung als zu klein empfunden wird, impliziert diese Ent-
scheidung nicht notwendigerweise einen Wechsel des Wohnortes, nämlich dann nicht, wenn 
im bisherigen Wohnort größere Wohnungen grundsätzlich verfügbar sind. Bezieht der Bei-
spielhaushalt dennoch eine (größere) Wohnung in einer anderen Kommune, so kann dies 
darauf zurückzuführen sein, dass er am alten Wohnort trotz intensiver Suche keine geeigne-
te Wohnung fand. Der Wegzug kann allerdings auch dadurch zustande kommen, dass der 
Wohnungswechsel als Anlass genommen wird, wenn schon die Wohnung, dann im gleichen 
Zug auch noch das Wohnumfeld bzw. die Wohnortgemeinde zu wechseln. Dies wird dann 
der Fall sein, wenn der Beispielhaushalt mit Eigenschaften des Wohnumfelds bzw. der 
Kommune unzufrieden ist, diese nachteiligen Eigenschaften für sich genommen allerdings 
nicht ausgereicht hätten, die Mühen eines Umzugs auf sich zu nehmen. In einer derartigen 
Situation lägen auf den Entscheidungsebenen „Auszug aus der Wohnung“ und „Wohnort-
wahl“ völlig unterschiedliche Motive vor. Der Auszug aus der Wohnung wäre allein durch den 
Wunsch nach einer größeren Wohnung zu begründen, während das Hauptmotiv für das Ver-
lassen des Wohnortes die Unzufriedenheit mit Merkmalen des Wohnumfelds oder der Kom-
mune wäre, die alleine jedoch nie zu einem Umzug ausgereicht hätte. Gerade im vorliegen-
den Kontext ist die Möglichkeit einer Mehrstufigkeit der Umzugsentscheidung insbesondere 
bei Weggezogenen von besonderem Interesse. Veranlasst Fluglärm Haushalte aus ihren 
Wohnungen auszuziehen und damit auch die jeweilige Kommune zu verlassen? Oder wird 

                                                 
23 Das Land wurde nur bei Zugezogenen abgefragt, da unter diesen auch solche waren, die zuvor im 
Ausland lebten. Bei Weggezogenen war durch die Zielgruppenabgrenzung jedoch von vornherein 
ausgeschlossen, dass der neue Wohnsitz im Ausland liegt (vgl. Abschnitt 7.1.1). 
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Fluglärm vielmehr als Anlass genommen, bei einem ohnehin anstehenden Umzug neben der 
Wohnung auch gleich noch den Wohnort zu wechseln? Während der Fluglärm im ersten Fall 
hinreichend für den Auszug aus der alten Wohnung und für den Wegzug ist, stellt er im zwei-
ten Fall weder eine notwendige noch eine hinreichende Bedingung für den Auszug dar, son-
dern erlangt erst auf einer nachgelagerten Entscheidungsebene Relevanz. 
Um die skizzierte Zweistufigkeit in Fragen abzubilden, wurde im Zuzugs- wie im Wegzugs-
fragebogen in Frage 2 daher zunächst nach den Gründen für den Auszug aus der alten 
Wohnung gefragt, wobei eine verhältnismäßig große Zahl von Antwortoptionen das Gros der 
infrage kommenden Motive abzudecken versuchte. Frage 3 baute auf Frage 2 auf und war 
als Filterfrage konzipiert. Gefragt wurde, ob die Auszugsgründe gleichzeitig auch die Gründe 
für die Wohnortwahl darstellten. Dies wäre im obigen Fluglärmbeispiel bei Weggezogenen 
dann der Fall, wenn der Fluglärm den Wohnungsauszug bedingt hat und es in der betreffen-
den Kommune keine Wohnungen ohne oder mit akzeptabler Fluglärmbelastung gibt. Bei den 
Weggezogenen gelangten somit nur diejenigen Befragungsteilnehmer zu Frage 4, die anga-
ben, dass die Gründe für ihren Auszug andere waren als die für den Wegzug aus der Kom-
mune. Bei den Zugezogenen wurden dagegen solche Befragungsteilnehmer auf Frage 4 ver-
wiesen, die nicht allein deswegen aus ihren Wohnungen ausgezogen sind, um in der betref-
fenden Pilotkommune zu wohnen, sondern die nicht von vornherein auf ihre jetzige Wohn-
kommune festgelegt waren. 
In Frage 4, die von ihrer Struktur her ähnlich wie Frage 2 gestaltet war, wurden die Wegge-
zogenen dann nach den Gründen für den Wegzug und die Zugezogenen nach den Gründen 
für die getroffene Wohnortentscheidung gefragt. 
 
In der Erwartung, dass es auf beiden Entscheidungsebenen durchaus mehrere Motive bzw. 
Gründe geben kann, waren sowohl bei Frage 2 als auch bei Frage 4 Mehrfachnennungen 
möglich. Darüber hinaus wurden die Befragten jeweils am Ende der beiden Fragen darum 
gebeten, bei mehr als einer ausgewählten Antwortoption eine Rangfolge der wichtigsten 
Gründe vorzunehmen24. 
 
Durch die Vorgabe eines breiten Spektrums möglicher Antwortoptionen wurde in Frage 2 
und 4 darüber hinaus gezielt versucht, den kommunalen Charakter der Befragung in den 
Vordergrund zu stellen. Flughafenbezogene Motive wurden zwar auch als Antwortoptionen 
vorgegeben, jedoch unter die anderen Motive gestreut und nicht explizit in einer eigenen 
Sammelkategorie zusammengefasst. So finden sich beispielsweise flughafenbezogene Aus-
zugs- bzw. Wegzugsgründe in Frage 2 und 4 des Wegzugsfragebogens neben anderen 
Antwortoptionen unter der Sammelüberschrift „Gründe im Wohnumfeld“ wieder, nicht jedoch 
unter einer eigenen Überschrift wie beispielsweise „flughafenbedingte Gründe“. 
 
Zur Verlagerung des Fokus weg vom Flughafen hin zur kommunalen Ebene sollten auch die 
Fragen 5 und 6 des Wegzugs- bzw. Zuzugsfragebogens dienen. Aus Flughafensicht wäre 
insbesondere Frage 5, bei der die Befragten um einen Vergleich der alten mit der neuen 
Wohnsituation gebeten wurden, entbehrlich gewesen. 
 
Während sich die nur im Zuzugsfragebogen enthaltenen Fragen 7 und 8 wieder ausschließ-
lich um den Flughafen, konkret um den Fluglärm als entscheidungsrelevanten Faktor bei der 
Wohnungswahl (Frage 7) und um das Ausmaß der Fluglärmbelastung in der jetzigen Woh-
nung (Frage 8) drehen, ging es in den nachfolgenden Fragen (Fragen 7-10 Wegzugsfrage-
bogen, Fragen 9-12 Zuzugsfragebogen) um erneute Umzugsabsichten. So wurden wegge-
zogene Haushalte nach einer etwaigen Rückkehr in die alte Kommune befragt, während sich 
bei Zugezogenen nach Wegzugsabsichten bzw. nach der Vorstellbarkeit eines innerstädti-
schen Umzugs erkundigt wurde. Im Falle eines Ausschlusses einer Rückkehr in die Her-
kunftskommune oder zumindest in bestimmte und zu benennende Stadtteile davon (Wegge-
zogene) bzw. im Falle einer Wegzugsabsicht bzw. eines Ausschlusses eines innerstädti-

                                                 
24 In ihrer Struktur entsprechen die Fragen 2 und 4 einer Frage, die im Rahmen einer Untersuchung 
der Motive von Fortzügen aus München in das Umland verwendet wurde (vgl. Sträter et al., 2002). 
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schen Umzugs in bestimmte und ebenfalls zu benennende Stadtteile (Zugezogene) wurde 
gefragt, ob hierfür Fluglärm der ausschlaggebende Grund ist. 

7.4.2.3 Block 2: Fragen zu den soziodemografischen und -ökonomischen 
Merkmalen des (wandernden) Haushalts und seiner Mitglieder 

Die Fragen zu den soziodemografischen und -ökonomischen Merkmalen des Haushalts und 
seiner Mitglieder im Zuzugs- bzw. Wegzugsfragebogen gehören zum Standardrepertoire je-
der sozialwissenschaftlichen Befragung und erklären sich im Wesentlichen von selbst, so 
dass an dieser Stelle wenige Hinweise genügen. 
 
So wurden soziodemografische und -ökonomische Grunddaten mit Ausnahme des Merkmals 
„Alter“ nur von volljährigen Mitgliedern des wandernden Haushalts abgefragt, da Minderjähri-
ge i.d.R. noch in der Schule und die infrage kommenden Antwortoptionen gerade bei Fragen 
zu Schul- und Ausbildungsabschlüssen und zur beruflichen Situation daher sehr beschränkt 
sind. 
 
Ferner wurden Fragen zum Einkommen (Fragen 19 und 20 Wegzugsfragebogen, Fragen 21 
und 22 Zuzugsfragebogen) bewusst als letzte gestellt, da bei diesen Fragen erfahrungsge-
mäß überproportional häufig Interviewabbrüche zu verzeichnen sind. Die beiden Fragen zum 
Einkommen richteten sich übrigens als einzige an den Haushalt am jetzigen Wohnort, d.h. 
nicht an den möglicherweise anders zusammengesetzten wandernden Haushalt. 
 
Am Ende des Fragebogens wurde den Befragungsteilnehmern die Möglichkeit gegeben, 
Anmerkungen zur Befragung in einen eigens dafür vorgesehenes Feld einzutragen. Entspre-
chende Anmerkungen erweisen sich häufig als Fundgrube von praxisnahen Verbesserungs-
vorschlägen im Hinblick auf die Befragung bzw. den Fragebogen. Darüber hinaus wird den 
Befragten die Möglichkeit eingeräumt, „Dampf abzulassen“ und „so richtig vom Leder zu zie-
hen“ (Porst, 2008, S. 164). In gewisser Weise trägt diese Möglichkeit daher zur Vertrauens-
bildung bei, da den Befragungspersonen signalisiert wird, dass ihre Nöte, Bedürfnisse und 
Ansichten ernst genommen werden. 

7.5 Maßnahmen zur Steigerung der Teilnahmebereitschaft 

7.5.1 Nachfassaktion 

Nachfassaktionen bei Befragungen werden im Wesentlichen zwei Funktionen zugeschrie-
ben. Die eine ist die der Steigerung des Rücklaufs per se, da dadurch die stichprobenimma-
nente Unsicherheit der Befragungsergebnisse zurückgedrängt wird25. Die andere Funktion 
von Nachfassaktionen besteht darin, dass durch die damit bewirkte Erhöhung der Rücklauf-
quote das Potenzial für durch Nonresponse bewirkte systematische Ergebnisverzerrungen 
eingeschränkt wird (vgl. Petermann, 2005, S. 57). So beobachtet man bei schriftlich-
postalischen Befragungen gemeinhin, dass Personen mit niedriger formaler Bildung in der 
ersten Befragungswelle eher unterproportional vertreten sind und erst in Mahnaktionen zu-
nehmend erreicht werden (vgl. Blasius/Reuband, 1996, S. 37/38, Hippler/Seidel, 1985, S. 
50/51). 
 
Diesen Vorteilen von Nachfassaktionen stehen jedoch auch Nachteile gegenüber. Dies sind 
zum einen die mit Nachfassaktionen einhergehenden Kosten sowie ggf. der Aufschub der 
Feldphase und damit des Gesamtprojekts. Ferner ist zu beachten, dass durch Nachfassakti-
onen und die durch sie bewirkte Steigerung der Rücklaufquote lediglich das Potenzial für 
durch Nonresponse hervorgerufene systematische Ergebnisverzerrungen reduziert wird. Ob 
Verzerrungen dann wirklich abnehmen, ist eine andere Frage, denn ab einem bestimmten 

                                                 
25 Statistisch ausgedrückt sinken die Standardfehler der geschätzten Populationsparameter. 



 70

Stadium kann der unerwünschte Fall eintreten, dass bevorzugt nur noch Befragungsteilneh-
mer gewonnen werden können, die ohnehin schon hinsichtlich ihrer Merkmale und Einstel-
lungen in der Stichprobe überrepräsentiert sind (vgl. Petermann, 2005, S. 59, 62; Reuband, 
2001, S. 311). 
 
Neben der Anzahl der Nachfassversuche sind auch Entscheidungen hinsichtlich der Art des 
Nachfassens zu treffen. Sollen alle Befragungspersonen angeschrieben werden, d.h. unab-
hängig davon, ob sie bereits in den vorangegangenen Befragungswellen geantwortet haben, 
und soll der Fragebogen erneut mitgeschickt werden oder genügt eine Erinnerungspostkar-
te? 
Werden nur gezielt Teilnahmeverweigerer angeschrieben, d.h. diejenigen ausgeklammert, 
die postalisch nicht erreicht werden konnten bzw. die bereits geantwortet haben, können 
Porto- und Materialkosten eingespart werden. Auf der anderen Seite erfordert die Beschrän-
kung der Nachfassaktion auf Teilnahmeverweigerer, dass über Rückläufe und unzustellbare 
Sendungen zeitnah Buch geführt wird. Darüber hinaus wird durch eine gezielte Erinnerungs-
aktion belegt, dass Anonymität in einem sehr engen Sinne in der Befragung nicht gewahrt 
wird, was sich negativ auf die Teilnahmebereitschaft der erneut angeschriebenen Teilnah-
meverweigerer der ersten Befragungswelle auswirken kann (vgl. Petermann, 2005, S. 63). 
Mit der Entscheidung, den Fragebogen erneut mitzuschicken oder nur eine Erinnerungspost-
karte zu versenden, sind auch wiederum spezifische Vor- und Nachteile verbunden. Das Mit-
schicken des Fragebogens verursacht höhere Porto- und Materialkosten als ein einfaches 
Schreiben ohne Fragebogen oder sogar eine Erinnerungspostkarte. Darüber hinaus ist bei 
einer erneuten Zusendung des Fragebogens sicherzustellen, dass Befragungsteilnehmer 
nicht mehrfach antworten. Nachteilig bei einfachen Erinnerungsschreiben ohne Fragebogen 
ist dagegen, dass diese dann wirkungslos bleiben, wenn die Angeschriebenen den in der 
ersten Welle zugesandten Fragebogen bereits vernichtet haben. 
 
Nach Abwägung der skizzierten Vor- und Nachteile entschied sich der Begleitkreis, es bei 
einer einzigen Nachfassaktion zu belassen und nur die Teilnahmeverweigerer der ersten 
Welle anzuschreiben. Diesen wurde der Fragebogen allerdings erneut zugesandt. 

7.5.2 Incentives 

Incentives sind ein wissenschaftlich anerkanntes und in der Umfrageforschung verbreitetes 
Instrument zur Steigerung der Teilnahmebereitschaft bei (postalischen) Befragungen. Auf-
grund dessen konnte im Begleitkreis Einigung dahingehend erzielt werden, die Möglichkeiten 
und den finanziellen Rahmen für den Einsatz von Incentives zu prüfen. Vonseiten der Pilot-
kommunen stellten Offenbach und Mainz eigene Incentives zur Verfügung. Raunheim erklär-
te sich bereit, Incentives bis zu einem bestimmten finanziellen Rahmen aus kommunalen 
Mitteln zu finanzieren. Darüber hinaus stellte das RDF einen Betrag in Höhe von 3.000 € be-
reit. Die Festlegung der Incentives sollte jedoch nicht undifferenziert erfolgen. Vielmehr er-
hoffte man sich über die Steigerung der Teilnahmebereitschaft hinaus Erfahrungen dahinge-
hend zu sammeln, welche Arten von Incentives die Teilnahmebereitschaft in besonderer 
Weise fördern. Denn auch wenn – wie eingangs erwähnt – die grundsätzliche Eignung von 
Incentives zur Steigerung der Rücklaufquote unstrittig ist, gibt es gerade in der Umfragepra-
xis durchaus unterschiedliche Ansichten und Erfahrungen hinsichtlich 
 
• der Art, 
• des Zeitpunkts des Einsatzes 
und 
• des materiellen Werts 

 
von Incentives. 
 
Von theoretischer Seite lässt sich hierzu Folgendes festhalten. 
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Was die Art von Incentives angeht, besteht unter Umfrageforschern Einigkeit dahingehend, 
dass Incentives zielgruppengerecht sein sollten (vgl. Stadtmüller/Porst, 2005, S. 6). Da bei 
der Wanderungsmotivbefragung Personen in unterschiedlichsten Lebenslagen und mit un-
terschiedlichsten Interessen angeschrieben wurden, ist der Kreis zielgruppengerechter In-
centives, denen vom Großteil der Befragten ein gewisser (Nutz-) Wert beigemessen wird, 
zwangsläufig verhältnismäßig klein. Geeignet ist zuallererst Bargeld. Danach folgen bargeld-
ähnliche Incentives (z.B. Gutscheine, Briefmarken) sowie Ge- bzw. Verbrauchsgegenstände, 
die von den meisten Personen geschätzt werden. Neben materiellen Incentives kommen 
grundsätzlich auch immaterielle Incentives infrage, insbesondere solche, die bei den Befrag-
ten einen gewissen „moralischen Teilnahmedruck“ erzeugen. An erster Stelle sind hier 
Spenden an gemeinnützige Organisationen zu nennen, die den Befragungspersonen für je-
den ausgefüllt zurückgesandten Fragebogen zugesagt werden. Ähnlich wie materielle Incen-
tives muss jedoch auch bei Spenden auf eine „Populationstauglichkeit“ geachtet werden, die 
sich an den nachfolgend aufgeführten und von den Spendenempfängern zu erfüllenden Kri-
terien festmacht: 
 
• allgemein als förderungswürdig anerkanntes Betätigungsfeld der Organisation, d.h. kei-

ne spezielle politische, religiöse bzw. weltanschauliche Ausrichtung des Betätigungsfel-
des (Gegenbeispiel: Missionswerke der katholischen Kirche) 

• keine hinter der Organisation stehende Institution mit einer speziellen politischen, religi-
ösen bzw. weltanschaulichen Ausrichtung (Gegenbeispiel: Parteistiftungen) 

• kein Bezug des Betätigungsfeldes der Organisation zum Befragungsgegenstand, d.h. 
im vorliegenden Fall kein Bezug zum Thema Flughafen bzw. Fluglärm (Gegenbeispiel: 
Bürgervereinigungen zur Bekämpfung von Fluglärm) 

• allgemein akzeptiertes Auftreten in der Öffentlichkeit, d.h. kein Auftreten, das von Teilen 
der Bevölkerung als anrüchig oder aggressiv gewertet werden könnte (Gegenbeispiel: 
aggressiv auftretende Umweltschutzorganisationen) 

• Seriosität der Organisation im Hinblick auf die Verwendung der Spendengelder, doku-
mentiert durch das DZI-Spendensiegel. 

 
Was den Zeitpunkt des Einsatzes anbelangt, sollte das Incentive im Idealfall gleich mit der 
ersten Versandaktion versandt werden, nicht aber nur für den Fall einer Befragungsteilnah-
me in Aussicht gestellt werden („Wenn Sie an der Befragung teilnehmen, erhalten Sie….“). 
Hintergrund für diese Forderung sind die Theorien der kognitiven Dissonanz (vgl. Festinger, 
1957) sowie der Reziprozitätsnorm (vgl. Gouldner, 1960). Kognitive Dissonanzen entstehen 
demnach beim Befragungsteilnehmer, wenn er die soziale Reziprozitätsnorm verletzt. Dies 
ist genau dann der Fall, wenn er die vorab gewährte Vergünstigung in Gestalt des Incentives 
nicht in der vom Versender gewünschten Form, d.h. durch eine Teilnahme an der Befragung 
„zurückzahlt“(vgl. Stadtmüller/Porst, 2005, S. 4). Das Versenden von Incentive und Fragebo-
gen im gleichen Umschlag setzt also die Befragungsperson unter einen gewissen morali-
schen Druck, an dem vom Umfrageforscher installierten sozialen Austauschprozess zu parti-
zipieren und den Vertrauensvorschuss des Umfrageforschers nicht zu enttäuschen. 
 
Hinsichtlich des materiellen Werts des Incentives sollte man es nach herrschender Litera-
turmeinung nicht übertreiben. In jedem Fall ist „mehr“ nicht unbedingt „besser“. Das Incentive 
sollte vom Befragten als „kleines Dankeschön“ wahrgenommen werden, nicht jedoch als 
Vergütung oder Bezahlung, denn dann würde die Reziprozitätsnorm nicht mehr greifen. Das 
Incentive würde aus der Sicht der Befragungsperson vielmehr seinen eher symbolischen 
Charakter als „kleines Dankeschön“ verlieren und statt dessen den Charakter einer Bezah-
lung annehmen – mit der Folge, dass die Befragungsperson prüfen würde, ob die Höhe der 
„Bezahlung“ eine adäquate Vergütung für ihren Einsatz darstellt (vgl. Dillman, 1978, S. 16; 
Häder, 2006, S. 242; Stadtmüller/Porst, 2005, S. 5/6). Auf der anderen Seite gibt es aller-
dings auch Belege dafür, dass Incentives mit sehr geringem Wert aus Sicht der potenziellen 
Befragungsteilnehmer lächerlich oder sogar befremdlich wirken und ablehnende Haltungen 
provozieren können (vgl. Berger, 2006, S. 91). 
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Vor dem Hintergrund dieser theoretischen Überlegungen ist vorab verschicktes Bargeld prin-
zipiell das beste Incentive. Allerdings stellte diese Option vor allem angesichts des begrenz-
ten Finanzvolumens, das für die anstehende Wanderungsmotivbefragung zur Verfügung 
stand, keine umsetzbare Variante dar. Aufgrund dessen war nach anderen Incentives zu su-
chen, die den oben formulierten Kriterien möglichst nahe kommen. Aufgrund der bereits er-
wähnten divergierenden Praxiserfahrungen mit verschiedenen Arten von Incentives sollte im 
Hinblick auf eine potenzielle Hauptphase des Sozialmonitorings darüber hinaus mit ver-
schiedenen Incentives experimentiert werden, um Aussagen dahingehend treffen zu können, 
welche Incentives besonders wirksam zu sein scheinen. 
 
Zusammen mit den von den Kommunen Mainz und Offenbach zur Verfügung gestellten In-
centives führten diese Überlegungen zu der in Tabelle 16 dargestellten Aufteilung der Incen-
tives. 
 
Tabelle 16: Übersicht der in der Feldphase eingesetzten Incentives26 

Zugezogene Weggezogene

Darmstadt keine Incentives keine Incentives

Flörsheim keine Incentives keine Incentives

Kelsterbach
Verlosung von 20 10er-Block Eintritts-
karten für das Freizeitbad von Kelster-

bach (Wert je 10er Block: 35 €)

Spende in Höhe von 5 € je ausgefülltem 
Fragebogen an SOS-Kinderdorf e.V.

Mainz Verlosung von Bildbänden, Spielen, 
Reiseführern und Stadtplänen von Mainz

Verlosung eines LCD-TV-Geräts im 
Wert von etwa 1.000 €

Offenbach

Raunheim Verlosung von amazon-Gutscheinen
(150 €, 100 €, 50 €) 

2 Standardbriefmarken à 0,55 € je ange-
schriebener Haushalt (nur in der 1. Be-

fragungswelle)

Verlosung von Geldpreisen
(150 €, 100 €, 50 €)

 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Die Verteilung der Incentives basierte auf folgenden Überlegungen: 
• Bei je einer großen (Darmstadt) und kleinen Kommune (Flörsheim) wurde vollständig 

auf Incentives verzichtet, um abschätzen zu können, ob sich dieser Verzicht auf die 
Teilnahmebereitschaft auswirkt. 

• In zwei Fällen (Offenbach, zu- und weggezogene Befragungsteilnehmer und nach 
Raunheim zugezogene Befragungsteilnehmer) wurden je drei Preise mit absteigendem 
Wert verlost. Die Preise auf demselben Rang (z.B. 1. Platz) haben jeweils den gleichen 
Wert, um die Wirkung von Bargeld (Offenbach) mit der von Bargeldäquivalenten (Gut-
scheine, Raunheim) vergleichen zu können. Bei den Gutscheinen handelt es sich um 
solche, die gegen ein reichhaltiges Warenangebot im Internet („amazon“) eingetauscht 
werden können. 

• Mit der Verlosung eines einzigen, besonders wertvollen Preises (LCD-TV-Gerät in 
Mainz für weggezogene Befragungsteilnehmer) auf der einen und vieler relativ kosten-
günstiger Preise (20 10er Block Eintrittskarten für das Freizeitbad in Kelsterbach für in 
diese Kommune zugezogene Befragungsteilnehmer; Bildbände, Spiele, Reiseführer 
und Stadtpläne für nach Mainz zugezogene Befragungsteilnehmer) auf der anderen 
Seite sollte überprüft werden, ob die Verlosung teurer Incentives bei vergleichsweise 

                                                 
26 Kursiv gedruckte Incentives wurden von den jeweiligen Kommunen zur Verfügung gestellt. 
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geringen Gewinnchancen anders wirkt als die Verlosung vieler kleiner Preise, bei der 
allerdings deutlich höhere Gewinnchancen gegeben sind. 

• In einer kleinen Kommune mit überschaubarem Rücklauf (aus Kelsterbach weggezoge-
ne Befragungsteilnehmer) sollte getestet werden, wie sich Spenden an eine gemeinhin 
als förderungswürdig erachtete Organisation (SOS-Kinderdorf e.V.) auf die Teilnahme-
bereitschaft auswirken. Aufgrund des erwähnten überschaubaren Rücklaufs war si-
chergestellt, dass der finanzielle Rahmen nicht gesprengt wird. 

• In einer anderen kleinen Kommune mit überschaubarem Bruttostichprobenumfang (aus 
Raunheim weggezogene Angeschriebene) sollte überprüft werden, ob der Vorabver-
sand von Incentives an alle Befragungshaushalte den in der Theorie postulierten Erfolg 
bringt. Um auf der einen Seite keine zusätzlichen Transportkosten in Gestalt von höhe-
rem Porto zu verursachen und auf der anderen Seite der Forderung aus der Theorie 
nach einem hohen Bargeldbezug von Incentives zu genügen, wurden zwei Briefmar-
kenblöcke, jeweils aus einer Standardbriefmarke bestehend, den Versandunterlagen 
beigefügt. 

 
Der Hauptgrund für den Einsatz von Incentives in der vorliegenden Befragung war freilich die 
rücklaufsteigernde Wirkung, die man sich vom Incentiveeinsatz versprach. Aber auch ein 
weiterer Grund sprach für die Erprobung von Incentives. So deuten empirische Befunde dar-
auf hin, dass sich Incentives positiv auf die Sorgfalt auswirken, mit der ein Befragter einen 
Fragebogen ausfüllt. Incentives helfen demzufolge die Datenqualität zu steigern und fehler-
hafte Angaben zurückzudrängen (vgl. Stadtmüller/Porst, 2005, S. 10; Berger, 2006, S. 94). 
Diese Befunde widersprechen übrigens früheren Vermutungen, wonach Incentives die intrin-
sische Motivation des Befragten zur Teilnahme zu Gunsten eines extrinsischen Verstärkers 
unterminieren und dadurch die Sorgfalt beim Ausfüllen des Fragebogens beeinträchtigen 
(vgl. Hansen, 1980, S. 78-82). 
 
Zusammenfassend bleibt somit festzuhalten, dass mit dem Incentiveeinsatz in der vorliegen-
den Befragung hauptsächlich eine Steigerung der Rücklaufquote erzielt werden sollte, wobei 
man sich durch die Verwendung verschiedener Arten von Incentives Rückschlüsse auf be-
sonders effektive Incentives versprach. Als positiver Nebeneffekt sollte darüber hinaus die 
Sorgfalt beim Ausfüllen des Fragebogens gefördert werden. 

7.6 Zusammensetzung und Gestaltung der Versandunter-
lagen sowie Zuweisung einer Identifikationsnummer 
(ID) 

Die Versandunterlagen setzten sich aus folgenden Bestandteilen zusammen: 
 

• Anschreiben bzw. Nachfassanschreiben 
• Oberbürgermeister-Begleitschreiben (nur in der ersten Befragungswelle) 
• Merkblatt mit Ausfüllhinweisen und weiteren Informationen 
• Fragebogen 
• Rückkuvert mit Freimachungsvermerk 
und 
• Versandtasche 

 
Bis auf den bereits an früherer Stelle eingehend besprochenen Fragebogen werden nachfol-
gend die einzelnen Bestandteile detailliert erörtert. Um den Ausführungen besser folgen zu 
können, finden sich neben den Fragebögen auch das Anschreiben bzw. das Nachfassan-
schreiben, die sechs verschiedenen OB-Begleitschreiben sowie das Merkblatt im Anhang 4. 
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7.6.1 Anschreiben bzw. Nachfassanschreiben 

Dem Anschreiben kommt bei jeder schriftlich-postalischen Befragung eine besonders wichti-
ge Rolle zu, denn mit ihm tritt man mit den potenziellen Befragungsteilnehmern in Kontakt. 
Aus der Psychologie ist bekannt, dass in den vielfältigsten Lebensbereichen der erste Ein-
druck häufig entscheidend für das weitere Verhalten ist. Dies gilt auch und gerade bei Befra-
gungen. Gelingt es mithilfe des Anschreibens nicht, das Interesse der Angeschriebenen zu 
wecken und diese zu einer Teilnahme zu motivieren, kann auch ein noch so gut gestalteter 
Fragebogen und ein noch so durchdachtes Stichprobendesign nichts mehr ausrichten. Auf-
grund dessen wurde in die Gestaltung des Anschreibens viel Energie und Sorgfalt gesteckt. 
 
Zunächst einmal sollten die zu befragenden Personen im Anschreiben direkt und persönlich 
angesprochen werden, was dank der Ausgestaltung des Anschreibens als Serienbrief ohne 
größeren Aufwand umzusetzen war. Durch die persönliche Anrede sollte vor allem eine Ver-
bindlichkeit hergestellt und den Befragungspersonen signalisiert werden, dass gerade ihre 
Teilnahme für das Gelingen der Befragung von Bedeutung ist. Daneben sollte durch die per-
sönliche Anrede sichergestellt werden, dass die Befragungsunterlagen direkt zur Erhe-
bungseinheit, d.h. zum ältesten Haushaltsmitglied des wandernden Haushalts gelangen und 
von diesem bearbeitet werden. 
 
Im ersten Abschnitt des Anschreibens wurde versucht, zunächst den Untersuchungsgegens-
tand und seine Relevanz in wenigen Sätzen zu skizzieren. Wie bereits an früherer Stelle 
ausführlich erörtert (vgl. Abschnitt 7.4.1), wurde insbesondere angestrebt, die Befragung 
nach außen hin auf die kommunale Ebene zu verlagern und den hohen kommunalen Stel-
lenwert der Befragungsergebnisse in den Vordergrund zu stellen. Bewusst wurde auf Reiz-
worte wie „Fluglärm“ oder „Flughafenausbau“ verzichtet. Nichtsdestotrotz musste aus daten-
schutzrechtlichen Gründen auch der eigentliche Untersuchungszweck und damit auch der 
Auftraggeber, d.h. das Regionale Dialogforum genannt werden. Insofern stellte gerade die 
Formulierung dieses Absatzes gewissermaßen eine Gratwanderung zwischen dem Erfüllen 
der datenschutzrechtlichen Anforderungen auf der einen und dem Wunsch des Herstellens 
eines starken kommunalen Bezugs auf der anderen Seite dar. 
 
Das Ende des ersten sowie insbesondere der gesamte zweite Absatz des Anschreibentexts 
wurden dazu verwendet, den Angeschriebenen die Wichtigkeit ihrer Befragungsteilnahme zu 
verdeutlichen und sie zu einem Ausfüllen des Fragebogens zu motivieren. Hierzu diente 
auch der Hinweis auf etwaige Incentives als Dankeschön für eine Teilnahme. 
 
Der dritte Absatz enthielt die datenschutzrechtlich gebotenen Hinweise zur Freiwilligkeit der 
Teilnahme und zur Befolgung sämtlicher datenschutzrechtlicher Bestimmung im Umgang mit 
den Befragungsdaten. Der Hinweis auf die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Regelun-
gen, insbesondere die Wahrung des Statistikgeheimnisses sollte als positiver Nebeneffekt 
auch eine vertrauensbildende Maßnahme darstellen und sich dadurch ebenfalls teilnahme-
stimulierend auswirken. 
 
Im vierten und letzten Absatz schließlich wurde kurz auf die Möglichkeit einer Online-
Teilnahme sowie auf das Merkblatt verwiesen, in dem weitere Hinweise zur Befragung zu 
finden waren. 
 
Unterschrieben wurde das Anschreiben vom Geschäftsführer des Instituts Wohnen und Um-
welt, Herrn Prof. Dr. Dieter Rebitzer. Im Hinblick auf die große Zahl Angeschriebener kam 
freilich nur eine Faksimile-Unterschrift infrage. 
 
Das Nachfassanschreiben war inhaltlich im Wesentlichen ähnlich und nach den gleichen 
Grundsätzen aufgebaut. Der dritte und vierte Absatz waren beispielsweise vollständig de-
ckungsgleich mit dem Anschreiben der 1. Welle. 
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Kommunale Unterschiede in den Anschreiben gab es nur in Bezug auf die Stadtbezeichnun-
gen und den Verweis auf Incentives. Auch die Anschreiben zwischen Zu- und Weggezoge-
nen unterschieden sich nur marginal voneinander. 
 
Um die Seriosität der Befragung zu demonstrieren, wurden Anschreiben und Nachfassan-
schreiben auf offizielles IWU-Briefpapier mit entsprechendem Logo gedruckt. 

7.6.2 Oberbürgermeister-Begleitschreiben 

Das Oberbürgermeister-Begleitschreiben sollte vor allem zwei Funktionen erfüllen. Zum ei-
nen sollte es mithelfen, den Fokus weg vom Flughafen hin auf die kommunale Ebene zu len-
ken sowie das kommunale Interesse an der Befragung zu unterstreichen. Zum anderen soll-
te das Begleitschreiben teilnahmemotivierend wirken. 
 
Die Kommunen waren in der Formulierung des Anschreibens frei. Sie wurden jedoch gebe-
ten, ebenfalls auf das emotional besetzte Wort „Fluglärm“ zu verzichten. Auch sollte das Be-
gleitschreiben nicht benutzt werden, um die politische Haltung der jeweiligen Kommune ge-
genüber dem Flughafen und dessen Ausbau zu kommunizieren. Daneben wurden die Kom-
munen angehalten zu erwähnen, dass die Befragung und Ergebnisauswertung vom Institut 
Wohnen und Umwelt, einer gemeinnützigen Forschungseinrichtung des Landes Hessen und 
der Stadt Darmstadt vorgenommen werden und dass das IWU hierbei die Datenschutzanfor-
derungen erfüllt. Dieser Hinweis sollte zur zusätzlichen vertrauensbildenden Legitimierung 
des Instituts Wohnen und Umwelt als datenverarbeitende Stelle dienen und demonstrieren, 
dass die jeweilige Kommune hinter dem IWU und seiner Arbeitsweise steht. 
 
Im Gegensatz zum Anschreiben verzichtete das Oberbürgermeister-Begleitschreiben aus 
organisatorischen Gründen auf eine persönliche Anrede der Befragungsteilnehmer durch 
den jeweiligen Oberbürgermeister. 
 
Alle Begleitschreiben der Oberbürgermeister finden sich im Anhang 4. 

7.6.3 Merkblatt mit Ausfüllhinweisen und weiteren Informationen 

Das Merkblatt stellt gewissermaßen das Verbindungsstück zwischen Anschreiben und Fra-
gebogen dar. Es ergänzt das Anschreiben um zusätzliche Hinweise und Informationen und 
ermöglichte dadurch, das Anschreiben vom Umfang her auf eine Seite zu begrenzen. 
 
Die ersten vier Absätze des Merkblatts enthalten technische Hinweise zum „richtigen“ Ausfül-
len des Fragebogens, beispielweise zur Beachtung von Sprunganweisungen und zum „rich-
tigen“ Ankreuzen der Antwortfelder. 
 
Ferner gibt das Anschreiben Hinweise zum Beantwortungszeitraum, zum Vorgehen im Falle 
einer Online-Teilnahme sowie zu Ansprechpartnern bei Problemen oder weiteren Fragen. 
 
Die Merkblätter für Kommunen, in denen Incentives verlost wurden (vgl. Tabelle 16 in Ab-
schnitt 7.5.2), enthalten darüber hinaus auch Hinweise zur Verlosung, insbesondere zur Art 
und Anzahl der verlosten Preise sowie zum Ausschluss des Rechtswegs. Auf einem abzu-
trennenden Abschnitt des Merkblatts konnten Befragungsteilnehmer mit Interesse an der 
Verlosung ihre Anschrift hinterlassen, um ihn zusammen mit dem ausgefüllten Fragebogen 
im Rückkuvert zurückzusenden. 

7.6.4 Versandtasche und Rückkuvert mit Freimachungsvermerk 

Für die Feldphase wurden zwei Arten von Briefumschlägen benötigt, nämlich Versandta-
schen mit Adresssichtfenstern zum Versenden der Befragungsunterlagen sowie an das Insti-
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tut Wohnen und Umwelt adressierte Rückumschläge mit Freimachungsvermerk („Entgelt 
zahlt Empfänger“) zur für Befragungsteilnehmer portofreien Rücksendung ausgefüllter Fra-
gebögen. 
 
Detaillierte Ausführungen zu Umschlägen scheinen auf den ersten Blick redundant zu sein. 
Bei der Festlegung der Formate (Versandtaschen: C4 oder C5; Rückumschläge C4, C5 oder 
DIN Lang)27 und des zu verwendenden Papiers (Recyclingpapier vs. weißes Papier) sind je-
doch gerade bei groß angelegten Befragungen wie der vorliegenden einige wichtige Aspekte 
und Konsequenzen zu beachten, die nachfolgend kurz erläutert werden. 
 
Entscheidungskriterien für die Auswahl der Umschläge waren insbesondere 
 

• Einkaufspreis der Umschläge 
• Auswirkungen auf das Porto 
• Handhabbarkeit im Rahmen der Versandvorbereitung (nur Versandtasche) 
• Akzeptanz und Handhabbarkeit für Befragungsteilnehmer 

 
Hinsichtlich des Einkaufspreises gilt, dass größere Umschläge bei gleicher Papierart teurer 
sind als kleinere. So betrug der Preisabstand bei den für die vorliegende Befragung benötig-
ten Abnahmemengen zwischen DIN Lang und C5 ebenso wie zwischen C5 und C4 etwa 1 
Cent je Umschlag zulasten des jeweils größeren Formats. Auch der Abstand zwischen Re-
cyclingpapier und weißem Papier innerhalb eines Formats belief sich auf etwa 1 Cent je Um-
schlag zulasten des weißen Papiers. Angesichts eines im Vorfeld der Befragung zu erwar-
tenden Bedarfs von insgesamt rund 74.000 Umschlägen (37.000 Versandtaschen und 
37.000 Rückumschläge) handelt es sich um durchaus relevante Preisdifferenzen. 
 
Die Festlegung des Formats hatte im vorliegenden Fall auf zweifache Weise Auswirkungen 
auf das Porto. Zum einen wird mit dem Format die Portostufe bestimmt. Zum anderen haben 
größere Formate ein höheres Eigengewicht (C4: ca. 14 Gramm, C5: ca. 7 Gramm, DIN 
Lang: ca. 5 Gramm). Das Eigengewicht wirkt sich bei einer Versendung über INFOPOST 
preislich insofern aus, als bei dieser Versandvariante, die in der vorliegenden Untersuchung 
in Anspruch genommen werden konnte, das Porto vom exakten Gewicht der Versandunter-
lagen abhängt (vgl. hierzu auch Abschnitt 7.7.1). So fällt bei C4-Versandtaschen wegen des 
höheren Eigengewichts ein um ca. 2 Cent höheres Porto an als bei Versandtaschen im For-
mat C5. 
Die Rückumschläge für die ausgefüllten Fragebögen konnten nicht über INFOPOST ver-
schickt werden, so dass die Portobemessung nur in Grenzen vom exakten Gewicht abhängt. 
Stattdessen ist das Format für die Höhe des Portos entscheidend. Aufgrund des Umstandes, 
dass der Fragebogen aus mehr als drei (nämlich vier) Blättern besteht und daher mehr als 
20 Gramm wiegt, fällt das Format DIN Lang in die Portoklasse „Kompaktbrief“ (90 Cent je 
Umschlag), während die größeren Formate C5 und C4 dagegen zur Klasse „Großbrief“ (1,45 
€ je Umschlag) gehören und daher mit weitaus höheren Portokosten verbunden sind. 
 
Das Kriterium „Handhabbarkeit im Rahmen der Versandvorbereitung“ stellt auf das sog. Ein-
tüten der Befragungsunterlagen, insbesondere auf den damit einhergehenden Zeitbedarf ab. 
Konkret musste bedacht werden, dass bei Versandtaschen im Format C5 sämtliche Befra-
gungsunterlagen vor dem Eintüten gefaltet werden müssen, was in der Summe einen zeitli-
chen Zusatzaufwand von etwa 2 Personenarbeitstagen erfordert hätte. 
 
Was die Akzeptanz seitens der Befragungsteilnehmer angeht, erfreuen sich größere Forma-
te vermutlich einer höheren Akzeptanz und Aufmerksamkeit als kleinere Formate. Vor allem 
zu kleine und vollgepackte Versandtaschen und Rückumschläge könnten bei manchen Be-
fragungsteilnehmern den Eindruck erwecken, dass in der Feldphase ohne Rücksicht auf Äs-
                                                 
27 C4: 229 mm × 324 mm; C5: 162 mm × 229 mm (d.h. 1/2 * C4); DIN Lang: 220 mm x 110 mm (d.h. 
etwa 1/3 * C4). 
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thetik und Praktikabilität Kosten gesenkt werden sollten. Dagegen kommen bei C4-
Versandtaschen die Befragungsunterlagen ungeknickt an, was nicht zuletzt das Ausfüllen 
des Fragebogens erleichtert. Im Hinblick auf die Rücksendung der ausgefüllten Fragebögen 
ist es für Befragungsteilnehmer angenehmer, wenn der Fragebogen ungefaltet in den Rück-
umschlag gesteckt werden kann. Eine Faltung der ausgefüllten Fragebögen entfällt aller-
dings nur beim Format C4, denn bei C5-Rückumschlägen muss der Fragebogen einmal, bei 
DIN Lang sogar zweimal gefaltet werden. Große Akzeptanzunterschiede zwischen Umschlä-
gen aus Recyclingpapier und aus weißem Papier dürften schließlich nicht gegeben sein. Al-
lerdings ist denkbar, dass umweltbewusste Personen tendenziell eine stärkere Sympathie für 
Umschläge aus Recyclingpapier haben. 
 
Unter Abwägung der verschiedenen Entscheidungskriterien für die Festlegung der Formate 
und der Papierarten der Umschläge entschied sich der Auftraggeber auf Empfehlung des 
Auftragnehmers hin für Versandtaschen im Format C4 und für Rückumschläge im Format 
DIN Lang, jeweils hergestellt aus Recyclingpapier. 
 
Bedruckt wurden die Versandtaschen neben dem Porto-Emblem und der Adresse des Ab-
senders, d.h. des Instituts Wohnen und Umwelt, mit zwei sog. Vorausverfügungen. Diese 
legten fest, was mit Sendungen im Falle der Unzustellbarkeit oder bei Umzug des Empfän-
gers geschehen soll. Die beiden verwendeten Vorausverfügungen „Wenn Empfänger verzo-
gen, zurück!“ und „Wenn unzustellbar, zurück!“ sollten sicherstellen, dass alle Sendungen an 
Personen, die nicht unter der jeweiligen Anschrift anzutreffen waren, an das Institut Wohnen 
und Umwelt zurückgeschickt werden. So sollte verhindert werden, dass Sendungen an zwi-
schenzeitlich erneut verzogene Empfänger nachgeschickt werden. Ein vom verzogenen 
Empfänger eventuell erteilter Nachsendeauftrag wurde daher ausgehebelt. Hintergrund für 
die Entscheidung, keine Sendungen nachsenden zu lassen, war, dass der Befragte seine 
Wanderungsmotivation im Fragebogen ausschließlich im Hinblick auf den Umzug aus der Pi-
lotkommune bzw. in die Pilotkommune angeben sollte. Bei zwischenzeitlich erneuten Umzü-
gen hätte beispielsweise die Gefahr bestanden, dass erneut verzogene Befragungsteilneh-
mer beim Wohnumfeldvergleich mit der Pilotkommune nicht in Bezug auf ihr Wohnumfeld 
nach dem ersten Umzug antworten, sondern in Bezug auf das neue Wohnumfeld. 
Das Hauptanliegen, das mit den Vorausverfügungen verfolgt wurde, war jedoch das Wissen 
um unzustellbare Fragebögen, denn bei INFOPOST werden Sendungen ohne Vorausverfü-
gung bei Unzustellbarkeit vernichtet. Zum einen konnte dank des Wissens um nicht zuge-
stellte Sendungen der Aufwand für die Nachfassaktion sowie die damit einhergehenden Kos-
ten reduziert werden, da in der ersten Welle nicht erreichbare Personen nicht erneut ange-
schrieben werden mussten. Zum anderen war die Kenntnis der Zahl der nicht zugestellten 
Fragebögen für die Berechnung der Rücklaufquote erforderlich, da diese um nicht zugestell-
te Sendungen zu bereinigen ist (vgl. Abschnitt 8). 

7.6.5 ID-Zuweisung 

Durch die Entscheidung des Begleitkreises für eine Online-Teilnahme und für eine Nach-
fassaktion, bei der der Fragebogen erneut mitgeschickt werden sollte, bestand grundsätzlich 
die Möglichkeit, dass sich Befragungsteilnehmer mehrfach an der Befragung beteiligen28. Um 
potenzielle Mehrfachantwortende zielsicher identifizieren zu können, war es notwendig, den 
Fragebogen mit einer speziellen ID zu versehen, die auch online zu erfassen war. Da für ei-
ne Online-Teilnahme zur Vermeidung eines unbefugten Zugriffs ohnehin ein möglichst 
schwierig zu dechiffrierendes Passwort teilnehmerbezogen vergeben werden musste, wurde 
auf jeden Fragebogen eine personifizierte alphanumerisch zusammengesetzte neunstellige 
ID gedruckt, die gleichzeitig auch als Passwort zum einmaligen Einloggen in den Online- 

                                                 
28 In einigen Fällen ist dies auch passiert (vgl. Abschnitt 7.7.2). 
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Fragebogen29 diente. Die ID-Zuweisung hatte darüber hinaus noch den positiven Nebenef-
fekt, dass sie die Verknüpfung der Befragungsergebnisse mit Melderegistermerkmalen zu-
ließ. Dadurch verbesserte die ID-Zuweisung die späteren Auswertungsmöglichkeiten und 
ermöglichte die im Rahmen der Datensatzerstellung vorgenommene Redressment-
Gewichtung der Befragungsergebnisse (vgl. Abschnitt 7.7.2). 
 
Zur zielsicheren Unterscheidung, ob ein Befragungsteilnehmer den Fragebogen der ersten 
oder den wortgleichen Fragebogen der zweiten Befragungswelle, d.h. der Nachfasswelle 
ausgefüllt hat, wurden in der Nachfassaktion neue ID´s vergeben. Alle Teilnahmeverweigerer 
der ersten Welle – und nur diese – bekamen daher zwei verschiedene ID´s zugewiesen. 

7.7 Praktische Umsetzung der Befragungsmethodik 
In der Leistungsbeschreibung des Auftraggebers war vorgesehen, dass die Feldphase der 
Wanderungsmotivbefragung von den beteiligten Kommunen grundsätzlich selbst durchge-
führt wird und der Auftraggeber nur ersatzweise einspringt, insbesondere dann, wenn eine 
Kommune aus Kapazitätsgründen zur Durchführung der Befragung nicht in der Lage ist. Eine 
Konsultation der sechs Pilotkommunen im Vorfeld der Feldphase ergab jedoch, dass sich 
keine der Kommunen von ihren Kapazitäten her in der Lage sah, die Feldphase alleine 
durchzuführen. Aufgrund dessen wickelte das Institut Wohnen und Umwelt die gesamte 
Feldphase einschließlich Stichprobenziehung und Datensatzerstellung ab. Die Mitwirkung 
der Kommunen beschränkte sich auf die Bereitstellung der haushaltsgenerierten Melderegis-
terdaten und des Oberbürgermeister-Begleitschreibens in vervielfältigter Form. 

7.7.1 Durchführung der Feldphase 

Ursprünglich sah der Zeitplan vor, alle Fragebögen der ersten Welle Ende der fünften Kalen-
derwoche 2008 abzuschicken. Hauptsächlich bedingt durch eine verzögerte Bereitstellung 
der Melderegisterauszüge für vier der Pilotkommunen durch EKOM21 sowie bedingt durch 
die Arbeitsbelastung der fünf hessischen Kommunen im Zusammenhang mit der hessischen 
Landtagswahl am 27. Januar 2008 konnten an diesem Termin jedoch lediglich die Mainzer 
Fragebögen abgeschickt werden. Die anderen Kommunen folgten im mehrwöchigen Ab-
stand nach (vgl. Abbildung 7). 
 
Abbildung 7: Zeitplan der Fragebogenversendung 
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Wie aus Abbildung 7 zu entnehmen ist, wurde die Nachfassaktion („2. Welle“) mit einer Aus-
nahme fünf Wochen nach der ersten Befragungswelle gestartet. Die Ausnahme bildet Kels-
terbach, deren Nachfassfragebögen aus Organisations- und Kostengründen bereits nach 
vier Wochen zusammen mit denen von Darmstadt und Raunheim abgeschickt wurden. Die 
Verkürzung der Zeitspanne zwischen den beiden Befragungswellen in Kelsterbach war me-
                                                 
29 Nach der Eingabe der ID in das Passwortfeld wurde die ID automatisch registriert und umgehend 
aus der Menge der zugelassenen Passwörter herausgenommen. Es war dadurch nicht möglich, sich 
unter derselben ID mehrfach einzuloggen. 
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thodisch zu vertreten, denn den Befragungsteilnehmern wurde ohnehin nur ein zweiwöchiger 
Bearbeitungszeitraum eingeräumt30 und der Rücklauf ebbte in der dritten und vierten Woche 
tatsächlich stark ab. Offizielles Ende der gesamten Feldphase war der 6. Mai 2008. Alle Fra-
gebögen, die bis zu diesem Datum postalisch oder online eingegangen sind, wurden in den 
Auswertungsdatensatz aufgenommen. Hinsichtlich des Zeitplans bleibt noch zu erwähnen, 
dass alle Versandtaschen jeweils donnerstags versendet wurden, so dass mit ihrer Zustel-
lung am Freitag oder Samstag gerechnet werden konnte. Da Fragebögen erfahrungsgemäß 
zumeist gegen Ende der Woche ausgefüllt werden, sollte durch den gewählten Versandtag 
verhindert werden, dass die Fragebögen am Wochenanfang zugehen und deshalb die Be-
fragung bis zum Ende der Woche hin zu stark in Vergessenheit gerät (vgl. Häder, 2006, S. 
243). 
 
Sämtliche Versandtaschen wurden als INFOPOST versandt. Hierbei handelt es sich um eine 
stark portoreduzierte Versandvariante der Deutschen Post, bei der das Porto für ein be-
stimmtes Versandtaschenformat mittels einer mathematischen Formel in Abhängigkeit des 
Gewichts bestimmt wird. Die Inanspruchnahme von INFOPOST stellt bestimmte Anforderun-
gen an die Versandunterlagen selbst, an das Versandvolumen und an die Sortierung der 
Versandtaschen. Was die Versandunterlagen angeht, muss eine gewisse Gleichheit hinsicht-
lich des Inhalts (Anzahl und Beschaffenheit der Schriftstücke), der Gestaltung und des For-
mats der Umhüllung und der verwendeten Postwertzeichen (im vorliegenden Fall Absender-
stempelung) bestehen, die im vorliegenden Fall gegeben bzw. leicht herzustellen war. Das 
Mindestvolumen bei INFOPOST beträgt grundsätzlich 4.000 Sendungen, wobei bei Sendun-
gen für dieselbe Leitregion (Übereinstimmung der ersten beiden Stellen der Postleitzahl) 
auch ein Volumen von 250 Sendungen genügt. Bei INFOPOST müssen darüber hinaus die 
Sendungen innerhalb einer Behälterbox nach Postleitzahl in auf- oder absteigender Reihen-
folge sortiert sein. 
 
Dank INFOPOST konnten die Versandunterlagen der ersten Befragungswelle für je 0,48 € 
verschickt werden. In der Nachfasswelle, in der auf das Oberbürgermeister-Begleitschreiben 
verzichtet wurde und das Gewicht der Sendungen daher abnahm, konnte sogar ein Porto 
von je 0,47 € realisiert werden. Waren in einer Behälterbox nur Sendungen für einen Leitbe-
reich oder sogar für eine bestimmte Postleitzahl enthalten, reduzierte sich das Porto für die-
se Sendungen abermals um 2 bzw. 4%. 
 
Mit Blick auf die Mindestvolumina bei INFOPOST und die Bruttostichprobenumfänge in den 
sechs Pilotkommunen erklärt sich auch der aus Abbildung 7 hervortretende Umstand, dass 
die Fragebögen der drei kleineren Pilotkommunen niemals alleine, sondern immer zusam-
men mit einer größeren Pilotkommune verschickt wurden. Die Mengenvorgaben bei INFO-
POST waren auch der Grund, warum die Nachfasswelle in Kelsterbach bereits vier Wochen 
nach der ersten Welle zusammen mit Darmstadt und Raunheim startete, denn nur so konn-
ten auch die Kelsterbacher Nachfassunterlagen mit INFOPOST verschickt werden. 
 
Während der Feldphase kam es zu einem Zwischenfall, der die gesamte Befragung hätte ge-
fährden können. Aufgrund der bereits an früherer Stelle angesprochenen Brisanz des Unter-
suchungsthemas wurde im Fragebogen und im Anschreiben angestrebt, die Befragung von 
ihrer inhaltlichen Ausrichtung eher auf die kommunale Ebene zu verlagern und den Fokus 
nicht so sehr auf die eigentlich interessierende Flughafenthematik zu lenken (vgl. insbeson-
dere Abschnitt 7.4.1). Von der Befragung sollten sich alle Angeschriebenen in gleicher Weise 
angesprochen fühlen. In jedem Fall sollte vermieden werden, dass Haushalte, deren Wande-
rungsentscheidung mit dem Flughafenbetrieb in Verbindung stand, oder Befragungsteilneh-
mer mit Extrempositionen hinsichtlich des Flughafens bzw. seines Ausbaus am Ende über-
repräsentiert sind. Auch das Oberbürgermeister-Begleitschreiben diente unter anderem die-
sem Ziel (vgl. Abschnitt 7.6.2). Ein Stück weit durchkreuzt wurden die geschilderten Anstren-

                                                 
30 Nichtsdestotrotz wurden selbstverständlich auch diejenigen Fragebögen in die Auswertung aufge-
nommen, die erst nach diesen zwei Wochen zurückgeschickt wurden. 
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gungen jedoch durch Pressemitteilungen der Stadt Flörsheim, die ohne vorherige Absprache 
mit den Gutachtern, dem Auftraggeber bzw. der wissenschaftlichen Begleitung oder der 
Qualitätssicherung auf der Homepage der Stadt Flörsheim sowie in regionalen („Main Spitze“ 
vom 15.2.2008) und überregionalen Tageszeitungen („Frankfurter Allgemeine Zeitung“ vom 
19.2.2008) lanciert wurden. In diesen Mitteilungen wurde unter den – eventuell ehemaligen – 
Flörsheimer Bürgerinnen und Bürger für eine Teilnahme an der Befragung geworben, um die 
hinlänglich bekannten Positionen und Argumente der Stadt Flörsheim zum Flughafenausbau 
empirisch zu untermauern. Es versteht sich von selbst, dass diese Art der Werbung für die 
Befragung „gefährlich“ in dem Sinne war, als dadurch eine Verzerrung der Struktur der Be-
fragungsteilnehmer zugunsten von angeschriebenen Personen entstehen kann, die dem 
Flughafen bzw. dessen Ausbau ablehnend gegenüberstehen und die damit die Positionen 
und Argumente der Flörsheimer Stadtverwaltung einnehmen. In Abschnitt 9.1 wird unter an-
derem der Frage nachgegangen, ob es Anhaltspunkte dafür gibt, dass die Flörsheimer Pres-
semeldungen die im Hinblick auf die Ausgewogenheit der Stichprobenzusammensetzung 
nachteiligen Folgen hatten. Wenn dem so wäre, wären die Flörsheimer Befragungsergebnis-
se nur eingeschränkt interpretierbar. 

7.7.2 Datensatzerstellung 

Die Datensatzerstellung vollzog sich in drei Schritten. 
 
1. Schritt: Einlesen und Dateneditierung 
 
Das Einlesen und Kodieren der handschriftlich ausgefüllten Fragebögen erfolgte scannerge-
stützt durch das Programmpaket TELEFORM, während dieser Arbeitsschritt bei online aus-
gefüllten Fragebögen entfiel. 
 
Mit der Digitalisierung sämtlicher Befragungsergebnisse lag allerdings noch kein sinnvoll 
auswertbarer Datensatz vor, da einige Fragebögen eindeutig identifizierbare inhaltliche Män-
gel und/oder logische Inkonsistenzen aufwiesen. 
Eindeutig identifizierbare inhaltliche Mängel betrafen ausschließlich die halboffenen Fragen 
des Fragebogens, also diejenigen Fragen, bei denen der Befragte neben einer vorgegebe-
nen Liste von Antwortoptionen auch die Kategorie „Sonstiges“ ankreuzen und anschließend 
diese Kategorie näher bezeichnen konnte. Konkret handelt es sich hierbei um die Fragen 
nach den Auszugsgründen (Frage 2 des Zuzugs- bzw. Wegzugsfragebogens), nach den Zu-
zugs- bzw. Wegzugsgründen (Frage 4 des Zuzugs- bzw. Wegzugsfragebogens) sowie nach 
den Einkommensquellen (Frage 21 des Zuzugsfragebogens bzw. Frage 19 des Wegzugs-
fragebogens). Bisweilen kam es vor, dass Befragungsteilnehmer einen sonstigen Grund 
bzw. eine sonstige Einkommensquelle nannten, der bzw. die bereits in der vorgegebenen 
Liste der Antwortoptionen explizit aufgeführt war. Beispielsweise kreuzten einige Befragte als 
Einkommensquelle „sonstiges, und zwar“ an und notierten weiter „Minijob“ oder „nebenberuf-
liche Tätigkeit“, obwohl beide dieser Einkommensquellen zum „Einkommen aus Erwerbs-
/Berufstätigkeit“, d.h. zur ersten vorgegebenen Antwortoption gehören. Andere Befragte 
nannten als sonstigen Grund für den Auszug aus der alten Wohnung zum Beispiel „Zusam-
menzug mit Freund“ und übersahen dabei, dass dieser Grund unter die explizit vorgegebene 
Kategorie „Auflösung des Haushalts/Gründung eines neuen Haushalts“ (Frage 2 Antwortop-
tion 21 Zuzugsfragebogen, Frage 2 Antwortoption 24 Wegzugsfragebogen) fällt. In all diesen 
Fällen, in denen die Befragten die Antwortoption „Sonstiges“ gewählt und dabei eine Angabe 
gemacht haben, die zweifelsfrei als Antwortoption im Fragebogen vorgegeben war, wurden 
die Fragebogenangaben manuell entsprechend korrigiert. In Zweifelsfällen, in denen keine 
eindeutige Zuordnung möglich war, wurde dagegen auf eine entsprechende Korrektur ver-
zichtet und der sonstige Grund als solcher bzw. die sonstige Einkommensquelle als solche 
akzeptiert. 
Logische Inkonsistenzen betrafen insbesondere Verletzungen von Sprunganweisungen. Lo-
gische Fehler konnten darüber hinaus beispielsweise auch in den Fragen 2 und 4 des Zu-
zuzgs- und Wegzugsfragebogens dadurch entstehen, dass Befragungsteilnehmer bei der 
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Rangfolge der wichtigsten Gründe Ordnungsnummern von Antwortoptionen eintrugen, die 
sie in der Liste nicht angekreuzt hatten. Die Handhabung und Bereinigung logischer Inkon-
sistenzen musste nach einheitlichen Regeln erfolgen. Diese sahen vor, dass stets von der 
Richtigkeit der vorangegangenen Angaben ausgegangen wurde. Kreuzte beispielsweise ein 
weggezogener Stichprobenteilnehmer bei Frage 7 die Antwortoption „ja, zur Zeit ist kein Um-
zug geplant bzw. beabsichtigt“ an und bearbeitete fälschlicherweise dennoch Frage 8, ob-
wohl er diese Frage laut Sprunganweisung zur gewählten Antwortoption in Frage 7 eigentlich 
hätte überspringen müssen, so wurde Frage 8 als sog. Missing („trifft nicht zu“) kodiert. Zur 
Identifikation und Korrektur logisch inkonsistenter Angaben kam ein eigens zu diesem Zweck 
erstelltes EDV-Programm zum Einsatz, das sicherstellte, dass die Korrektur immer nach dem 
gleichen Schema abläuft. 
 
Dank der Verwendung von personifizierten ID´s konnten Befragte identifiziert werden, die 
sich unerlaubterweise mehrfach an der Befragung beteiligt hatten, d.h. die in beiden Wellen 
und/oder sowohl schriftlich-postalisch als auch online teilgenommen hatten31. Insgesamt be-
traf dies 24 angeschriebene Personen. Da diese Personen bzw. ihre Angaben nicht mehr-
fach in den Datensatz und in die darauf aufbauende Ergebnisauswertung eingehen durften, 
konnte für jede dieser Befragungsteilnehmer nur ein einziger Fragebogen in den Auswer-
tungsdatensatz aufgenommen werden. 
In denjenigen Fällen, in denen Fragebögen aus der ersten und der zweiten Welle vorlagen, 
wurden nur die Angaben der ersten Welle berücksichtigt, da Angaben der ersten Welle in 
zeitlich geringerem Abstand zum Zu- bzw. Wegzug gemacht wurden. 
Bei Personen, die dagegen innerhalb einer Welle sowohl online als auch schriftlich-
postalisch geantwortet hatten, wurden nur dann die Online-Angaben berücksichtigt, wenn 
diese vollständig waren, d.h. das Ausfüllen des Online-Fragebogens nicht vorzeitig abgebro-
chen wurde. Haben die betreffenden Personen den Online-Fragebogen dagegen nicht voll-
ständig ausgefüllt, sondern die Teilnahme abgebrochen, fanden nur die postalisch zugegan-
genen Fragebögen Eingang in den Auswertungsdatensatz. Das gewählte Vorgehen bei 
Doppelt-Antwortenden in einer Welle lässt sich wie folgt rechtfertigen. Online-Angaben sind 
im Gegensatz zu Angaben auf dem schriftlich-postalisch ausgefüllten Fragebogen dank der 
einprogrammierten Interviewführung plausibilitätsgeprüft. Logische Inkonsistenzen sind da-
her von vornherein ausgeschlossen. Aufgrund dessen sind die online gemachten Angaben 
grundsätzlich konsistenter als die Angaben im Rahmen der schriftlich-postalischen Teilnah-
me. Sind die Online-Angaben dagegen nicht vollständig, sondern hat ein Befragter die Onli-
ne-Teilnahme abgebrochen und im Anschluss daran den Fragebogen handschriftlich ausge-
füllt und postalisch nachgesandt, ist davon auszugehen, dass der Abbruch der Online-
Teilnahme unbeabsichtigt erfolgte (z.B. wegen technischer Probleme), der Befragte aber in 
jedem Fall an der Befragung teilnehmen wollte und daher ersatzweise die schriftlich-
postalische Teilnahmealternative wählte. 
 
2. Schritt: Verknüpfung der Befragungsergebnisse mit dem Melderegister 
 
Im Anschluss an die im ersten Schritt geleisteten Arbeiten wurden die Befragungsergebnisse 
mit den Haushaltsinformationen aus dem Melderegister verknüpft. Dies diente zum einen der 
Verbesserung der Auswertungsmöglichkeiten. Beispielsweise lässt sich dadurch eine Ver-
bindung zwischen Befragungsergebnissen und dem Tag des Umzugs bzw. der Staatsange-
hörigkeit(en) der Haushaltsmitglieder und daher mit zwei Melderegistermerkmalen herstellen, 
die im Fragebogen nicht erhoben wurden. Zum anderen ermöglichte die geschilderte Ver-
knüpfung die einfache Berechnung sog. Redressment-Gewichte (vgl. Folgeabschnitt). 
 

                                                 
31 Es wurde zwar angestrebt, in der zweiten Welle nur diejenigen Personen anzuschreiben, die in der 
ersten Welle nicht geantwortet hatten und deren Fragebogen in der ersten Welle nicht als unzustellbar 
zurückgegangen war. Nichtsdestotrotz kam es dann zu Überschneidungen, wenn Fragebögen in den 
Tagen zwischen der Schließung der 1. Welle und dem erneuten Versand der Befragungsunterlagen 
eingegangen sind. 
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3. Schritt: Berechnung der Hochrechnungsfaktoren 
 
Dank der Verknüpfung der Befragungsergebnisse mit Melderegisterinformationen konnte 
festgestellt werden, dass die Partizipationsquote unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen 
schwankt32. Dies belegen die unterschiedlich hohen Säulen in Abbildung 8 und Abbildung 9 
für die Melderegistermerkmale Alter und (erste) Staatsangehörigkeit, denn bei gleicher Parti-
zipationsquote müssten alle Säulen die gleiche Höhe aufweisen. 
 
Diese Beobachtung legt nahe, Jüngere und Ausländer unter sonst gleichen Bedingungen 
stärker zu gewichten als Ältere und Deutsche, um die Struktur der Teilnehmer an die der An-
geschriebenen anzupassen. Diese Form der Gewichtung bezeichnet man als Redressment-
Gewichtung (vgl. Häder, 2006, S. 181-184). Im Gegensatz dazu steht die Designgewichtung, 
die nur diejenigen Verzerrungen neutralisiert, die aufgrund des gewählten Stichprobende-
signs – hier: disproportional geschichtete Zufallsstichprobe in Darmstadt, Mainz und Offen-
bach – entstehen. Die Designgewichtung korrigiert daher ex ante festgelegte divergierende 
Auswahlwahrscheinlichkeiten, während die Redressment-Gewichtung ex post hervortretende 
Unterschiede in den Partizipationsquoten ausgleicht. 
 
Abbildung 8: Partizipationsquote der Angeschriebenen nach dem Alter 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
 
 

                                                 
32 Streng genommen hätte man schwankende Partizipationsquoten auch ohne diese Verknüpfung 
feststellen können. Hierzu wäre es allerdings erforderlich gewesen, interessierende Melderegister-
merkmale im Fragebogen erneut abzufragen und den Fragebogen entsprechend zu erweitern, bei-
spielsweise um die Frage nach der (ersten) Staatsangehörigkeit. Bei einem anschließenden Struktur-
vergleich zwischen Teilnehmern und Angeschriebenen wäre erschwerend hinzugekommen, dass Da-
tenquellen unterschiedlicher Qualität herangezogen werden müssen, nämlich bei den Teilnehmern die 
Angaben im Fragebogen, die bisweilen falsch sein können oder sogar ganz fehlen, und bei den Ange-
schriebenen die Angaben im Melderegister, die grundsätzlich vertrauenswürdiger und in jedem Fall 
vollständig sind. 
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Abbildung 9: Partizipationsquote der Angeschriebenen nach der (ersten) Staatsan-
gehörigkeit 
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Die Vorgehensweise bei der Redressment- und Designgewichtung sowie deren Zusammen-
spiel sei am Beispiel der aus Darmstadt Weggezogenen illustriert. 
 
Tabelle 17 stellt dar, wie sich die aus Darmstadt weggezogenen Stichprobenteilnehmer zah-
lenmäßig aufschlüsseln. Beispielsweise wurden in der Schicht „Einpersonenhaushalte, Flug-
lärmklasse 1“ 1.549 Personen angeschrieben, darunter 91 Ausländer unter 25 Jahren. Dem-
gegenüber gibt Tabelle 18 an, wie viele der Angeschriebenen geantwortet haben und als 
sog. auswertbarer Response in den Auswertungsdatensatz aufgenommen wurden. Bei-
spielsweise haben von den gerade erwähnten 91 angeschriebenen Ausländern unter 25 Jah-
ren acht geantwortet. Da diese acht Personen quasi die 91 Angeschriebenen repräsentieren, 
bekommen sie im Rahmen der Redressment-Gewichtung ein Gewicht von 91/8 zugewiesen. 
Dieses und die anderen Redressment-Gewichte sind Tabelle 19 zu entnehmen. Hierbei ist 
zu beachten, dass bei fehlenden Zellenbesetzungen in Tabelle 18 – gekennzeichnet durch 
die farbige Hinterlegung – Zusammenlegungen mit benachbarten Zellen vorgenommen wur-
den. Dadurch wird sichergestellt, dass sich alle zugewiesenen Redressment-Gewichte zu 
3.000, dem Bruttostichprobenumfang aufaddieren. 
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Tabelle 17: Stichprobenzusammensetzung der aus Darmstadt Weggezogenen 

  Gesamt   Gesamt
nicht deutsch deutsch nicht deutsch deutsch

unter 25 Jahre 91 256 347 unter 25 Jahre 20 97 117
25 bis unter 40 Jahre 239 653 892 25 bis unter 40 Jahre 66 176 242
40 bis unter 65 Jahre 50 194 244 40 bis unter 65 Jahre 17 83 100
65 Jahre und älter 6 60 66 65 Jahre und älter 5 26 31

386 1.163 1.549 108 382 490

  Gesamt   Gesamt
nicht deutsch deutsch nicht deutsch deutsch

unter 25 Jahre 9 23 32 unter 25 Jahre 2 6 8
25 bis unter 40 Jahre 134 308 442 25 bis unter 40 Jahre 28 58 86
40 bis unter 65 Jahre 52 192 244 40 bis unter 65 Jahre 12 59 71
65 Jahre und älter 9 54 63 65 Jahre und älter 4 11 15

204 577 781 46 134 180
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Tabelle 18: Zusammensetzung des auswertbaren Response (Darmstadt Wegge-

zogene) 

  Gesamt   Gesamt
nicht deutsch deutsch nicht deutsch deutsch

unter 25 Jahre 8 49 57 unter 25 Jahre 1 24 25
25 bis unter 40 Jahre 30 177 207 25 bis unter 40 Jahre 7 46 53
40 bis unter 65 Jahre 4 47 51 40 bis unter 65 Jahre 2 20 22
65 Jahre und älter 1 21 22 65 Jahre und älter 1 7 8

43 294 337 11 97 108

  Gesamt   Gesamt
nicht deutsch deutsch nicht deutsch deutsch

unter 25 Jahre 0 5 5 unter 25 Jahre 0 1 1
25 bis unter 40 Jahre 31 118 149 25 bis unter 40 Jahre 3 22 25
40 bis unter 65 Jahre 3 70 73 40 bis unter 65 Jahre 2 18 20
65 Jahre und älter 2 24 26 65 Jahre und älter 0 8 8

36 217 253 5 49 54
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Tabelle 19: Redressment-Gewichte (Darmstadt Weggezogene) 

    
nicht deutsch deutsch nicht deutsch deutsch

unter 25 Jahre 91/8 256/49 unter 25 Jahre 20/1 97/24
25 bis unter 40 Jahre 239/30 653/177 25 bis unter 40 Jahre 66/7 176/46
40 bis unter 65 Jahre 50/4 194/47 40 bis unter 65 Jahre 17/2 83/20
65 Jahre und älter 6/1 60/21 65 Jahre und älter 5/1 26/7

    
nicht deutsch deutsch nicht deutsch deutsch

unter 25 Jahre 23/5 unter 25 Jahre 6/1
25 bis unter 40 Jahre 308/118 25 bis unter 40 Jahre 58/22
40 bis unter 65 Jahre 52/3 192/70 40 bis unter 65 Jahre 59/18
65 Jahre und älter 9/2 54/24 65 Jahre und älter 11/8
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Die Redressment-Gewichte rechnen auf die Bruttostichprobe hoch und gleichen daher nur 
strukturelle Verschiebungen innerhalb der Bruttostichprobe aus, nicht jedoch diejenigen 
strukturellen Verzerrungen, die durch das Stichprobendesign in Gestalt unterschiedlicher 
schichtenspezifischer Auswahlsätze in Bezug zur Grundgesamtheit entstanden sind. Letzte-
re Verzerrungen werden durch sog. Designgewichte ausgeglichen, wobei alle Elemente ei-
ner Schicht dasselbe Designgewicht erhalten. Das Designgewicht ist dabei der Kehrwert der 
Auswahlwahrscheinlichkeit. Mittels Tabelle 14 in Abschnitt 7.2 lassen sich die Designgewich-
te berechnen. Beispielsweise beträgt das Designgewicht für alle aus Darmstadt weggezoge-
nen Angeschriebenen der Schicht „Einpersonenhaushalte, Fluglärmklasse 1“ 3.124/1.549. 
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Im letzten Schritt sind für jeden auswertbaren Befragungsfall die beiden Gewichte, d.h. das 
Redressment-Gewicht und das Designgewicht miteinander zu multiplizieren, um den endgül-
tigen Hochrechnungsfaktor zu ermitteln. In unserem Beispiel bekommen daher die acht unter 
25jährigen Ausländer aus der Schicht „Einpersonenhaushalte, Fluglärmklasse 1“, die sich an 
der Befragung beteiligt haben, einen Hochrechnungsfaktor von 22,94 zugewiesen, dem Pro-
dukt aus 91/8 und 3.124/1.549. 
 
Für die anderen fünf Stichproben in den größeren Kommunen (Mainz, Offenbach und nach 
Darmstadt Gezogene) wurde analog vorgegangen. Da in den drei kleineren Kommunen 
Flörsheim, Kelsterbach und Raunheim Vollerhebungen durchgeführt wurden, betragen die 
entsprechenden Designgewichte hier jeweils 1, da die Auswahlwahrscheinlichkeit bei einer 
Vollerhebung immer 100% beträgt. Nichtsdestotrotz sorgte die Redressment-Gewichtung da-
für, dass auch in diesen Kommunen die einzelnen Befragungsteilnehmer unterschiedliche 
Hochrechnungsfaktoren zugewiesen bekamen. Vom Prinzip her entsprach das Vorgehen 
dem in den größeren Kommunen. Um unterschiedliche Partizipationsquoten bezüglich der 
Haushaltsgröße abzubilden, wurde im Rahmen der Redressment-Gewichtung neben dem Al-
ter und der (ersten) Staatsangehörigkeit allerdings zusätzlich noch das Merkmal Haushalts-
größe (Ein- vs. Mehrpersonenhaushalte) herangezogen, das bei den größeren Kommunen 
als Schichtungsmerkmal bei der Festlegung der Designgewichtung Berücksichtigung fand. 
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8 Evaluation des methodischen Vorgehens 
Der vorliegenden Befragung lag ein relativ komplexes Untersuchungsdesign zugrunde. Im 
Rahmen der Festlegung der Methodik musste eine Vielzahl von Entscheidungen getroffen 
werden. Diese Entscheidungen waren zwar allesamt wohlbegründet; nichtsdestotrotz stellt 
sich sowohl im Hinblick auf die Belastbarkeit der Befragungsergebnisse als auch im Hinblick 
auf eine potenzielle Einbindung der Wanderungsmotivbefragung als Baustein eines weiter-
geführten Sozialmonitorings die berechtigte Frage, ob und inwieweit sich das Untersu-
chungsdesign bewährt hat bzw. an welchen Stellschrauben nachjustiert werden sollte. In 
diesem Sinne wird die Untersuchungsmethodik im Folgenden einer kritischen Evaluation un-
terzogen. 
 
Ein zentraler Ausgangspunkt für diese Evaluation bildet die ausführliche Rücklauf- und Aus-
fallstatistik in Tabelle 19. Ihr ist zu entnehmen, dass die Rücklaufquote, hier definiert als der 
Anteil der auswertbaren Fragebogenrückläufe beider Befragungswellen an allen in der ersten 
Welle verschickten und zustellbaren Fragebögen mit insgesamt 27,9% überdurchschnittlich 
hoch ausgefallen ist. Vergleichbare Wanderungsmotivbefragungen lagen teilweise deutlich 
unter diesem Wert. Bereits die relativ hohe Rücklaufquote kann als Indiz dafür gewertet wer-
den, dass sich das Untersuchungsdesign im Großen und Ganzen sehr gut bewährt hat, auch 
wenn selbstredend davor zu warnen ist, den Erfolg einer Befragung allein an der Rücklauf 
quote festmachen zu wollen. Trotzdem scheint es offensichtlich gelungen zu sein, verhält-
nismäßig viele der Angeschriebenen zu einer Teilnahme zu bewegen. Welchen exakten Bei-
trag zur Rücklaufquote welchem Aspekt des Untersuchungsdesigns zuzuschreiben ist, lässt 
sich im Allgemeinen freilich nicht angeben. Ebenso wenig lässt sich gemeinhin beurteilen, 
um wie viel Prozentpunkte die Rücklaufquote gestiegen oder gefallen wäre, wenn das Unter-
suchungsdesign oder Teile davon anders festgelegt worden wären. Diese Einschränkungen 
bedeuten jedoch wiederum nicht, dass das Untersuchungsdesign nur als Ganzes zu bewer-
ten ist und sich die einzelnen Bestandteile des Untersuchungsdesigns einer eingehenden 
Evaluation entziehen. Ganz im Gegenteil konnten in der vorliegenden Untersuchung teilwei-
se sehr spezifische Erfahrungen gesammelt und Beobachtungen gemacht werden, die es ei-
nerseits erlauben, erfolgreiche methodische Festlegungen zu benennen, die andererseits 
aber auch Optimierungsbedarf in Teilaspekten der Methodik nahelegen. Nachfolgend wer-
den daher einige besonders wichtige Bestandteile des Untersuchungsdesigns näher be-
leuchtet und gegebenenfalls Verbesserungsvorschläge für eine erneute Wanderungsmotiv-
befragung im Falle einer Fortführung des Sozialmonitorings unterbreitet. 
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Tabelle 20: Ausführliche Rücklauf- und Ausfallstatistik 
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6.148 798 506 10.966 4.528 617 23.563 4.575 616 484 7.161 3.228 531 16.595 40.158
3.000 798 506 3.000 3.000 617 10.921 3.000 616 484 3.000 3.000 531 10.631 21.552

3.000 798 506 2.997a) 3.000 617 10.921 3.000 616 484 2.997a) 3.000 531 10.631 21.552
457 113 45 136 687 64 1.502 376 52 49 209 479 67 1.232 2.734

insgesamt 115 20 15 109 71 13 343 111 18 17 166 84 12 408 751
... davon vollständig ausgefüllt 103 18 14 101 68 12 316 103 17 17 157 79 12 385 701
... davon abgebrochen 12 2 1 8 3 1 27 8 1 0 9 5 0 23 50
zu löschen wegen Mehrfachteilnahme 2 0 0 3 0 0 5 0 0 0 5 2 0 7 12
auswertbarer Response 113 20 15 106 71 13 338 111 18 17 161 82 12 401 739
insgesamt 367 115 44 412 302 61 1.301 452 99 59 609 421 83 1.723 3.024
... davon ausgefüllt 366 115 44 412 301 61 1.299 450 98 59 609 421 83 1.720 3.019
... davon nicht ausgefüllt bzw. durchgestrichen 1 0 0 0 1 0 2 2 1 0 0 0 0 3 5
zu löschen wegen Mehrfachteilnahme 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 1 1
auswertbarer Response 366 115 44 412 301 61 1.299 450 98 59 608 421 83 1.719 3.018

479 135 59 518 372 74 1.637 561 116 76 769 503 95 2.120 3.757
18,8% 19,7% 12,8% 18,1% 16,1% 13,4% 17,4% 21,4% 20,6% 17,5% 27,6% 20,0% 20,5% 22,6% 20,0%

2.103 568 413 2.373 2.009 487 7.953 2.129 470 371 2.076 2.117 387 7.550 15.503
99 12 18 360 131 12 632 100 13 12 110 108 26 369 1.001

insgesamt 37 8 4 55 24 4 132 32 10 2 49 22 11 126 258
... davon vollständig ausgefüllt 36 8 4 47 21 4 120 27 10 2 46 19 10 114 234
... davon abgebrochen 1 0 0 8 3 0 12 5 0 0 3 3 1 12 24
zu löschen wegen Mehrfachteilnahme 0 0 0 1 1 0 2 1 0 0 0 1 0 2 4
auswertbarer Response 37 8 4 54 23 4 130 31 10 2 49 21 11 124 254
insgesamt 173 58 31 171 132 34 599 166 40 35 238 161 25 665 1.264
... davon ausgefüllt 170 55 31 169 129 34 588 161 40 35 238 154 23 651 1.239
... davon nicht ausgefüllt bzw. durchgestrichen 3 3 0 2 3 0 11 5 0 0 0 7 2 14 25
zu löschen wegen Mehrfachteilnahme 1 0 0 1 0 1 3 1 0 0 3 0 0 4 7
auswertbarer Response 169 55 31 168 129 33 585 160 40 35 235 154 23 647 1.232

206 63 35 222 152 37 715 191 50 37 284 175 34 771 1.486
10,3% 11,3% 8,9% 11,0% 8,1% 7,8% 9,8% 9,4% 10,9% 10,3% 14,4% 8,7% 9,4% 10,7% 10,2%

5.103 1.366 919 5.370 5.009 1.104 18.874 5.129 1.086 855 5.073 5.117 918 18.181 37.055
685 198 94 740 524 111 2.352 752 166 113 1.053 678 129 2.891 5.243
150 28 19 160 94 17 468 142 28 19 210 103 23 525 993
535 170 75 580 430 94 1.884 610 138 94 843 575 106 2.366 4.250

26,9% 28,9% 20,4% 25,9% 22,7% 20,1% 25,0% 28,7% 29,4% 26,0% 37,8% 26,9% 27,8% 30,8% 27,9%
a) Das Auseinanderfallen der Stichprobenumfänge (brutto) und der Zahl verschickter Fragebögen in Mainz ist darauf zurückzuführen, dass je drei Personen zwischenzeitlich mit einer Auskunftssperre belegt waren
und daher nicht angeschriebenen werden konnten bzw. durften.
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Quelle: Eigene Berechnungen 
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8.1 Schichtung auf Basis der groben Zuordnung der Ad-
ressen zu Fluglärmbelastungsklassen 

Dass sich die Schichtung bei der Stichprobenziehung in den drei größeren Pilotkommunen 
an sich bewähren wird, war angesichts der unumstrittenen Vorzüge der Schichtung gegen-
über einer einfachen Zufallsauswahl bereits a priori klar und bedarf daher an dieser Stelle 
keines weiteren Beleges. Offen ist jedoch, ob sich die grobe Zuordnung der Zu- und Weg-
zugsadressen zu Fluglärmbelastungsklassen auf Basis der Stadtteil- bzw. Stadtbezirkzuge-
hörigkeit dieser Adressen als für die Schichtung ausreichend erwiesen hat. Denn diese gro-
be Zuordnung durch die Kommunen bot keine 100%ige Sicherheit dafür, dass am Ende aus 
allen „wahren“ Fluglärmklassen Haushalte in die Stichprobe gelangen und angeschrieben 
werden33. 
 
Aufgrund der nachträglichen Geokodierung und der anschließenden Verschneidung aller 
Weg- und Zuzugsadressen ist es möglich zu beurteilen, wie treffsicher die grobe Zuordnung 
der Adressen durch die Kommunen war. Im Falle einer sehr hohen Treffsicherheit bestünde 
bei einer erneuten Befragungsdurchführung im Rahmen einer Hauptphase des Sozialmonito-
rings kein Grund dafür, die zeitaufwändige Geokodierung und Verschneidung vor der Schich-
tung und Stichprobenziehung vorzunehmen. Vielmehr könnte die zur Schichtenbildung not-
wendige Adresszuordnung wie im vorliegenden Fall grob, dafür aber sehr schnell und die 
genaue Zuordnung erst ex post und parallel zur Durchführung der Feldphase erfolgen, ohne 
den gesamten Projektablauf durch die Geokodierung und Verschneidung aufschieben zu 
müssen. 
 
Empirisch überprüft werden kann die Treffsicherheit der groben Zuordnung mittels eines sog. 
Korrelationskoeffizienten, der ein Maß für die Stärke und Richtung des Zusammenhangs 
zweier Variablen ist und Werte zwischen -1 und +1 annimmt. Positive Werte deuten dabei 
auf einen positiven und negative Werte auf einen inversen Zusammenhang zwischen beiden 
Variablen hin, der jeweils umso stärker ist, je größer der Absolutbetrag des Korrelationskoef-
fizienten ist. 
 
Da die beiden hier interessierenden Variablen, nämlich die grobe Fluglärmbelastung und die 
„wahre“ Fluglärmbelastung Ordinalskalenniveau aufweisen, kommen im vorliegenden Fall 
sog. Rangkorrelationskoeffizienten, insbesondere das sog. Spearmansche Rho infrage. Die 
entsprechenden Werte sind für die drei Pilotkommunen, in denen eine Schichtung und daher 
eine grobe Fluglärmklassenzuweisung erfolgte, d.h. für Darmstadt, Mainz und Offenbach in 
Tabelle 21 ausgewiesen. Da die Kommunen die grobe Klassenzuordnung ausschließlich auf 
Basis von Adressen vornahmen, ist eine Unterscheidung in Tabelle 21 zwischen Zu- und 
Weggezogenen nicht sinnvoll. 
 
Tabelle 21: Rangkorrelationskoeffizienten (Spearmansches Rho) zwischen den 

Variablen „grobe Fluglärmbelastung“ und „wahre Fluglärmbelastung“ 
Spearmansches Rho Anzahl der Fälle Signifikanz (2-seitig)

Darmstadt 0,974 10.723 < 0,000
Mainz 0,769 18.127 < 0,000
Offenbach 0,329 7.756 < 0,000  
Quelle: Eigene Berechnungen 
                                                 
33 Eine 100%ige Sicherheit hätte nur bestanden, wenn zur Schichtung der Grundgesamtheiten in den 
drei größeren Pilotkommunen geokodierte und mit einschlägigen Fluglärmisophonen verschnittene 
Adressen vorgelegen hätten. Die Schichtung hätte in diesem Fall entlang der „wahren“ Fluglärmbelas-
tung vorgenommen werden können – mit der garantierten Folge, dass Adressen aus allen „wahren“ 
Fluglärmklassen, die in den Grundgesamtheiten von Darmstadt, Mainz und Offenbach besetzt sind, in 
die Stichproben gelangen und Letztere das gesamte Spektrum der „wahren“ Fluglärmbelastung inner-
halb der jeweiligen Kommune abdecken. 
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Tabelle 21 belegt, dass die grobe Fluglärmklassenzuordnung in den Kommunen auf Basis 
der Stadtteil- bzw. Stadtbezirkzugehörigkeit der Adressen unterschiedlich treffsicher war. 
Während in Darmstadt fast der Maximalwert von 1 erreicht wird, beträgt der Korrelationskoef-
fizient in Offenbach nur 0,329. Die stark divergierenden Rangkorrelationskoeffizienten sind 
freilich nicht als Beleg dahingehend zu werten, dass die Kommunen bei der Adresszuord-
nung unterschiedlich sorgfältig gearbeitet haben. Die unterschiedlichen Werte dürften viel-
mehr dadurch zustande kommen, dass in den drei Kommunen die Stadtteile bzw. -bezirke 
hinsichtlich ihrer Fluglärmbelastung unterschiedlich homogen sind. Während beispielsweise 
in Darmstadt diese Homogenität gegeben zu sein scheint, dürften einige Mainzer und vor al-
lem Offenbacher Stadtteile bzw. -bezirke hinsichtlich der Fluglärmbelastung sehr heterogen 
sein. Bei solchen inhomogenen Stadtteilen bzw. -bezirken kann man aber nicht erwarten, 
dass die grobe Fluglärmklassenzuordnung, die den gesamten Stadtteil bzw. -bezirk hinsicht-
lich der Fluglärmbelastung als gleich einstuft, die tatsächlichen Verhältnisse adäquat wieder-
gibt. 
 
Die errechneten Rangkorrelationskoeffizienten legen die Empfehlung nahe, in einer poten-
ziellen Hauptphase des Sozialmonitorings nur dann eine grobe Fluglärmklassenzuordnung 
auf Basis der Stadtteil- bzw. Stadtbezirkzugehörigkeit in Erwägung zu ziehen, wenn die be-
teiligten Kommunen, für die geschichtete Stichproben zu ziehen sind, Stadtteile bzw. -
bezirke haben, die hinsichtlich der Fluglärmbelastung homogen sind. Beteiligen sich an der 
Befragung dagegen auch Kommunen wie beispielsweise Offenbach, bei denen die Fluglärm- 
isophonen quer durch die Stadtteile bzw. -bezirke gehen, sollte im Vorfeld der Schichtung ei-
ne Geokodierung und Verschneidung der Zu- und Wegzugsadressen erfolgen. Andernfalls 
bestünde das Risiko, dass die Schichtung ins Leere läuft und ihr Ziel nicht erreicht, nämlich 
eine hinsichtlich der „wahren“ Fluglärmbelastung ausgewogene Gesamtstichprobe zu erzeu-
gen, die das gesamte Spektrum der „wahren“ Fluglärmbelastung innerhalb einer Kommune 
abdeckt. Dass mit der aufwändigen Geokodierung und Verschneidung ein zeitlicher Projekt-
aufschub verbunden ist, sollte in Kauf genommen werden. 

8.2 Fragebogen 
Wegzugs- und Zuzugsfragebogen der Befragung haben sich in Aufbau und Struktur im Gro-
ßen und Ganzen sehr gut bewährt. Dank der Hinweise und Anmerkungen von Befragungs-
teilnehmern im dafür vorgesehenen Feld am Ende des Fragebogens, aber auch im Rahmen 
der Dateneditierung und der anschließenden Ergebnisauswertung konnten punktuelle Ver-
besserungsmöglichkeiten identifiziert werden, die nachfolgend benannt werden. 
 
So stellte sich im Rahmen der Ergebnisauswertung, insbesondere beim Sozialstrukturver-
gleich zwischen Zu- und Weggezogenen heraus, dass unter den Weggezogenen sog. Bil-
dungswanderer kaum zu identifizieren sind (vgl. insbesondere Abschnitt 9.2.2.1). Als Bil-
dungswanderer werden hier Personen bezeichnet, die lediglich zu Ausbildungs-, insbeson-
dere zu Studienzwecken in die räumliche Umgebung der Bildungseinrichtung ziehen, nach 
Beendigung der Ausbildung jedoch wieder zurück- oder weiterziehen. Wie es der Terminus 
„Bildungswanderer“ andeutet, treten bei solchen Personen andere Wanderungsmotive wie 
beispielsweise Attraktivität der kommunalen Infrastruktur bzw. Eigenschaften des Wohnum-
felds in den Hintergrund, wodurch sie mit Blick auf den vorliegenden Untersuchungsgegens-
tand nur von nachrangigem Interesse sind. Gerade in Universitätsstädten wie Darmstadt und 
Mainz wird das Wanderungsgeschehen stark von solchen Bildungswanderungen geprägt 
(vgl. auch Abschnitt 7.2). 
Wie bereits erwähnt, lassen sich weggezogene Bildungswanderer im Gegensatz zu zugezo-
genen Bildungswanderern im Datensatz kaum erkennen. Dies ist vornehmlich auf die Zeit-
verzögerung der Befragung zurückzuführen. Befragt wird nicht zum Zeitpunkt des Umzugs 
bzw. – was noch zielführender, methodisch aber nicht umsetzbar wäre – in den Wochen vor 
dem geplanten Umzug, sondern erst in einem mehr oder weniger großen zeitlichen Abstand 
danach. Dann stehen jedoch viele ehemalige Studenten, die lediglich wegen ihres Studiums 
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in Mainz, Darmstadt oder der näheren Umgebung lebten, im Beruf und geben ihre soziale 
Stellung in Bezug auf ihre neue Lebenssituation an. Konkret weiß man beispielsweise bei ei-
nem weggezogenen Befragungsteilnehmer, der als (wichtigsten) Auszugs- bzw. Wegzugs-
grund einen neuen Arbeitsplatz und als berufliche Position „Angestellter/Angestellte“ angab, 
nicht, ob er bereits vor seinem Umzug berufstätig war oder ob er lediglich zu Studienzwe-
cken in einer der Pilotkommunen lebte und im Zuge des Eintritts ins Erwerbsleben umzog. 
Um solche Bildungswanderer unter den Weggezogenen treffsicher identifizieren und bei ei-
nem Sozialstrukturvergleich zwischen Zu- und Weggezogenen heraushalten zu können, 
empfiehlt es sich, im Fragebogen direkt danach zu fragen, ob und wenn ja wann während 
des Aufenthalts am vorigen Wohnort (d.h. in einer der Anrainerkommunen des Flughafens 
Frankfurt) welcher berufliche Ausbildungsabschluss erworben wurde. 
 
Konkret könnte eine entsprechende Frage wie folgt aussehen (vgl. Abbildung 10): 
 
Abbildung 10: Vorschlag einer Frage im Wegzugsfragebogen zur Identifizierung von 

Bildungswanderern 

ja

nein => weiter mit Frage XY

Lehre

Abschluss an einer Berufsfachschule oder Handelsschule

Abschluss an einer Fach-, Meister-, Technikerschule, Berufs- oder Fachakademie

Hochschul-/Fachhochschulabschluss

Monat (z.B. 03 für März)

Jahr (z.B. 2006)

a) Haben Sie, als Sie noch in [Name der Kommune einsetzen, z.B. Darmstadt] wohnten,
    einen beruflichen Ausbildungsabschluss erworben?

b) Welchen beruflichen Ausbildungsabschluss haben Sie erworben, als sie noch in [Name
    der Kommune einsetzen] wohnten?

c) Wann haben Sie diesen beruflichen Ausbildungsabschluss erworben?

 
Quelle: Eigene Darstellung 
Die bei einer Fortführung der Wanderungsmotivbefragung im Rahmen einer Hauptphase des 
Sozialmonitorings anzustrebende Identifizierbarkeit weggezogener Bildungswanderer stellt 
inhaltlich die bedeutendste Fragebogenmodifikation dar. Die anderen Verbesserungsvor-
schläge betreffen inhaltlich eher Details bzw. einzelne Antwortoptionen und werden im Fol-
genden nur stichwortartig benannt und motiviert. 
 

• Frage 1 (Zuzugsfragebogen) 
Ersetzen des Wortes „Land“ durch „Staat“, da in mehreren Fällen „Land“ als Bundes-
land verstanden wurde. 

• Frage 2 (Zuzugs - und Wegzugsfragebogen) 
Ergänzung der Sammelgruppe „Gründe in der Wohnung“ um die Antwortoptionen 
„Ende des Mietverhältnisses“, „alte Wohnung unbewohnbar (z.B. wegen Schimmels)“ 
und „persönliche Differenzen mit dem Vermieter“. Diese Optionen tauchten unter den 
sonstigen Gründen relativ häufig auf. 

• Frage 2 (Zuzugsfragebogen) 
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Bei Antwortoption 20 explizit zwischen Arbeitsplatz und Ausbildungsort differenzieren, 
d.h. Antwortoption 20 in zwei Antwortoptionen aufspalten. 

• Frage 2 bzw. 4 (Wegzugsfragebogen) 
Bei Antwortoptionen 22 und 23 (Frage 2) und 22 (Frage 4) explizit zwischen Arbeits-
platz und Ausbildungsort differenzieren, d.h. die genannten Antwortoptionen in je 
zwei Antwortoptionen aufspalten. 

• Frage 4 (Zuzugsfragebogen) 
Hinzufügen der Antwortoption „gute Erreichbarkeit des Ausbildungsplatzes (von mir/ 
von einem mit mir umgezogenen Haushaltsmitglied)“ 

• Frage 5 (Zuzugs- und Wegzugsfragebogen) 
Als Antwortkategorie bei der Unterfrage nach den Eigentumsverhältnissen statt „(Un-
ter-) Mieter“ „Mieter oder Untermieter“ schreiben und die dritte Antwortkategorie 
„nichts davon“ hinzufügen (Beispiel: Wohnt man im Haushalt der Eltern, ist man we-
der Mieter bzw. Untermieter noch Eigentümer). Darüber hinaus sollte vor den Unter-
fragen zur Wohnfläche und zur Miete der Hinweis stehen, dass bei Wohngemein-
schaften nur die anteiligen Werte anzugeben sind. 

• Frage 6 (Zuzugs- und Wegzugsfragebogen) 
Definition des Begriffes „Wohnumfeld“, denn damit gemeint ist nicht die Gesamtkom-
mune, sondern nur das unmittelbare Umfeld in fußläufiger Entfernung. 

• Frage 13 (Zuzugsfragebogen) bzw. Frage 11 (Wegzugsfragebogen) 
Zur Vermeidung von Missverständnissen bezüglich der Abgrenzung des Personen-
kreises, von dem später soziodemographische und -ökonomische Grunddaten erho-
ben werden, sollte an dieser Stelle im Fragebogen nur die Anzahl derjenigen Perso-
nen abgefragt werden, die dem wandernden Haushalt angehören. Die Anzahl der 
Haushaltsmitglieder am Herkunfts- bzw. am Zielort kann dann direkt nach den perso-
nenbezogenen Fragen zur Sozialstruktur, d.h. vor den Einkommensfragen erfragt 
werden. 

• Frage 16a (Zuzugsfragebogen) bzw. Frage 14a (Wegzugsfragebogen) 
Um eine Übereinstimmung mit den im Rahmen der Kontextindikatoren gewählten Ka-
tegorien herzustellen, sollten anstelle der jetzigen die folgenden Antwortkategorien 
vorgegeben werden: „Deutschland“, „EU (ohne Bulgarien und Rumänien), USA, Ka-
nada, Schweiz“, „Türkei“ und „Sonstiges Land“. 

• Frage 18 (Zuzugsfragebogen) bzw. Frage 16 (Wegzugsfragebogen) 
Im Fragetext sollte vor „beruflichen Ausbildungsabschluss“ das Wort „höchsten“ ge-
setzt werden. 

8.3 Online-Befragung 
Die prinzipiellen Vorteile der Online-Befragung im Hinblick auf die Datenqualität, den Einle-
seaufwand und die Portoersparnis wurden bereits an früherer Stelle diskutiert (vgl. Abschnitt 
7.3, insbesondere Tabelle 15). Der große Unsicherheitsfaktor in der vorliegenden Untersu-
chung war jedoch die Frage, ob von der Möglichkeit einer Online-Teilnahme überhaupt in 
nennenswertem Umfang Gebrauch gemacht wird, der es rechtfertigen würde, auch bei einer 
Überführung des Sozialmonitorings in eine Hauptphase ein Online-Befragungsmodul einzu-
setzen. Denn nimmt man die Sichtweise der Befragungsteilnehmer ein, die ja auch schrift-
lich-postalisch an der Befragung teilnehmen konnten, schien der einzige Vorteil einer Online-
Teilnahme zunächst nur darin zu bestehen, dass der Weg zum Briefkasten entfällt. Umso 
mehr überrascht, dass sich in beiden Befragungswellen insgesamt 1.009 Befragungsteil-
nehmer für eine Online-Teilnahme entschieden und 935 davon den Fragebogen vollständig 
ausgefüllt haben (vgl. Tabelle 9). Nach Bereinigung um Mehrfachteilnehmer konnten am En-
de insgesamt 993 Online-Fragebögen in den Auswertungsdatensatz aufgenommen werden, 
was einem Anteil von 18,9% an allen auswertbaren Fragebögen entspricht. Auch wenn na-
türlich nicht beurteilt werden kann, ob und wenn ja wie viele der Online-Teilnehmer sich auch 
ohne diese Teilnahmealternative an der Befragung beteiligt hätten, kann dem Online-
Befragungsmodul dennoch die Tauglichkeit in einer potenziellen Hauptphase des Sozialmo-
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nitorings bescheinigt werden. Denn entweder hat das Online-Befragungsmodul deutlich die 
Rücklaufquote erhöht oder eine spürbare Reduktion des Rückporto-, Einlese- und Editie-
rungsaufwands bei gleichzeitig sehr hoher Datenqualität bewirkt.  
 
Es ist allerdings davon auszugehen, dass eine alleinige Online-Befragung der Wandernden 
derzeit noch zu selektiv wirken würde. Diese Vermutung stützen exemplarisch auch die 
nachfolgenden fünf Abbildungen34. 
 
Demzufolge sind Online-Teilnehmer tendenziell jünger, haben einen höheren Schulab-
schluss und sind eher Deutsche oder wurden eher in Deutschland geboren. Demgegenüber 
finden sich unter Online-Teilnehmern unterdurchschnittlich häufig Arbeitslose und Rentner 
bzw. Pensionäre. Alle in den Abbildungen dargestellten Unterschiede sind übrigens auf dem 
5%-Niveau statistisch signifikant, d.h. es kann unter Inkaufnahme einer Irrtumswahrschein-
lichkeit von 5% davon ausgegangen werden, dass diese Unterschiede nicht rein zufällig sind. 
 
Es bleibt festzuhalten, dass sich das Online-Befragungsmodul bewährt hat. Es wirkt aller-
dings vermutlich (noch) zu selektiv, um ganz auf eine schriftlich-postalische Befragung ver-
zichten zu können. 
 
 
Abbildung 11: Vergleich der Altersstruktur von Befragungsteilnehmern nach der ge-

wählten Teilnahmealternative (ohne Mehrfachantwortende) 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
34 Aus Vergleichsgründen enthalten diese fünf Abbildungen keine Personen, die sich mehrfach an der 
Befragung beteiligt haben. 
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Abbildung 12: Vergleich des höchsten Schulabschlusses von Befragungsteilnehmern 
nach der gewählten Teilnahmealternative (ohne Mehrfachantwortende) 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
 
Abbildung 13: Vergleich der Staatsangehörigkeit von Befragungsteilnehmern nach 

der gewählten Teilnahmealternative (ohne Mehrfachantwortende) 
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Abbildung 14: Vergleich des Geburtslandes von Befragungsteilnehmern nach der 
gewählten Teilnahmealternative (ohne Mehrfachantwortende) 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
 
Abbildung 15: Vergleich ausgewählter Aspekte der sozialen Stellung von Befragungs-

teilnehmern nach der gewählten Teilnahmealternative (ohne Mehr-
fachantwortende) 
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8.4 Nachfassaktion 
Dank der Nachfassaktion stieg die Anzahl auswertbarer Fragebögen von 3.757 auf 5.243, 
d.h. um 1.486 (vgl. Tabelle 9). Ohne Nachfassen hätte die Rücklaufquote nur 20,0% betra-
gen. Ihre erste Funktion, nämlich die Steigerung des Rücklaufs, hat die Nachfasswelle damit 
eindrucksvoll erfüllt. Gerade in kleineren Kommunen konnten erst durch die Nachfassaktion 
befriedigende Zellenbesetzungen erreicht werden, die eine differenzierte Auswertung der Be-
fragungsergebnisse ermöglichen. 
 
Ob die Nachfassaktion auch ihre zweite Funktion, nämlich die Zurückdrängung etwaiger sys-
tematischer Verzerrungen erfüllt hat, ist weitaus schwieriger zu beurteilen. Insbesondere 
kann keine Aussage dahingehend getroffen werden, ob und wenn ja inwieweit es erst durch 
die Nachfassaktion gelungen ist, eine Stichprobe zu realisieren, mit der die im Zentrum der 
Untersuchung stehenden Fragen, beispielsweise die nach dem tatsächlichen Anteil fluglärm-
induzierter Wegzüge, verzerrungsfrei beantwortet werden kann35. Nichtsdestotrotz gibt es 
durchaus Anhaltspunkte dafür, dass die Nachfassaktion insgesamt zu einer ausgewogene-
ren Stichprobe geführt hat. 
 
Für diejenigen Variablen, die für die Grundgesamtheit und damit auch für die Untergruppe 
der Angeschriebenen vorliegen, d.h. für aus dem Melderegister zu entnehmende Variablen 
lässt sich sogar belegen, dass die Nachfassaktion ausgleichend gewirkt hat. So zeigt 
Abbildung 16, dass die Altersstruktur der Teilnehmer der ersten Befragungswelle von der der 
Bruttostichprobe (über alle Kommunen und beide Wanderungsrichtungen betrachtet) teilwei-
se noch sichtbar abweicht36. So sind 20,2% aller Angeschriebenen unter 25 Jahre alt. Unter 
denjenigen, die in der ersten Welle teilgenommen haben, liegt der entsprechende Anteil mit 
15,1% dagegen deutlich niedriger. Unter 25jährige haben sich zwar auch in der Nachfass-
welle unterproportional häufig beteiligt, hier lag der Anteil aber immerhin bei 16,9%. Die 
Nachfasswelle hat daher trotz ihrer eigenen Verzerrung hinsichtlich der Abbildung der unter 
25jährigen das Ausmaß der systematischen Untererfassung der unter 25jährigen insgesamt 
etwas zurückgedrängt. 25- bis 40jährige sind in der ersten Welle dagegen überrepräsentiert 
(52,2% vs. 50,4%). Auch die Nachfasswelle bildet diese Altersgruppe nur verzerrt ab (49,6% 
vs. 50,4%). Im Gegensatz zur ersten Welle kommt es bei der Nachfassaktion jedoch zu einer 
unterproportionalen Erfassung der 25- bis unter 40jährigen. Im Ergebnis ist diese Unterer-
fassung in der Nachfasswelle sogar vorteilhaft, da sie die Übererfassung in der ersten Welle 
ein Stück weit kompensiert. Lediglich in den beiden oberen Altersklassen, auf die allerdings 
nur etwa ein Drittel aller Angeschriebenen bzw. aller Teilnehmer entfällt, hat die Nachfass-
welle die Übererfassung der ersten Welle noch verstärkt, allerdings nur sehr geringfügig. 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
35 Um eine solche Aussage zu treffen, beispielsweise um die Frage zu beantworten, ob und wenn ja 
inwieweit erst die Nachfassaktion eine unverzerrte Schätzung des wahren Anteils fluglärminduzierter 
Wegzüge auf Stichprobenbasis ermöglicht hat, müsste man diesen wahren Anteil kennen. Dann je-
doch wäre die gesamte vorliegende Untersuchung entbehrlich gewesen. 
36 Man beachte, dass die Altersstruktur der Gesamtstichprobe bedingt durch Zufallseffekte und durch 
die disproportionale Schichtung in den drei größeren Pilotkommunen nicht mit der Altersstruktur der 
Grundgesamtheit übereinstimmen muss. Eine Übereinstimmung wird erst durch die Designgewichtung 
hergestellt (vgl. Abschnitt 7.7.2). 
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Abbildung 16: Altersstruktur der Teilnehmer der 1. Welle, der 2. Welle, beider Wellen 
und Altersstruktur in der Gesamtstichprobe (ohne Mehrfachantworten-
de) 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Die ausgleichende Wirkung der Nachfasswelle bestätigt sich auch für das Melderegister-
merkmal „1. Staatsangehörigkeit“ (vgl. Abbildung 17) und für das im Zuge der Haushaltsge-
nerierung konstruierte Merkmal „Haushaltsgröße“ (vgl. Abbildung 18). Zwar werden Auslän-
der wie auch Einpersonenhaushalte in der Nachfasswelle im Vergleich zu ihrem anteiligen 
Gewicht in der Bruttostichprobe wiederum untererfasst, allerdings nicht mehr so stark wie in 
der ersten Welle, so dass sich das Ausmaß der gesamten Untererfassung dieser Bevölke-
rungsgruppen dank der Nachfasswelle etwas reduziert. 
 
Zu den drei in den Abbildungen dargestellten Merkmalen ist noch zu erwähnen, dass die 
skizzierten Strukturunterschiede zwischen der Bruttostichprobe und der Untergruppe der Be-
fragungsteilnehmer durch die Redressment-Gewichtung aufgefangen wurden (vgl. Abschnitt 
7.7.2). Insofern wäre die ausgleichende Wirkung der Nachfasswelle bezüglich dieser Variab-
len streng genommen entbehrlich gewesen. Nichtsdestotrotz legen die Ergebnisse die Ver-
mutung nahe, dass sich die ausgleichende Wirkung der Nachfassaktion auch auf andere Va-
riablen erstreckt. So konnten in der Nachfassaktion beispielsweise anteilig mehr Personen 
mit einfacheren Bildungsabschlüssen und anteilig mehr Arbeiter erreicht werden als in der 
ersten Befragungswelle (vgl. Abbildung 19 und Abbildung 20). Da die Anteile dieser Perso-
nengruppen in der Bruttostichprobe nicht bekannt sind, belegt dieses Ergebnis zwar nicht, 
dass die Nachfassaktion das Ausmaß der Verzerrung reduziert oder möglicherweise sogar 
gänzlich beseitigt hat. Doch die Erfahrung, wonach Personen mit niedriger formaler Bildung 
in der ersten Befragungswelle gemeinhin eher unterproportional vertreten sind und erst in 
Mahnaktionen zunehmend erreicht werden (vgl. Blasius/Reuband, 1996, S. 37/38, 
Hippler/Seidel, 1985, S. 50/51), stützt die Vermutung, dass die Nachfassaktion auch hier 
„entzerrend“ gewirkt hat. 
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Abbildung 17: Struktur der 1. Staatsangehörigkeit der Teilnehmer der 1. Welle, der 2. 
Welle, beider Wellen und Struktur der 1. Staatsangehörigkeit in der 
Gesamtstichprobe (ohne Mehrfachantwortende) 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
 
 
Abbildung 18:  Haushaltsgrößenstruktur der Teilnehmer der 1. Welle, der 2. Welle, 

beider Wellen und Haushaltsgrößenstruktur in der Gesamtstichprobe 
(ohne Mehrfachantwortende) 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
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Abbildung 19: Vergleich der Teilnehmer der ersten und der zweiten Befragungswelle 
nach dem höchsten Schulabschluss (ohne Mehrfachantwortende) 
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Abbildung 20: Vergleich der Teilnehmer der ersten und der zweiten Befragungswelle 

nach der beruflichen Stellung (ohne Mehrfachantwortende) 
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Bei aller Hervorhebung der tatsächlichen oder vermuteten positiven Auswirkungen der Nach-
fassaktion in der vorliegenden Untersuchung darf allerdings nicht unerwähnt bleiben, dass 
die Nachfassaktion mit einem nicht zu unterschätzenden Zusatzaufwand verbunden war. 
Neben der Verlängerung der Feldphase sind hier vor allem die zusätzlichen Kosten zu nen-
nen. So verursachte die Nachfasswelle allein Portokosten in Höhe von knapp über 8.600 €37. 
Hinzu kommen der Arbeitsaufwand zur Abwicklung der Nachfasswelle und die Druck- und 
Materialkosten zur Herstellung der Versandunterlagen. Während sich in der ersten Welle 
noch jeder fünfte erfolgreich Angeschriebene an der Befragung beteiligt hat (Rücklaufquote 
der ersten Welle 20,0%, vgl. Tabelle 9), war es in der Nachfasswelle nur noch etwa jeder 
zehnte (Rücklaufquote der zweiten Welle 10,2%, vgl. Tabelle 9). Es ist davon auszugehen, 
dass dieser Anteil in weiteren Nachfassaktionen noch weiter gesunken wäre, d.h. der an der 
Zahl zusätzlicher Teilnehmer gemessene Grenznutzen jeder weiteren Nachfassaktion immer 
mehr abgenommen hätte – ganz zu schweigen von der grundsätzlichen Gefahr, dass bei 
weiteren Nachfassaktionen bevorzugt nur noch solche Befragungsteilnehmer gewonnen 
werden können, die ohnehin schon hinsichtlich ihrer Merkmale und Einstellungen in der 
Stichprobe überrepräsentiert sind (vgl. Petermann, 2005, S. 59, 62; Reuband, 2001, S. 311). 
Von daher ist im Hinblick auf eine erneute Wanderungsmotivbefragung im Rahmen eines 
fortgeführten Sozialmonitorings zu empfehlen, es bei einer einzigen Nachfassaktion zu be-
lassen, auf diese aber auch nicht zu verzichten. 
 
Abschließend sei noch auf eine Auffälligkeit im Rahmen der Nachfassaktion verwiesen. Wie 
Tabelle 9 zu entnehmen ist, war mit 360 eine überraschend große Zahl von Sendungen, die 
an die nach Mainz gezogenen Stichprobenteilnehmer geschickt wurden, unzustellbar. Ge-
wiss war auch in der Nachfassaktion zu erwarten, dass einige Sendungen, die noch in der 
ersten Befragungswelle erfolgreich zugestellt werden konnten, zwischenzeitlich unzustellbar 
geworden sind, beispielsweise aufgrund erneuter Umzüge oder aufgrund von Sterbefällen. 
Der erstaunlich hohe Wert für Mainz erforderte allerdings entsprechende Nachforschungen. 
Gesprächen mit der Deutschen Post zufolge kommen grundsätzlich zwei Erklärungsansätze 
infrage. Zum einen der Semesterwechsel in Mainz, zum anderen das Verbot von Verdachts-
zustellungen38, das möglicherweise von Postzusteller zu Postzusteller (noch) unterschiedlich 
gehandhabt wurde. 

8.5 Einsatz von Incentives 
Je nach Kommune und Wanderungsrichtung kamen in der vorliegenden Untersuchung ver-
schiedene Incentives auch deshalb zum Einsatz, um Anhaltspunkte dahingehend zu erhal-
ten, welche Incentives besonders wirkungsvoll zu sein scheinen (vgl. Abschnitt 7.5.2). Bevor 
eine entsprechende Bewertung vorgenommen werden kann, ist allerdings darauf zu verwei-
sen, dass es unsere Vorgehensweise bei der Incentivefestlegung nicht zulässt, zur Bewer-
tung der Auswirkungen des Incentiveeinsatzes das Instrumentarium der induktiven Statistik 
anzuwenden, d.h. Hypothesen über divergierende Wirkungsweisen verschiedener Incentives 
mittels einschlägiger statistischer Testverfahren zu überprüfen. Anders ausgedrückt können 
wir bestenfalls Anhaltspunkte dafür bekommen, welche Wirkungen von welchen Incentives 
vermutlich ausgehen. Statistisch im Sinne von wahrscheinlichkeitstheoretisch absichern las-
sen sich diese Ergebnisse allerdings nicht. Hierzu wäre eine andere Vorgehensweise erfor-
derlich gewesen, die allerdings mit einem unvertretbar hohen Aufwand verbunden gewesen 
wäre und deshalb nicht zur Anwendung kam. Am Beispiel der Rücklaufquote als einem we-
sentlichen Erfolgsparameter zur Beurteilung des Incentiveeinsatzes sei die Problematik kurz 
geschildert. 
 

                                                 
37 15.503 verschickte Versandtaschen à 0,47 €, 1.001 unzustellbare Sendungen à 0,22 € und 1.264 
zurückgeschickte Fragebögen à 0,90 € macht insgesamt 8.644,23 € (vgl. Tabelle 9). 
38 Das Verbot der Verdachtszustellung bedeutet, dass sich der Postzusteller vor dem Einwerfen der 
Post in einen Briefkasten sicher sein muss, dass die angeschriebene Person unter der betreffenden 
Adresse tatsächlich wohnt. 
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Angenommen, unter den in eine Kommune A Zugezogenen, bei denen ein bestimmtes In-
centive zum Einsatz kam, sei die Rücklaufquote höher als unter den in eine Kommune B Zu-
gezogenen, bei denen auf einen Incentiveeinsatz verzichtet wurde. Die divergierenden Rück-
laufquoten können zwar im Incentiveeinsatz begründet liegen, sie können aber ebenso ande-
re Ursachen haben, beispielsweise, weil sich die Angeschriebenen in Kommune A mit ihrer 
Kommune stärker identifizieren als die Angeschriebenen, die in Kommune B wohnen. Ob 
und wenn ja zu welchem Anteil der Incentiveeinsatz die Diskrepanz zwischen den Rücklauf-
quoten erklärt, lässt sich aufgrund des Einwirkens anderer Faktoren auf die Teilnahmebereit-
schaft bei unserer Vorgehensweise daher nicht klären. Wir können im statistischen Sinne 
nicht „beweisen“, dass der Incentiveeinsatz mit einer höheren Rücklaufquote einhergeht. Ei-
ne Vorgehensweise, die diesen „Beweis“ hätte erbringen können, hätte erfordert, dass wir 
die Incentivezuweisung zufallsabhängig gestalten und so systematische Beeinflussung durch 
andere Faktoren ausschalten, die ebenfalls die Rücklaufquote beeinflussen. Konkret hätten 
wir hierzu alle Stichprobenhaushalte zufallsbedingt in zwei Gruppen einteilen müssen, näm-
lich in eine Untersuchungsgruppe, die Incentives erhalten, und in eine Kontrollgruppe, bei 
der auf einen Incentiveeinsatz verzichtet wird. Wenn nun die Rücklaufquote in der Untersu-
chungsgruppe höher ausgefallen wäre als in der Kontrollgruppe, hätten wir dank der Zufalls-
abhängigkeit der Incentivezuweisung und bei Vorgabe einer bestimmten Irrtumswahrschein-
lichkeit die Hypothese statistisch überprüfen können, wonach der Incentiveeinsatz für die 
höhere Rücklaufquote in der Untersuchungsgruppe verantwortlich ist, d.h. wir hätten im sta-
tistischen Sinne den „Beweis“ erbringen können, ob der Incentiveeinsatz rücklaufsteigernd 
wirkt. 
 
Im Folgenden müssen wir jedoch auf diese Art von Beweisen verzichten und uns stattdessen 
mit Anhaltspunkten zufrieden geben. 
 
Abbildung 21 führt die kommunen- und wanderungsrichtungsspezifischen Rücklaufquoten 
der Wanderungsmotivbefragung auf, die zur Evaluierung des Erfolgs des Incentiveeinsatzes 
in Beziehung zum jeweils verwendeten Incentive zu setzen sind (vgl. Tabelle 16 in Abschnitt 
7.5.2). 
 
Abbildung 21: Rücklaufquoten nach Kommune und Wanderungsrichtung 
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Zunächst fällt auf, dass die Rücklaufquoten bei den Weggezogenen unabhängig von Incenti-
ves in allen sechs Kommunen durchgängig höher sind als bei den Zugezogenen. Dies gilt 
insbesondere auch in Darmstadt, Flörsheim und Offenbach, wo überhaupt keine Incentives 
(Darmstadt, Flörsheim) bzw. identische Incentives (Offenbach) verwendet wurden und des-
halb eine Beeinflussung der Rücklaufquoten durch gruppenspezifische Incentives ausge-
schlossen ist. Allerdings sind die Unterschiede in den Rücklaufquoten zwischen Zu- und 
Weggezogenen in diesen drei Kommunen relativ gering. Am größten sind die Unterschiede 
in Mainz, wo die Rücklaufquote bei den Weggezogenen fast 12 Prozentpunkte über der der 
Zugezogenen liegt. Dies ist als Anhaltspunkt dafür zu werten, dass die Verlosung eines ein-
zigen, besonders wertvollen Incentives (LCD-TV-Gerät) bei allerdings geringen Gewinn-
chancen die Teilnahmebereitschaft wesentlich stärker zu befördern scheint als die Verlosung 
vieler kleinerer Incentives (Bildbände, Spiele, Reiseführer und Stadtpläne von Mainz). Auf-
grund der Tatsache, dass die Rücklaufquote der aus Mainz Weggezogenen überdies weit-
aus höher als die aller anderen Befragungsgruppen ist, drängt sich die Vermutung auf, dass 
die Verlosung eines einzigen, besonders wertvollen Incentives auch allen anderen verwen-
deten Incentives überlegen ist. 
Auffällig ist darüber hinaus auch der verhältnismäßig große Unterschied in den Rücklaufquo-
ten in Raunheim. Offensichtlich konnte mit dem Vorabversand der Incentives (je 2 Standard-
briefmarken für alle angeschriebenen Weggezogenen) der gemäß der Theorie zu erwarten-
de moralische Teilnahmedruck tatsächlich aufgebaut werden. 
Bewährt zu haben scheint sich schließlich auch die Spende in Höhe von je 5 € für jeden 
ausgefüllten und zurückgesandten Fragebogen der aus Kelsterbach Weggezogenen. 
 
Neben der Steigerung des Rücklaufs sollten Incentives nach Möglichkeit auch dazu beitra-
gen, die Sorgfalt beim Ausfüllen des Fragebogens und damit die Qualität der Fragebogenda-
ten zu erhöhen. Zumindest jedoch sollte die Datenqualität durch den Incentiveeinsatz nicht – 
wie bisweilen vermutet – verschlechtert werden. Als Indikator für die Datenqualität kann an 
dieser Stelle freilich nur auf solche Antwortfehler abgestellt werden, die im Rahmen der Da-
teneditierung identifiziert werden konnten. Dies sind logische Fehler, beispielsweise das Ig-
norieren von Sprunganweisungen im Fragebogen (vgl. Abschnitt 7.7.2). Die inhaltliche Rich-
tigkeit der Fragebogenangaben kann von Gutachterseite nicht überprüft werden. Als Indika-
tor zur Überprüfung der Sorgfalt beim Ausfüllen des Fragebogens dient im Folgenden der 
Anteil derjenigen handschriftlich ausgefüllten Fragebögen39, die keinerlei logische Fehler 
enthielten. Die entsprechenden Anteile, differenziert nach Kommune und Wanderungsrich-
tung, sind in Abbildung 22 aufgeführt. Demzufolge gibt es weder für die Gültigkeit der These, 
wonach der Incentiveeinsatz die Datenqualität verbessert, noch für die Gültigkeit der gegen-
teiligen These eindeutige Anhaltspunkte. Es lassen sich keine Hinweise dafür finden, dass 
Incentives, denen wir oben eine rücklaufsteigernde Wirkung zugesprochen haben, mit über- 
oder aber auch unterdurchschnittlich hohen Anteilen fehlerfreier Fragebögen einhergehen. 
So landen beispielsweise die aus Mainz weggezogenen Befragungsteilnehmer, die schrift-
lich-postalisch geantwortet haben, mit einem Anteil fehlerfreier Fragebögen von 46,9% auf 
Rang fünf, während der dritthöchste Anteil logisch fehlerfreier Fragebögen mit 49,5% bei den 
nach Darmstadt zugezogenen Befragungsteilnehmern und damit bei Personen erreicht wur-
de, die nicht in den Genuss von Incentives kamen. Der höchste Anteil ist schließlich bei den 
nach Kelsterbach Gezogenen und damit in einer Gruppe auszumachen, bei der die Rück-
laufquote offensichtlich nicht durch den Incentiveeinsatz gesteigert wurde (vgl. Abbildung 
21). Der niedrigste Anteil findet sich mit 37,2% in Kelsterbach (Weggezogene). Es erscheint 
unseres Ermessens allerdings gewagt, diesen Befund damit zu begründen, dass das dort 
eingesetzte Incentive (5 €-Spende je ausgefüllter Fragebogen) die Rücklaufquote zulasten 
der Antwortqualität gesteigert hat, denn schließlich finden sich in anderen Kommunen ähn-
lich niedrige Anteile. Es scheint somit, dass sich der Incentiveeinsatz nicht auf die Sorgfalt 
beim Ausfüllen der Fragebögen ausgewirkt hat, sondern dass Letztere von anderen Fakto-

                                                 
39 Bei online ausgefüllten Fragebögen sind logische Fehler durch die Befragten dank eingebauter 
Plausibilitätsprogramme und einprogrammierter Filterführung nicht möglich. Aufgrund dessen eignen 
sich diese Fragebögen nicht zur Überprüfung der Sorgfalt. 
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ren, möglicherweise dem Bildungsgrad in Form der Lese- und Schreibkompetenz beeinflusst 
wird. Statistisch beweisen lässt sich diese Aussage mit Verweis auf die Ausführungen zu 
Beginn des Kapitels nicht. Darüber hinaus ist zu bedenken, dass der von uns verwendete In-
dikator zur Beurteilung der Datenqualität nur sehr approximativ die Sorgfalt beim Ausfüllen 
des Fragebogens wiedergeben kann. 
 
Abbildung 22: Anteil der auswertbaren handschriftlich ausgefüllten Fragebögen ohne 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass deutliche Anzeichen für die rücklaufsteigernde 
Wirkung einiger bestimmter Incentives gefunden werden konnten. Als besonders erfolgreich 
haben sich die Verlosung wertvoller Gebrauchsgüter (LCD-TV-Gerät) und mit Abstrichen die 
Entrichtung einer Spende an eine gemeinnützige Organisation für jeden ausgefüllt zurückge-
sandten Fragebogen sowie die Vorabversendung von Briefmarken ohne Gegenleistung er-
wiesen. Für einen Einfluss der Incentives auf die Datenqualität gibt es jedoch keine Anhalts-
punkte. 
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9 Erste empirische Analyse 
9.1 Vorbemerkung 
Aufgrund der Vielzahl der eingebundenen Variablen bietet der Auswertungsdatensatz viele 
Auswertungsmöglichkeiten, die weit über die Flughafenthematik hinausreichen. Um den Um-
fang des Berichts nicht zu sprengen, konzentriert sich die nachfolgende erste empirische 
Analyse jedoch ausschließlich auf den Flughafen und seine Auswirkungen auf das Wande-
rungsgeschehen. Im Mittelpunkt der Analyse stehen drei Themenkreise. Zunächst wird un-
tersucht, ob es Anzeichen für fluglärminduzierte Verschiebungen in der Sozialstruktur der Pi-
lotkommunen gibt (vgl. Abschnitt 9.2). Danach folgt eine Analyse der Wanderungsmotive der 
weggezogenen und der zugezogenen Haushalte im Hinblick auf eine Flughafenbezogenheit 
der Wanderungen (vgl. Abschnitte 9.3 und 9.4). 
 
Wie bereits an früherer Stelle ausgeführt wurde, diente die Pilotphase des Sozialmonitorings 
hauptsächlich dazu, ein geeignetes Untersuchungsdesign zu entwickeln und es in die Praxis 
umzusetzen, um darauf aufbauend Empfehlungen für eine potenzielle Hauptphase des Sozi-
almonitorings abzuleiten. Vom Auftraggeber gefordert wurde daher lediglich eine erste empi-
rische Analyse, die eine Aussage dazu machen kann, ob die gewonnenen Daten mit Blick 
auf die Zielstellung des Sozialmonitorings im Sinne von orientierenden Thesen grundsätzlich 
interpretierbar sind. Aufgrund dessen beschränkt sich die nachfolgende Auswertung der 
Wanderungsmotivbefragung auf uni- bzw. bivariate Analysen. Dass diese Beschränkung an-
gesichts der Tatsache, dass die wahren Zusammenhänge häufig multivariat sind, nicht im-
mer ausreichend ist, versteht sich von selbst. Nichtsdestotrotz können uni- bzw. bivariate 
Analysen durchaus erste Anhaltspunkte liefern und dadurch den Ausgangspunkt für aufwän-
digere multivariate Untersuchungen sein, für die der Auswertungsdatensatz eine solide Da-
tengrundlage darstellt. 
 
Vor der Vorstellung und Interpretation der empirischen Ergebnisse ist noch der Frage nach-
zugehen, ob und inwieweit die Flörsheimer Ergebnisse vor dem Hintergrund der Flörsheimer 
Pressemeldungen (vgl. Abschnitt 7.7.1) interpretierbar sind. Da die Rücklaufquoten der Be-
fragungen der Flörsheimer Zu- bzw. Weggezogenen mit denen der anderen Befragungen 
vergleichbar sind (vgl. Tabelle 20 bzw. Abbildung 21) und da – ohne den empirischen Er-
gebnissen im Einzelnen vorzugreifen – die Ergebnisse für Flörsheim nicht aus dem Rahmen 
fallen, gibt es aus gutachterlicher Sicht keine Anhaltspunkte dafür, von Verzerrungen größe-
ren Ausmaßes auszugehen. Der nicht empirisch nachweisbare Effekt der Pressemeldungen 
ist möglicherweise darauf zurückzuführen, dass die negativen Auswirkungen des Flughafens 
auf die umliegenden Gemeinden vornehmlich im Wegzugsfragebogen thematisiert wurden, 
während der Zuzugsfragebogen hauptsächlich die positiven Effekte des Flughafens an-
sprach. Die meisten aus Flörsheim Weggezogenen dürften an ihrem neuen Wohnort von den 
Pressemitteilungen jedoch nichts mitbekommen haben – zumindest von denjenigen Presse-
mitteilungen, die in der regionalen Presse bzw. auf der Homepage der Flörsheimer Stadt-
verwaltung erschienen sind. Zweifelsfrei beweisen lässt sich aber auch nicht, dass die Flörs-
heimer Pressemeldungen keinen Einfluss auf das Ergebnis haben. In jedem Fall sollte die 
Teilnahme von Kommunen an etwaigen nachfolgenden Wanderungsmotivbefragungen an 
die Voraussetzung gebunden werden, von Beeinflussungsversuchen durch Pressemitteilun-
gen abzusehen. 
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9.2 Sozialstrukturvergleich zwischen Zu- und Weggezoge-
nen 

9.2.1 Vorbemerkung 

Die Sozialstruktur einer Kommune oder einer anderen Gebietseinheit ist ein multidimensio-
nales Gebilde. Abgebildet und operationalisiert werden kann die Sozialstruktur daher nur 
durch eine Zusammenstellung mehrerer Indikatoren, die häufig in mehr oder weniger starken 
Wechselwirkung zueinander stehen. Dank der Erhebung verschiedener soziodemographi-
scher und -ökonomischer Merkmale im Rahmen der vorliegenden Wanderungsmotivbefra-
gung ist es möglich, die angesprochene Multidimensionalität der Sozialstruktur hinreichend 
genau darzustellen. 
 
Die Sozialstruktur ist ferner ein dynamisches Gebilde. Veränderungen der Sozialstruktur in 
einem Gebiet können sich im Zeitablauf zum einen von innen heraus vollziehen, d.h. in Ab-
wesenheit von Bevölkerungszu- und -abflüssen. Gelingt beispielsweise zuvor arbeitslosen 
Bewohnern einer Kommune die Rückkehr ins Erwerbsleben oder aber werden zuvor er-
werbstätige Bewohner arbeitslos, ist damit zwangsläufig eine Veränderung der Sozialstruktur 
verbunden – zumindest im Hinblick auf den Indikator „Erwerbsstatus“40. Veränderungen der 
Sozialstruktur werden üblicherweise allerdings vor allem durch Bevölkerungszu- und 
-abflüsse verursacht, wobei Bevölkerungszu- und -abflüssen in Gestalt von Wanderungen in 
wanderungsintensiven Regionen wie dem Rhein-Main-Gebiet gemeinhin ein wesentlich grö-
ßeres Gewicht zukommt als Geburten und Sterbefälle. Eine Gegenüberstellung der sozialen 
Merkmale von Zu- und Weggezogenen kann daher wichtige Anhaltspunkte für etwaige Ver-
änderungen der Sozialstruktur liefern. 
 
Der nachfolgende Sozialstrukturvergleich erstreckt sich nur auf Bevölkerungsanteile, nicht 
aber auf Absolutzahlen. Ist in einer Kommune beispielsweise der Anteil der Akademiker un-
ter den Weggezogenen größer als unter den Zugezogenen, so folgt daraus nicht zwingend 
ein zahlenmäßiger Nettoabfluss von Akademikern. Ist nämlich die Zahl der Zugezogenen 
größer als die der Weggezogenen, kann der Wanderungssaldo bei dieser Bevölkerungs-
gruppe durchaus ausgeglichen oder sogar positiv sein. Ein anteilsmäßiger Nettoabfluss 
muss daher nicht mit einem zahlenmäßigen Nettoabfluss einhergehen. 
 
Besonders wichtige Ausprägungen der Sozialstruktur sind zweifelsohne die Alters-, Ge-
schlechts- und Staatsangehörigkeitsverteilung. Da diese Merkmale jedoch von allen im Mel-
deregister erfassten Zu- und Weggezogenen vorliegen und deshalb im Rahmen der Erhe-
bung der Kontextindikatoren berücksichtigt wurden, besteht an dieser Stelle keine Notwen-
digkeit, auf Befragungs- bzw. Stichprobendaten zurückzugreifen. Aufgrund dessen blendet 
der nachfolgende empirische Vergleich der sozialen Merkmale der Zu- und Weggezogenen 
diese Variablen aus. 
 
Darüber hinaus erstreckt sich der Sozialstrukturvergleich nur auf eindeutig identifizierte 
Wanderungen innerhalb Deutschlands. Wanderungen von bzw. an einen unbekannten Ort 
bleiben ebenso unberücksichtigt wie grenzüberschreitende Wanderungen. Hintergrund für 
die Fokussierung auf innerdeutsche Wanderungen ist der Umstand, dass in der Grundge-
samtheit der Weggezogenen anders als in der der Zugezogenen nur Wanderungsbewegun-
gen innerhalb Deutschlands erfasst sind (vgl. Abschnitt 7.1.1). Ein Sozialstrukturvergleich 
der Weggezogenen mit allen Zugezogenen – egal ob aus Deutschland, dem Ausland oder 

                                                 
40 Von innen heraus können sich Veränderungen der Sozialstruktur allerdings nur für Merkmale voll-
ziehen, die intraindividuell variabel sind wie etwa der Erwerbsstatus. Andere Dimensionen der Sozial-
struktur, beispielsweise die Zusammensetzung der Bevölkerung nach Geburtsländern, können sich 
von innen heraus dagegen nicht ändern, da die jeweiligen Merkmale individuell festgelegt und unab-
änderlich sind. 
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von einem unbekannten Ort zugezogen – wäre aufgrund der spezifischen Sozialstruktur der 
von unbekannt oder aus dem Ausland Zugezogenen daher unangemessen. Aufgrund des-
sen klammert der nachfolgende Vergleich alle Zugezogenen aus, die vor ihrem Zuzug im 
Ausland oder an einem unbekannten Ort lebten. 

9.2.2 Empirische Analyse 

9.2.2.1 Kommunenspezifische Analyse 

Abbildung 23 teilt die Zu- bzw. Weggezogenen nach ihrem Geburtsland auf, wobei die bei-
den quantitativ bedeutsamsten Geburtsländer (Deutschland und Türkei) einzeln aufgeführt 
sind. „Z“ steht für Zugezogene und „W“ für Weggezogene. Entfallen auf eine Merkmalsau-
prägung weniger als 3%, wird der konkrete Wert nicht explizit genannt. 
 
In Abbildung 23 sind einige Prozentangaben eingeklammert, andere dagegen nicht. Dadurch 
wird das Ergebnis eines statistischen Mittelwertvergleichs ausgedrückt, mit dem untersucht 
wurde, ob und wenn ja mit welcher Unsicherheit Unterschiede der auf Stichprobenbasis be-
rechneten Merkmalsausprägungen zwischen den Zu- und Weggezogenen einer Kommune 
auch auf die Grundgesamtheit aller Zu- und Weggezogenen der Kommune übertragen wer-
den können oder ob sie ein auf die Stichprobe beschränktes Artefakt darstellen. Jede Über-
tragung von Stichprobenergebnissen auf die zugrunde liegende Grundgesamtheit ist not-
wendigerweise mit einem mehr oder weniger großen Maß an Unsicherheit verbunden. Bei 
Vorliegen einer Zufallsstichprobe ist dieses Maß an Unsicherheit jedoch wahrscheinlichkeits-
theoretisch quantifizierbar. Diese Quantifizierbarkeit lässt sich im vorliegenden Fall in Gestalt 
einer maximalen Irrtumswahrscheinlichkeit, dem sog. Signifikanzniveau nutzen, die zur Beur-
teilung dient, ob auf Stichprobenbasis gemessene strukturelle Unterschiede zwischen Zu- 
 
 
Abbildung 23: Vergleich des Migrationshintergrundes von volljährigen Zu- und Weg-
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und Weggezogenen auch in der Grundgesamtheit bestehen41. Entsprechend dem üblichen 
Vorgehen in den Sozialwissenschaften wird im Folgenden als Obergrenze für die Irrtums-
wahrscheinlichkeit ein Wert von 5% herangezogen. Liegt bei einem konkreten Vergleich zwi-
schen Stichprobenanteilswerten die entsprechende Irrtumswahrscheinlichkeit nicht oberhalb 
des Signifikanzniveaus, spricht man auch von statistischer Abgesichertheit bzw. statistischer 
Signifikanz des auf Stichprobenbasis beobachteten Unterschieds. Andernfalls ist der gemes-
sene Unterschied nicht statistisch abgesichert, was in Abbildung 23 sowie den nachfolgen-
den Abbildungen dieses Unterkapitels durch Klammern signalisiert wird. So ist beispielswei-
se die Aussage statistisch abgesichert, dass in Flörsheim der Anteil der in Deutschland Ge-
borenen unter den Weggezogenen höher ist als der unter den Zugezogenen (vgl. Abbildung 
23). Um dies anzuzeigen, sind die entsprechenden Werte (81% bei den Zugezogenen, 91% 
bei den Weggezogenen) nicht eingeklammert. Auch in Mainz lässt sich auf Stichprobenbasis 
beobachten, dass sich unter den Weggezogenen anteilig mehr in Deutschland Geborene be-
finden als unter den Zugezogenen (81% vs. 80%). Eine auf die Grundgesamtheit bezogene 
entsprechende Aussage ist allerdings nicht statistisch abgesichert, da die Irrtumswahrschein-
lichkeit dieser Aussage über 5% beträgt. Aufgrund dessen sind die korrespondierenden Wer-
te eingeklammert. Es bedarf keiner weiteren Erläuterungen, dass ein Hochsetzen des Signi-
fikanzniveaus die Zahl der statistisch abgesicherten Unterschiede ansteigen ließe. 
 
Mit diesem Hintergrundwissen lässt sich Abbildung 23 dahingehend interpretieren, dass mit 
Ausnahme von Kelsterbach in den restlichen fünf Pilotkommunen wanderungsbezogene 
strukturelle Verschiebungen zulasten der in Deutschland geborenen Personen beobachtbar 
sind, dass sich die Unterschiede zwischen den jeweiligen Anteilswerten für Zu- und Wegge-
zogene bis auf das oben erwähnte Beispiel Flörsheim jedoch i.d.R. nicht statistisch absi-
chern lassen. Dass die statistische Absicherung nicht gegeben ist, erklärt sich dadurch, dass 
die Strukturunterschiede zwischen den Zu- und Weggezogenen einer Kommune in der 
Stichprobe entweder nur schwach ausgeprägt (Beispiel Mainz) oder die Stichprobenumfänge 
zu niedrig sind42 (Beispiel: Raunheim). 
 
Abbildung 24 veranschaulicht das Ergebnis des Sozialstrukturvergleichs für das Merkmal 
„höchster Schulabschluss“. Wiederum lässt sich die Mehrzahl der in der Abbildung hervortre-
tenden Unterschiede nicht statistisch absichern. In Mainz sind dagegen statistisch signifikan-
te Unterschiede zwischen Zu- und Weggezogenen für die Merkmalsausprägungen „mittlere 
Reife“ und „Abitur bzw. vergleichbarer Abschluss“ feststellbar – allerdings mit entgegen ge-
setztem Vorzeichen. Unter Vernachlässigung anderer Einflussfaktoren auf die Sozialstruktur 
lässt sich daher eine statistisch abgesicherte wanderungsbedingte Strukturverschiebung hin 
zu höheren Schulabschlüssen (Abitur) konstatieren. Man beachte jedoch, dass sich die 
Strukturverschiebung nur auf Binnenwanderer und auf Anteile bezieht. Ob sich die geschil-
derte Strukturverschiebung im Jahr 2007 tatsächlich in der Gesamtbevölkerung von Mainz 
vollzog, lässt sich an dieser Stelle mit Verweis auf die Ausführungen in Abschnitt 9.2.1 nicht 
abschließend beurteilen und bedarf Analysen auf Basis von Absolutzahlen und unter Einbe-
ziehung der Außenwanderer und der „nichtwandernden“ Mainzer Bevölkerung. Das aus 
Abbildung 24 hervortretende Mainzer Muster gilt auch für Flörsheim und Darmstadt, lässt 
sich allerdings nicht statistisch absichern. In Offenbach verhält es sich dagegen genau um-
gekehrt, denn der Anteil von einfachen Schulabschlüssen (Volks- bzw. Hauptschulab-

                                                 
41 Genau genommen geht ein statistischer Mittelwertvergleich bzw. -test für unabhängige Stichproben 
zunächst von der Ausgangshypothese (der sog. Nullhypothese) aus, dass Gleichheit zwischen zu 
vergleichenden Stichprobenmittelwerten (hier: Stichprobenanteilswerten) zweier unabhängiger Stich-
proben besteht. Im Zuge des statistischen Testverfahrens wird nun versucht, diese Hypothese abzu-
lehnen, wobei das Signifikanzniveau als obere Schranke für die Wahrscheinlichkeit einer fälschlichen 
Verwerfung der Nullhypothese dient. Gelingt es, die Hypothese bei Einhaltung des Signifikanzniveaus 
abzulehnen, spricht man von (statistisch) signifikanten Unterschieden. 
42 Unter sonst gleichen Bedingungen gilt, dass mit steigendem Stichprobenumfang die Unsicherheit 
der auf Stichprobenbasis berechneten Werte sinkt. Dadurch wird es leichter, beispielsweise statistisch 
signifikante Unterschiede zwischen zu vergleichenden Merkmalsausprägungen zweier unabhängiger 
Stichproben festzustellen. 
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schluss) ist unter den Zugezogenen statistisch signifikant höher als unter den Weggezoge-
nen. Das Offenbacher Muster zeigt sich in qualitativer Hinsicht auch in Raunheim, ist aller-
dings nicht statistisch abgesichert. Die auffallend hohen Anteile von Abiturienten in Mainz 
und Darmstadt unter den Zu- wie Weggezogenen erklären sich vermutlich vor allem durch 
Bildungswanderungen von Personen, die in Mainz oder Darmstadt Hochschulen besuchen 
und die i.d.R. keine langfristigen Bleibeabsichten haben, so dass ihre Wohnstandortwahl 
mehr von anderen Faktoren als der Umweltqualität bestimmt sein dürfte. 
 
Abbildung 24: Vergleich des höchsten Schulabschlusses von volljährigen Zu- und 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Während der Schulabschluss als sozialwissenschaftlicher Indikator für die Allgemeinbildung 
einer Person dient, lässt der berufliche Ausbildungsabschluss der Tendenz nach Rück-
schlüsse auf die Art und das Prestige der beruflichen Tätigkeit sowie auf die Chancen einer 
Person auf dem Arbeitsmarkt im Falle eines (drohenden) Arbeitsplatzverlustes zu. Wie 
Abbildung 25 ausweist, befinden sich in Darmstadt, Mainz, Offenbach und Raunheim unter 
den Weggezogenen statistisch signifikant höhere Anteile von Akademikern als unter den Zu-
gezogenen. In Darmstadt und Mainz dürfte sich diese Beobachtung hauptsächlich durch Bil-
dungswanderungen erklären. Hierauf deutet der statistisch signifikant höhere Anteil von noch 
in Ausbildung stehenden Personen unter den Zugezogenen im Vergleich zu dem unter den 
Weggezogenen hin. In Offenbach und insbesondere in Raunheim steht der beschriebenen 
Diskrepanz hinsichtlich des Anteils der Akademiker dagegen ein ebenfalls ausgeprägter und 
statistisch abgesicherter Unterschied zwischen Zu- und Weggezogenen in den Anteilen der-
jenigen entgegen, die überhaupt keinen bzw. keinen hier berücksichtigten beruflichen Aus-
bildungsabschluss aufweisen. In diesen Kommunen steht dem anteilsmäßigen Nettoabfluss 
von Akademikern also ein anteilsmäßiger Nettozustrom von Personen ohne Berufsabschluss 
gegenüber. Dies wäre, wenn es sich um einen stabilen Trend handelte, durchaus eine prob-
lematische Entwicklung. 
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Abbildung 25: Vergleich des höchsten (beruflichen) Ausbildungsabschlusses von voll-
jährigen Zu- und Weggezogenen 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Eine Schieflage der Sozialstruktur deutet sich in Raunheim auch für das Merkmal „(Letzte) 
berufliche Stellung“ an (vgl. Abbildung 26), das ähnlich wie der berufliche Ausbildungsab-
schluss als Indikator für die Art und das Prestige der beruflichen Tätigkeit dient. 60% Ange-
stellte unter den aus Raunheim Weggezogenen stehen nur 47% Angestellte unter den Zuge-
zogenen gegenüber. Eine gegenläufige Diskrepanz findet sich bei den Arbeitern: Während 
sich unter den Weggezogenen nur 14% Arbeiter befinden, sind es bei den Zugezogenen 
30%. 
Eine starke Strukturverschiebung zulasten der Angestellten zeigt sich auch in Mainz. Dort je-
doch findet die strukturelle Verschiebung weniger zugunsten der Arbeiter als vielmehr zu-
gunsten von Personen statt, die noch nicht berufstätig gewesen sind43. Dieser Befund ist ty-
pisch für eine Universitätsstadt, die Studienanfänger ohne beruflichen Abschluss attrahiert, 
um sie später als ausgebildete Akademiker an die Berufswelt wieder abzugeben, wo sie 
dann hauptsächlich als Angestellte erwerbstätig sind. Während sich somit die stark divergie-
renden Anteile von Angestellten zugunsten der Weggezogenen in Mainz vermutlich durch 
Bildungswanderungen erklären lassen (vgl. Abschnitt 8.2), scheint es in Raunheim einen 
wanderungsbedingten Bevölkerungsaustausch von höher durch geringer qualifizierte Arbeit-
nehmer zu geben44. Um zu beurteilen, ob es sich hierbei um eine stabile Entwicklung oder 
aber nur um ein auf das Jahr 2007 bezogenes Phänomen handelt, bedarf es jedoch weiterer 
Erhebungen in den kommenden Jahren. 
 
 
 
                                                 
43 Weniger stark ausgeprägt und statistisch nicht abzusichern zeigt sich das Mainzer Muster auch in 
Darmstadt. 
44 Bei dieser Aussage ist allerdings einschränkend zu berücksichtigen, dass die berufliche Qualifikati-
on eines Arbeiters sowie die Anforderungen seines Arbeitsplatzes nicht ausnahmslos niedriger sind 
als bei Angestellten. Man denke beispielsweise an hoch qualifizierte Facharbeiter auf der einen und 
„einfache“ Angestellte auf der anderen Seite. 
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Abbildung 26: Vergleich der (letzten) beruflichen Stellung von volljährigen Zu- und 
Weggezogenen 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Das in den folgenden drei Abbildungen enthaltene Merkmal „soziale Stellung“ dient als Indi-
kator dafür, welcher „Haupttätigkeit“ eine Person nachgeht. Hierbei ist zu berücksichtigen, 
dass sich die Merkmalsausprägungen dieses Indikators anders als die der bisher behandel-
ten Variablen nicht gegenseitig ausschließen45. Beispielsweise kann eine Person arbeitslos 
gemeldet sein und dennoch einer Teilzeittätigkeit wie etwa einem Minijob nachgehen. In den 
Abbildungen 27 bis 29 treten beim Vergleich der Zu- und Weggezogenen i.d.R. keine statis-
tisch signifikanten Unterschiede hervor, was auf nahe beieinander liegende Anteilswerte und 
bei den kleineren Kommunen darüber hinaus auf geringe Stichprobenumfänge zurückzufüh-
ren ist. Lediglich das bereits mehrfach erwähnte und diskutierte Phänomen „Bildungswande-
rungen“ zeigt sich statistisch abgesichert in Mainz und in abgeschwächter Form in Darmstadt 
und Offenbach. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
45 Aufgrund dessen gab es bei der korrespondierenden Frage im Fragebogen (Frage 19 Zuzugsfrage-
bogen; Frage 17 Wegzugsfragebogen) die Möglichkeit, bei Bedarf mehrere Antwortoptionen anzu-
kreuzen. 
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Abbildung 27: Vergleich der sozialen Stellung von volljährigen Zu- und Weggezoge-
nen (Darmstadt und Flörsheim) 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
 
Abbildung 28: Vergleich der sozialen Stellung von volljährigen Zu- und Weggezoge-

nen (Kelsterbach und Mainz) 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
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Abbildung 29: Vergleich der sozialen Stellung von volljährigen Zu- und Weggezoge-
nen (Offenbach und Raunheim) 

(9%)

3%

18%

(6%)

(11%)

49%

(7%)

6%

13%

(6%)

(12%)

55%

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80%

arbeitslos gemeldet

in M utterschafts-,
Erziehungs-

urlaub, in Elternzeit

in Ausbildung

im Ruhestand

in Teilzeit
erwerbstätig

in Vo llzeit
erwerbstätig

Zugezogene Weggezogene

Offenbach

 

(5%)

(4%)

(9%)

(4%)

(14%)

(63%)

(7%)

(6%)

(16%)

(8%)

(7%)

(54%)

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80%

arbeitslos gemeldet

in M utterschafts-,
Erziehungs-

urlaub, in Elternzeit

in Ausbildung

im Ruhestand

in Teilzeit
erwerbstätig

in Vo llzeit
erwerbstätig

Zugezogene Weggezogene

Raunheim

 
Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Ein aus kommunaler Sicht besonders wichtiger Sozialindikator ist der Anteil derjenigen 
Haushalte, die bedarfsorientierte, d.h. Existenz sichernde Transferleistungen wie insbeson-
dere Arbeitslosengeld II („Hartz IV“) und Sozialhilfe beziehen, da die Kommunen für diesen 
Personenkreis gegebenenfalls die Kosten der Unterkunft (i.d.R. Miete und Betriebskosten) 
zu übernehmen haben. Darüber hinaus handelt es sich bei Empfängern bedarfsorientierter 
Transferleistungen häufig um Personen, die am Arbeitsmarkt nur schwer, unter Umständen 
überhaupt nicht zu vermitteln sind bzw. gesundheitsbedingt keiner Erwerbstätigkeit nachge-
hen können. Aufgrund dessen sowie aufgrund der damit einhergehenden Tatsache, dass 
Transferleistungsempfänger in Armut oder am Rande der Armut leben, bedürfen sie aus 
kommunaler Sicht besonderer Aufmerksamkeit. Wegen der Sensibilität des Transferleis-
tungsbezugs wurde im Fragebogen der vorliegenden Befragung nicht direkt danach gefragt, 
ob ein Befragungsteilnehmer bzw. sein jetziger Haushalt46 Transferleistungsempfänger ist. 
Vielmehr wurden die Angeschriebenen gebeten, aus einer vorgegebenen Liste von Einkom-
mensbestandteilen, die auch die hier interessierenden Positionen „Arbeitslosengeld II („Hartz 
IV“)/ Sozialgeld47“, „Sozialhilfe/ Hilfe zum Lebensunterhalt“ und „Sozialhilfe/ Grundsicherung 
im Alter oder bei Erwerbsminderung“ enthielt (vgl. Frage 21 Zuzugsfragebogen; Frage 19 
Wegzugsfragebogen), alle Einkommensquellen ihres jetzigen Haushalts zu benennen. Die 
Anteile der Haushalte, die wenigstens eine der genannten Positionen angekreuzt haben, 
führt Abbildung 30 getrennt nach Kommune und Wanderungsrichtung auf. 
 
 
 
 
 

                                                 
46 Die Frage bezieht sich auf den neuen Haushalt am Zuzugsort, nicht jedoch auf den wandernden 
Haushalt (vgl. Abschnitt 7.4.2.3). 
47 Das Sozialgeld ist die Form der Sozialhilfe für nichterwerbsfähige Angehörige, die mit einem er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen in einer Bedarfsgemeinschaft leben. Sozialgeld erhalten beispielsweise 
die im Haushalt lebenden Kinder eines Arbeitslosengeld-II-Empfängers. 
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Abbildung 30: Vergleich des Anteils der Transferleistungsempfänger unter den Zu- 
und Weggezogenen 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Abbildung 30 belegt, dass bis auf Mainz die Anteile der Transferleistungsempfänger unter 
den Zugezogenen höher sind als unter den Weggezogenen. Allerdings unterscheiden sich 
die Anteile nur um wenige Prozentpunkte, so dass in nur einem Fall (Darmstadt) statistische 
Signifikanz erreicht wird. 
 
Abbildung 31 schließlich weist das mittlere Haushaltsnettoeinkommen für Zu- und Weggezo-
gene aus. Da die Befragungsteilnehmer das Nettoeinkommen ihres (jetzigen) Haushalts nur 
vorgegebenen Einkommensintervallen zuordnen mussten, wurde zur Berechnung der in 
Abbildung 31 aufgeführten metrischen Durchschnittswerte jeweils die Intervallmitte herange-
zogen, wobei die nur selten besetzte offene Einkommensklasse „10.000 € und mehr“ man-
gels der Bestimmbarkeit einer Intervallmitte von der Auswertung ausgeklammert wurde48. 
Abbildung 31 zufolge ist das durchschnittliche Haushaltsnettoeinkommen bei den Weggezo-
genen bis auf eine (statistisch nicht-signifikante) Ausnahme (Flörsheim) höher als bei den 
Zugezogenen. Die Unterschiede sind dabei recht deutlich und statistisch abgesichert. Sie 
dürften sich mit den Strukturunterschieden zwischen Zu- und Weggezogenen erklären, die 
bei den berufsbezogenen Sozialindikatoren hervortraten. Vor allem in Mainz, aber auch in 
Darmstadt und Offenbach sind die voneinander abweichenden Durchschnittseinkommen 
zwischen Zu- und Weggezogenen vermutlich ein Reflex der Bildungswanderungen, während 
beispielsweise in Raunheim hierfür die erwähnte Strukturverschiebung weg von Angestellten 
hin zu Arbeitern hauptverantwortlich sein dürfte. 
 
 
 
 
 

                                                 
48 Unter den Zugezogenen gaben 11 Befragungsteilnehmer ein Haushaltsnettoeinkommen von 10.000 
€ und mehr an. Unter den Weggezogenen waren es 15 Befragungsteilnehmer. 
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Abbildung 31: Vergleich des mittleren Haushaltsnettoeinkommens von Zu- und Weg-
gezogenen (ohne Einkommensklasse „10.000 € und mehr“) 
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Quelle: Eigene Berechnungen 

9.2.2.2 Fluglärmklassenspezifische Analyse 

Dem Sozialstrukturvergleich des vorangegangenen Abschnitts lag eine kommunale Betrach-
tungsweise zugrunde. Im Hinblick auf die aus RDF-Sicht interessierende Fragestellung, 
nämlich ob es Anzeichen für fluglärmbedingte Verschiebungen der Sozialstruktur gibt, ist 
diese Betrachtungsweise insbesondere in den größeren Pilotkommunen angesichts der 
räumlichen Differenzen bei der Fluglärmbelastung allerdings noch sehr ungenau. Aufgrund 
dessen wird im Folgenden die kommunale Ebene zugunsten einer fluglärmklassenspezifi-
schen Betrachtung verlassen. Die Zu- und Weggezogenen werden nicht mehr länger anhand 
ihrer (bei den Weggezogenen früheren) Zugehörigkeit zu einer politisch-administrativen regi-
onalen Einheit, der Kommune, zusammengefasst. Geographisches Abgrenzungskriterium ist 
stattdessen die Zugehörigkeit der neuen bzw. früheren Wohnung zu einer Fluglärmbelas-
tungsklasse (16h-Tagespegel), die dank der Geokodierung (fast) aller Zu- und Wegzugsad-
ressen möglich ist. Wie bereits in Abschnitt 7.2 ausgeführt, wurde hierbei zwischen vier Be-
lastungsklassen unterschieden. 
 
Bevor sämtliche im Rahmen der kommunenspezifischen Analyse herangezogenen Indikato-
ren getrennt nach diesen vier Fluglärmklassen49 betrachtet werden, seien zunächst die bei-
den regionalen Abgrenzungskriterien „Kommunenzugehörigkeit“ und „Fluglärmklassenzuge-
hörigkeit“ miteinander gekreuzt, um zu sehen, auf welche Pilotkommunen sich die innerdeut-
schen Wanderungsströme innerhalb einer Fluglärmklasse verteilen (vgl. Tabelle 22). 
 
 

                                                 
49 Wenn im Folgenden von „Fluglärmklasse“ gesprochen wird, ist damit stets die im Rahmen der Geo-
kodierung verwendete Einteilung (16h-Tagespegel, zur Verfügung gestellt vom Hessischen Lan-
desamt für Umwelt und Geologie (HLUG)) gemeint, nicht jedoch die zum Zwecke der Schichtung in 
den größeren Kommunen herangezogene grobe Einteilung der Adressen. 
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Tabelle 22: Fluglärmklassenspezifisches Wanderungsvolumen nach der kommu-
nalen Herkunft der wandernden Haushalte (Grundgesamtheit) 

unter 50 dB(A) 50 bis unter 55 dB(A) 55 bis unter 60 dB(A) 60 dB(A) und mehr

Darmstadt 36,3% 9,6% 8,2% 0,0%
Flörsheim 0,0% 0,4% 17,2% 32,0%
Kelsterbach 2,1% 3,3% 0,2% 0,0%
Mainz 56,5% 51,4% 19,9% 0,0%
Offenbach 5,1% 35,3% 54,5% 5,8%
Raunheim 0,0% 0,0% 0,0% 62,1%
insgesamt 100,0% 100,0% 100,0% 100,0%

Darmstadt 40,9% 11,1% 8,9% 0,0%
Flörsheim 0,0% 0,2% 17,1% 27,4%
Kelsterbach 2,7% 5,3% 0,3% 0,0%
Mainz 51,3% 48,6% 16,3% 0,0%
Offenbach 5,1% 34,7% 57,3% 6,0%
Raunheim 0,0% 0,0% 0,0% 66,5%
insgesamt 100,0% 100,0% 100,0% 100,0%

Zugezogene

Weggezogene

 
Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Tabelle 22 zufolge wird die unterste Fluglärmklasse schwerpunktmäßig von Haushalten ge-
bildet, die nach Darmstadt oder Mainz gezogen bzw. von dort weggezogen sind. In der Flug-
lärmklasse „50 bis unter 55 dB(A)“ stellt ebenfalls Mainz, jedoch gefolgt von Offenbach, die 
meisten Wandernden. Die dritte Fluglärmklasse wird von Offenbach dominiert, denn mehr 
als jeder zweite Zu- bzw. Weggezogene in dieser Klasse kommt bzw. kam aus Offenbach. 
Flörsheim und Raunheim schließlich bilden die Schwergewichte in der höchsten Fluglärm-
klasse, in der Darmstadt, Kelsterbach und Mainz überhaupt nicht vertreten sind. 
 
In Abbildung 32 sind die Ergebnisse für den Indikator „Migrationshintergrund“ dargestellt. 
Demnach sind in den beiden unteren Fluglärmklassen die Strukturen der Geburtsländer von 
Zu- und Weggezogenen fast deckungsgleich, zumindest in Bezug auf die hier herangezoge-
nen Merkmalsausprägungen. In der Fluglärmklasse „55 bis unter 60 dB(A)“ treten dagegen 
statistisch signifikante Strukturverschiebungen hervor. Der Anteil der in Deutschland Gebo-
renen ist unter den Zugezogenen signifikant geringer als unter den Weggezogenen. Bei den 
im Ausland (ohne Türkei) Geborenen verhält es sich umgekehrt. Ein qualitativ ähnliches, al-
lerdings weniger deutliches Ergebnis zeigt sich auch bei der obersten Fluglärmklasse. Auf-
grund der verhältnismäßig geringen Stichprobenumfänge in dieser Klasse in Verbindung mit 
den geringeren Abweichungen wird jedoch keine statistische Signifikanz erreicht. 
 
Bei der Gegenüberstellung des höchsten Schulabschlusses von Zu- und Weggezogenen tritt 
kein fluglärmkorreliertes Muster zutage (vgl. Abbildung 33). Gleichwohl gibt es durchaus sta-
tistisch signifikante Strukturunterschiede zwischen Zu- und Weggezogenen innerhalb einer 
Fluglärmklasse. Diese sind jedoch unsystematisch über die Fluglärmklassen verteilt. Auffällig 
ist dagegen, dass mit zunehmender Fluglärmintensität die Anteile höherer Schulabschlüsse 
(Abitur bzw. vergleichbare Abschlüsse) bei Zu- wie Weggezogenen zugunsten einfacherer 
Abschlüsse (Volks-/ Hauptschulabschluss, mittlere Reife) sichtbar abnehmen. 
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Abbildung 32: Vergleich des Migrationshintergrundes von volljährigen Zu- und Weg-
gezogenen 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Abbildung 33: Vergleich des höchsten Schulabschlusses von volljährigen Zu- und 

Weggezogenen 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
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Für den Indikator „höchster (beruflicher) Ausbildungsabschluss“ tritt dagegen ein fluglärmkor-
reliertes Muster hervor (vgl. Abbildung 34). Sowohl in den beiden unteren als auch in der 
höchsten Fluglärmklasse ist der Anteil der Akademiker unter den Weggezogenen statistisch 
signifikant höher als unter den Zugezogenen. In den beiden unteren Lärmklassen, die vor al-
lem von den Universitätsstädten Darmstadt und Mainz besetzt werden, dürfte sich dieses 
Phänomen vor allem auf die bereits mehrfach angesprochenen Bildungswanderungen zu-
rückführen lassen, worauf die im Vergleich zu den Weggezogenen höheren Anteile von noch 
in Ausbildung befindlichen Personen unter den Zugezogenen hindeuten. In der höchsten 
Lärmklasse, die schwerpunktmäßig von Flörsheim und Raunheim gebildet wird, steht dem 
anteilsmäßigen Nettoabfluss50 von Personen mit Hochschulabschluss dagegen ein anteils-
mäßiger Nettozustrom von Personen gegenüber, die überhaupt keinen bzw. keinen geläufi-
gen Berufsabschluss haben. 
 
Abbildung 34: Vergleich des höchsten (beruflichen) Ausbildungsabschlusses von voll-

jährigen Zu- und Weggezogenen 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Was für den Indikator „höchster (beruflicher) Ausbildungsabschluss“ zu beobachten ist, zeigt 
sich auch für das Merkmal „(letzte) berufliche Stellung“ (vgl. Abbildung 35). Die statistisch 
abgesicherte Strukturverschiebung zulasten der Angestellten in den unteren Fluglärmklassen 
erklärt sich vermutlich hauptsächlich durch Bildungswanderungen, während in der höchsten 
Fluglärmklasse dem anteilsmäßigen Nettowegzug der Angestellten ein anteilsmäßiger Net-
tozuzug von Arbeitern gegenübersteht, wobei allerdings nur Letztgenannter statistisch abge-
sichert ist. 
 
 
 
 
 

                                                 
50 Um zu beurteilen, ob es auch absolut zu einem Nettoabfluss kam, müssten die jeweiligen Anteile 
von Zu- und Weggezogenen mit den absoluten Wanderungszahlen multipliziert werden. 



 117

Abbildung 35: Vergleich der (letzten) beruflichen Stellung von volljährigen Zu- und 
Weggezogenen 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Was die soziale Stellung angeht, spielen Bildungswanderungen vermutlich in allen vier Flug-
lärmklassen eine wichtige Rolle – allerdings mit entgegen gesetztem Vorzeichen (vgl. 
Abbildung 36 und Abbildung 37). Während die beiden unteren und in Grenzen auch noch die 
dritte Fluglärmklasse Personen, die sich in Ausbildung befinden, per Saldo aufnehmen, gibt 
sie die höchste Lärmklasse per Saldo ab. Hier zeigt sich vermutlich die Sogwirkung der 
Hochschulstandorte Darmstadt, Mainz und Offenbach, deren Ausbildungsstätten Bildungs-
wanderer aus den Umlandgemeinden anziehen. Bezüglich der anderen Merkmale in den 
Abbildungen 36 und 38 gibt es in allen Fluglärmklassen keine erwähnenswerten statistisch 
signifikanten Strukturunterschiede zwischen Zu- und Weggezogenen. 
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Abbildung 36: Vergleich der sozialen Stellung von volljährigen Zu- und Weggezoge-
nen (Fluglärmklassen „unter 50 dB(A)“ und „50 bis unter 55 dB(A)“) 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
 
Abbildung 37: Vergleich der sozialen Stellung von volljährigen Zu- und Weggezoge-

nen (Fluglärmklassen „55 bis unter 60 dB(A)“ und „60 dB(A) und 
mehr“) 

(7%)

3%

22%

(7%)

(11%)

(51%)

(5%)

6%

16%

(7%)

(12%)

(55%)

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70%

arbeitslos gemeldet

in M utterschafts-,
Erziehungs-

urlaub, in Elternzeit

in Ausbildung

im Ruhestand

in Teilzeit
erwerbstätig

in Vo llzeit
erwerbstätig

Zugezogene Weggezogene

55 bis unter 60 dB(A)

 

(4%)

(4%)

7%

(7%)

(12%)

(64%)

(5%)

(6%)

14%

(8%)

(8%)

(56%)

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70%

arbeitslos gemeldet

in M utterschafts-,
Erziehungs-

urlaub, in Elternzeit

in Ausbildung

im Ruhestand

in Teilzeit
erwerbstätig

in Vollzeit
erwerbstätig

Zugezogene Weggezogene

60 dB(A) und mehr

 
Quelle: Eigene Berechnungen 
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Hinsichtlich der Anteile der Transferleistungsempfänger sind die Unterschiede zwischen Zu- 
und Weggezogenen in allen Fluglärmklassen gering und statistisch nicht signifikant 
(Abbildung 38). Dennoch fällt ein fluglärmkorreliertes Muster auf. Je stärker die Fluglärmbe-
lastung, desto größer sind die Anteile von Transferleistungsempfängern unter den Zu- und 
Weggezogenen. 
 
Abbildung 38: Vergleich des Anteils der Transferleistungsempfänger unter den Zu- 

und Weggezogenen 

(5%)

(4%)

(8%)

(5%)

(7%)

(6%)

(9%)

(9%)

0%

1%

2%

3%

4%

5%

6%

7%

8%

9%

10%

Z W Z W Z W Z W
unter 50 dB(A) 50 bis unter 55 dB(A) 55 bis unter 60 dB(A) 60 dB(A) und mehr

Z Z Z ZW    W    W    W

 
 
Quelle: Eigene Berechnungen 
 
 
Wie nicht anders zu erwarten, zeigen sich die voneinander abweichenden mittleren Netto-
einkommen der Zu- und Weggezogenen nicht nur auf der Ebene der Kommunen (vgl. 
Abbildung 31 in Abschnitt 9.2.2.1), sondern auch bei einer fluglärmklassenspezifischen Be-
trachtung (vgl. Abbildung 39). Bis auf die höchste und am schwächsten besetzte Fluglärm-
klasse sind die Unterschiede auch statistisch signifikant. In den von Darmstadt und Mainz 
dominierten unteren Fluglärmklassen dürften hierfür wiederum Bildungswanderungen aus-
schlaggebend sein, während in der vierten Klasse der Austauschprozess zwischen Ange-
stellten und Arbeitern hauptverantwortlich sein dürfte. In der dritten Fluglärmklasse wirken 
vermutlich mehrere Faktoren zusammen, über die an dieser Stelle jedoch nur gemutmaßt 
werden könnte. 
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Abbildung 39: Vergleich des mittleren Haushaltsnettoeinkommens von Zu- und Weg-
gezogenen (ohne Einkommensklasse „10.000 € und mehr“) 
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Quelle: Eigene Berechnungen 

9.2.3 Fazit 

Der Sozialstrukturvergleich zwischen Zu- und Weggezogenen lässt in der Tendenz durchaus 
ein fluglärmkorreliertes Muster erkennen. Je stärker fluglärmbelastet ein Gebiet ist, desto 
eher ziehen Personen mit Migrationshintergrund, geringer Qualifizierte und Arbeiter zu als 
weg. So gibt es im vergleichsweise stark fluglärmbelasteten Raunheim Anhaltspunkte für ei-
nen wanderungsbedingten Wandel der Sozialstruktur, der sich aufgrund der geringen Stich-
probenumfänge allerdings nicht für jedes Merkmal statistisch absichern lässt. In den größe-
ren und gemeinhin eher weniger stark fluglärmbelasteten Kommunen dürfte das Wande-
rungsgeschehen dagegen vor allem durch Bildungswanderungen geprägt sein. 
 
Die Strukturunterschiede zwischen Zu- und Weggezogenen sind jedoch nicht besonders 
stark ausgeprägt. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass das Wanderungsgeschehen 
nur ein, allerdings nicht unwichtiger Faktor ist, der die Sozialstruktur in einer Kommune bzw. 
in einem Wohngebiet beeinflusst. Insofern reicht der hier angestellte Strukturvergleich zwi-
schen Zu- und Weggezogenen, zumal er sich nur auf Anteile und nicht auf Absolutzahlen 
bezog, nicht aus, um Veränderungen der Sozialstruktur in der jeweiligen Kommune ableiten 
zu können. Erst eine längerfristige Beobachtung im Zusammenhang mit anderen Indikatoren 
könnte belastbare Aussagen zur Frage eines fluglärminduzierten Wandels ermöglichen. 
 
Was die (kausale) Fluglärmabhängigkeit des Wanderungsgeschehens anbelangt, ist zu be-
rücksichtigen, dass bisher nur bivariate Zusammenhänge berücksichtigt wurden. Das Wan-
derungsgeschehen ist in der Realität allerdings multifaktoriell bedingt, d.h. dass unter den 
möglichen Wanderungsmotiven der Fluglärm nur eines unter vielen ist. Es ist daher nicht 
auszuschließen, dass die dargestellte Fluglärmkorreliertheit des Wanderungsgeschehens 
nur eine Scheinkorrelation darstellt und für die strukturellen Unterschiede zwischen Zu- und 
Weggezogenen in fluglärmbelasteten Gebieten andere Faktoren verantwortlich sind. Eine 
multivariate Analyse kann durch den Einbezug anderer Faktoren neben dem Fluglärm etwai-
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ge Scheinkorrelationen zwischen dem Fluglärm und dem Wanderungsgeschehen identifizie-
ren und sollte deshalb angestrebt werden. Doch auch multivariate Analysemethoden sind 
nicht in der Lage, kausale Abhängigkeiten im mathematisch-naturwissenschaftlichen Sinne 
zu beweisen. Dies liegt zum einen an der stichprobenimmanenten Unsicherheit der Befra-
gungsergebnisse, zum anderen daran, dass auch in eine multivariate Analyse nur operatio-
nalisierbare Einflussfaktoren einbezogen werden können. Und zu guter Letzt ist es in den 
Sozialwissenschaften anders als in den Naturwissenschaften nicht möglich, kontrollierte Ex-
perimente durchzuführen, was im vorliegenden Fall darauf hinausliefe, die Sozialstrukturent-
wicklung mit und ohne Flughafen bzw. Fluglärm miteinander vergleichen zu wollen. Kurzum, 
auch eine aufwändige multivariate Auswertung des vorliegenden Datensatzes wäre nicht völ-
lig davor gefeit, nur Scheinkorrelationen aufzudecken. 

9.3 Motive der weggezogenen Haushalte 

9.3.1 Ausgewählte Ergebnisse 

Abbildung 40 stellt die drei wichtigsten Gründe der weggezogenen Haushalte für ihren Woh-
nungsauszug dar. Aus Gründen der Übersichtlichkeit wurden dabei nicht-flughafenbezogene 
Auszugsgründe in der Sammelkategorie „andere Gründe“ zusammengefasst. 
 
Abbildung 40: Die drei wichtigsten Auszugsgründe der weggezogenen Haushalte 

nach der Wegzugskommune 

4%

18%
27%

47%

6%
14%

4% 6% 5%
12%16% 13%

36%
48%

4%

6%

5% 4%

7%

4%99%97%95%

67%

43%

92%89%
79%

98%95%92% 95%
86%81% 86%

60%
48%

7%

78%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23

Fluglärm Flughafenausbau Angst vor Flugzeugabstürzen andere Gründe

Darmstadt KelsterbachFlörsheim Mainz Offenbach Raunheim
1. 1. 1. 1. 1. 1.2. 2. 2. 2. 2. 2.3. 3. 3. 3. 3. 3.

 
 
Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Demnach haben flughafenbezogene Auszugsgründe (Fluglärm, Flughafenausbau und Angst 
vor Flugzeugabstürzen über dem Wohngebiet) in den einzelnen Kommunen eine unter-
schiedlich starke Bedeutung. Während die als negativ empfundenen Begleiterscheinungen 
des Flughafenbetriebs in Darmstadt und Mainz fast nie wichtigster und damit wohl fast nie 
ausschlaggebender Auszugsgrund sind, nehmen sie in Flörsheim und Raunheim ein Ge-
wicht von 22% bzw. 14% unter allen Auszugsgründen ein. Allen Kommunen gemeinsam ist 
dagegen das Phänomen, dass der Flughafenbetrieb als Auszugsgrund auf den nachfolgen-
den Rängen an Bedeutung gewinnt. So war beispielsweise bei mehr als jedem zweiten 
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Haushalt mit mindestens drei genannten Auszugsgründen, der im vergangenen Jahr aus 
Flörsheim oder Raunheim weggezogen ist, der Flughafenbetrieb das drittwichtigste Aus-
zugsmotiv. Was das Verhältnis der flughafenbezogenen Auszugsgründe untereinander an-
geht, so dominiert eindeutig der Fluglärm. Der geplante Flughafenausbau mit seinen Folgen 
spielt dagegen nur in Flörsheim und Kelsterbach eine nennenswerte Rolle, während die 
Angst vor Flugzeugabstürzen über dem Wohngebiet nur in sehr wenigen Ausnahmefällen zu 
den wichtigsten Auszugsgründen gehört. 
 
Gruppiert man die weggezogenen Haushalte nicht nach ihrer ehemaligen Kommunenzuge-
hörigkeit, sondern nach der Fluglärmbelastung in ihren Auszugswohnungen, gelangt man zu 
Abbildung 41. 
 
Abbildung 41: Die drei wichtigsten Auszugsgründe der weggezogenen Haushalte 

nach der Fluglärmbelastung der alten Wohnung 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Wie zu erwarten, steigt die Wahrscheinlichkeit eines flughafeninduzierten Auszugs mit dem 
Ausmaß der Fluglärmbelastung der alten Wohnung. So ist in schwach fluglärmbelasteten 
Gebieten nur etwa einer von 100 Auszügen auf die Auswirkungen des Flughafenbetriebs zu-
rückzuführen. In vergleichsweise stark fluglärmbelasteten Gebieten, wie sie schwerpunkt-
mäßig in Flörsheim und Raunheim zu finden sind, ist dagegen mehr als jeder neunte Auszug 
hauptsächlich flughafenbedingt. 
 
Im Fragebogen wurden die Angeschriebenen unter anderem gebeten, anhand einer vorge-
gebenen Liste von Aspekten ihr altes Wohnumfeld mit dem heutigen zu vergleichen. In 
Abbildung 42 ist das Ergebnis dieses Vergleichs zunächst für den Aspekt „Allgemeine Lärm-
belästigung tagsüber“51 aufgeführt. 
 

                                                 
51 Die Auswertungsergebnisse für die ebenfalls im Fragebogen berücksichtigte Variable „Allgemeine 
Lärmbelästigung nachts“ sind fast identisch. 
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Abbildung 42: Vergleich des früheren mit dem heutigen Wohnumfeld aus Sicht der 
weggezogenen Angeschriebenen für den Aspekt „Allgemeine Lärmbe-
lästigung tagsüber“ 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Auffällig ist in Abbildung 42 weniger der Umstand, dass der Anteil derjenigen, die ihrem alten 
Wohnumfeld gegenüber ihrem neuen eine höhere allgemeine Lärmbelästigung attestieren, 
mit zunehmender Fluglärmbelastung ansteigt. Auffällig ist vielmehr, dass auch in der am we-
nigsten fluglärmbelasteten Zone nur 11% der Weggezogenen ihr altes Wohnumfeld für ruhi-
ger als ihr neuen Wohnumfeld halten. 57% kommen dagegen zu einer gegenteiligen Ein-
schätzung. Dies deutet darauf hin, dass die sechs hier betrachteten Flughafenanrainerkom-
munen generell als vergleichsweise laut empfunden werden, nicht nur aufgrund des Flug-
lärms, sondern auch aufgrund anderer Lärmemissionsquellen wie beispielsweise des Stra-
ßenverkehrs. 
 
Ein interessantes Ergebnis liefert ein fluglärmklassenspezifischer Wohnumfeldvergleich für 
kommunale Infrastrukturvariablen bzw. für Aspekte des Wohnumfelds, auf die kommunalpoli-
tisch eingewirkt werden kann (vgl. Abbildung 43 und Abbildung 44). Abbildung 43 stellt das 
Ergebnis dieses Vergleichs für Angeschriebene dar, deren frühere Wohnung in einem ver-
hältnismäßig stark fluglärmbelasteten Wohngebiet (60 dB(A) und mehr) lag. Demnach ist der 
Anteil derjenigen, die ihr heutiges Wohnumfeld verglichen mit ihrem alten als besser einstu-
fen, bis auf eine Ausnahme („Anbindung an Schienenverkehr“) regelmäßig höher als der An-
teil derjenigen, die ihrem alten Wohnumfeld den Vorzug geben. Besonders hoch sind die 
Diskrepanzen bei den Merkmalen „Kulturelles Angebot“, „Bildungsangebot“, „Betreuungsein-
richtungen für Kinder“, „Sicherheit bzw. Schutz vor Kriminalität“ und „Sauberkeit“. Befragt 
man dagegen die Weggezogenen aus eher schwach fluglärmbelasteten Gebieten, ist das 
Gesamtbild durchaus heterogener und für die Herkunftskommune nicht mehr so nachteilig 
(vgl. Abbildung 44). Es gibt zwar auch Aspekte, bei denen anteilig mehr weggezogene An-
geschriebene ihr heutiges Wohnumfeld für besser als ihr früheres erachten (z.B. „Sicherheit 
bzw. Schutz vor Kriminalität“, „Parkplatzsituation“ und „Sauberkeit“). Umgekehrt gibt es aber 
auch Wohnumfeldmerkmale wie beispielsweise „Einkaufsmöglichkeiten“, „gesundheitliches 
Versorgungsangebot“ und „Bildungsangebot“, bei denen der Anteil derjenigen, die ihr 
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Abbildung 43: Vergleich des früheren mit dem heutigen Wohnumfeld aus Sicht der 
aus vergleichsweise stark fluglärmbelasteten Wohngebieten (60 dB(A) 
und mehr) weggezogenen Angeschriebenen für ausgewählte Aspekte 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
 
Abbildung 44: Vergleich des früheren mit dem heutigen Wohnumfeld aus Sicht der 

aus vergleichsweise schwach fluglärmbelasteten Wohngebieten (unter 
50 dB(A)) weggezogenen Angeschriebenen für ausgewählte Aspekte 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
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früheres Wohnumfeld für überlegen halten, den Anteil derjenigen übersteigt, die zum gegen-
teiligen Ergebnis kommen. 
 
Diese Beobachtung legt die These nahe, dass verhältnismäßig stark fluglärmbelastete Ge-
biete auch in infrastruktureller Hinsicht und im Hinblick auf weichere Standortfaktoren wie 
beispielsweise Sauberkeit gegenüber anderen Wohnstandorten benachteiligt sind. Auch 
wenn es auf der Basis des aktuellen Wissens- und Untersuchungsgegenstandes nicht an-
gemessen wäre, allein aus dieser Beobachtung konkrete Handlungsempfehlungen für die 
kommunale (Infrastruktur-) Politik in den betreffenden Kommunen abzuleiten, so sollte das 
Ergebnis des Wohnumfeldvergleichs nach Auffassung der Gutachter dennoch als Anlass für 
weitere Nachforschungen sowie als Diskussionsanstoß aufgenommen werden. Denn es dür-
fe unstrittig sein, dass Wohngebiete, die fluglärmbedingt ohnehin schon einen Standortnach-
teil haben, nur dann attraktiv bleiben können, wenn dem fluglärmbedingten Standortnachteil 
zur Kompensation Standortvorteile gegenübergestellt werden. 
 
Im Motivteil des Fragebogens wurde auch nach weiteren Umzugsabsichten gefragt. Dem-
nach wollen hochgerechnet 54,9% der weggezogenen Angeschriebenen aus heutiger Sicht 
dauerhaft in ihrem jetzigen Wohnort wohnen bleiben. Alle anderen wurden danach gefragt, 
ob sie sich eine Rückkehr in ihre alte Kommune vorstellen könnten. Die Ergebnisse dieser 
Befragung veranschaulicht Abbildung 45, in der die kleinen Kommunen aufgrund geringer 
Fallzahlen zusammengefasst wurden. 
 
Abbildung 45: Weggezogene Angeschriebene, die grundsätzlich weiterhin umzugsbe-

reit sind, nach ihrer Absicht bzw. ihrem Plan, wieder in ihre ehemalige 
Kommune zurückzukehren 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
So schließt von den aus Darmstadt und Mainz weggezogenen Angeschriebenen fast ein 
Viertel eine Rückkehr kategorisch aus, während es in Offenbach und in den drei kleinen Pi-
lotkommunen fast jeder Zweite ist. Abbildung 45 ist ferner zu entnehmen, dass nur die we-
nigsten der Rückkehrwilligen bzw. -bereiten zeitlich konkrete Rückkehrabsichten haben. 
 
Diejenigen Weggezogenen, die zwar grundsätzlich weiterhin umzugsbereit sind, eine Rück-
kehr in ihre Herkunftskommune allerdings definitiv ausschließen, wurden daraufhin gefragt, 
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ob der Grund hierfür die Fluglärmbelastung ihrer Herkunftskommune ist. Hochgerechnet we-
niger als jeder zehnte aus Darmstadt oder Mainz weggezogene Angeschriebene bejaht die-
se Frage (vgl. Abbildung 46). In Offenbach ist es dagegen schon jeder Fünfte, in den kleinen 
Kommunen sind es sogar vier von zehn. 
 
Abbildung 46: Weggezogene Angeschriebene, die grundsätzlich weiterhin umzugsbe-

reit sind, eine Rückkehr in ihre ehemalige Kommune jedoch ausschlie-
ßen, nach ihren Gründen 
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Quelle: Eigene Berechnungen 

9.3.2 Fazit 

Ob der Flughafenbetrieb, insbesondere der damit einhergehende Fluglärm, ein Wegzugs-
grund ist, hängt entscheidend davon ab, wie stark fluglärmbelastet die alte Wohnung war. 
Trotz starker kommunaler Unterschiede deutet die Wanderungsmotivbefragung darauf hin, 
dass Fluglärm dabei selten der wichtigste und damit wohl auch selten der ausschlaggebende 
Auszugsgrund ist, er aber auf den nachfolgenden Rängen zunehmend an Gewicht gewinnt. 
 
Ferner konnte anhand eines Wohnumfeldvergleichs, um den die Befragten gebeten wurden, 
die Interpretation abgeleitet werden, dass vergleichsweise stark fluglärmbelasteten Gebieten 
gegenüber schwach fluglärmbelasteten Gebieten neben dem Fluglärm auch weitere Stand-
ortnachteile insbesondere im Hinblick auf die kommunale Infrastruktur angelastet werden. 
Um kommunalen Handlungsbedarf zur Erhöhung der Attraktivität fluglärmbelasteter Wohn-
gebiete abzuleiten, sind jedoch weitergehende Untersuchungen notwendig. 
 
Schließlich konnte die Untersuchung Indizien dafür bringen, dass Weggezogene, die einem 
erneuten Umzug nicht ablehnend gegenüber stehen, eine Rückkehr in ihre alte Kommune al-
lerdings ausschließen, ihre Haltung je nach Herkunftskommune unterschiedlich begründen. 
Während diese Entscheidung in den größeren Kommunen, insbesondere in Darmstadt und 
Mainz, in der weit überwiegenden Zahl der Fälle nicht am dortigen Fluglärm liegt, gibt in den 
kleinen Kommunen knapp jeder Zweite Fluglärm als ausschlaggebenden Grund für den Aus-
schluss einer Rückkehr an. 
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9.4 Motive der zugezogenen Haushalte 

9.4.1 Ausgewählte Ergebnisse 

Können bei Weggezogenen die negativen Auswirkungen des Flughafenbetriebs umzugsre-
levant sein, sind es bei den Zugezogenen die positiven Begleiterscheinungen, die Personen 
und Haushalte veranlassen können, ihren Lebensmittelpunkt in die Nähe des Flughafens zu 
verlegen. Unter den positiven Effekten des Flughafens ist an erster Stelle seine Rolle als be-
deutender Arbeitgeber und wesentlicher Wirtschafts- und Wachstumsfaktor der umliegenden 
Kommunen zu nennen. Dabei stellt der Flughafen nicht nur direkt vor Ort Arbeitsplätze in 
großer Zahl zur Verfügung (z.B. Flug- und Bodenpersonal), sondern erzeugt über seine Rolle 
als Wirtschafts- und Wachstumsfaktor durch Multiplikatorenprozesse auch eine Arbeitskräf-
tenachfrage in anderen Wirtschaftszweigen, beispielsweise im Hotelgewerbe und im Einzel-
handel. Anders als Arbeitsplätze direkt am Flughafen lassen sich jedoch Arbeitsplätze, die 
durch Multiplikatorenprozesse in anderen Wirtschaftszweigen entstanden sind, i.d.R. kaum in 
eine eindeutige Beziehung zum Flughafen bringen. Ob und inwieweit beispielsweise ein be-
stimmter Arbeitsplatz im Einzelhandel einer Kommune im Flughafenumfeld auf den Flugha-
fenbetrieb zurückzuführen ist, entzieht sich gewöhnlich einer Beurteilung. Vor diesem Hinter-
grund ist auch das den zugezogenen Haushalten vorgeschlagene Auszugsmotiv „neuer Ar-
beitsplatz (von mir/von einem mit mir umgezogenen Haushaltsmitglied), aber nicht am Flug-
hafen Frankfurt“ zu sehen, denn möglicherweise existiert ein solcher Arbeitsplatz nur auf-
grund des Flughafenbetriebs, ohne dass diese Kausalität nachweisbar wäre. Dieses Motiv 
sowie das Motiv „neuer Arbeitsplatz (von mir/von einem mit mir umgezogenen Haushaltsmit-
glied) am Flughafen Frankfurt“ werden in Abbildung 47 zusammen mit allen anderen Aus-
zugsgründen als Sammelkategorie entsprechend ihrer quantitativen Bedeutung als wichtigs-
ter, zweitwichtigster oder drittwichtigster Auszugsgrund veranschaulicht. 
 
Abbildung 47: Die drei wichtigsten Auszugsgründe der zugezogenen Haushalte nach 

der Zuzugskommune 
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Demnach war unter den im Jahr 2007 zugezogenen Haushalten in 15% (Flörsheim) bis 33% 
(Kelsterbach) der Fälle ein neuer Arbeitsplatz wichtigster Auszugsgrund52. Die neuen Ar-
beitsplätze der nach Darmstadt, Flörsheim, Mainz und Offenbach Gezogenen liegen in der 
überwiegenden Zahl nicht direkt am Flughafen. In Kelsterbach und Raunheim jedoch hat 
mehr als jeder zweite Arbeitsplatzwanderer eine neue Stelle am Flughafen angetreten. Kels-
terbach und Raunheim scheinen daher attraktive Wohnorte für Haushalte zu sein, in denen 
(mindestens) ein Haushaltsmitglied am Flughafen zu arbeiten anfängt. 
 
Wie bereits an früherer Stelle erwähnt (vgl. Abschnitt 7.4.2.2), müssen die Motive für einen 
Auszug nicht hinreichend für die getroffene Wohnortentscheidung sein. Gerade beispielswei-
se Personen bzw. Haushalte, die arbeitsplatzbedingt umziehen, sind meist nicht von vorn-
herein auf einen bestimmten Wohnort festgelegt. Vielmehr kommen für sie grundsätzlich 
mehrere Wohnorte in der Umgebung der neuen Arbeitsstelle infrage. Die Wahl des neuen 
Wohnorts ist in diesem Fall eine vom Auszugsbeschluss losgelöste Entscheidung. Umge-
kehrt kann es jedoch auch Fälle geben, in denen von vornherein eine Festlegung auf den 
neuen Wohnort gegeben ist, beispielsweise wenn Eltern im Alter zu ihren Kindern ziehen. Mit 
Blick auf diese Zusammenhänge wurden die angeschriebenen Haushalte gefragt, ob auch 
bei Ihnen die Wohnortentscheidung losgelöst von der Auszugsentscheidung war. Hochge-
rechnet 71,2% bejahten diese Frage. Diese Untergruppe wurde daher gebeten, aus einer 
vorgegebenen Liste diejenigen Gründe zu benennen, die für ihre Wohnortwahl entschei-
dungsrelevant waren. Die Ergebnisse dieser Analyse gibt Abbildung 48 wieder, wobei die 
Anteilswerte für die drei kleinen Pilotkommunen vor allem bei Gründen auf dem zweiten und 
erst recht dritten Rang fallzahlbedingt mit einem nicht unerheblichen Maß an Unsicherheit 
behaftet sind. 
 
Abbildung 48: Die drei wichtigsten Gründe der zugezogenen Haushalte für die getrof-

fene Wohnortwahl nach der Zuzugskommune 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 

                                                 
52 Auf den nachfolgenden Rängen in Abbildung 42 nimmt die Bedeutung des Arbeitsplatzes als Aus-
zugsmotiv erwartungsgemäß ab. 
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Abbildung 48 zufolge entschieden sich die zugezogenen Haushalte in 25% (Flörsheim) bis 
52% (Mainz) der Fälle wegen der Arbeitsplatznähe für ihren derzeitigen Wohnort. Beachtlich 
ist ferner, dass ein wahrnehmbarer Anteil der Zugezogenen ihren Wohnort deshalb wählte, 
weil der Flughafen Frankfurt für Flüge (Dienstreisen, Urlaubsflüge und sonstige private Flü-
ge) schnell zu erreichen ist. Besonders in Kelsterbach scheint die schnelle Anbindung an 
den Flugverkehr ein Standortvorteil zu sein, denn für immerhin fast jeden zwölften im Jahr 
2007 zugezogenen Haushalt war die Flughafennähe wichtigster Grund für die getroffene 
Wohnortentscheidung. 
 
Eine Frage von hohem Interesse ist die, ob das Ausmaß der Fluglärmbelastung bei der 
Wohnungswahl im Rahmen des Entscheidungsprozesses eine Rolle spielte. Wie Abbildung 
49 belegt, blieben Fluglärmaspekte selbst bei Zuzügen in verhältnismäßig stark belastete 
Gebiete mehrheitlich bei der Entscheidungsfindung unberücksichtigt. 
 
Abbildung 49: Entscheidungsrelevanz von Fluglärm bei der Wohnungswahl 
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Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Wie die weggezogenen wurden auch die zugezogenen Angeschriebenen nach weiteren Um-
zugsabsichten bzw. -plänen befragt (vgl. Abbildung 50). Demnach hat ein Viertel bis knapp 
über ein Drittel der Zugezogenen derzeit keine Umzugsabsichten bzw. -pläne, sondern will 
aus heutiger Sicht dauerhaft in ihren jetzigen Wohnungen wohnen bleiben. Dagegen plant 
etwa jeder Fünfte einen Umzug bereits innerhalb der nächsten zwölf Monate. Auffallend 
hoch ist in Kelsterbach und Raunheim der Anteil derer, die noch nicht wissen bzw. noch nicht 
darüber nachgedacht haben, ob sie dauerhaft in ihren jetzigen Wohnungen wohnen bleiben 
möchten. 
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Abbildung 50: Umzugsabsichten bzw. -pläne der zugezogenen Angeschriebenen 

31% 31%
37%

25% 27% 27%

20%
13% 22% 20% 24%

27%
30% 16%

35%
27%

13%

10%
8%

4%

7%

7%

6%

12%
19%

27%

11%
18%

31%

16%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

Darmstadt Flörsheim Kelsterbach Mainz Offenbach Raunheim

keine Umzugsabsichten bzw. -pläne Umzug innerhalb der nächsten 12 Monate
Umzug innerhalb der nächsten 5 Jahre Umzug frühestens in 5 Jahren
weiß nicht

 
Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Diejenigen, die die Frage nach einer dauerhaften Bleibeabsicht in ihren jetzigen Wohnungen 
nicht bejaht haben, wurden weiter gefragt, ob für sie ein innerstädtischer Umzug in Betracht 
käme. Die (hochgerechneten) Antworten hierauf veranschaulicht Abbildung 51, in der die 
kleinen Kommunen fallzahlbedingt zusammengefasst sind. 
 
Abbildung 51: Umzugsbereite zugezogene Angeschriebene nach der Vorstellbarkeit 

eines innerstädtischen Umzugs 
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Für 72% der grundsätzlich umzugsbereiten Angeschriebenen, die nach Darmstadt gezogen 
sind, ist ein innerstädtischer Umzug vorstellbar bzw. sogar konkret geplant bzw. beabsichtigt. 
In Mainz beträgt der Anteil sogar 78%. In Offenbach und den drei kleinen Pilotkommunen 
plant bzw. beabsichtigt dagegen etwa jeder Zweite einen Wegzug. 
 
Bei den Wegzugswilligen stellt sich im Hinblick auf den Untersuchungsgegenstand die Fra-
ge, ob für den geplanten bzw. beabsichtigten Wegzug das Ausmaß der Fluglärmbelastung 
ausschlaggebend ist. Wie Abbildung 52 ausweist, ist der Wegzugsplan bzw. die Wegzugs-
absicht in Darmstadt und Mainz nur in Ausnahmefällen fluglärmbegründet. Unter den nach 
Offenbach Zugezogenen, die einen Wegzug planen bzw. beabsichtigen, nennt dagegen et-
wa jeder Fünfte Fluglärm als den ausschlaggebenden Grund. In den drei kleinen Kommunen 
ist es sogar fast jeder Zweite, der einen Wegzug aufgrund der Fluglärmbelastung plant bzw. 
beabsichtigt. 
 
Abbildung 52: Wegzugswillige zugezogene Angeschriebene nach ihren Gründen 
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Quelle: Eigene Berechnungen 

9.4.2 Fazit 

Die Motivanalyse der Zugezogenen hat Indizien dafür geliefert, dass in etwa einem von vier 
Fällen ein neuer Arbeitsplatz das wichtigste Motiv für den Auszug aus der alten Wohnung 
war. Unter den nach Kelsterbach und Raunheim zugezogenen Arbeitsplatzwechslern hat so-
gar etwa jeder Zweite eine neue Stelle im Flughafenbereich angetreten. Unter denjenigen 
zugezogenen Haushalten, die nicht von vornherein auf eine bestimmte Kommune fixiert wa-
ren, entschieden sich je nach Zuzugskommune zwischen 25% und 50% aufgrund der räum-
lichen Nähe zum Arbeitsplatz für ihren derzeitigen Wohnort. Erwähnenswert ist auch, dass 
die schnelle Anbindung an den Flugverkehr durchaus ein Motiv dafür ist, in eine der Pilot-
kommunen zu ziehen. 
 
Auffällig ist, dass selbst in verhältnismäßig stark fluglärmbelasteten Wohngebieten nur bei 
etwa jedem vierten zugezogenen Haushalt das Ausmaß der Fluglärmbelastung ein entschei-
dungsrelevanter Faktor bei der Wohnungssuche war. Demgegenüber zeigt sich in den Un-
tersuchungsergebnissen dann eine starke Fluglärmabhängigkeit, wenn Zugezogene, die ei-
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nen Wegzug planen bzw. beabsichtigen, nach ihren Gründen hierfür gefragt werden. Wäh-
rend in Darmstadt und Mainz Fluglärm in noch nicht einmal einem von zehn Fällen aus-
schlaggebend für den Wegzugsplan bzw. die Wegzugsabsicht ist, sind es in den kleinen und 
gemeinhin stärker fluglärmbelasteten Kommunen annähernd 50%. Ob und wann solche Um-
zugsabsichten tatsächlich realisiert werden, ist natürlich eine offene Frage. Aber die Flug-
lärmbelastung scheint solche Überlegungen bei einem relevanten Teil der Befragten anzu-
stoßen. 
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10 Synthese und grundsätzliche Empfehlungen 
Die Pilotphase zum Sozialmonitoring im Umfeld des Flughafen Frankfurt/Main hat vor allen 
Dingen methodisch, aber bereits auch thesenartig und inhaltlich wichtige Erkenntnisse ge-
bracht, die eine Ausweitung und Fortführung des Sozialmonitorings im Umfeld des Flugha-
fens Frankfurt erfolgversprechend erscheinen lassen. 
 
So konnte eine erste orientierende sozialwissenschaftliche Analyse der Kontextindikatoren 
zeigen, dass sich daraus erste Thesen zu Zusammenhängen zwischen Lärmbelastung und 
Sozialstruktur andeuten. Belastbare sozialwissenschaftliche Aussagen lassen sich aber erst 
auf Grundlage von Zeitreihen machen. Die kartographische Auswertung der erhobenen Indi-
katoren lässt räumliche Muster und deutliche Unterschiede innerhalb und zwischen den 
Kommunen erkennen. Die Wanderungsmotivbefragung deckte darüber hinaus auf, dass es 
Anhaltspunkte für eine wanderungsbedingte Sozialstrukturverschiebung in Abhängigkeit der 
Fluglärmbelastung gibt. Daneben konnte sie belegen, dass die positiven wie negativen Aus-
wirkungen des Flughafenbetriebs Wanderungsbewegungen auslösen. 
 
Gewiss müssen diese Ergebnisse vor dem Hintergrund eines nur einjährigen Untersu-
chungszeitraums betrachtet werden. Kontextindikatoren entfalten ihre Aussagefähigkeit oh-
nehin nur in Zeitreihen und die Ergebnisse der Wanderungsmotivbefragung sind stichpro-
benimmanent mit einem gewissen Maß an Unsicherheit behaftet. Gerade deshalb und ins-
besondere im Hinblick auf den geplanten Flughafenausbau mit all seinen Folgen wird von 
gutachterlicher Seite eine Fortführung des Sozialmonitorings über die Pilotphase hinaus an-
geraten. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass sich Veränderungen der Sozialstruktur 
gewöhnlich langsam und schleichend vollziehen, wodurch ohne ein regelmäßiges Monitoring 
die Gefahr besteht, dass sich abzeichnende Verwerfungen nicht oder zu spät wahrgenom-
men werden. Als aktuelle Beispiele seien hier der Klimawandel und die demographische Al-
terung und damit zwei Entwicklungen angeführt, die sich schon seit vielen Jahren kaum 
merklich vollziehen, die aber erst in den letzten Jahren zunehmend ins Bewusstsein von Me-
dien, Öffentlichkeit und Politik getreten sind. 
 
Die Empfehlung einer Fortführung des Sozialmonitorings erstreckt sich auf beide Säulen des 
Sozialmonitorings, d.h. auf die Erhebung der Kontextindikatoren und auf die Wanderungsmo-
tivbefragung. Wie gerade erwähnt, entfalten Kontextindikatoren ihre Wirkung ohnehin erst als 
Zeitreihe, wozu es regelmäßiger Messungen bedarf. Die Wanderungsmotivbefragung ist da-
gegen als wichtige Ergänzung der Indikatorenanalyse zu sehen, da sie quasi als „Frühwarn-
system“ fungiert. Sie kann Entwicklungen, die sich in den Kontextindikatoren erst zeitversetzt 
nach Jahren niederschlagen, frühzeitig anzeigen, auch wenn sie dies nur für die Bevölke-
rungsuntergruppe der Zu- und Weggezogenen vermag. Darüber hinaus stellt die Wande-
rungsmotivbefragung anders als Kontextindikatoren handlungsorientierte Informationen zu 
Wanderungsmotiven und zu weiteren Umzugsabsichten bereit. 
 
Gewiss darf ein Sozialmonitoring nicht mit unerfüllbaren und überzogenen Erwartungen ge-
rade im Hinblick auf den Einfluss des Flughafenbetriebs auf die Sozialstrukturen der Anrai-
nerkommunen überfrachtet werden. Wie jede sozialwissenschaftliche Analyse vermag auch 
ein methodisch noch so ausgereiftes und qualitativ hochwertiges Sozialmonitoring keine 
kausalen Abhängigkeiten zwischen Fluglärm und etwaigen Verschiebungen der Sozialstruk-
tur aufzudecken. Einen Beweis über die tatsächlichen Auswirkungen des Flughafens Frank-
furt auf die Sozialstrukturen der umliegenden Kommunen im mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Sinne kann und darf von einem Sozialmonitoring nicht erwartet werden. Insofern 
taugen empirische Ergebnisse, die sich im Laufe der Zeit womöglich einstellen werden, nur 
bedingt als „scharfe Munition“ für Flughafengegner oder -befürworter. Ein Sozialmonitoring 
kann aber durchaus dazu beitragen, die Diskussionsprozesse um den Flughafen auf ein so-
lides statistisches Fundament zu stellen und dadurch zu versachlichen. Kurzum, die wesent-
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liche Funktion eines Sozialmonitorings ist die Herstellung von Transparenz, nicht jedoch der 
unumstößliche Nachweis kausaler Abhängigkeitsstrukturen. 
 
Damit eine (nahezu) lückenlose Transparenz tatsächlich hergestellt werden kann, muss eine 
gewisse Regelmäßigkeit bei der Durchführung des Sozialmonitorings gegeben sein. Was 
den Turnus angeht, sollten Kontextindikatoren jährlich erhoben werden, zumal sich der Er-
hebungsaufwand i.d.R. in Grenzen hält. Bei der ungleich aufwändigeren Wanderungsmotiv-
befragung ist es dagegen ausreichend, jede Kommune im Wechsel wenigstens alle zwei 
Jahre einzubeziehen. Bei Bedarf wie etwa der Inbetriebnahme einer neuen Landebahn kann 
eine Motivbefragung durchaus auch jährlich sinnvoll sein. Der zweijährige Turnus sollte aus 
gutachterlicher Sicht in jedem Fall nicht verlängert werden, da die Wanderungsmotivbefra-
gung dadurch ihrer Funktion als „Frühwarnsystem“ beraubt wird. 
 
Was den Untersuchungsraum angeht, wird im Hinblick auf die vermuteten Zusammenhänge 
mit der Lärmbelastung eine Berücksichtigung aller Kommunen vorgeschlagen, die innerhalb 
eines Bereiches Leq ≥ 55 dB(A) tags bzw. ≥ 50 dB(A) nachts gemäß den Lärmkarten des 
RDF liegen. Konkret handelt es sich dabei um folgende 22 Kommunen: 
 
• Bischofsheim 
• Büttelborn 
• Darmstadt 
• Flörsheim am Main 
• Frankfurt am Main 
• Ginsheim-Gustavsburg 
• Griesheim 
• Groß-Gerau 
• Hattersheim am Main 
• Heusenstamm 
• Hochheim am Main 
• Kelsterbach 
• Mainz 
• Mörfelden-Walldorf 
• Nauheim 
• Neu-Isenburg 
• Offenbach am Main 
• Raunheim 
• Rüsselsheim 
• Trebur 
• Weiterstadt 
• Wiesbaden 

 
Dass ein Vergleichsraum aus methodischer Sicht sinnvoll ist, um einschätzen zu können, ob 
und inwieweit sich die Entwicklungen im Untersuchungsraum von denen in anderen Räumen 
unterscheiden, bedarf keiner weiteren Erläuterung. Im konkreten Fall wird vorgeschlagen die 
Region Südhessen/Regierungsbezirk Darmstadt als Vergleichsraum zu nutzen. Dies wird 
wie folgt begründet: Der Vergleichsraum 
 

1. hat einerseits grundsätzlich ähnliche wirtschaftliche und soziale Strukturen wie der Un-
tersuchungsraum, 

2. beinhaltet zwar den Untersuchungsraum, ist insgesamt aber groß genug und wird von 
so vielfältigen Einflüssen geprägt um sicherzustellen, dass nicht im Vergleichraum ex-
akt die gleichen Bedingungen herrschen wie im Untersuchungsraum, 

3. bietet beste Voraussetzungen zur Erfassung der Indikatoren. 
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Die sechs beteiligten Pilotkommunen haben die Pilotphase des Sozialmonitorings mit gro-
ßem Engagement begleitet und die Datenerhebung und die Befragung nach Kräften unter-
stützt. Obwohl es sowohl weitgehende interkommunale Unterstützung als auch eine umfang-
reiche Übernahme von Erhebungs- und Auswertungsarbeiten durch das Auftragnehmerteam 
gab, waren bei den teilnehmenden Kommunen nichtsdestotrotz „Überlastungserscheinun-
gen“ erkennbar. Ein zukünftiges fundiertes Sozialmonitoring erfordert aber personelle, fachli-
che und auch technische Ressourcen in einem Umfang, der gerade in kleineren Kommunen 
bisher häufig nicht in ausreichendem Maße vorhanden ist. 
 
Für eine anzuratende Zentralisierung und Professionalisierung des Sozialmonitorings spre-
chen darüber hinaus auch Qualitäts- und Effizienzgesichtspunkte. Eine zentrale Instanz kann 
leichter ein einheitliches Qualitätsniveau sicherstellen als viele kleine dezentrale Einheiten. 
Überdies gibt es im Rahmen eines Sozialmonitorings viele Tätigkeitsfelder, die allein schon 
aus Kostengründen nur von einer Instanz bearbeitet werden sollten, nämlich dann, wenn 
Synergieeffekte zu erzielen sind und wenn Daten nicht in den Kommunen selbst gehalten 
werden, sondern von anderen Institutionen und Behörden, insbesondere Landes- und Bun-
desämtern, abgefragt werden müssen. Insgesamt wird daher empfohlen, das Sozialmonito-
ring zu institutionalisieren und ihm einen festen organisatorischen Rahmen zu geben. Dabei 
sollten mögliche Synergien mit dem geplanten „Umweltmonitoring“ genutzt werden. 
 
Die Organisation des Sozialmonitorings sollte eine zentrale Instanz vorsehen, die sämtliche 
Prozesse steuert, die Daten erfasst, auswertet und schließlich die Ergebnisse in aufbereite-
ter Form präsentiert. Dass diese Instanz auf die Mitarbeit der beteiligten Kommunen ange-
wiesen ist, versteht sich von selbst. Kommunale Leistungen sollten unter Beachtung des da-
tenschutzrechtlich Vertretbaren jedoch so weit wie möglich minimiert werden. Wie genau ei-
ne solche Arbeitsteilung bei den beiden Bausteinen „Kontextindikatoren“ und „Wanderungs-
motivbefragung“ des Sozialmonitorings aussehen könnte und mit welchen personellen Be-
lastungen diese Arbeitsteilung für die beteiligten Kommunen verbunden wäre, ist Gegen-
stand der nachfolgenden beiden Unterkapitel. 
 
Darüber hinaus finden sich in diesen Unterkapiteln auch detailliertere Empfehlungen zur me-
thodischen Ausgestaltung der beiden Bausteine des Sozialmonitorings. Bereits an dieser 
Stelle kann festgehalten werden, dass sich die Methodik der Pilotphase sowohl bei der Er-
hebung der Kontextindikatoren als auch bei der Durchführung der Wanderungsmotivbefra-
gung grundsätzlich bewährt hat. Nichtsdestotrotz konnten auf Basis der gesammelten Erfah-
rungen während der Pilotphase Optimierungspotenziale identifiziert werden, die in einer 
Hauptphase genutzt werden sollten und die nachfolgend in die Empfehlungen zur methodi-
schen Ausgestaltung eingeflossen sind. 
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11 Empfehlungen für den Baustein „Kontextin-
dikatoren“ 

11.1 Empfehlungen zur methodischen und organisatori-
schen Ausgestaltung 

Insgesamt hat die Pilotphase zum Sozialmonitoring im Umfeld des Flughafen Frankfurt/Main 
sowohl methodisch als auch inhaltlich wichtige Erkenntnisse  

• zur Durchführbarkeit der Erhebung, 

• zur inhaltlichen Ausgestaltung der Erhebung (Katalog der Indikatoren),  

• zum Aufwand und zur Organisation der Erhebung 
 
erbracht. Diesbezüglich können folgende Ergebnisse festgehalten werden: 
 
1. Bis auf wenige Ausnahmen zeigt die Erhebung in der Pilotphase, dass die Erhebbarkeit 

der vorgeschlagenen Indikatoren gegeben ist53. 
 
2. Die Erhebung der Indikatoren stellt insbesondere die kleineren Kommunen vor eine große 

Herausforderung, da 
- die Indikatoren fachgebietsübergreifend, 
- die Primärdaten nur tlw. in Händen der Kommunen sind, 
- die Kommunen nur über knappe materielle und personelle Ressourcen verfügen oder 
diese gänzlich fehlen. 
 

3. Die methodische Unterstützung der Kommunen (Leitfaden und Erhebungstabellen) hat 
sich grundsätzlich bewährt. 
Trotzdem ergeben sich sowohl hinsichtlich der Qualität der erhobenen Daten als auch 
beim Erhebungsaufwand noch deutliche Optimierungspotenziale. Diese Potenziale sind 
zu heben, wenn die Erhebung auf einen größeren Untersuchungsraum ausgeweitet wer-
den soll. 
 

4. Mit der Zuordnung des Migrationshintergrundes wurde im Rahmen der Pilotphase metho-
disches Neuland betreten und bundesweit Pionierarbeit geleistet. 
Die gewonnenen Daten haben eine zentrale Bedeutung für das Sozialmonitoring im RDF 
aber auch weit darüber hinaus für die originären Planungsaktivitäten der Kommunen. 

 
5. Eine erste orientierende sozialwissenschaftliche Analyse der erhobenen Daten gibt erste 

empirische Hinweise auf Thesen zu den Zusammenhängen zwischen Lärmbelastung und 
Sozialstruktur. Belastbare sozialwissenschaftliche Aussagen und damit die Überprüfung 
der Thesen lassen sich aber erst auf der Grundlage von Zeitreihen machen. 
Die kartographische Auswertung der erhobenen Indikatoren lässt räumliche Muster und 
deutliche Unterschiede innerhalb und zwischen den Kommunen erkennen. Auf der Grund-
lage von Zeitreihen können daraus Entwicklungstendenzen und Handlungsoptionen bzw. 
-erfordernisse abgeleitet werden. 

 
 

                                                 
53  Neue Herausforderungen tauchten insbesondere bei den Bildungsindikatoren auf. Diese betrafen 
insbesondere den Erhebungsaufwand der aus sozialwissenschaftlicher Sicht relevanten Daten. Hier 
könnte durch eine Umstellung der amtlichen Schulstatistik bzw. der LUSD eine wesentliche Vereinfa-
chung erzielt werden. 
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Aus den Ergebnissen der Pilotphase werden folgende Empfehlungen abgeleitet: 
 
1. Angesichts der viel versprechenden Ergebnisse wird von gutachterlicher Seite eine Fort-

führung der Kontextindikatoren im Rahmen des Sozialmonitorings über die Pilotphase 
hinaus angeraten. Dabei wird eine jährliche Erhebung empfohlen. Gerade Veränderungen 
der Sozialstruktur vollziehen sich gewöhnlich langsam und schleichend, wodurch die Ge-
fahr besteht, dass sich abzeichnende Verwerfungen nicht oder zu spät wahrgenommen 
werden. 

 
2. Für eine erfolgreiche und effiziente Hauptphase der Erhebung von Kontextindikatoren ist 

es zwingend, das gewonnene Know-how zu nutzen und dabei die Methodik zu verfeinern 
und in der praktischen Anwendung zu optimieren. 
 

3. Trotz methodischer Unterstützung geraten kleinere Kommunen mit der Durchführung der 
Erhebung an ihre Kapazitätsgrenzen, wenn sie nicht substanziell unterstützt werden. Die 
Erhebungsarbeit der Kommunen sollte sich daher auf die Indikatoren beschränken, bei 
denen die Primärdaten in der Kommune gehalten werden. 

 
4. Gerade für die Zuordnung des Migrationshintergrundes wird daher eine zentralisierte 

Auswertung aus gutachterlicher Sicht dringend empfohlen. Da in diesem Zusammenhang 
mit personenbezogenen Daten gearbeitet wird, ergeben sich besondere Anforderungen 
aus Sicht des Datenschutzes. Die im Rahmen der Pilotphase praktizierte kommunale Zu-
sammenarbeit erscheint dabei als ein im besonderen Maß geeignetes Modell auch über 
die Pilotphase hinaus. 

 
5. Im Hinblick auf ein ausgewogenes Verhältnis von Erkenntnisgewinn und Erhe-

bungsaufwand wird vorgeschlagen, den Kriterienkatalog anzupassen und die Anzahl der 
Indikatoren von 18 auf die folgenden 12 Indikatoren zu verringern. 

• Veränderung der Zusammensetzung der Bevölkerung nach Alter, Nationalität und 
Migrationshintergrund 

• Veränderung der Wanderungsbewegungen 
• Veränderung der Quote und Struktur der SV-Beschäftigten 
• Veränderung der Anzahl und Struktur Arbeitsloser 
• Veränderung der Kaufkraftzahlen 
• Veränderung der Steuereinnahmen 
• Veränderung der Immobilienwerte 
• Veränderung der Übergangsquoten von Schulen in weiterführende Schulen 
• Veränderung der Schulabschlüsse nach Abschlussart 
• Veränderung der Ergebnisse der Schuleignungstests (bedingt) 
• Anzahl der Gestattungsanträge 
• Veränderung der Anzahl der Personen mit Sozialhilfe 

 
6. Aus gutachterlicher Sicht sind mit diesem Satz von Indikatoren alle relevanten Bereiche 

zur Abbildung von Veränderungen im Wirtschafts- und Sozialgefüge im Umfeld des Flug-
hafens Frankfurt abgedeckt.  
Ungeachtet dessen können sich im Rahmen einer Hauptphase ggf. Entwicklungen ab-
zeichnen oder es können Fragen aufgeworden werden, die es angeraten erscheinen las-
sen, entweder den Katalog der Indikatoren zu verändern oder aber die Erhebung der Indi-
katordaten durch Befragungen gezielt zu ergänzen. Dass die Erhebung der Indikatoren 
zur Erkennung und Darstellung von Kausalzusammenhänge bei bestimmten Fragestel-
lungen sinnvoll durch Befragungen ergänzt werden sollte, wurde im Rahmen der ersten 
sozialwissenschaftlichen Analyse erläutert und im Rahmen der Pilotphase durch die paral-
lel durchgeführte Wanderungsmotivbefragung belegt. 
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7. Die exemplarische Gegenüberstellung der Auswertungen zu den Migrantenanteilen (Ebe-
ne der Stadteile vs. Ebene der Statistischen Bezirke) macht deutlich, dass die Aussage-
kraft der Daten mit der Kleinteiligkeit der räumlichen Bezugsebene zunimmt. Insofern wird 
empfohlen – soweit dies die Datenlage zulässt – in den Großstädten auf Ebene der Stati-
schen Bezirke zu erheben und auszuwerten. Für die kleineren Kommunen hat sich in die-
sem Sinne die nachträgliche Einrichtung Statistischer Bezirke als sinnvoll erwiesen. 

 
8. Zur Gewährleistung der erforderlichen Qualität und zur Effektivierung der Datenerhebung 

– nicht zuletzt aber auch der Dateninterpretation und -präsentation - sind dafür organisa-
torische und personelle Strukturen erforderlich, die eine Bündelung von Know-how und 
personelle Kontinuität ermöglichen. 

 
9. Auch für die Auswertung der erhobenen Daten ist aus gutachterlicher Sicht eine zentrale 

Lösung zur Minimierung des Aufwands, zur Sicherstellung der Qualität und zur übergrei-
fenden Auswertung und Darstellung zwingend. Bei Ausweitung des Untersuchungsraums 
wird der Aufbau einer (ggf. internetbasierten) Datenbanklösung zur Datenübernahme, 
-haltung, -auswertung und Präsentation dringend empfohlen. 

11.2 Aufwandsschätzung 
Der Aufwand und insbesondere die „Kosten“ zur Durchführung der Erhebung und Auswer-
tung der Indikatoren ist in hohem Maße abhängig von der Anzahl der beteiligten Kommunen 
und der organisatorischen Ausgestaltung der Erhebung in einer eventuellen Hauptphase.  
 
Wesentliche aufwands- und kostenbestimmende Fragen sind dabei: 

• wie viele Gemeinden umfasst der Erhebungsraum, 
• gelingt die vorgeschlagene Konzentration der Auswertung der demografischen Daten 

und insbesondere des Migrationshintergrundes auf eine Institution 
o wenn ja: handelt es sich dabei um eine Kommune oder um einen Dienstleister 

• werden dauerhafte personelle Ressourcen an zentraler Stelle bereitgestellt, 
wenn ja:  
o welche Aufgaben sollen von dieser zentralen Stelle wahrgenommen werden und 

wie viele Personen (bzw. genauer Personenmonate je Jahr) mit welchen Qualifika-
tionen bzw. Fertigkeiten werden dort angesiedelt 

 in welchem Umfang sind Fremdvergaben für die Durchführung und Auswertung der 
Erhebung erforderlich bzw. vorgesehen 

• in welchem Umfang ist eine laufende Kommunikation mit der Öffentlichkeit geplant  
 
Auf diese Fragen gibt es derzeit noch keine abschließenden Antworten. Die Abschätzung 
von Aufwand und Kosten kann daher im Rahmen dieser Pilotphase nur sehr überschlägig 
und im Sinne von Orientierungswerten erfolgen.  
 
Abbildung 53 gibt einen Überblick über die Gliederung der Aufwandspositionen 
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Abbildung 53: Erhebung der Kontextindikatoren: Gliederung der Aufwandspositionen 
 

 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
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Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Aufwands- und Kostenschätzung (ohne 
laufende Kosten): 
 
Tabelle 23: Erhebung der Kontextindikatoren: Aufwands- und Kostenschätzung 
 Geschätzter Personalauf-

wand (extern / Kommunen)
geschätzte  (externe) Kosten

1 einmalige Kosten
Datenbank zur Erfassung und
Auswertung / GIS
Internetplatform     

ca. 50.000 €

2 zyklische Kosten
2.1 Vorbereitung und Unterstüt-

zung der Erhebung
Organisation der Erhebung
Helpdesk
Projektmanagement

ca. 1 Personenmonat
zusätzlich ca. 0,25 Personen-
monate je Kommune

ca. 12.000 €

2.2 Durchführung Erhebung
2.2.1 Erhebung der Indikatoren

BO2, BO5, W i2
ca. 0,5 bis 1 Personenmonat
je Kommune

2.2.2 Kosten für die  Erhebung
der Demografiedaten
(zentral durch eine Kommune
für alle Kommunen)

ca. 0,25 bis 0,5 Personen-
monate

ca. 5.000 € als Entgelt für die
durchführende Kommune 
(Kostenbeitrag aller 
Kommunen)

2.2.3 Kosten für zentrale Erhebung
(sonstige Indikatoren für alle
Kommunen)

ca. 0,5 Personenmonate ca. 15.000 €

2.2.4 Zusammenstellung und Auf-
bereitung der Daten
Plausibilitätsprüfung
Integration der Daten
Tabellen
Karten

ca. 1,5 bis 2 Personenmonate ca. 18.000 €

2.3 Auswertung / Bericht
Dokumentation der Erhebung
sozialwissenschaftliche Analyse
Interpretation der Ergebnisse
Empfehlungen

ca. 1 Personenmonat ca. 15.000 €

Position

Quelle: Eigene Darstellung 
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12 Empfehlungen für den Baustein „Wande-
rungsmotivbefragung“ 

12.1 Empfehlungen zur methodischen Ausgestaltung 
Das von gutachterlicher Seite vorgeschlagene und im Begleitkreis für die Pilotphase be-
schlossene Untersuchungsdesign der Wanderungsmotivbefragung hat sich im Großen und 
Ganzen sehr gut bewährt. Es kann daher im Wesentlichen auch in einer Hauptphase des 
Sozialmonitorings zum Einsatz kommen. Nichtsdestotrotz können aufgrund der gesammel-
ten Erfahrungen während der Pilotphase im Rahmen der Empfehlungen zur Ausgestaltung 
des Untersuchungsdesigns einige Verbesserungsvorschläge unterbreitet werden. 

12.1.1 Abgrenzung und Generierung der Grundgesamtheit 

Auch in einer Hauptphase des Sozialmonitorings sollten die Untersuchungseinheiten wan-
dernde Haushalte und nicht wandernde Personen sein, wobei sich die Konzentration auf 
Hauptwohnsitz-Wanderungen sowie das Anschreiben des jeweils ältesten Haushaltsmit-
glieds bewährt haben. 
 
Auch die Methodik zur Generierung der Grundgesamtheiten sollte beibehalten werden. Ins-
besondere der von der Stadt Mainz EDV-technisch programmierte Algorithmus zur Haus-
haltsgenerierung hat sich als sehr effizient und verlässlich erwiesen. Da dieses Haushalts-
generierungsprogramm jedoch bei Tippfehlern und unterschiedlichen Schreibweisen von Ad-
ressen scheitert, sollte das Ergebnis der Haushaltsgenerierung am Ende einer händischen 
Überprüfung unterzogen werden, die allerdings keinen nennenswerten Zeitaufwand erfor-
dert. 
 
Was die Abfrage von Melderegisterauszügen bei den EKOM21-Kommunen angeht, sollte ei-
ne Vorlaufzeit von drei bis vier Wochen eingeplant werden. 

12.1.2 Stichprobendesign bzw. Auswahlplan 

Auch in einer Hauptphase ist es ausreichend, in größeren Kommunen eine Zufallsstichprobe 
zu ziehen. In kleineren Kommunen ist dagegen eine Vollerhebung angezeigt, denn nur diese 
lässt vor dem Hintergrund einer zu erwartenden Rücklaufquote von etwa 25% bis 35% valide 
und statistisch abzusichernde Ergebnisse erwarten. Eine Vollerhebung sollte in denjenigen 
Kommunen erfolgen, deren Wanderungsvolumen je 3.000 zuziehende bzw. wegziehende 
Haushalte unterschreitet. 
 
Im Falle einer Stichprobenziehung sollte unbedingt geschichtet vorgegangen werden. Insbe-
sondere in Hochschulenstädten sollte eines der Schichtungskriterien die Haushaltsgröße 
sein. Sofern in einer Kommune die Fluglärmbelastung räumlich heterogen ist, sollte als wei-
teres Schichtungskriterium die Fluglärmbelastung – idealerweise gemessen durch klassifi-
zierte 16h-Tagespegel – zugrunde gelegt werden. Die Zuordnung der Adressen zu Flug-
lärmbelastungsschichten sollte im Idealfall im Zuge einer Geokodierung der Adressen mit 
anschließender Überschneidung mit entsprechenden Fluglärmisophonen erfolgen. Eine gro-
be händische Fluglärmklassenzuordnung auf Basis der Stadtteil- bzw. Stadtbezirkzugehörig-
keit der Anschriften, wie sie in der Pilotphase von Darmstadt, Mainz und Offenbach vorge-
nommen wurde, ist als Alternative nur dann in Erwägung zu ziehen, wenn die herangezoge-
nen Stadtteile bzw. -bezirke hinsichtlich ihrer Fluglärmbelastung homogen sind. Da sich je-
doch die Ergebnisauswertung ohnehin auf georeferenzierte Fluglärmklassen stützen sollte, 
spricht außer dem Zeitbedarf nichts dagegen, die Geokodierung und Überschneidung schon 
ex ante, d.h. vor der Stichprobenziehung durchzuführen und die dadurch adressspezifisch 
zugeordneten Fluglärmbelastungsklassen als Schichten heranzuziehen. 
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Sofern die gebildeten Schichten unterschiedlich stark besetzt sind, sollte die Stichprobenzie-
hung disproportional erfolgen. Der Umstand, dass dadurch nicht alle Untersuchungseinhei-
ten mit derselben Auswahlwahrscheinlichkeit angeschrieben werden, stellt stichprobentheo-
retisch kein Problem dar, da die nicht-repräsentative Stichprobenzusammensetzung am En-
de durch sog. Designgewichte wieder ausgeglichen werden kann. 

12.1.3 Befragungsform 

Der schriftlich-postalische Kommunikationskanal in Verbindung mit einem Online-
Befragungsmodul hat sich bewährt und sollte in unveränderter Form auch in einer Haupt-
phase des Sozialmonitorings genutzt werden. Angesichts einer zu erwartenden weiteren 
Verbreitung des Internets als Kommunikationsmedium dürfte der Anteil derjenigen Antwor-
tenden, die sich für eine Online-Teilnahme entscheiden, weiter ansteigen. Gleichzeitig dürfte 
die noch bestehende Selektivität dieses Kommunikationskanals langsam zurückgedrängt 
werden. Noch ist es allerdings zu früh, sich alleine auf die Online-Befragung zu verlassen, 
auch wenn sie gegenüber der schriftlich-postalischen Befragungsform im Hinblick auf die Da-
tenqualität, den Einleseaufwand und die Kosten unschlagbare Vorteile bietet. 

12.1.4 Befragungsinhalt 

Auch in einer Hauptphase des Sozialmonitorings sollte versucht werden, den Fokus aus der 
Sicht der Befragten weg von der sensiblen Flughafenthematik hin auf die kommunale Ebene 
zu lenken. Ein zu starker Flughafenbezug des Fragebogens sollte nach Möglichkeit vermie-
den werden. 
 
Die in der Pilotphase verwendeten Fragebögen haben sich in Struktur und Aufbau grund-
sätzlich bewährt, sollten jedoch in jedem Fall um eine Frage zur besseren Identifizierung von 
sog. Bildungswanderungen erweitert werden. Darüber hinaus gibt es einige kleinere Korrek-
turvorschläge, die jedoch nur Details betreffen. Sie wurden bereits an früherer Stelle benannt 
(vgl. Abschnitt 8.2) und müssen daher hier nicht wiederholt werden. 
 
Was das Befragungsvolumen anbelangt, sollte darauf geachtet werden, die Länge des Fra-
gebogens auf maximal 10 Seiten zu begrenzen. Gewiss gäbe es noch sehr viele weitere 
Fragen mit interessanten Auswertungsmöglichkeiten. Es ist jedoch zu bedenken, dass bei 
längeren Fragebögen Teilnahmeverweigerungen erfahrungsgemäß wahrscheinlicher wer-
den. Insofern gilt es, den Zielkonflikt zwischen dem Wunsch, noch mehr Fragen in den Fra-
gebogen einzubauen, und dem Bestreben, eine möglichst hohe Rücklaufquote zu erzielen, 
genau auszutarieren und bei jeder zusätzlichen Frage abzuwägen, ob sie es wirklich wert ist, 
gestellt zu werden. Diese Empfehlung gilt natürlich auch in umgekehrter Richtung: Sollte sich 
eine Frage des Fragebogens im Laufe der Zeit als wenig ergiebig herausstellen, ist ihre 
Streichung aus dem Fragebogen ins Auge zu fassen. 

12.1.5 Maßnahmen zur Steigerung der Teilnahmebereitschaft 

Die Nachfasswelle hat sich in der Pilotphase sehr gut bewährt, da sie nachweislich den 
Rücklauf deutlich gesteigert und darüber hinaus vermutlich auch systematische Verzerrun-
gen zurückgedrängt hat. Nichtsdestotrotz sollte man es bei einer einzigen Nachfasswelle be-
lassen, da der an der Zahl zusätzlicher Teilnehmer gemessene Grenznutzen jeder weiteren 
Nachfassaktion wahrscheinlich sehr viel stärker abnimmt als der Aufwand und die Kosten ei-
nes erneuten Nachfassens. Darüber hinaus kann bei weiteren Nachfassaktionen die Gefahr 
entstehen, dass bevorzugt nur noch solche Befragungsteilnehmer gewonnen werden kön-
nen, die ohnehin schon hinsichtlich ihrer Merkmale und Einstellungen in der Stichprobe über-
repräsentiert sind. 
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Es empfiehlt sich, die Nachfassaktion nicht in Gestalt einer an alle adressierten Erinnerungs-
postkarte auszugestalten, sondern nur die Teilnahmeverweigerer der ersten Befragungswel-
le anzuschreiben, diesen allerdings die gesamten Befragungsunterlagen erneut zukommen 
zu lassen. 
 
Als zweites Instrument zur Steigerung der Teilnahmebereitschaft sollten Incentives zum Ein-
satz kommen. In der Pilotphase wurde bewusst mit verschiedenen Arten von Incentives ex-
perimentiert, um herauszufinden, welche Incentives sich als besonders erfolgreich erweisen. 
Erfolg wurde dabei vor allem an der Rücklaufsteigerung und ferner an der sachlogischen 
Richtigkeit der handschriftlich ausgefüllten Fragebögen festgemacht. Bezüglich des letztge-
nannten Erfolgsparameters gab es keine Incentives, die sich als besonders erfolgreich her-
vorgetan haben. Was jedoch das primäre Ziel des Incentiveeinsatzes, d.h. die Steigerung 
der Rücklaufquote anbelangt, hat sich die Verlosung eines LCD-TC-Geräts, d.h. eines einzi-
gen wertvollen Preises bei vergleichsweise schlechten Gewinnchancen, im Vergleich zu an-
deren Incentives als besonders erfolgreich erwiesen. Die Empfehlung für Wanderungsmotiv-
befragungen bei einem fortgeführten Sozialmonitoring lautet daher, wenige, dafür aber umso 
wertvollere Gebrauchsgüter wie eben Fernsehgeräte zu verlosen. 

12.1.6 Zusammensetzung und Gestaltung der Versandunterlagen 
sowie Zuweisung  einer Identifikationsnummer (ID) 

Die Gestaltung der Versandunterlagen in der Hauptphase kann genauso wie in der Pilotpha-
se erfolgen. Bestandteile der Versandtaschen, die nach Möglichkeit das Format C4 haben 
sollten, sind daher: 
 

• Anschreiben bzw. Nachfassanschreiben 
• (Ober-) Bürgermeister-Begleitschreiben 
• Merkblatt mit Ausfüllhinweisen und weiteren Informationen 
• Fragebogen 
• Rückkuvert mit Freimachungsvermerk im Format DIN Lang 

 
Das Anschreiben bzw. Nachfassanschreiben kann im Wesentlichen textlich und inhaltlich für 
eine Hauptphase übernommen werden. Auch das (Ober-) Bürgermeister-Begleitschreiben 
hat sich bewährt, da es mithilft, den Fokus der Befragung eher auf die kommunale Ebene zu 
lenken, und darüber hinaus dokumentiert, dass die Stadt bzw. Gemeindeführung hinter der 
Befragung steht. Um Strukturunterschiede im Teilnehmerkreis aufgrund unterschiedlich ge-
stalteter Begleitschreiben zu vermeiden und dadurch eine Vergleichbarkeit der Befragungs-
ergebnisse zwischen Kommunen sicherzustellen, sollten die Begleitschreiben jedoch stärker 
standardisiert werden. Ein Merkblatt gehört ebenfalls zwingend zu den Versandunterlagen, 
wobei auf dem Merkblatt auch in einer Hauptphase Ansprechpartner bei Fragen bzw. Prob-
lemen aufgeführt sein sollten. Beim Rückkuvert schließlich genügt das porto- und preisgüns-
tige Format DIN Lang, sofern der Fragebogen hinsichtlich der Seitenzahl nicht allzu stark er-
weitert wird. 
 
Sofern in der Hauptphase ein Online-Befragungsmodul sowie eine Nachfassaktion installiert 
werden, ist die Vergabe personenbezogener ID´s zwingend, um potenzielle Mehrfachantwor-
tende zielsicher identifizieren zu können. Daneben kann die ID, sofern sie „einigermaßen 
kompliziert“ gestaltet ist, auch als Passwort zum einmaligen Einloggen in den Online-
Fragebogen dienen. Als Zusatznutzen bringt die ID-Zuweisung mit sich, dass sie die Ver-
knüpfung der Befragungsergebnisse mit Melderegistermerkmalen ermöglicht, dadurch die 
späteren Auswertungsmöglichkeiten erweitert und eine etwaige Redressment-Gewichtung 
der Befragungsergebnisse erleichtert. 
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12.1.7 Praktische Umsetzung der Befragungsmethodik 

Sofern möglich, sollten die Befragungsunterlagen aller teilnehmenden Kommunen zeitgleich 
und gemeinsam verschickt werden. Etwaige jahreszeitliche Verzerrungen beim Teilnahme- 
bzw. Antwortverhalten sind dadurch ausgeschlossen. Das gemeinsame Verschicken garan-
tiert überdies, dass INFOPOST, eine stark portoreduzierte Versandvariante der Deutschen 
Post, in Anspruch genommen werden kann. Die Nachfassaktion sollte in einem Abstand von 
wenigstens fünf Wochen von der ersten Befragungswelle starten, um möglichst viele verspä-
tete Fragebogenrückläufe der ersten Welle noch erfassen zu können und so zeitliche Über-
schneidungen zwischen beiden Befragungswellen zu verhindern. Ferner sollte angestrebt 
werden, die Versandunterlagen jeweils so abzuschicken, dass sie bei den Befragten gegen 
Ende der Arbeitswoche eintreffen. 
 
Das Einlesen der handschriftlich ausgefüllten Fragebögen sollte nach Möglichkeit scanner-
gestützt erfolgen, da dies gegenüber einem händischen Einlesen eine enorme Zeitersparnis 
mit sich bringt und darüber hinaus auch die Gefahr von Einlesefehlern stark eingrenzt. Nach 
dem Kodieren müssen handschriftlich ausgefüllte Fragebögen noch um sachlogische Inkon-
sistenzen und wenn möglich um inhaltliche Mängel bereinigt werden, bevor sie mit den Onli-
ne-Ergebnissen zusammengeführt werden. Sind dank der ID-Zuweisung etwaige Mehrfach-
antwortende identifiziert worden und ist dadurch sichergestellt, dass jeder Angeschriebene 
höchstens einmal im Datensatz vertreten ist, können die Befragungsergebnisse mit den Mel-
deregister-Informationen verknüpft werden, um die Auswertungsmöglichkeiten zu optimieren. 
Als letzter Schritt auf dem Weg zum Auswertungsdatensatz sind dann noch Design-
Gewichte und gegebenenfalls Redressment-Gewichte fallbezogen zuzuweisen. 

12.1.8 Exkurs: Empfehlung einer Erweiterung der Wanderungsmo-
tivbefragung um innerstädtische Wanderungen 

Die Wanderungsmotivbefragung der Pilotphase erstreckte sich entsprechend der Leistungs-
beschreibung des Auftraggebers auf zu- und weggezogene Haushalte. Da sich jedoch et-
waige Sozialstrukturverschiebungen häufig kleinräumig vollziehen, ist es gerade in größeren 
Kommunen angezeigt, auch innerstädtische Wanderungen in die Motivbefragung zu integrie-
ren. Die Berücksichtigung innerstädtischer Wanderungen würde auch das kontextindikator-
gestützte Sozialmonitoring sinnvoll ergänzen, da Letzteres nach gutachterlicher Empfehlung 
ebenfalls möglichst kleinräumig (Referenzgrößen: Stadtteil oder Stadtbezirk) angelegt sein 
sollte. Darüber hinaus könnte im Falle einer Geokodierung der Zu- und Wegzugsadressen 
der innerstädtisch Wandernden mit anschließender Fluglärmklassenverschneidung unter-
sucht werden, ob und inwieweit eine etwaige soziale Schieflage in fluglärmbelasteten Wohn-
gebieten durch sozial selektive innerstädtische Wanderungen zustande kommt. 
 
Was die Methodik angeht, kann im Wesentlichen auf die Empfehlungen der vorangegange-
nen Abschnitte verwiesen werden. Hinsichtlich des Fragebogens sind allerdings einige Um-
formulierungen und Umstrukturierungen erforderlich. So ist es zum Beispiel wenig sinnvoll, 
wie in der Pilotphase einen Zuzugs- und einen Wegzugsfragebogen zu verwenden. Bei der 
Befragung innerstädtisch Wandernder ist es vielmehr angezeigt, nur einen einzigen Frage-
bogen zu konzipieren, der sowohl die Gründe für den Auszug aus der alten Wohnung als 
auch die Motive für die Wahl der neuen Wohnung erhebt. Darüber hinaus ist eine räumliche 
Schichtung im Falle einer Stichprobenbefragung von innerstädtisch Wandernden zwingend, 
um eine ausgewogene Stichprobenzusammensetzung zu realisieren. 
 
Der zusätzliche Erkenntnisgewinn einer Einbeziehung von innerstädtischen Wanderungen in 
die Motivbefragung bedeutet freilich einen finanziellen, zeitlichen und personellen Mehrauf-
wand. Es obliegt daher dem Auftraggeber zu entscheiden, ob und inwieweit innerstädtische 
Wanderungen im Rahmen eines Sozialmonitorings zu berücksichtigen sind. 
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12.2 Empfehlungen zur organisatorischen Ausgestaltung 
Entsprechend dem Grundsatz, wonach kommunale Belastungen beim Sozialmonitoring zu 
minimieren sind und die Steuerung, Erfassung, Auswertung und Präsentation der Ergebnisse 
zentral zu erfolgen hat, sollte die Beteiligung der Kommunen an der Wanderungsmotivbefra-
gung auf die Bestellung der Melderegisterauszüge, die Haushaltsgenerierung, die geschich-
tete Stichprobenziehung in größeren Kommunen, den Druck und das „Eintüten“ der Ver-
sandunterlagen54 sowie auf die Rücklauferfassung beschränkt werden. Die Arbeitsschritte 
des Einlesen der schriftlich ausgefüllten Fragebögen, der Datensatzerstellung und der Er-
gebnisauswertung, -interpretation sowie -präsentation sollten aufgrund ihrer hohen Anforde-
rungen an die Qualifikation und die kapazitative Ausstattung dagegen ebenso zentralisiert 
geleistet werden wie die gesamte Steuerung und Koordination des Projekts. Die vorgeschla-
gene Arbeitsteilung ermöglicht eine effiziente Projektabwicklung. Arbeitsschritte, die eine 
gleichbleibende Bearbeitungsqualität (Einlesen) und eine spezifische technische Ausstattung 
(Software) erfordern oder die unabhängig vom Befragungsvolumen nur einmalig anfallen 
(Datensatzerstellung und Ergebnisauswertung), werden von einer zentralen und dafür quali-
fizierten Stelle erledigt. Andere Arbeitsschritte, die einen starken kommunalen Bezug haben 
bzw. datenschutzrechtlich besonders sensibel sind (Bestellung der Melderegisterauszüge, 
Haushaltsgenerierung, geschichtete Stichprobenziehung in größeren Kommunen, Rücklauf-
kontrolle) und bei denen Synergieeffekte allenfalls sehr begrenzt möglich sind (Druck und 
„Eintüten“ der Versandunterlagen) werden dagegen dezentralisiert von den Kommunen ge-
leistet. 
 
Der bei Zugrundelegung dieser Form der Arbeitsteilung entstehende Arbeitsaufwand wird im 
nächsten Abschnitt in Form von Personenarbeitstagen zu quantifizieren versucht. Darüber 
hinaus werden erforderliche technisch-kapazitative Voraussetzungen benannt und eine 
Schwierigkeitseinstufung der einzelnen Arbeitsschritte vorgenommen. 

12.3 Aufwandsschätzung 
Tabelle 24 beschreibt die einzelnen Arbeitsschritte, die bei einer erneuten Wanderungsmo-
tivbefragung unter Zugrundelegung des empfohlenen Untersuchungsdesigns anfallen und 
nicht von externen Dienstleistern erbracht werden müssen55. Darüber hinaus benennt 
Tabelle 24 für jeden Arbeitsschritt den damit einhergehenden Personalaufwand, die erforder-
liche technisch-kapazitative Ausstattung und das Schwierigkeitsniveau bei der Bewältigung 
der Aufgaben. Der Personalaufwand – gemessen in Personenarbeitstagen – ist dabei als 
grober Anhaltspunkt aufzufassen. Dies gilt auch für das Schwierigkeitsniveau bzw. das An-
forderungsprofil eines Arbeitsschritts, das durch die drei Bewertungsstufen „leicht“, „mittel“ 
und „schwer“ ausgedrückt wird und auf einer subjektiven gutachterlichen Einschätzung be-
ruht. Die Arbeitsschritte sind bis auf eine Ausnahme in chronologischer Reihenfolge ange-
ordnet. Die Ausnahme betrifft den als letzten aufgeführten Arbeitsschritt, nämlich die zentrale 
Steuerung des Projekts von dessen Anfang bis zu dessen Ende. 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
54 Druck und „Eintüten“ der Versandunterlagen können gegebenenfalls auch von einem Direktmarke-
ting-Anbieter übernommen werden. 
55 Bei den Arbeitsschritten, die von externen Dienstleistern erbracht werden müssen bzw. sollten, 
handelt es sich um die Geokodierung der Anschriften mit anschließender Verschneidung mit Fluglärm-
isophonen, die Herstellung von bedruckten Versandtaschen bzw. Rückumschlägen sowie die (postali-
sche) Zustellung der Sendungen. 
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Tabelle 24: Aufwandsschätzung der Wanderungsmotivbefragung nach Arbeits-
schritten 

Beschreibung Arbeitsschritt auszuführen
von ... personeller Aufwand technische

Voraussetzungen
Schwierig-

keit
Bestellung Melderegisterauszüge,

Haushaltsgenerierung, 
geschichtete Stichprobenziehung in 

größeren Kommunen 

Kommune

1 Personenarbeitstag
(ohne Stichprobenziehung)
1,5 Personenarbeitstage
(mit Stichprobenziehung)

MS EXCEL mittel

Druck Versandunterlagen 
(Anschreiben, ggf. (Ober-) 

Bürgermeister-Begleitschreiben, 
Merkblatt, Fragebogen)

Kommune 1 Personenarbeitstag
je 2.000 Versandtaschen

MS WORD,
modernes Kopiergerät leicht

„Eintüten“ der Versandunterlagen Kommune 1 Personenarbeitstag
je 1.500 Versandtaschen keine leicht

Rücklauferfassung Kommune
0,5  bis 1 Personenarbeits-

tag je nach Bruttostich-
probenumfang

MS EXCEL mittel

Druck Nachfassunterlagen 
(Anschreiben, ggf. (Ober-) 

Bürgermeister-Begleitschreiben, 
Merkblatt, Fragebogen)

Kommune 1 Personenarbeitstag
je 2.000 Versandtaschen

MS WORD,
modernes Kopiergerät leicht

„Eintüten“ der Versandunterlagen Kommune 1 Personenarbeitstag
je 1.500 Versandtaschen keine leicht

scannergestütztes Einlesen der
handschriftlich ausgefüllten 

Fragebögen

zentrale
Einrichtung

1 Personenarbeitstag
je 300-400 Fragebögen

MS EXCEL, 
Einleseprogramm
(z.B. TELEFORM) 

mittel

Datensatzerstellung
(Zusammenführen schriftlich-

postalisch und online, Doppler-
Entfernung, Editierung/ Plausi-

bilitätschecks, Verschneidung mit 
Melderegister, Berechnung 

Hochrechnungsfaktoren

zentrale
Einrichtung

10 bis 15 
Personenarbeitstage

MS EXCEL,
Statistik-Software
(z.B. SPSS, SAS)

schwer

Ergebnisauswertung zentrale
Einrichtung je nach Auswertungsumfang Statistik-Software

(z.B. SPSS, SAS) schwer

Ergebnisinterpretation und
 -präsentation

zentrale
Einrichtung

je nach 
Präsentationsumfang

MS EXCEL,
MS WORD schwer

zentrale Projektsteuerung zentrale
Einrichtung

fällt während des gesamten 
Projekts unregelmäßig an

ggf. MS PROJECT 
oder vergleichbare 

Software
mittel

 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Auf Basis von Tabelle 24 sowie der Sach- und Portokostenstruktur der durchgeführten Wan-
derungsmotivbefragung wird in Tabelle 25 der Versuch unternommen, den personellen Ge-
samtaufwand sowie die Sach- und Portokosten für drei Kommunentypen unterschiedlicher 
Größenordnung („kleine Kommune“, „mittelgroße Kommune“ und „große Kommune“) bei ei-
ner Teilnahme an einer zukünftigen Wanderungsmotivbefragung zu quantifizieren. Es han-
delt sich hierbei um eine grobe Abschätzung anhand von Durchschnittswerten. Da der Ge-
samtpersonalaufwand einer Kommune ohne Kenntnis ihrer Personalkosten nicht in Euro-
Beträgen angegeben werden kann, wird er in Personenarbeitstagen, differenziert nach den 
beiden in Tabelle 24 verwendeten Qualifikationsanforderungen „leicht“ und „mittel“ angege-
ben. Die Aufwands- und Kostenabschätzung basiert ferner auf folgenden Annahmen: 
 

• Die Kommunen übernehmen entsprechend des Vorschlags in Tabelle 24 die ersten 
sechs Arbeitsschritte. Das Einlesen der Fragebögen, die Datensatzerstellung, die Er-
gebnisauswertung, -interpretation und -präsentation sowie die zentrale Projektsteue-
rung wird dagegen außerhalb der Kommunen von einer zentralen Einrichtung über-
nommen. 

• Sofern das Wanderungsvolumen im Untersuchungsjahr unter je 3.000 zu- bzw. weg-
gezogenen Haushalten liegt, wird eine Vollerhebung durchgeführt. Andernfalls wird 
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eine Stichprobe eines Umfangs von je 3.000 zu- und weggezogenen Haushalten ge-
zogen. 

• Beispielhaft unterstellter Bruttostichprobenumfang (Anzahl der angeschriebenen zu- 
und weggezogenen Haushalte): 
„kleine Kommune“ (z.B. Kelsterbach):   1.000 (Vollerhebung) 
„mittelgroße Kommune“ (z.B. Rüsselsheim): 3.000 (Vollerhebung) 
„große Kommune“ (z.B. Mainz):     6.000 (Stichprobe) 

• Sachkosten (Papier und Druck/Kopien) je Versandmappe, bestehend aus Anschrei-
ben, (Ober-) Bürgermeister-Begleitschreiben, Merkblatt, Fragebogen (4 Blatt doppel-
seitig bedruckt), Rückkuvert (Recyclingpapier) mit Freimachungsvermerk im Format 
DIN Lang sowie Versandtasche (Recyclingpapier) im Format C4: 0,30 € 

• Porto je Versandmappe bei Inanspruchnahme von INFOPOST56: 0,48 € 
• Es gibt zwei Befragungswellen, wobei den Antwortverweigerern der ersten Welle die 

gesamten Versandunterlagen erneut zugestellt werden. 
• 72% der in der ersten Welle Angeschriebenen sind Antwortverweigerer57. 
• Anteil der unzustellbaren und deshalb von der Deutschen Post zurückgesandten Ver-

sandunterlagen in der ersten Welle 13%, in der zweiten Welle 6% ─ jeweils gemes-
sen an der Zahl der insgesamt verschickten Versandtaschen. 

• Porto je unzustellbare und deshalb zurückgesandte Versandtasche: 0,22 € 
• Anteil der schriftlich-postalisch Antwortenden in der ersten Welle 14%, in der zweiten 

Welle 8% ─ jeweils gemessen an der Zahl der insgesamt verschickten Versandta-
schen. 

• Rückporto je im Freiumschlag zurückgeschickter Fragebogen: 0,90 € 
 
Tabelle 25: Kosten- und Aufwandsschätzung der Wanderungsmotivbefragung 

nach der Kommunengröße 
 kleine Kommune mittelgroß e Kommune groß e Kommune
Sachkosten und Porto 1.558 € 4.673 € 9.345 €

Personenarbeitstage ...

... Qualifikationsanforderung leicht 2 6 12

... Qualifikationsanforderung mittel 1,5 1,75 2,5  
Quelle: Eigene Berechnungen 
 
Sofern der gutachterlichen Empfehlung gefolgt wird und die Koordination, Erfassung und 
Auswertung der Daten durch eine zentrale Einrichtung außerhalb der Kommunen erfolgt, 
muss eine kleine Kommune Tabelle 25 zufolge mit etwa 1.558 € Sach- bzw. Portoausgaben 
zuzüglich einem Arbeitsaufwand von insgesamt rund 3,5 Personenarbeitstagen rechnen. Auf 
eine mittelgroße Kommune mit einem beispielhaft unterstellten Bruttostichprobenumfang von 
insgesamt 3.000 kämen Sachkosten und Porto in Höhe von ca. 4.673 € zu. Darüber hinaus 
wären etwa 7,75 Personenarbeitstage erforderlich. In einer großen Kommune fallen schließ-
lich Ausgaben in Höhe von ungefähr 9.345 € sowie ein Arbeitsaufwand von insgesamt etwa 
14,5 Arbeitstagen an. 
 
Wie bereits erwähnt, handelt es sich bei diesen Werten lediglich um grobe Anhaltspunkte. 
Bei Verletzung der den Berechnungen zugrunde liegenden Annahmen (z.B. abweichende 
Bruttostichprobenumfänge und Rücklaufquoten) können sich davon abweichende Werte er-
geben. 
 

                                                 
56 Damit kleine und mittelgroße Kommunen die Mindestmengen zur Inanspruchnahme von INFO-
POST erreichen, müssen sie ihre Befragungsunterlagen gegebenenfalls gemeinsam verschicken (vgl. 
auch Abschnitt 7.7.1). 
57 Bei diesem und den nachfolgenden Anteilswerten handelt es sich um gerundete Durchschnittswerte 
über alle sechs Pilotkommunen, die auf Basis von Tabelle 20 berechnet wurden. 
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Mit welchem Aufwand die gesamte Wanderungsmotivbefragung eines Jahres verbunden 
sein wird, hängt entscheidend von der Zahl und der Größe der beteiligten Kommunen ab. 
Neben dem kommunenspezifischen Aufwand, der in Tabelle 25 zu quantifizieren versucht 
wurde, kommen noch Aufwendungen für die zentrale Projektsteuerung, das Einlesen, die 
Datensatzerstellung, die Auswertung sowie die Ergebnisinterpretation und -präsentation hin-
zu. Während die Datensatzerstellung, die Auswertung und die Ergebnisinterpretation und -
präsentation vom Befragungsumfang bzw. der Anzahl der beteiligten Kommunen nahezu 
unabhängig sind und vielmehr durch das gewünschte Auswertungsvolumen determiniert 
werden, hängt der Arbeitsaufwand für das Einlesen sowie die Projektsteuerung stark von der 
Anzahl der beteiligten Kommunen (Projektsteuerung) sowie vom Rücklauf handschriftlich 
ausgefüllter Fragebögen und damit letztlich vom Bruttostichprobenumfang, d.h. der Anzahl 
der über alle Teilnehmerkommunen insgesamt Angeschriebenen ab. 
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Anhang 1:  
Liste der Kontextindikatoren mit Festlegungen 

zur sachlichen und räumlichen 
Erhebungsebene 
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AP 1 – Überprüfung und ggf. notwendige Ergänzung oder Konkretisierung des Katalogs der Kontextindikatoren

Bereich Vorschlag: RDF Abgeleitete mögliche Kontextindikatoren zu erhebende Daten Bemerkungen / Fragen Räumliche Ebene

 - Bevölkerungsdichte E01 - Veränderung der Bevölkerungsdichte  - Einwohner / Fläche (bzw. bebaute Fläche)
 - Altersgruppen
 - Ältere
 - Kinder und Jugendliche
 - Struktur der Migrantenanteile
 - Anteile der Migranten an der Bevölkerung

 - Wanderungsströme
 - Mobilitätsziffer (Stärke der Wanderung; 
   Selektivität, z.B. altersbedingt etc.)
 - Zielorte der Abwandernden

Der Migrationshintergrund ist aus sozialwissenschaft-
licher Sicht wichtig und sollte deshalb erhoben werden. 

Die Daten zur Migration werden auf die Auswertung folgender 
Informationen beschränkt:
- 1. Staatsangehörigkeit oder 2. Staatsangehörigkeit nicht 
deutsch
- Geburtsland / Geburtsort nicht Deutschland (ohne 
umfangreiche händische Nacharbeiten)
- Geburtsjahr (>1945 in Verbindung mit Geburtsland 
"Ausland"; Kriterium zum Aussortieren Vertriebener)

Soweit bis Ende März 2008 möglich, werden auch über die 
Herstellung von Mutter-Kind-Beziehungen "Ausländer der 2. 
Generation" mit deutscher Staatsangehörigkeit identifiziert.

E01 bis E04:
Die Daten für Darmstadt, Kelsterbach und Raunheim werden 
in einem gemeinsamen Datenpool von der Stadt Darmstadt 
ausgewertet.
Mainz wertet neben seinen eigenen Daten auch die Daten 
aus Flörsheim aus.
Offenbach wertet die Daten selbst aus.

E04 - Veränderung der 
Wanderungsbewegungen

 - Zahl der Zu- und Wegzüge an Personen
 - Zuwanderungszahl mit Herkunftsort 
 - Abwanderungszahl mit Zielort
 - Innerstädtische Wanderungen in 
   Großstädten
Differenziert nach: Alter, Geschlecht, 
Migrationshintergrund, Nationalität

Einwohner
 - unter 6 Jahren 
 -   6 - 15 Jahren 
 - 16 - 30 Jahren
 - 31 - 50 Jahren
 - 51 - 65 Jahren 
 - über 65 Jahren 

jeweils differenziert nach: Geschlecht, 
Nationalität, Migrationshintergrund

E03 - Veränderung der Zusammensetzung der 
Bevölkerung nach Nationalität und 
Migrationshintergrund

E02 - Veränderung der Altersstruktur
Einwohnerdaten

Wanderungen

Externe wissenschaftliche Begleitung der Pilotphase eines 
Sozialmonitorings in den Gemeinden im Umfeld des Flughafens 
Frankfurt/Main

Demografische Grunddaten

Darmstadt, Mainz, Offenbach:
Statistische Bezirke

Kelsterbach, Raunheim:
Eigene Bezirkseinteilung

Flörsheim:
Stadtteile + Stadtgebiet unterteilt
in 6 Wahlbezirke

Institut
Wohnen und
Umwelt GmbH
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Bereich Vorschlag: RDF Abgeleitete mögliche Kontextindikatoren zu erhebende Daten Bemerkungen / Fragen Räumliche Ebene

Externe wissenschaftliche Begleitung der Pilotphase eines 
Sozialmonitorings in den Gemeinden im Umfeld des Flughafens 
Frankfurt/Main

Institut
Wohnen und
Umwelt GmbH

Erwerbstätigkeit  - Quote der SV-Beschäftigten Wi1. Veränderung der Quote und Struktur der SV-
Beschäftigten

Anzahl der SV-pflichtigen Beschäftigen 
gegliedert nach den Bereichen 
 -  Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
 -  Produzierendes Gewerbe
 -  Handel, Gastgewerbe und Verkehr
 -  Sonstige Dienstleistungen

und nach Qualifikation

Die Daten können von allen Kommunen in dieser Art zur 
Verfügung gestellt werden.

Wirtschaftsabschnitte analog amtlicher Statisitiken

Gemeindeebene

SGB II  - Quote Arbeitssuchender Wi2. Veränderung der Anzahl und Struktur 
Arbeitsloser (SGB II)

Anzahl der Arbeitslosen jeweils untergliedert 
nach :
 - Pers. kürzer/länger als ein Jahr 
arbeitssuchend
 - Altersklasse (<25,25-50,>50)
 -  Nationalität

 - Anzahl der Bedarfsgemeinschaften mit 
   mindestens einem 
   Arbeitslosen nach SGB II
 - Nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige

SGB III  - Art der Beschäftigung Wi3. Veränderung der Anzahl und Struktur von 
Personen in Arbeitsförderungsmaßnahmen (SGB 
III)

 - Anzahl der Personen in 
   Arbeitsförderungsmaßnahmen jeweils 
untergliedert nach :
 - Pers. kürzer/länger als ein Jahr 
arbeitssuchend
 - Altersklasse (<25,25-50,>50)
-  Nationalität

Kaufkraft  - Kaufkraft der Bevölkerung Wi4. Veränderung der Kaufkraftzahlen Differenziert nach: 
 - Bevölkerung absolut/Promille
 - Haushalte absolut

 - Kaufkraft in Mill./€
 - Kaufkraft Einwohner/€
  - Kaufkraft je Einwohner/Index

 GfK-Daten:  5-stelliger PLZ-Code 
als Indexwert ist der Bundesdurchschnitt ausreichend

5-stelliger PLZ-Code

Steuereinnahmekraft Wi5. Veränderung der Steuereinnahmen  - Steuereinnahmekraft je 1000 EW in €
 - Gemeindeanteil an Einkommenssteuer in €
 - Anteile der Einkommessteuer an allen 
   Einkommen der Gemeinden  

Ergänzender Indikator Gemeindeebene

Wirtschaftsstrukturdaten

Darmstadt, Offenbach:
Statistische Bezirke

Mainz:
Stadtteile

Flörsheim, Kelsterbach, 
Raunheim:
Gemeindeebene
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Externe wissenschaftliche Begleitung der Pilotphase eines 
Sozialmonitorings in den Gemeinden im Umfeld des Flughafens 
Frankfurt/Main

Institut
Wohnen und
Umwelt GmbH

 - Wohngeldempfänger Wo1. Veränderung der Zahl der 
Wohngeldempfänger

 - Anzahl der Wohngeldempfänger mit 
   genehmigten Wohngeldanträgen

Differenziert nach: Alter 

Darmstadt:
Daten liegen für Statistische Bezirke vor.

Mainz:
Daten können nach 5-stelligen PLZ-Code zur Verfügung 
gestellt werden.

Kelsterbach und Raunheim:
Daten werden über den Landkreis Groß-Gerau abgefragt.

Offenbach:
Daten sind auf Gemeindeebene verfügbar.

Flörsheim:
Daten müssen über den Main-Taunus-Kreis abgefragt 
werden.

Erhebung auf jeweils 
vorliegender Ebene

 - Verkaufspreis

 - Mietpreisniveau

Wohnen

s. Angebot empirica Die Fa. empirica kann durchschnittliche Objektpreise zur 
Verfügung stellen. Etwa 25% auf Adressebene und 75% 
Stadtteilebene. IU legt ein Anforderungsprofil für die 
Immobiliendaten fest, für das empirica ein Angebot 
unterbreitet.

Bodenrichtwert kann den Bodenrichtwertkarten entnommen 
werden.

Mietspiegel nur für Darmstadt, Mainz und Offenbach 
vorhanden. Daten zum durchschnittlichen Mietpreis werden 
von IU bei empirica abgefragt.

Wo2. Veränderung der Immobilienwerte

Sozialindikatoren
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Externe wissenschaftliche Begleitung der Pilotphase eines 
Sozialmonitorings in den Gemeinden im Umfeld des Flughafens 
Frankfurt/Main

Institut
Wohnen und
Umwelt GmbH

B01. Veränderung der Anzahl von Schülern nach 
Nationalität sowie mit "nicht-deutscher" 
Herkunftssprache

- Anzahl von Schülern nach Nationalität
- Anzahl von Schülern mit "nicht-deutscher" 
Herkunftssprache (soweit möglich)

Die Erfassung nach "Herkunftssprache" ist zwar derzeit nur in 
Mainz direkt über die Schulstatistik möglich. Da dieser 
Indikator aber aus sozialwissenschaftlicher Sicht besondere 
Bedeutung hat, sollten nach Möglichkeit entsprechende 
Recherchen direkt bei den Schulen vorgenommen werden. 

 - Übergangsquoten von Schulen in 
   weiterführende Schulen

B02. Veränderung der Übergangsquoten von 
Schulen in weiterführende Schulen

Übergänge von Schülern:
 - Von 4.Klasse in 5.Klasse 
 - Von 9.Klasse in 10. Klasse
 - Von 10.Klasse in 11.Klasse

jew. differenziert nach: Schulform, Nationalität

die ursprünglich vorgesehene Erfassung nach 
"Herkunftssprache" ist derzeit in Hessen nicht möglich

B03. Veränderung der Schulabbrecherquoten - Anzahl der Schulabbrecher
Differenziert nach: Nationalität

 - Schuleignungstests B04. Veränderung der Ergebnisse der 
Schuleignungstests

 - Anzahl der auffälligen Kinder beim 
   Schuleignungtest

Differenziert nach: Nationalität und wenn 
möglich nach Migrationshintergrund

Zugang zu den Daten kann nur über das Hessische 
Sozialministerium (HSM) erfolgen. Das HSM klärt mit den 
Gesundheitsämtern (Städte, Kreise), ob Daten zur Verfügung 
gestellt werden können. Die Gesundheitsämter müssen ihre 
Unbedenklichkeit erklären.

Nicht verfügbar für Rheinland-Pfalz

Erhebung auf jeweils 
vorliegender Ebene

B05. Anzahl der Gestattungsanträge  - Anzahl der Gestattungsanträge In R.-P. sind Daten nur bei den Schulen vorhanden.
In Hessen sind Auswertungen über das Schulamt möglich, 
müssem aber von den Kommunen beantragt werden.

Schulebene

Kinder und Jugend-
hilfe (SGB VIII)

S01. Veränderung der Jugendhilfe-
maßnahmen (SGB VIII)

 - Familien mit sozialpädagogischer 
   Familienhilfe
Differenziert nach: Anlass
 
- Maßnahmen der Kinder und Jugendhilfe
Differenziert nach: Art der Maßnahme

Gemeindeebene
Darmstadt und Offenbach 
kleinräumiger vorhanden. 

Sozialhilfe (SGB XII)  S02. Veränderung der Anzahl der 
Personen mit Sozialhilfe (SGB XII)

 - Anzahl der Personen, die Sozialhilfe 
   empfangen

differenziert nach: Geschlecht, Nationalität, Alter

Gemeindeebene

Bildung

Schulebene
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1 Allgemeines 

1.1 Zuordnungsschlüssel 

Zur eindeutigen Zuordnung der Daten zu den jeweiligen 

• Kommunen 

• Teilflächen 

• Indikatoren 

sind in den Auswertetabellen den jeweiligen Datensätzen Zuordnungsschlüssel 
voranzustellen.  

Der (mit 2 Trennern) insgesamt 18-stellige Zuordnungsschlüssel ist wie folgt auf-
gebaut: 

- -

Teilflächen-Nr.

amtlicher Gemeindeschlüssel

Indikator-Nr.  

Indikator-Nr.: 

- 3-stellig (E01 bis S02; siehe Anlage 1) 

Amtlicher Gemeindeschlüssel: 

- 8-telliger Schlüssel entsprechend der gültigen Festlegungen 

Teilflächen-Nr.: 

- werden Daten auf Gemeindeebene erhoben, wird fünfmal die gleiche 
Ziffer verwendet (99999).  

- auf Ebene der Stadtteile und Statistischen Bezirke werden die amtlichen 
Schlüssel (3 bzw. 4 Stellen) – von links beginnend – eingetragen und nach 
rechts mit Nullen aufgefüllt. 

- bei der Erhebung nach PLZ-Codes werden diese komplett übernommen. 

164



Sozialmonitoring im Umfeld des Flughafens 
Frankfurt/M 
Leitfaden zur Unterstützung der Erhebung und Auswertung 

am 23.01.2008 abgestimmt 

 

 

 Darmstadt, 20.08.2008 

1.2 Altersklassen 

Für die Kategorisierung der Altersklassen wird i.d.R. folgende Einteilung gewählt: 

• unter 6 Jahren 

• 6 – 15 Jahren 

• 16 – 30 Jahren 

• 31 – 50 Jahren 

• 51 – 65 Jahren 

• über 65 Jahren 

1.3 Nationalität 

Bei der Nationalität soll eine Einteilung in  

• deutsch  

• nicht deutsch  
o EU (o. Bulgarien u. Rumänien)/ USA/ Kanada/ Schweiz 
o Türkei 
o Sonstige 

vorgenommen werden. 

1.4 Migrationshintergrund 

Die Zuordnung des Migrationshintergrundes erfolgt im Rahmen dieser Pilotphase 
ohne Anspruch auf Vollständigkeit. D. h. dass ohne umfangreiche „händische“ 
Nacharbeiten die in den Basisdaten der Einwohnermeldeämter abgelegten 
Informationen (insbesondere zum Geburtsort bzw. -land sowie zur zweiten 
Staatsangehörigkeit) ausgewertet werden. Soweit bis Ende März 2008 möglich, 
werden auch über die Herstellung von Mutter-Kind-Beziehungen "Ausländer der 
2. Generation" mit deutscher Staatsangehörigkeit identifiziert. 

Die Kriterien für den Migrationshintergrund werden wie folgt definiert: 

- 1. Staatsangehörigkeit oder 2. Staatsangehörigkeit: nicht deutsch 

- Geburtsland / Geburtsort: nicht Deutschland (ohne umfangreiche 
händische Nacharbeiten) 

- Geburtsjahr (>1945 in Verbindung mit Geburtsland "Ausland"; Kriterium 
zum Aussortieren Vertriebener) 

Bezüglich des Migrationshintergrundes werden zunächst folgende Gruppen 
gebildet: 

A-A:  Ausländer im Ausland geboren (1. Generation)  

1. Staatsangehörigkeit = Ausland und Geburtsort im Ausland  
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A-D:  Ausländer in Deutschland geboren (2. und 3. Generation)  

1. Staatsangehörigkeit = Ausland und Geburtsort in Deutschland  

DAA:  Doppelstaatler im Ausland geboren  

1. Staatsangehörigkeit = Deutsch und eine 2. Staatsangehörigkeit und 
Geburtsort im Ausland  

DAD:  Doppelstaatler in Deutschland geboren  

1. Staatsangehörigkeit = Deutsch und eine 2. Staatsangehörigkeit und 
Geburtsort in Deutschland  

DKA:  Deutsche im Ausland geboren ohne Weltkriegsflüchtlinge  

Staatsangehörigkeit = Deutsch und keine 2. Staatsangehörigkeit und 
Geburtsort im Ausland (ohne Weltkriegsflüchtlinge: ohne Personen die 
vor 1947 in 152-Polen, 164-Tschechien, 155-Slowakei, 162-ehem. 
Tschechoslowakei, 154-Rumänien, 165-Ungarn, 159-Sowjetunion oder 
in der 160- russ. Föderation geboren wurden). In diese Kategorie fallen 
auch "alte Spätaussiedler".  

DKDM: In Deutschland geborene deutsche Kinder (unter 18) mit ausl. Mutter  

1. Staatsangehörigkeit = Deutsch und keine 2. Staatsangehörigkeit und 
Geburtsort in Deutschland und unter 18 Jahren und Mutter im Ausland 
geboren oder mit einer ausländischen Staatsbürgerschaft. 

Neben der Zuordnung des Attributes „Migrationshintergrund: ja/nein“ wird auch 
eine Information zum Migrationshintergrund analog der Festlegungen zur 
Nationalität (s.o.) erzeugt (Migrationshintergrund: ja; Länderklasse: EU (o. 
Bulgarien u. Rumänien)/ USA/ Kanada/ Schweiz; Türkei; Sonstige). 

Die Zuordnung geschieht zentral für die Pilotkommunen mit Anschluss an e-
kom21 durch die Stadt Darmstadt und für die restlichen beiden Kommunen durch 
die Stadt Mainz.  

1.5 Gemeinsame Abfragen 

Etliche Daten zu den Wirtschafts- und Sozialindikatoren werden nicht originär bei 
den Kommunen gehalten. Diese sollten zentral von einer Stelle für alle Kommu-
nen erhoben werden um den Aufwand und die entstehenden externen Kosten zu 
minimieren. Dazu sind noch entsprechende Regelungen zu treffen. 
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2 Demografische Grunddaten 

2.1 Indikatoren E01 bis E03 

2.1.1 zu erhebende Daten für E01 – E03 

Für die Auswertung der Kontextindikatoren E1-E3 werden folgende Basisdaten 
benötigt (Stichtag 31.12.2007): 

• Amtlicher Gemeindeschlüssel der Basisgemeinde 

• Statistischer Bezirk der Basisadresse 

• Wahlbezirk der Basisadresse 

• für die Gemeinden Kelsterbach und Raunheim (die ekom21 noch 
keine Informationen zu den statischen Bezirken geliefert haben) 

 Straßenschlüssel der Basisadresse 
 Hausnummer der Basisadresse 
 Hausnummernzusatz der Basisadresse 

• Wohnungsstatus der Person an der Basisadresse (Hauptwohnung, 
Nebenwohnung) 

• Geburtsdatum 

• Geschlecht 

• Geburtsort 

• Geburtsland (falls möglich) 

• Erste Staatsangehörigkeit 

• Zweite Staatsangehörigkeit 

Hieraus lassen sich die Kontextindikatoren zur Bevölkerungsdichte, zur Alters-
struktur und zur Zusammensetzung der Bevölkerung nach Nationalität und 
Migrationshintergrund erfassen. 

2.1.2 Auswertung E01 – Bevölkerungsdichte 

Die Bevölkerungsdichte wird bezogen auf die Gebäude- und Freifläche1 in 

• Einwohner mit erstem Wohnsitz / ha 

ausgedrückt. Die Zuordnung auf die benötigte Ebene erfolgt über die Teil-
flächen-Nr. (5-stellig).  

Zur Darstellung der Daten ist in Anlage 2 eine Excel-Auswertemaske beigefügt. 

                                                   
1  Falls diese Information nicht auf der Ebene der Stadteile / stat. Bezirke verfügbar ist, wird die 

Bevölkerungsdichte auf der Ebene der Gesamtgemeinde ausgewertet.  
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2.1.3 Auswertung E02 und E03– Veränderung der Zusammensetzung der 
Bevölkerung nach Altersstruktur, Nationalität und Migrations-
hintergrund  

Für die Untersuchung der Veränderung der Altersstruktur wird nach den o.g. 
Altersklassen unterschieden. Eine weitere Differenzierung erfolgt hinsichtlich 

• des Geschlechts, 

• des Migrationshintergrundes (s.o.) sowie  

• der Nationalität (s.o.).  

Mithilfe der Grunddaten gem. Kap. 2.1.1können im Weiteren die zu erhebenden 
Daten generiert werden. Die Zuordnung auf die benötigte Ebene erfolgt über die 
Teilflächen-Nr. (5-stellig). Zur Darstellung der Daten ist in Anlage 2 eine Excel-
Auswertemaske beigefügt. 

2.2 E04 – Veränderung der Wanderungsbewegung 

2.2.1 zu erhebende Daten für E04 

Für die Auswertung der Zuzüge und Wegzüge werden folgende Daten benötigt 
(Stichtag 31.12.2007): 

a)  Zuzüge: 

• Amtlicher Gemeindeschlüssel der Basisgemeinde 

• Statistischer Bezirk der Basisadresse 

• Wahlbezirk der Basisadresse 

• für die Gemeinden Kelsterbach und Raunheim , die eine 
Neueinteilung in Statistische Bezirke vorgenommen haben: 

 Straßenschlüssel der Basisadresse 
 Hausnummer der Basisadresse 
 Hausnummernzusatz der Basisadresse 

• Amtlicher Gemeindeschlüssel der Herkunftsgemeinde 

• Geburtsdatum 

• Geschlecht 

• Geburtsort 

• Geburtsland (falls möglich) 

• Erste Staatsangehörigkeit 

• Zweite Staatsangehörigkeit 
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b) Wegzüge: 

• Amtlicher Gemeindeschlüssel der alten Basisgemeinde 

• Statistischer Bezirk der zuletzt in der Basisgemeinde aufgegebe-
nen Wohnung  

• Wahlbezirk der zuletzt in der Basisgemeinde aufgegebenen 
Wohnung 

• für die Gemeinden Kelsterbach und Raunheim , die eine 
Neueinteilung in Statistische Bezirke vorgenommen haben: 

 Straßenschlüssel der alten Basisadresse 
 Hausnummer der alten Basisadresse 
 Hausnummernzusatz der alten Basisadresse 

• Amtlicher Gemeindeschlüssel der neuen Basisgemeinde 

• Geburtsdatum 

• Geschlecht 

• Geburtsort 

• Geburtsland (falls möglich) 

• Erste Staatsangehörigkeit 

• Zweite Staatsangehörigkeit 

2.2.2 Auswertung E04 

Bei der Veränderung der Wanderungsbewegung werden die Zu- und Wegzüge 
getrennt voneinander betrachtet. Dabei wird unterschieden, ob die Wande-
rungsbewegungen innerhalb des engeren Einflussbereichs des Flughafens 
Frankfurt am Main oder von/nach Kommunen außerhalb dieses engeren 
Einflussbereichs erfolgen.  

Mit Blick auf die vermuteten Wanderungsbewegungen infolge der Lärmbelas-
tung wird der „engere Einflussbereich“ wie folgt definiert: die Kommune liegt 
innerhalb eines Bereiches Leq ≥ 55 dB(A) tags bzw. ≥ 50 dB(A) nachts für das Jahr 
2005 gem. den Lärmkarten des RDF2. 

                                                   
2  http://www.laermkarten.de/dialogforum/index.php 
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Tabelle 1: Kommunen innerhalb des engeren Einflussbereichs  

Bischofsheim Hattersheim am Main Offenbach am Main 
Büttelborn Heusenstamm Raunheim 
Darmstadt Hochheim am Main Rüsselsheim 
Flörsheim am Main Kelsterbach Trebur 
Frankfurt am Main Mainz Weiterstadt 
Ginsheim-Gustavsburg Mörfelden-Walldorf Wiesbaden 
Griesheim Nauheim  
Groß-Gerau Neu-Isenburg  

Bei den Zugzügen wird folgendermaßen unterschieden: 

• „Zuwanderung von Kommunen außerhalb des engeren 
Einflussbereichs“ (s.o.)  

• „Zuwanderung von Kommunen innerhalb des engeren 
Einflussbereichs“ (s.o.) 

Bei den Wegzügen wird folgendermaßen unterschieden: 

• „Abwanderung nach Kommunen außerhalb des engeren 
Einflussbereichs“ (s.o.) 

• „Abwanderung nach Kommunen innerhalb des engeren 
Einflussbereichs“ (s.o.) 

Die Städte Darmstadt, Mainz und Offenbach werden zusätzlich noch die „Inner-
städtische Wanderung“ ausgewertet.  

Eine weitere Differenzierung erfolgt hinsichtlich 

• des Geschlechts 

• der Altersklasse  

• der Nationalität 

• des Migrationshintergrundes  

Generell gilt, dass lediglich Wanderungsbewegungen bezüglich des Haupt-
wohnsitzes erfasst werden.  

Zur Darstellung der Daten ist in Anlage 2 eine Excel-Auswertemaske beigefügt.  
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3 Wirtschaftsstrukturdaten 

3.1 Wi1 – Veränderung der Quote und Struktur der SV-Beschäftigten 

Die Veränderung der Quote und Struktur der SV-Beschäftigten wird auf Ebene 
der Gesamtgemeinde in Anlehnung an die regelmäßige amtliche Statistik des 
Statistischen Bundesamtens erfasst.3 

3.1.1 Wi1 – zu erhebende Daten 

Die Daten zu den SV-Beschäftigten zum Stichtag 30.06.2007 sind je Kommune 
gegliedert nach  

• Wirtschaftszweigen, 

• Ausbildung / Qualifikation 

bei der Bundesagentur für Arbeit (BA) abzufragen.  

3.1.1.1 Wirtschaftszweige, Beruf und Qualifikation 

Für die Erhebung der SV-Beschäftigten wird eine Unterteilung nach Wirtschafts-
abschnitten und -zweigen gemäß der Einteilung des Statistischen Bundesamtes 
(WZ2003) wie folgt vorgenommen. 

                                                   
3 Statistisches Bundesamt Struktur der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten; Fachserie 1 Reihe 

4.2.1 
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Tabelle 2: Zusammengefasste Wirtschaftsabschnitte für 
Veröffentlichungszwecke innerhalb der Beschäftigtenstatistik4 

Bezeichnung Position 5  

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei A + B  

Produzierendes Gewerbe C - F  

Handel, Gastgewerbe und Verkehr G - I  

Sonstige Dienstleistungen J - Q  

Davon:    
- Kredit- und Versicherungsgewerbe J  
- Grundstückswesen, Vermietung, Dienstleistungen für 

Unternehmen K  

- Öffentliche Verwaltung u. ä. L + Q  
- Sonstige Öffentliche und private Dienstleistungen  M - P  

 

Eine weitere Differenzierung erfolgt über die Qualifikation wie folgt: 

1. ohne Berufsausbildung  

2. mit Berufsausbildung  

3. mit Fachhoch- und Hochschulabschluss  

4. keine Angabe 

3.1.2 Auswertung Wi1 

Zur Darstellung der Daten ist in Anlage 2 eine Excel-Auswertemaske beigefügt.  

3.2 Wi2 – Veränderung der Anzahl und Struktur Arbeitsloser (nach SGB II) 

3.2.1 Wi2 – zu erhebende Daten 

Für Anzahl und Struktur Arbeitsloser (nach SGB II) werden die Daten für 

− die Städte Darmstadt und Offenbach auf Ebene der Statistischen Bezirke  

                                                   
4  a.a.O. 

5  siehe dazu: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2002; Übersicht über die Gliederung der 
Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 
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− die Stadt Mainz auf Ebene der Stadtteile  

− die Städte Flörsheim, Kelsterbach und Raunheim auf Gemeindeebene  

erhoben. Die Erhebung erfolgt über eine (kostenpflichtige) Abfrage bei der BA 
(oder bei Kommunen im Optionsmodell entsprechend bei den zuständigen Land-
kreisen) für den Stichtag 31.12.2007. 

Folgende drei Datengruppen sind zu erheben. 

3.2.1.1 Wi2a: Arbeitslose 

• Anzahl der Arbeitslosen im Rechtkreis SGB II gesamt und unterteilt 
nach 

− Dauer der Arbeitslosigkeit 

o Personen, die kürzer als ein Jahr arbeitsuchend sind 

o Personen, die länger als ein Jahr arbeitsuchend sind 
(Langzeitarbeitslose) 

− Nationalität  

o Deutsche 

o Ausländer 

− Altersklassen 

o unter 25 Jahre 

o 25 bis 55 Jahre 

o über 55 Jahre 

3.2.1.2 Wi2b: Bedarfsgemeinschaften 

• Anzahl der Bedarfsgemeinschaften mit mindestens einem 
Arbeitslosen nach SGB II  

3.2.1.3 Wi2c: Nicht erwerbsfähigen Hilfsbedürftigen  

• Anzahl der „nicht erwerbsfähigen Hilfsbedürftigen“ im Rechtskreis 
des SGB II 

3.2.2 Auswertung Wi2 

Zur Darstellung der Daten ist in Anlage 2 eine Excel-Auswertemaske beigefügt.  
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3.3 Wi3 – Veränderung der Anzahl und Struktur von Personen in Arbeits-
förderungsmaßnahmen (SGB III) 

3.3.1 Wi3 – zu erhebende Daten 

Für Anzahl und Struktur von Personen in Arbeitsförderungsmaßnahmen nach 
SGB III werden die Daten für 

− die Städte Darmstadt und Offenbach auf Ebene der Statistischen Bezirke  

− die Stadt Mainz auf Ebene der Stadtteile  

− die Städte Flörsheim, Kelsterbach und Raunheim auf Gemeindeebene  

erhoben. Die Erhebung erfolgt über eine (kostenpflichtige) Abfrage bei der BA 
(oder bei Kommunen im Optionsmodell entsprechend bei den zuständigen 
Landkreisen). 

Folgende drei Datengruppen sind zu erheben. 

• Anzahl der Arbeitslosen im Rechtkreis SGB III gesamt und unterteilt 
nach 

− Dauer der Arbeitslosigkeit 

o Personen, die kürzer als ein Jahr arbeitsuchend sind 

o Personen, die länger als ein Jahr arbeitsuchend sind 
(Langzeitarbeitslose) 

− Nationalität  

o Deutsche 

o Ausländer 

− Altersklassen 

o unter 25 Jahre 

o 25 bis 55 Jahre 

o über 55 Jahre 

3.3.2 Auswertung Wi3 

Zur Darstellung der Daten ist in Anlage 2 eine Excel-Auswertemaske beigefügt. 
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3.4 Wi4 – Veränderung der Kaufkraftzahlen 

Für die Veränderung der Kaufkraftzahlen werden folgende Daten auf Ebene der 
5-stelligen PLZ-Ebene erhoben: 

• Kaufkraft in Mill. Euro 

• Kaufkraft je Einwohner in Euro 

• Kaufkraft je Einwohner als Index6 

Zur Darstellung der Daten ist in Anlage 2 eine Excel-Auswertemaske beigefügt. 

3.5 Wi5 – Veränderung der Steuereinnahmen 

Als Kontextindikator zur Steuereinnahmekraft werden folgende Daten in absolu-
ten Zahlen auf Gemeindeebene per Abfrage beim Hessischen Statistischen 
Landesamt erhoben werden: 

• Steuereinnahmekraft je 1000 EW in Euro 

• Gemeindeanteil an Einkommenssteuer in Euro 

• Anteile der Einkommenssteuer an allen Einkommen der 
Gemeinden 

Zur Darstellung der Daten ist in Anlage 2 eine Excel-Auswertemaske beigefügt. 

4 Sozialindikatoren 

4.1 Wohnen 

4.1.1 Wo1 – Veränderung der Zahl der Wohngeldempfänger 

Die Daten zu den Wohngeldempfängern (Stichtag 30.06.2007) werden für 

− die Stadt Darmstadt und Offenbach auf Ebene der Statistischen Bezirke  

− die Stadt Mainz auf Ebene der 5-stelligen PLZ-Codes 

− die Städte Offenbach, Flörsheim, Kelsterbach und Raunheim auf Ebene der 
Gesamtkommune 

erhoben.  

                                                   
6 Kaufkraft gemessen am Bundesdurchschnitt 
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Folgende Daten werden benötigt: 

• Anzahl der Wohngeldempfänger mit genehmigten 
Wohngeldanträgen nach Altersklassen (s.o.) 

Zur Darstellung der Daten ist in Anlage 2 eine Excel-Auswertemaske beigefügt. 

4.1.2 Wo2 – Veränderung der Immobilienwerte 

Siehe Angebot empirica (Anlage 3) 

4.2 Bildung 

4.2.1 B01 – Veränderung der Anzahl von Schülern in den Grundschulen nach 
Nationalität und nach Herkunftssprache 

Gemäß den Festlegungen des Begleitkreises sollte die „Anzahl von Schülern mit 
einer nicht-deutschen Herkunftssprache in den Grundschulen“ ermittelt werden. 
Dies ist derzeit nur für Mainz möglich. In Hessen wird eine entsprechende Erfas-
sung der Daten über die Lehrer- und Schülerdatenbank (LUSD) diskutiert, ist aber 
noch nicht realisiert, da es noch datenschutzrechtliche Bedenken gibt. 

Als Alternative bzw. als Zwischenlösung wird vorgeschlagen die Die Daten zur 
„Anzahl von Schülern in den Grundschulen nach Nationalität“ zu erheben, auch 
wenn aufgrund des geltenden Rechts die Information zur Nationalität nur be-
schränkte Aussagekraft besitzt.  

Die Daten zum Stichtag: Schuljahr 07/08 liegen für die einzelnen Schulen ab 
Januar 2008 bei den jeweiligen Kultusministerien (bzw. bei den einzelnen 
Grundschulen (Herkunftssprache) vor. Benötigt werden je Schule folgende Daten: 

• Name der Schule 

• Basisadresse der Schule 

• Anzahl von Schülern nach Nationalität (s. Kap. 1.3)  

• Anzahl von Schülern mit „nicht-deutscher“ Herkunftssprache 

Die Erfassung nach "Herkunftssprache" ist zwar derzeit nur in Mainz direkt über 
die Schulstatistik möglich. Da dieser Indikator aber aus sozialwissenschaftlicher 
Sicht besondere Bedeutung hat, sollten nach Möglichkeit entsprechende 
Recherchen direkt bei den Schulen vorgenommen werden. 

Die Auswertung erfolgt auf Ebene der Statistischen Bezirke. Dazu müssen über 
die Basisadresse der Schule die Daten den Statistischen Bezirken zugeordnet wer-
den. Zur Darstellung der Daten ist in Anlage 2 eine Excel-Auswertemaske beige-
fügt. 
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4.2.2 B02 – Veränderung der Übergangsquoten von Schulen in weiter-
führende Schulen 

Bei den Zahlen zu den Übergangsquoten von Schulen in weiterführende Schulen 
wird der Ist-Zustand erhoben zum Schuljahresbeginn 07/08 je Schule erhoben. 
Auch hier müssen die Daten für die Auswertung über die Adresse der Schulen 
den jeweiligen Statistischen Bezirken zugeordnet werden. 

Neben den Basisinformationen 

• Name der Schule 

• Basisadresse der Schule 

sind folgende Daten zu erheben. 

a) 4. Klasse in die 5. Klasse 

• Anzahl der Übergänge nach Schulform 

o Hauptschulen 

o Förderstufen 

o Realschulen 

o Gesamtschulen 

o Gymnasien 

differenziert nach 

o Nationalität (s. Kap. 1.3)7 

b) 9. Klasse in die 10. Klasse 

• Anzahl der Übergänge nach Schulform  

differenziert nach 

o Nationalität (s. Kap. 1.3) 

c) 10. Klasse in die 11. Klasse 

• Anzahl der Übergänge nach Schulform  

o Gymnasiale Oberstufen (incl. berufliches Gymnasium 

o Berufliche Schulen (mit Ausnahme der Fachoberschulen 
(FOS) 

o Fachoberschulen (FOS) 

differenziert nach 

o Nationalität (s. Kap. 1.3) 

                                                   
7  Zur beabsichtigten Erfassung des Merkmals „Herkunftssprache“ siehe Kap. 4.2.1 
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Zur Darstellung der Daten ist in Anlage 2 eine Excel-Auswertemaske beigefügt. 

4.2.3 B03 – Veränderung der Schulabbrecherquoten 

Bei den Zahlen zu den Schulabbrecherquoten werden die Daten zum Stichtag 
30.06..2007 je Schule erhoben. Auch hier müssen die Daten für die Auswertung 
über die Adresse der Schulen den jeweiligen Statistischen Bezirken zugeordnet 
werden. 

Folgende Daten sind zu erheben: 

• Name der Schule 

• Schulform 

• Basisadresse der Schule 

• Anzahl der Schulabbrecher nach Nationalität (s. Kap. 1.3) 

Die Daten werden parallel zu den Schülerzahlen der Schulübergangsquoten 
erhoben. Aus diesem Grund kann auf die oben beschriebene Vorgehensweise 
verwiesen werden. 

Anlage 2 enthält zur Darstellung der Daten ist eine Excel-Auswertemaske. 

4.2.4 B04 – Veränderung der Ergebnisse der Schuleignungstests 

Die Daten werden auf der jeweils vorliegenden Ebene erhoben. Dies muss mit 
den zuständigen Ämtern abgeklärt werden. Folgende Daten müssen abgefragt 
werden: 

• Vorgestellte Kinder insgesamt 

o davon mit Untersuchung 

 davon mit Befund 

diese soweit möglich unterteilt nach 

• Nationalität/Migrationshintergrund (8) 

Die Daten sind lediglich für Hessen verfügbar. Für die Ergebnisse der Schuleig-
nungstests ist eine Anfrage beim Hessischen Sozialministerium erforderlich. Der 
Zugang zu diesen Daten kann nur über die Genehmigung des Hessischen Sozial-
ministeriums erfolgen. Das Ministerium klärt daraufhin mit den Gesundheitsäm-
tern der Städte und Kreise, ob die Daten zur Verfügung gestellt werden können, 
da diese hierfür die Unbedenklichkeit erklären müssen. 

                                                   
8  Langfristig soll bei der Erhebung der Daten der Migrationshintergrund mit betrachtet werden. Da 

aber momentan noch keine einheitliche Definition vorliegt, wird für die Pilotphase die 
Nationalität (s.o.) berücksichtigt. 
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Kontaktperson beim Hessischen Sozialministerium ist Frau Dr. Wirz (Abt. Gesund-
heitswesen). Sie klärt die Anfrage auf die Daten mit den zuständigen Ämtern ab 
und gibt anschließend eine Rückmeldung. Sollte die Einwilligung der Gesund-
heitsämter erfolgen, werden die entsprechend zuständigen Ansprechpartner 
mitgeteilt. 

Um die Daten mit einem abschätzbaren Aufwand erheben zu können, sollte diese 
über nur einen Ansprechpartner für alle hessischen Kommunen abgefragt wer-
den. Der Ansprechpartner sollte den Erstkontakt zum Hessischen Sozialministe-
rium herstellen und sich entsprechend auch als Kontaktperson für die jeweiligen 
Gesundheitsämter zur Verfügung stellen. 

Zur Darstellung der Daten ist in Anlage 2 eine Excel-Auswertemaske beigefügt. 

4.2.5 B05 – Anzahl der Gestattungsanträge 

Bei den Zahlen zur Anzahl der Gestattungsanträge werden die Daten zum Stich-
tag Schuljahr 07/08 je Schule erhoben. Auch hier müssen die Daten für die Aus-
wertung über die Adresse der Schulen den jeweiligen Statistischen Bezirken zu-
geordnet werden. 

Es werden folgende Daten erhoben: 

• Name der Schule 

• Basisadresse der Schule 

• Anzahl der Gestattungsanträge 

Die Daten für die hessischen Kommunen werden über die jeweils zuständigen 
Schulämter erhoben. Die Stadt Mainz muss diese Daten bei den einzelnen Schu-
len abfragen, da diese nicht zentral verwaltet werden.  

Zur Darstellung der Daten ist in Anlage 2 eine Excel-Auswertemaske beigefügt. 

4.3 Kinder- und Jugendhilfe und Sozialhilfe 

4.3.1 S01 – Veränderung der Jugendhilfemaßnahmen (SGB VIII) 

Die Veränderung der Jugendhilfemaßnahmen soll nach zwei verschieden Thema-
tiken getrennt voneinander erfasst werden.  

a) Anzahl der Familien mit sozialpädagogischer Familienhilfe. 
Hierfür müssen folgende Daten erhoben werden: 

• Anzahl der Familien mit sozialpädagogischer Familienhilfe 

Soweit datenschutzrechtlich möglich:  
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• Anlass für die sozialpädagogische Familienhilfe9 

Erfasst wird also die Anzahl der Familien mit sozialpädagogischer 
Familienhilfe, mit einer weiteren Differenzierung nach dem Anlass. 

b) Als weitere Thematik soll die Anzahl der Maßnahmen der Kinder- und 
Jugendhilfe erfasst werden. Hierfür müssen folgende Daten erhoben 
werden: 

• Anzahl der Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe 

Soweit datenschutzrechtlich möglich:  

• Art der Maßnahme10 

Hiermit soll die Anzahl der Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe 
mit einer Untergliederung in die jeweilige Art der Maßnahme erhoben 
werden. 

Die Daten werden grundsätzlich zum Stichtag 30.06.2007 auf Ebene der Gesamt-
kommune erfasst. Für Darmstadt und Offenbach sind diese Daten auch kleinräu-
miger vorhanden und werden auf diesen Ebenen erfasst und ausgewertet. 

Anlage 2 enthält zur Darstellung der Daten ist eine Excel-Auswertemaske. 

4.3.2 S02 – Veränderung der Anzahl der Personen mit Sozialhilfe (SGB XII) 

Zum Stichtag 30.06.2007 werden auf Ebene der Gesamtkommune folgende Daten 
erfasst: 

• Anzahl der Personen, die Sozialhilfe nach SGB XII empfangen gesamt 
und unterteilt nach 

− Geschlecht  

− Alter 

− Nationalität (s. Kap. 1.3)11 

Zur Darstellung der Daten ist in Anlage 2 eine Excel-Auswertemaske beigefügt. 

                                                   
9  siehe dazu: http://www.statistik-hessen.de/themenauswahl/gesundheitswesen-soziales/landesdaten/sozialleistungen/kinder-

jugendhilfe/sozialpaedagogische-familienhilfe/index.html 

10  siehe dazu: http://www.statistik-hessen.de/themenauswahl/gesundheitswesen-
soziales/landesdaten/sozialleistungen/kinder-jugendhilfe/massnahmen/index.html 

11  Langfristig soll bei der Erhebung der Daten der Migrationshintergrund mit betrachtet werden. Da 
aber momentan noch keine einheitliche Definition vorliegt, wird für die Pilotphase die 
Nationalität (s.o.) berücksichtigt. 
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Pilotphase Sozialmonitoring 
im Umfeld des Flughafens Frankfurt/Main

Zusammenstellung der erfassten Daten

E02/03 - Bevölkerung nach Alter, Nationalität und Migrationshintergrund

1 2 3 4 5 6

Darmstadt 06411000 10000 32,04% 54,80% 9,35%
Darmstadt 06411000 20000 29,31% 35,76% 7,67%
Darmstadt 06411000 30000 20,07% 28,60% 3,61%
Darmstadt 06411000 40000 16,78% 14,31% 2,67%
Darmstadt 06411000 50000 22,58% 36,15% 6,57%
Darmstadt 06411000 60000 17,65% 17,32% 3,25%
Darmstadt 06411000 70000 20,43% 25,19% 4,80%
Darmstadt 06411000 80000 19,74% 35,27% 4,75%
Darmstadt 06411000 90000 38,63% 62,02% 12,84%
Offenbach 06413000 11000 46,84% 31,82% 0,00%
Offenbach 06413000 12000 50,50% 23,92% 0,00%
Offenbach 06413000 13000 43,56% 25,89% 0,00%
Offenbach 06413000 14000 40,63% 21,36% 0,00%
Offenbach 06413000 15000 36,97% 24,48% 0,00%
Offenbach 06413000 16000 50,15% 33,07% 0,00%
Offenbach 06413000 21000 30,72% 12,54% 0,00%
Offenbach 06413000 22000 27,55% 14,27% 0,00%
Offenbach 06413000 23000 35,66% 26,88% 0,00%
Offenbach 06413000 24000 31,80% 21,72% 0,00%
Offenbach 06413000 25000 27,78% 14,97% 0,00%
Offenbach 06413000 26000 20,49% 10,00% 0,00%
Offenbach 06413000 31000 24,07% 11,66% 0,00%
Offenbach 06413000 32000 16,56% 12,68% 0,00%
Offenbach 06413000 33000 16,07% 8,25% 0,00%
Offenbach 06413000 41000 26,91% 14,49% 0,00%
Offenbach 06413000 42000 13,59% 3,85% 0,00%
Offenbach 06413000 43000 17,82% 9,52% 0,00%
Offenbach 06413000 44000 10,49% 5,24% 0,00%
Kelsterbach 06433007 10000 21,82% 38,10% 3,61%
Kelsterbach 06433007 20000 28,04% 41,41% 7,67%
Kelsterbach 06433007 30000 28,74% 57,89% 7,06%
Kelsterbach 06433007 40000 69,37% 194,59% 59,12%
Kelsterbach 06433007 50000 44,59% 109,09% 26,14%
Kelsterbach 06433007 60000 38,36% 37,50% 10,36%
Kelsterbach 06433007 70000 40,98% 100,00% 5,00%
Raunheim 06433010 10000 51,25% 307,56% 44,07%
Raunheim 06433010 20000 29,59% 108,40% 12,14%
Raunheim 06433010 30000 17,66% 49,18% 4,54%
Raunheim 06433010 40000 43,26% 127,47% 36,63%
Flörsheim 06436004 10000 22,85% 76,71% 5,93%
Flörsheim 06436004 20000 27,96% 88,99% 7,62%

Indikator

Bev. mit Mig.-
hintergrund 

Türkei 
/ Bev. ohne 

Mig.-

Fläche-ID
(5-stellig)

Gemeinde-
schlüssel
(8-stellig)

Gemeinde-
namen

Bev. m. Mig.-
hintergrund < 6 

Jahren 
/Bev. o. Mig.-

hintergrund < 6 

Bev. m. Mig.-
hintergrund / 

Bev. insgesamt
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Pilotphase Sozialmonitoring 
im Umfeld des Flughafens Frankfurt/Main

Zusammenstellung der erfassten Daten

E02/03 - Bevölkerung nach Alter, Nationalität und Migrationshintergrund

1 2 3 4 5 6

Indikator

Bev. mit Mig.-
hintergrund 

Türkei 
/ Bev. ohne 

Mig.-

Fläche-ID
(5-stellig)

Gemeinde-
schlüssel
(8-stellig)

Gemeinde-
namen

Bev. m. Mig.-
hintergrund < 6 

Jahren 
/Bev. o. Mig.-

hintergrund < 6 

Bev. m. Mig.-
hintergrund / 

Bev. insgesamt

Flörsheim 06436004 30000 30,60% 67,76% 7,28%
Flörsheim 06436004 40000 24,14% 91,30% 4,55%
Flörsheim 06436004 50000 11,99% 24,09% 0,97%
Flörsheim 06436004 60000 15,72% 42,86% 2,08%
Mainz 07315000 15110 38,01% 163,16% 7,74%
Mainz 07315000 15120 34,90% 75,86% 7,62%
Mainz 07315000 15130 29,71% 92,00% 6,59%
Mainz 07315000 15210 27,28% 73,33% 2,36%
Mainz 07315000 15220 28,09% 94,44% 6,39%
Mainz 07315000 15310 20,19% 52,63% 1,80%
Mainz 07315000 15320 13,99% 66,67% 0,80%
Mainz 07315000 15410 31,39% 520,00% 5,19%
Mainz 07315000 15420 25,10% 450,00% 3,56%
Mainz 07315000 15510 25,45% 90,91% 3,44%
Mainz 07315000 15520 27,05% 138,46% 3,75%
Mainz 07315000 15610 19,79% 79,17% 4,49%
Mainz 07315000 15710 27,41% 271,43% 3,23%
Mainz 07315000 15810 33,10% 300,00% 2,99%
Mainz 07315000 15910 34,27% 400,00% 4,14%
Mainz 07315000 15930 22,09% 92,31% 1,31%
Mainz 07315000 16110 19,91% 58,06% 3,59%
Mainz 07315000 16120 17,87% 78,57% 1,01%
Mainz 07315000 16210 15,23% 36,84% 2,08%
Mainz 07315000 16220 35,30% 154,55% 24,20%
Mainz 07315000 16230 23,92% 68,75% 4,35%
Mainz 07315000 16240 23,88% 68,75% 3,64%
Mainz 07315000 16250 25,47% 105,26% 9,51%
Mainz 07315000 16310 27,02% 105,00% 2,75%
Mainz 07315000 16320 25,90% 96,00% 9,75%
Mainz 07315000 16330 26,33% 125,00% 4,80%
Mainz 07315000 16340 26,63% 125,00% 9,14%
Mainz 07315000 16350 38,64% 214,29% 8,55%
Mainz 07315000 16360 33,26% 115,38% 5,57%
Mainz 07315000 16410 38,49% 273,68% 19,06%
Mainz 07315000 16420 49,59% 475,00% 18,78%
Mainz 07315000 16430 36,67% 272,73% 17,28%
Mainz 07315000 16440 41,19% 235,29% 23,54%
Mainz 07315000 16510 49,27% 473,33% 36,20%
Mainz 07315000 16520 54,60% 244,00% 44,93%
Mainz 07315000 16530 48,49% 342,31% 32,08%
Mainz 07315000 16610 54,69% 547,06% 44,62%
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Pilotphase Sozialmonitoring 
im Umfeld des Flughafens Frankfurt/Main

Zusammenstellung der erfassten Daten

E02/03 - Bevölkerung nach Alter, Nationalität und Migrationshintergrund

1 2 3 4 5 6

Indikator

Bev. mit Mig.-
hintergrund 

Türkei 
/ Bev. ohne 

Mig.-

Fläche-ID
(5-stellig)

Gemeinde-
schlüssel
(8-stellig)

Gemeinde-
namen

Bev. m. Mig.-
hintergrund < 6 

Jahren 
/Bev. o. Mig.-

hintergrund < 6 

Bev. m. Mig.-
hintergrund / 

Bev. insgesamt

Mainz 07315000 16710 31,97% 113,64% 8,93%
Mainz 07315000 16720 25,32% 105,56% 6,78%
Mainz 07315000 16810 66,75% 300,00% 26,56%
Mainz 07315000 24110 13,62% 76,92% 0,16%
Mainz 07315000 24120 15,65% 29,17% 1,34%
Mainz 07315000 24130 13,01% 35,48% 1,34%
Mainz 07315000 24140 13,51% 27,03% 1,15%
Mainz 07315000 24210 13,79% 27,59% 0,00%
Mainz 07315000 24220 17,55% 50,00% 4,73%
Mainz 07315000 24230 28,00% 73,33% 6,33%
Mainz 07315000 24240 29,17% 260,00% 17,63%
Mainz 07315000 24330 49,93% 106,67% 6,76%
Mainz 07315000 24340 33,41% 184,21% 14,84%
Mainz 07315000 24350 38,19% 87,50% 5,20%
Mainz 07315000 24360 32,42% 100,00% 9,21%
Mainz 07315000 24370 51,48% 900,00% 30,17%
Mainz 07315000 24410 31,06% 137,50% 7,60%
Mainz 07315000 24420 18,70% 77,78% 3,36%
Mainz 07315000 24430 13,37% 40,00% 0,38%
Mainz 07315000 24460 28,07% 64,00% 6,94%
Mainz 07315000 24510 29,29% 76,92% 12,88%
Mainz 07315000 24520 29,73% 88,00% 9,90%
Mainz 07315000 24530 8,34% 14,81% 0,20%
Mainz 07315000 24610 21,33% 154,55% 1,10%
Mainz 07315000 24710 65,16% 1050,00% 5,36%
Mainz 07315000 25110 25,84% 171,43% 5,95%
Mainz 07315000 25120 32,00% 183,33% 16,32%
Mainz 07315000 25130 31,34% 125,00% 6,83%
Mainz 07315000 25140 32,33% 71,43% 2,94%
Mainz 07315000 25210 32,38% 167,86% 14,43%
Mainz 07315000 25220 30,34% 104,17% 5,46%
Mainz 07315000 25230 20,54% 58,82% 5,78%
Mainz 07315000 25240 34,12% 80,00% 2,80%
Mainz 07315000 25250 27,80% 118,75% 1,55%
Mainz 07315000 25260 26,69% 91,67% 6,84%
Mainz 07315000 25310 43,93% 166,67% 22,71%
Mainz 07315000 25410 34,03% 165,00% 14,20%
Mainz 07315000 25420 29,24% 124,14% 4,29%
Mainz 07315000 31110 32,35% 80,39% 21,50%
Mainz 07315000 31130 34,33% 225,00% 12,30%
Mainz 07315000 31140 40,89% 125,00% 11,31%
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Pilotphase Sozialmonitoring 
im Umfeld des Flughafens Frankfurt/Main

Zusammenstellung der erfassten Daten

E02/03 - Bevölkerung nach Alter, Nationalität und Migrationshintergrund

1 2 3 4 5 6

Indikator

Bev. mit Mig.-
hintergrund 

Türkei 
/ Bev. ohne 

Mig.-

Fläche-ID
(5-stellig)

Gemeinde-
schlüssel
(8-stellig)

Gemeinde-
namen

Bev. m. Mig.-
hintergrund < 6 

Jahren 
/Bev. o. Mig.-

hintergrund < 6 

Bev. m. Mig.-
hintergrund / 

Bev. insgesamt

Mainz 07315000 31210 47,13% 261,54% 17,15%
Mainz 07315000 31320 38,46% 173,81% 27,28%
Mainz 07315000 31330 14,02% 16,67% 1,42%
Mainz 07315000 31340 35,17% 160,87% 13,88%
Mainz 07315000 31430 29,02% 150,00% 8,24%
Mainz 07315000 31450 43,10% 242,86% 20,06%
Mainz 07315000 31460 30,18% 218,75% 14,64%
Mainz 07315000 31470 42,54% 525,00% 21,73%
Mainz 07315000 31480 14,38% 53,85% 0,81%
Mainz 07315000 41110 14,38% 13,56% 1,03%
Mainz 07315000 41150 10,49% 17,39% 0,99%
Mainz 07315000 41160 15,33% 7,89% 0,59%
Mainz 07315000 41210 11,53% 18,18% 0,56%
Mainz 07315000 41220 14,89% 39,66% 2,00%
Mainz 07315000 41330 21,54% 52,63% 7,32%
Mainz 07315000 41340 19,49% 50,00% 2,37%
Mainz 07315000 41350 35,07% 91,67% 8,52%
Mainz 07315000 41360 17,84% 29,73% 6,49%
Mainz 07315000 41370 13,88% 28,57% 2,93%
Mainz 07315000 41510 11,88% 32,31% 0,47%
Mainz 07315000 41530 10,74% 26,47% 0,13%
Mainz 07315000 41540 18,62% 57,58% 2,12%
Mainz 07315000 41640 27,72% 90,00% 3,49%
Mainz 07315000 41650 56,06% 318,18% 11,05%
Mainz 07315000 41660 33,77% 119,05% 1,81%
Mainz 07315000 41670 31,13% 95,65% 8,39%
Mainz 07315000 42120 14,15% 30,43% 0,54%
Mainz 07315000 42130 11,69% 37,50% 1,47%
Mainz 07315000 42210 10,75% 30,30% 0,88%
Mainz 07315000 42240 37,41% 136,84% 2,62%
Mainz 07315000 42250 40,80% 104,76% 5,10%
Mainz 07315000 42260 63,85% 417,65% 14,07%
Mainz 07315000 42270 21,43% 52,63% 2,10%
Mainz 07315000 42330 13,48% 34,78% 1,30%
Mainz 07315000 42340 19,49% 70,97% 1,09%
Mainz 07315000 42350 16,79% 48,15% 4,72%
Mainz 07315000 42360 55,29% 217,24% 17,51%
Mainz 07315000 42420 20,09% 52,17% 3,32%
Mainz 07315000 42430 17,70% 61,54% 2,75%
Mainz 07315000 42440 13,02% 26,09% 1,39%
Mainz 07315000 51130 18,46% 52,38% 0,93%
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Pilotphase Sozialmonitoring 
im Umfeld des Flughafens Frankfurt/Main

Zusammenstellung der erfassten Daten

E02/03 - Bevölkerung nach Alter, Nationalität und Migrationshintergrund

1 2 3 4 5 6

Indikator

Bev. mit Mig.-
hintergrund 

Türkei 
/ Bev. ohne 

Mig.-

Fläche-ID
(5-stellig)

Gemeinde-
schlüssel
(8-stellig)

Gemeinde-
namen

Bev. m. Mig.-
hintergrund < 6 

Jahren 
/Bev. o. Mig.-

hintergrund < 6 

Bev. m. Mig.-
hintergrund / 

Bev. insgesamt

Mainz 07315000 51140 13,77% 35,29% 1,97%
Mainz 07315000 51150 25,95% 118,75% 12,34%
Mainz 07315000 51160 16,40% 35,29% 1,82%
Mainz 07315000 51220 8,25% 3,45% 0,41%
Mainz 07315000 51230 16,49% 78,95% 0,37%
Mainz 07315000 51330 12,20% 22,86% 0,00%
Mainz 07315000 51340 47,92% 330,00% 30,23%
Mainz 07315000 51350 25,73% 52,00% 9,40%
Mainz 07315000 51360 58,39% 527,27% 53,22%
Mainz 07315000 51370 20,17% 46,25% 1,12%
Mainz 07315000 51460 12,68% 33,33% 0,67%
Mainz 07315000 51470 18,76% 21,74% 3,36%
Mainz 07315000 51480 18,02% 30,77% 2,16%
Mainz 07315000 51490 14,40% 12,00% 1,71%
Mainz 07315000 51610 28,38% 114,29% 1,73%
Mainz 07315000 51620 29,27% 110,71% 10,29%
Mainz 07315000 52110 15,18% 44,19% 1,58%
Mainz 07315000 52220 15,20% 34,48% 1,15%
Mainz 07315000 52230 49,80% 364,71% 5,96%
Mainz 07315000 53120 11,37% 31,25% 1,00%
Mainz 07315000 53130 8,58% 32,26% 1,14%
Mainz 07315000 53220 26,12% 314,29% 8,60%
Mainz 07315000 53230 9,85% 30,00% 0,00%
Mainz 07315000 53310 48,93% 347,50% 12,13%
Mainz 07315000 53320 50,66% 1250,00% 36,52%
Mainz 07315000 54020 11,89% 21,43% 0,72%
Mainz 07315000 54030 11,52% 25,00% 1,07%
Mainz 07315000 61110 18,19% 96,30% 3,99%
Mainz 07315000 61120 19,30% 33,33% 5,60%
Mainz 07315000 61420 28,53% 100,00% 5,99%
Mainz 07315000 61610 10,83% 36,36% 0,19%
Mainz 07315000 61620 15,28% 92,86% 2,22%
Mainz 07315000 61630 17,73% 71,88% 2,55%
Mainz 07315000 61640 29,24% 147,37% 1,53%
Mainz 07315000 61650 41,21% 140,91% 13,65%
Mainz 07315000 61660 14,03% 25,58% 0,60%
Mainz 07315000 61810 16,03% 41,18% 4,55%
Mainz 07315000 61820 17,35% 55,56% 1,32%
Mainz 07315000 61830 35,28% 88,10% 6,87%
Mainz 07315000 61840 15,02% 13,79% 2,47%
Mainz 07315000 61850 13,33% 58,82% 2,12%
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Pilotphase Sozialmonitoring 
im Umfeld des Flughafens Frankfurt/Main

Zusammenstellung der erfassten Daten

E02/03 - Bevölkerung nach Alter, Nationalität und Migrationshintergrund

1 2 3 4 5 6

Indikator

Bev. mit Mig.-
hintergrund 

Türkei 
/ Bev. ohne 

Mig.-

Fläche-ID
(5-stellig)

Gemeinde-
schlüssel
(8-stellig)

Gemeinde-
namen

Bev. m. Mig.-
hintergrund < 6 

Jahren 
/Bev. o. Mig.-

hintergrund < 6 

Bev. m. Mig.-
hintergrund / 

Bev. insgesamt

Mainz 07315000 61860 9,45% 23,08% 1,29%
Mainz 07315000 62110 16,64% 38,89% 4,11%
Mainz 07315000 62210 12,93% 40,00% 1,06%
Mainz 07315000 62320 47,69% 200,00% 19,65%
Mainz 07315000 62330 18,32% 52,54% 2,57%
Mainz 07315000 71110 20,90% 29,17% 3,58%
Mainz 07315000 71170 23,32% 76,47% 5,34%
Mainz 07315000 71180 33,84% 200,00% 8,78%
Mainz 07315000 71210 17,17% 44,68% 3,56%
Mainz 07315000 71220 29,61% 146,43% 14,80%
Mainz 07315000 71320 37,11% 58,62% 7,32%
Mainz 07315000 71330 41,98% 118,31% 22,51%
Mainz 07315000 71420 28,81% 52,94% 8,47%
Mainz 07315000 71430 17,77% 47,62% 4,98%
Mainz 07315000 72140 14,60% 50,00% 2,10%
Mainz 07315000 72150 16,01% 33,33% 1,65%
Mainz 07315000 72160 12,19% 27,50% 0,46%
Mainz 07315000 72170 12,30% 48,28% 0,73%
Mainz 07315000 72310 11,16% 38,46% 0,82%
Mainz 07315000 72320 35,90% 113,89% 6,72%
Mainz 07315000 72330 12,16% 26,09% 0,78%
Mainz 07315000 72340 27,31% 225,00% 9,72%
Mainz 07315000 72350 15,76% 37,74% 1,56%
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Pilotphase Sozialmonitoring 
im Umfeld des Flughafens Frankfurt/Main

Zusammenstellung der erfassten Daten

absolut
in % 
der EW absolut

in % der 
EW

Gesamt 141.058 23.183 16,4% 34.585 24,5%
unter 50 dB(A) 113.296 19.137 16,9% 27.386 25,7%
gesamt 74.356 12.567 16,9% 19.111 25,7%
50-55 dB(A) 27.762 4.046 14,6% 7.199 25,9%
55-60 dB(A) -- -- -- -- --
>60dB (A) -- -- -- -- --

Gesamt 117.899 35.592 30,2%
unter 50 dB(A) 3.567 46,4%
gesamt 35.486 30,3%
50-55 dB(A) 15.129 27,4%
55-60 dB(A) 16.896 30,7%
>60dB (A) -- --

Gesamt 14.883 4.431 29,8% 5.107 34,3%
unter 50 dB(A) 6.265 1.397 22,3% 1.634 26,1%
gesamt 12.912 4.052 31,4% 4.677 36,2%
50-55 dB(A) 8.557 3.010 35,2% 3.448 40,3%
55-60 dB(A) 61 24 39,3% 25 41,0%
>60dB (A) -- -- -- -- --

Gesamt 14.976 4.054 27,1% 5.732 38,3%
unter 50 dB(A) -- -- -- -- --
gesamt 14.976 4.054 27,1% 5.732 38,3%
50-55 dB(A) -- -- -- -- --
55-60 dB(A) -- -- -- -- --
>60dB (A) 14.976 4.054 27,1% 5.732 38,3%

Gesamt 20.011 2.004 10,0% 4.369 21,8%
unter 50 dB(A) -- -- -- -- --
gesamt
50-55 dB(A) -- -- -- -- --
55-60 dB(A) 15.776 1.761 0,111625 3.773 0,239161
>60dB (A) 4.235 243 5,7% 596 14,1%

Gesamt 197.464 31.473 15,9% 54.676 27,7%
unter 50 dB(A) 126.328 18.896 15,0% 33.502 26,5%
gesamt 93.638 16.054 17,1% 27.275 29,1%
50-55 dB(A) 58.274 10.538 18,1% 17.575 30,2%
55-60 dB(A) 12.862 2.039 15,9% 3.599 28,0%
>60dB (A) -- -- -- -- --

Gesamt 506.291 100.737 19,9% 140.061 27,7%
unter 50 dB(A) 73.390 13.016 17,7% 19.217 26,2%
gesamt 215.893 38.731 17,9% 61.164 28,3%
50-55 dB(A) 94.593 17.594 18,6% 28.222 29,8%
55-60 dB(A) 28.699 3.824 13,3% 7.397 25,8%
>60dB (A) 19.211 4.297 22,4% 6.328 32,9%

Lärmbel. 
Gebiete

Gesamt

Kelsterbach

Mainz

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

Flörsheim

Raunheim

Darmstadt

Offenbach

E02/E03 - Bevölkerung nach 
Lärmklassen

deutsch mit 
Migrationshintergrund 
oder nicht-deutschEinwohnerzahl

nicht-deutsch
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Pilotphase Sozialmonitoring 
im Umfeld des Flughafens Frankfurt/Main

Zusammenstellung der erfassten Daten

absolut
in % 
der EW absolut

in % 
der EW absolut

in % 
der EW

Gesamt 141058 2211 1,6% 1817 1,3% 394 0,3%
unter 50 dB(A) 113296 1709 1,5% 1414 1,2% 295 0,3%
gesamt 74356 977 1,3% 976 1,3% 1 0,0%
50-55 dB(A) 27762 502 1,8% 403 1,5% 99 0,4%
55-60 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
>60dB (A) -- -- -- -- -- -- --

Gesamt 117899 516 0,4% -429 -0,4% 945 0,8%
unter 50 dB(A) 7681 138 1,8% 12 0,2% 126 1,6%
gesamt 117119 519 0,4% -427 -0,4% 946 0,8%
50-55 dB(A) 55247 312 0,6% -204 -0,4% 516 0,9%
55-60 dB(A) 54971 66 0,1% -237 -0,4% 303 0,6%
>60dB (A) -- -- -- -- -- -- --

Gesamt 14883 161 1,1% 53 0,4% 108 0,7%
unter 50 dB(A) 6265 22 0,4% 12 0,2% 10 0,2%
gesamt 12912 141 1,1% 55 0,4% 86 0,7%
50-55 dB(A) 8557 136 1,6% 37 0,4% 99 1,2%
55-60 dB(A) 61 3 4,9% 4 6,6% -1 -1,6%
>60dB (A) -- -- -- -- -- -- --

Gesamt 14976 220 1,5% 16 0,1% 204 1,4%
unter 50 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
gesamt 14976 220 1,5% 16 0,1% 204 1,4%
50-55 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
55-60 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
>60dB (A) 14976 220 1,5% 16 0,1% 204 1,4%

Gesamt 20011 105 0,5% 67 0,3% 38 0,2%
unter 50 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
gesamt 105 0,5% 67 0,3% 38 0,2%
50-55 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
55-60 dB(A) 15776 46 0,3% 29 0,2% 17 0,1%
>60dB (A) 4235 59 1,4% 38 0,9% 21 0,5%

Gesamt 197464 1570 0,8% 758 0,4% 812 0,4%
unter 50 dB(A) 126328 1080 0,9% 592 0,5% 488 0,4%
gesamt 93638 817 0,9% 344 0,4% 473 0,5%
50-55 dB(A) 58274 280 0,5% 100 0,2% 180 0,3%
55-60 dB(A) 12862 210 1,6% 66 0,5% 144 1,1%
>60dB (A) -- -- -- -- -- -- --

Gesamt 506291 4783 0,9% 2282 0,5% 2501 0,5%
unter 50 dB(A) 73390 945 1,2% 779 1,0% 166 0,2%
gesamt 215893 2779 0,8% 1031 0,3% 1748 0,5%
50-55 dB(A) 94593 1230 0,8% 336 0,2% 894 0,6%
55-60 dB(A) 28699 325 0,4% -138 -0,2% 463 0,6%
>60dB (A) 19211 279 1,5% 54 0,3% 225 1,2%

Bev. ohne 
Migrations-
hintergrund

Bev. ohne 
Migrations-
hintergrund

Lärmbel. 
Gebiete

Einwohner-
zahl

Wanderungs-
saldiE04 - Wanderungssaldi nach 

Lärmklassen

Lärmbel. 
Gebiete

Gesamt

Kelsterbach

Mainz

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

Flörsheim

Raunheim

Lärmbel. 
Gebiete

Darmstadt

Offenbach

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete
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Pilotphase Sozialmonitoring 
im Umfeld des Flughafens Frankfurt/Main

Zusammenstellung der erfassten Daten

Indikator
Wi2 - Veränderung der Anzahl und Struktur Arbeitsloser (SGB II)

1 2 3 4 5 6 7 8

Darmstadt 06411000 99999 5,76% 2,28% 8,53% 5,51% 20,90%
Offenbach 06413000 99999 7,59% 2,43% 9,32% 7,70% 34,60%
Kelsterbach 06433007 99999 4,33% 2,05% 7,11% 3,88% 13,28%
Raunheim 06433010 99999 5,36% 2,07% 7,47% 5,33% 17,76%
Flörsheim 06436004 99999 3,64% 0,49% 6,34% 3,56% 23,24%
Mainz 07315000 99999 4,35% 1,42% 7,20% 4,11% 17,54%

Gemeinde-
name

Gemeinde-
schlüssel
(8-stellig)

Zusatz-ID
(5-stellig)

Nicht erw. 
Hilfebed. (SGB 

II)/ EW <15 
Jahre

Arbeitslose 25-
55 Jahre / EW 
16-65 Jahre

Ausl. 
Arbeitslose/ nicht-

deutsche EW

Arbeitslos>1Jahr 
/ EW <65

Arbeitslose insg. 
/ EW <65
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Pilotphase Sozialmonitoring 
im Umfeld des Flughafens Frankfurt/Main

Zusammenstellung der erfassten Daten

Indikator
Wi4 - Veränderung der Kaufkraftzahlen

1 2 3 4

Gemeinde-name
Gemeinde-
schlüssel
(8-stellig)

Zusatz-ID
(5-stellig)

Kaufkraft 
je Einwohner als 

Index**
Darmstadt-Mitte 06411000 64283 108,7
DA-Bessungen 06411000 64285 114,8
Darmstadt-64287 06411000 64287 119,7
DA-Kranichstein 06411000 64289 108,3
DA-Wixhausen,-Arheilgen 06411000 64291 115,8
Darmstadt-64293 06411000 64293 111,2
Darmstadt-64295 06411000 64295 110,0
DA-Eberstadt 06411000 64297 117,2
Offenbach-63065 06413000 63065 95,1
Offenbach-63067 06413000 63067 96,7
OF-Lauterborn 06413000 63069 100,8
Offenbach-63071 06413000 63071 98,3
OF-Bieber 06413000 63073 102,4
OF-Rumpenh.,-Bürgel,-Waldh. 06413000 63075 103,0
Kelsterbach 06433007 65451 106,1
Raunheim 06433010 65479 100,6
Flörsheim 06436004 65439 120,9
Mainz-55116 07315000 55116 111,9
Mainz-55118 07315000 55118 106,0
MZ-Mombach 07315000 55120 110,8
Mainz-55122 07315000 55122 111,5
Mainz-55124 07315000 55124 116,0
MZ-Finthen,-Layenhof 07315000 55126 117,5
MZ-Drais,-Lerchenb.,-Marienb. 07315000 55127 118,9
MZ-Bretzenheim 07315000 55128 114,8
MZ-Hechtshm.,-Ebershm. 07315000 55129 117,7
MZ-Weisenau,-Laubenhm. 07315000 55130 116,0
Mainz-55131 07315000 55131 113,7
Deutschland Deutschland -/- 100,0
* Stichtag 1.1.2007 / ** gemessen am Bundesdurchschnitt © GfK
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Pilotphase Sozialmonitoring 
im Umfeld des Flughafens Frankfurt/Main

Zusammenstellung der erfassten Daten

absolut
in % der 
Schüler absolut

in % der 
Schüler

Gesamt 5.233 876 16,7% -- --
unter 50 dB(A) 247 24 9,7% -- --
gesamt 1.490 260 17,4% -- --
50-55 dB(A) 822 184 22,4% -- --
55-60 dB(A) 421 52 12,4% -- --
>60dB (A) -- -- -- -- --

Gesamt 4.410 1.708 38,7% 1.726 39,1%
unter 50 dB(A) 522 251 48,1% 257 49,2%
gesamt 4.194 1.657 39,5% 1.675 39,9%
50-55 dB(A) 1.988 703 35,4% 715 36,0%
55-60 dB(A) 1.900 754 39,7% 754 0
>60dB (A) -- --

Gesamt 529 194 36,7% -- --
unter 50 dB(A) 148 52 35,1% -- --
gesamt 381 142 37,3% -- --
50-55 dB(A) 381 142 37,3% -- --
55-60 dB(A) -- -- -- -- --
>60dB (A) -- -- -- -- --

Gesamt 691 226 32,7% 492 71,2%
unter 50 dB(A) -- -- -- -- --
gesamt 691 226 32,7% 492 71,2%
50-55 dB(A) -- -- -- -- --
55-60 dB(A) -- -- -- -- --
>60dB (A) 691 226 32,7% 492 71,2%

Gesamt 846 99 11,7% -- --
unter 50 dB(A) -- -- -- -- --
gesamt 846 99 -- --
50-55 dB(A) -- -- -- -- --
55-60 dB(A) 718 95 13,2% -- --
>60dB (A) 128 4 3,1% -- --

Gesamt 6.705 1.486 22,2% 1.690 25,2%
unter 50 dB(A) 2.273 387 17,0% 448 19,7%
gesamt 4.938 1.227 24,8% 1.419 28,7%
50-55 dB(A) 3.913 1.002 25,6% 1.118 28,6%
55-60 dB(A) 519 97 18,7% 124 23,9%
>60dB (A) -- -- -- -- --

Gesamt 18.414 4.589 24,9% -- --
unter 50 dB(A) 6.411 1.079 16,8% -- --
gesamt 8.346 1.954 23,4% -- --
50-55 dB(A) 5.116 1.328 26,0% -- --
55-60 dB(A) 1.658 244 14,7% -- --
>60dB (A) 819 230 28,1% -- --

Herkunftssprache nicht-deutschSchüler 
Gesamt

nicht-deutsch

Flörsheim

Raunheim

Darmstadt

Offenbach

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

B01 - Grundschüler nach 
Lärmklassen

Gesamt

Kelsterbach

Mainz

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

Lärmbel. 
Gebiete

193



Pilotphase Sozialmonitoring 
im Umfeld des Flughafens Frankfurt/Main

Zusammenstellung der erfassten Daten

1 2 3 4 5 6 7 8

06411000 10000 4,36% 2,05% 0,73% 0,68% 1,45% 2,05%
06411000 20000 6,26% 1,98% 1,08% 1,05% 2,78% 4,35%
06411000 30000 6,74% 2,26% 0,53% 0,90% 0,75% 2,26%
06411000 40000 6,78% 0,49% 0,19% 0,00% 1,21% 2,46%
06411000 50000 3,84% 1,44% 1,57% 0,29% 0,94% 0,29%
06411000 60000 4,24% 0,30% 0,24% 0,00% 0,12% 0,00%
06411000 70000 6,93% 1,90% 1,17% 0,95% 0,33% 0,19%
06411000 80000 5,39% 0,75% 0,39% 0,75% 0,00% 0,00%
06411000 90000 4,26% 1,86% 0,44% 0,46% 2,87% 1,86%
06433007 10000 10,34% 16,67% 2,30% 0,00% 6,90% 33,33%
06433007 30000 3,44% 1,97% 0,00% 0,00% 4,02% 16,26%
06433007 50000 7,34% 10,71% 1,83% 1,79% 5,50% 23,21%
06433010 20000 13,85% 7,51% 7,98% 10,40% 8,22% 19,08%
06436004 10000 7,71% 0,00% 2,20% 0,00% 0,00% 0,00%
06436004 30000 9,61% 0,00% 2,29% 0,00% 0,00% 0,00%
06436004 50000 5,66% 0,00% 4,40% 0,00% 0,00% 0,00%
06436004 60000 6,92% 0,00% 4,30% 0,00% 0,00% 0,00%

Indikator

Gemeinde-
schlüssel
(8-stellig)

Zusatz-ID
(5-stellig)

B02 a) Veränderung der Anzahl der Übergänge von der 4. Klasse in die 5. Klasse

Übergänge in 
Gesamt-schulen / 

EW 6-15 Jahre

Üg nicht-deutsche in 
Gesamtsch. / EW 

m. Mig.-hintergrund 
6-15 Jahren 

Üg nicht-deutsche in 
Realsch. / EW m. 

Mig.-hintergrund 6-
15 Jahren 

Übergänge in 
Gymnasien / EW 6-

15 Jahre

Üg. nicht-deutsche 
in Gym. / EW m. 

Mig.-hintergrund 6-
15 Jahre

Übergänge in 
Realschulen / EW 6-

15 Jahre
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Pilotphase Sozialmonitoring 
im Umfeld des Flughafens Frankfurt/Main

Zusammenstellung der erfassten Daten

1 2 3 4 5 6 7 8

Indikator

Gemeinde-
schlüssel
(8-stellig)

Zusatz-ID
(5-stellig)

B02 a) Veränderung der Anzahl der Übergänge von der 4. Klasse in die 5. Klasse

Übergänge in 
Gesamt-schulen / 

EW 6-15 Jahre

Üg nicht-deutsche in 
Gesamtsch. / EW 

m. Mig.-hintergrund 
6-15 Jahren 

Üg nicht-deutsche in 
Realsch. / EW m. 

Mig.-hintergrund 6-
15 Jahren 

Übergänge in 
Gymnasien / EW 6-

15 Jahre

Üg. nicht-deutsche 
in Gym. / EW m. 

Mig.-hintergrund 6-
15 Jahre

Übergänge in 
Realschulen / EW 6-

15 Jahre

07315000 15000 9,79% 3,55% 2,37% 1,64% 1,63% 0,27%
07315000 16000 2,61% 1,64% 1,69% 2,26% 1,11% 1,34%
07315000 24000 7,39% 1,90% 1,40% 0,76% 1,32% 1,33%
07315000 25000 6,47% 2,76% 1,64% 0,97% 0,62% 0,16%
07315000 31000 2,30% 0,89% 1,97% 1,93% 0,74% 0,59%
07315000 41000 6,45% 1,05% 1,64% 1,80% 1,18% 0,45%
07315000 42000 4,12% 1,48% 1,30% 1,11% 1,16% 0,56%
07315000 51000 3,23% 0,67% 0,85% 1,17% 1,22% 2,17%
07315000 52000 3,28% 0,88% 2,19% 4,42% 0,73% 0,88%
07315000 53000 3,58% 0,68% 2,33% 1,36% 0,72% 0,34%
07315000 54000 9,29% 2,08% 0,96% 2,08% 0,64% 0,00%
07315000 61000 3,75% 1,12% 0,48% 0,90% 0,89% 0,90%
07315000 62000 7,28% 0,52% 1,37% 1,03% 0,61% 1,03%
07315000 71000 9,20% 4,09% 1,65% 2,72% 1,89% 0,54%
07315000 72000 6,47% 3,38% 0,12% 0,00% 0,60% 0,00%
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Pilotphase Sozialmonitoring 
im Umfeld des Flughafens Frankfurt/Main

Zusammenstellung der erfassten Daten

absolut
in % 
der Üg. absolut

in % 
der Üg.

Gesamt 1108 170 15,3% 666 60,1% 59 8,9%
unter 50 dB(A) 867 132 15,2% 536 61,8% 46 8,6%
gesamt 645 113 17,5% 354 54,9% 34 9,6%
50-55 dB(A) 241 38 15,8% 130 53,9% 13 10,0%
55-60 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
>60dB (A) -- -- -- -- -- -- --

Gesamt
unter 50 dB(A)
gesamt
50-55 dB(A)
55-60 dB(A)
>60dB (A)

Gesamt 134 74 55,2% 35 26,1% 14 40,0%
unter 50 dB(A) 26 12 46,2% 9 34,6% 4 44,4%
gesamt 108 62 57,4% 26 24,1% 10 38,5%
50-55 dB(A) 108 62 57,4% 26 24,1% 10 38,5%
55-60 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
>60dB (A) -- -- -- -- -- -- --

Gesamt 161 64 39,8% 59 36,6% 13 22,0%
unter 50 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
gesamt 161 64 39,8% 59 36,6% 13 22,0%
50-55 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
55-60 dB(A) -- -- -- -- -- -- --
>60dB (A) 161 64 39,8% 59 36,6% 13 22,0%

Gesamt 209 124 59,3%
unter 50 dB(A) -- -- --
gesamt 209 124 59,3%
50-55 dB(A) -- -- --
55-60 dB(A) 175 106 60,6%
>60dB (A) 64 18 28,1%

Gesamt 1631 412 25,3% 849 52,1% 114 13,4%
unter 50 dB(A) 577 98 17,0% 343 59,4% 34 9,9%
gesamt 1193 346 29,0% 589 49,4% 97 16,5%
50-55 dB(A) 920 281 30,5% 428 46,5% 65 15,2%
55-60 dB(A) 134 33 24,6% 78 58,2% 15 19,2%
>60dB (A) -- -- -- -- -- -- --

Gesamt 3243 1733 53,4% 200 11,5%
unter 50 dB(A) 1470 888 60,4% 84 9,5%
gesamt 2316 1152 49,7% 154 13,4%
50-55 dB(A) 1269 584 46,0% 88 15,1%
55-60 dB(A) 309 184 59,5% 15 8,2%
>60dB (A) 195 77 39,5% 13 16,9%

nicht-deutschÜg. 
4./5.Klasse  
nach 
Gymnasien

B02a - Übergängen 4./5. Klasse 
(Abflussprinzip) nach Lärmklassen

Lärmbel. 
Gebiete

in % an 
Gesamt-
Üg.

Raunheim

Lärmbel. 
Gebiete

Darmstadt

Lärmbel. 
Gebiete

Offenbach

Lärmbel. 
Gebiete

Gesamt

(ohne Offenbach und 
tw. Flörsheim)

Lärmbel. 
Gebiete

Übergänge 
4./5.Klasse  
Gesamt

nicht-deutsch

Flörsheim

Lärmbel. 
Gebiete

Mainz

Lärmbel. 
Gebiete

Kelsterbach
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Pilotphase Sozialmonitoring 
im Umfeld des Flughafens Frankfurt/Main

Zusammenstellung der erfassten Daten

Indikator
S02 – Veränderung der Anzahl der Personen mit Sozialhilfe (SGB XII)

1 2 3 4 5 6 7 8

Darmstadt 06411000 99999 2,32% 3,27% 0,96% -- 1,75%
Offenbach 06413000 99999 2,84% 4,39% 2,03% -- 1,80%
Kelsterbach 06433007 99999 1,04% -- 1,68% -- 0,72%
Raunheim 06433010 99999 0,96% -- 1,23% -- 0,54%
Flörsheim 06436004 99999 1,17% -- 1,39% -- 1,60%
Mainz 07315000 99999 1,84% 2,71% 1,17% -- 1,99%

Gemeinde-
name

Empf. SGB 
XII 3-9 / 
Einwohner < 
15 Jahren

Empf. SGB 
XII 3,5-9 / 
Einwohner < 
15 Jahren

Ausl. Empf. 
SGB XII 3,5-

9 / Einw. 
nicht-

deutsch

Gemeinde-
schlüssel
(8-stellig)

Zusatz-ID
(5-stellig)

Empf. SGB 
XII 3,5-9
/ Bev. 

insgesamt

Empf. SGB 
XII 3-9
/ Bev. 

insgesamt
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Anhang 4: 
Versandunterlagen 

Wanderungsmotivbefragung 
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 201

Anschreiben (Beispiel: Darmstadt Zuzug) 
 

 



 202

Nachfassanschreiben (Beispiel: Kelsterbach Wegzug) 
 

 



 203

Oberbürgermeister-Begleitschreiben Darmstadt 
 

 



 204

Oberbürgermeister-Begleitschreiben Flörsheim 
 

 
 



 205

Oberbürgermeister-Begleitschreiben Kelsterbach 
 

 



 206

Oberbürgermeister-Begleitschreiben Mainz 
 

 



 207

Oberbürgermeister-Begleitschreiben Offenbach 
 

 



 208

Oberbürgermeister-Begleitschreiben Raunheim 
 

 



 209

Merkblatt zum Fragebogen (Beispiel: Mainz Wegzug) 
 

 



 210

Zuzugsfragebogen (Beispiel: Mainz) 
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Wegzugsfragebogen (Beispiel: Offenbach) 
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